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Das Net dev Heberfeßung tit vorbehalten. 


Gorwort. 


Zwifchen Ende 1861 und Anfang 1564 Tieß ich in Den 
„Deutichen Sahrbüchern“ eine Neihe von Beiträgen zur Gejchichte 
de3 Berfafjungslebens in Preußen ericheinen. Die heftigen Be- 
wegungen des Berfafjungsconflicts zogen mich allmählich von ver 
Betrachtungsweije ab, welche für die beabfichtigte wiljenjchaftliche 
Sichtung des Stoffes mir zuträglich jchten. Unter der Ungunit 
derjelben Berhältniffe unterlagen die „Deutichen Sahrbücer “, 
und in ihnen wurde mir der einzige gewohnte Ort meiner Vers 
öffentlichungen entzogen. So brach meine literarische Thätigfeit 
im Sahre 1864 ab. Kurz darauf wurde ich in das preußilche 
Abgeordnetenhaus gewählt, und unter der Lajt der parlamen= 
tarischen Aufgaben famen mic die früheren literarischen Arbeiten 
ganz aus dem Sinn, bis ich vor einiger Zeit von befreundeter 
Seite wiederholt angegangen wurde, jene Beiträge gefammelt 
herauszugeben. Als ich Diejelben, zum Zwede der Prüfung, 
endlich wieder durchlas, nahm ich zu meiner eigenen Gemug- 
ihuung wahr, daß ich jebt, neun bis zwölf Jahre nach den ein- 
zelnen Daten der Veröffentlichung, von dem Inhalt nichts zurück 
zunehmen und an der Darjtellung nichts Wejentliches einzuichränfen 
hatte. Auch jchienen mir die behandelten Gegenjtände noch der 
Beachtung werth. Die Errichtung des Deutjchen Neiches ver 
mindert nicht, fondern erhöht eher noch das Antereife für die 
Entwicelung des Verfaffungslebens in dem Staate, welcher inner- 
halb des Reiches als leitende Kraft zu wirken berufen ift. Für 
Preußen aber lohnt es fich zu beobachten, wie viel von den Auf- 
gaben, mit denen meine Darftellungen fich bechäftigen, jeitvem 
gelöft worden, wie die theihweile Löjung erfolgt, was von dev 
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Sufunft noch zu fordern und zu erwarten ift. Es lohnt ferner 
zu beobachten, wie die politische Culturentwiekeling in Preußen 
von dem Geifte der deutjchen Politif zwar ergriffen, doch in 
ihrem Zulammenhange nicht unterbrochen wird. Der Umftand, 
daß die verhältnigmäßig lange, überdies an Ereigniffen und Um 
geftaltungen ungewöhnlich veiche Zwifchenzeit vor meiner eigenen 
PBrifung die friiheren Darjtellungen nicht unbrauchbar gemacht 
hat, läßt mir die gefammelte Herausgabe derfelben nicht unge- 
jtattet erjcheinen. 

Natürlich habe ich die einzelnen Beiträge einer forgfältigen 
Durchficht unterworfen. Der innere Zufammenhang war von 
Haufe aus vorhanden, doch mußte ich jebt die Neihenfolge jo 
umorodnen, daß das Näherverwandte auch räumlich näher an- 
einander richt. Einige Abänderungen im vorgetragenen Stoffe 
waren unvermeidlich, aber ich Habe fie in feinem weiten Umfange 
und mur da vorgenommen, wo fie durch den Ablauf der Zeit 
des Berftändniffes wegen geboten waren. ALS erheblichjtes Bei- 
jptel erwähne ich die eingejchaltete Abhandlung unter der Leber: 
Ichrift: „Mnrfang und Ende der neuen Mera“ (Nr, II, ©. 159 
bis 175). Während ich im Jahre 1865 die in der Neihenfolge 
jeßt unmittelbar vorangehende Abhandlung „Die Negentichaft“ 
niederjchried, genügte ein einleitendes Kapitel, welches das Schic- 
jal der neuen era in allgemeinen Zügen andeutete, da ich die 
genane Erinnerung der Ihatjfachen vorausjegen durfte. Heute 
mußte ich, um allgemein verftändlich zu fein, den geiftigen Inhalt 
des Zeitabjchnittes an eine furze Skizze der Ereignilfe anlehnen. 
Sn anderen Beiträgen mußte ich, was ausjchließlich der Stint- 
mung des Tages entjprungen oder angepaßt war, weglafjen 
oder pafiend erjegen. Doch habe ich nirgends den Suhalt ver- 
ändert und in der Form war ich bedacht, den Gejfammtton nicht 
zu beeinträchtigen, im welchem die Abhandlungen urjprünglich 
abgefaßt worden find. Deshalb glaube ich mich zu dem An- 
ipruch berechtigt, daß die Arbeiten, welche ich Durch die Heranz- 
gabe im Ganzen aufs neue beftätige, dennoch als die Arbeiten 
der früheren Jahre beurtheilt werden. 

Berlin, den 1. December 1875. 

Edunrd Lasker. 
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Wie ift die Berfaffung in hpeien band worden ? 

1. Von der Revifion der Berfafjung bis zur Kaas der 
Erften Kammer 

2. Bon der Neubildung der Exften ame bis‘ zur Eitfäffug 
des Minifteriums Manteuffel-Wejtphalen Ban 

Die Regentjchaft . I 

Anfang und Ende der neuen Neva 

Polizeigewalt und Nehtsihus in Preußen . 

Das Herrenhaus . 

1. Eine Antwort an Graf Amim- Sbenhucg 

2. Das Finanzrecht des Herrenhaufes 

Die Krifis in Preußen . 

Fragen des. Staatsrehts. 

1. Berfaffungsreht und Berfaffungsftreit . i 

2. Falt die Auflöfung des Abgeordnetenhanjes a be Ier- 
antwortlichfeit der Minijter? 

3. Die Finanzvorfchriften der en Berfflngsuntunde 

4, Die Rentenconverfion 

5. Was gejchieht, wenn das Etatögefeb a zur Serbanung 
gelangt ? \- r 

6. Königliches und Saramentauiides een i 

Der König in dev Verfaffung 


Wie it die Verfoffung in Preußen gehandhabt 
worden? 


(1861.) 


Saster, Zur Verfaffungsgeichichte. | 


1. Bon der Nevifion der Verfafjung bis zur Neubildung der 
Grijten Kanımer, 


MW iderwillige Hände haben die Verfaffung entworfen, wider- 
willige Hände haben an ihrer Vollendung geholfen, umd an vielen 
Punkten ift ihr diefes Gepräge der Entftehung aufgedrüdt. Wid)- 
tige ausführende Gefete, ohne welche das Werf nicht als abge- 
ichloffen hätte betrachtet werden jollen, wurden einer ungewiljen 
Zufunft vorbehalten. Einzelne Widerfprüche wırden ohne genügende 
Aufklärung eingeftrent. Die Staatsgewalten find abgegrenzt, aber 
die Grenzen ungefchüßt. Keine Bürgschaften gegen Eingriffe; feine 
Mittel, die zugeficherten Rechte zu wahren. Die Cinfhränfung 
der vollziehenden Gewalt erhielt ihren einzigen Stütpunkt 
an der Verantwortlichleit der Mintifter. Dieje joll den 
weiten Umfang minifterieller Befugniffe, die Macht der Beamten, 
die Unverleglichfeit des Königs deden. Sie foll dem von jedem 
Gefeße unabhängigen Souverän einen unabweichlich verfaffungs 
mäßigen Nath fihern; fie joll die gefetsgebenden Gewalten unter 
einander und die Gefetgebung mit der vollziehenden Gewalt in 
Einklang erhalten. Aus ihr allein ift dev Satz entjprungen, daß 
feine fünigliche Anordnung ohne Gegenzeihnung eines Neinifters 
wirkfan werden fanıı. Aber die Berantwortlichfeit ft mm als Griumd- 
fa anerfannt, für ihre Anwendung fehlen die Borjchriften, Die 
einzelnen Arten der Verbrechen, welche aus diefer Verantwortlich) 
feit al3 möglich fich ergeben, das Maß der Strafen, die Korm des 
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Berfahrens find nicht feftgeftelit. Das Wichtigjte follte in einem 
befonderen Gefeße nachgeholt werden, und doch war nichts leichter 
als die Abfaffung eines folchen Gefetses mit mindeftens einjtweili- 
ger Wirkfamfeit. Statt dejjen wurde die Heine Weihe gefpart und 
das Wefen der conftitutionellen Bürgfchaft preisgegeben. Das 
Stenerbewilligungsreht erlitt eine empfindliche Einbuße da- 
durch, dag der Etat der ordentlichen Einnahmen verewigt und don 
dem Willen der Kammern unabhängig gemacht wurde. Kine eit- 
mal bewilligte Stener wird forterhoben, bis fie durch Gefe, d. h. 
mit Zuftinmung dev Megterung befeitigt wird; objchon die ge- 
ichichtlihe Erfahrung den ummmftöglichen Beweis geliefert hat, daß 
die Einnahmequellen ebenfo jchr wie die Ausgaben der fortlaufenden 
Sontrole der Vollsvertretung bedürfen; obfehon die jährliche Feft- 
feung des Etats durd) ein Gejeß mit dem Nechte, die einmal be- 
willigten Steuern jelbit gegen den Willen der Kammern zu er- 
heben, im grellften Widerfpruche jteht, und, in dem Falle eines Con- 
flictes, die Negierung deutlich genug auf einen verfaffungswidrigen 
Verbrauch der Einnahmen Hinweift. Der Erlafß einfeitiger 
Berordnungen mit Gefeßesfraft wınde für gewiffe dringende 
Fälle gejtattet, und doch hatten diefelben Männer, welche damals 
die Negterung bildeten, zahlreiche Beifpiele gegeben, in welchen 
Umfange fie die Detvoyiringsbefugnig auszubenten wußten und 
pie wenig fie um die Bedingung der dringenden Noth fich fimmer- 
ten. Selbjt ein Wahlgefeß war oetroyirt worden. Nach der Heu- 
tigen Berfaffung fanıı der eimjeitige Erlaß eines neuen Wahlge- 
jetses jich jeden Tag wiederholen und unjer gefammtes Verfaffungs- 
(eben in Frage jtellen, ohne daß diefer Gewaltact den Schein des 
Staatsftreihes und der Berfaffungsverlesung trüge. Und wodurd) 
joll der Misbraud) der Detroyirungsbefugnig verhütet werden? 
Durch die Verantwortlichfeit des Gefanmtitaatsminifteriums, welche 
bis heute noch unwirkfam ift, und durch die Genehmigung der Nammern, 
welchen die mit Gefetesfraft ausgeftattete Meafregel bei ihren 
nächten Zufammentritt vorzulegen ift. Aber was gefchieht, wenn 
die Kammern die Genehmigung nicht ertheilen? Das ift in der 
Berfaffung nicht ausdrücklich beftimmt und fan eintretendenfalls 
zum Gegenjtand eines ftaatsrechtlichen Streitfalles gemacht werden, 
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über welchen wiederum die Regierung zur einzigen und endgültigen 
Nichterin ji aufwerfen würde Einen Nüchalt für diefes unbe- 
Ichränfte Nichteramt und die Geltung ihrer noch fo willfürlichen 
Entjcheidung findet die Negierung in den, Art. 106 der Ber- 
faffung, welcher die Verbindlichkeit der Gejege und Berordnungen 
von dem Abdruc in der Gejeßfammmlung abhängig macht, und 
die Prüfung der NKechtsgültigkeit füniglicher Verordnungen, welche 
in der Gefeßfammlung abgedrucdt find, den Gerichten und übri- 
gen Behörden des Yandes entzieht md allein den Kammern geftattet. 
Bricht einmal ein Zwiefpalt zwifchen den Kammern und der Ke- 
gierung aus, jo fchneidet die Verfaffung dem Nechtsbewußtfein des 
Volkes und den Drganen der Nehtsibung jeden Einfluß ab; fie 
verlegt den Schwerpunft der Entfcheidung in den Kampf zwifchen 
Kammern und Regierung, jtattet diefe aber mit der Uebermacht 
des Befitjtandes aus. Denn mit geficherten Cimahmen, mit der 
Befugniß, Verordnungen mit Gefeßeskraft zu erlaffen, die Kammern, 
jo oft es nothwendig jcheint, aufzulöfen und dadurch einen Noth- 
itand herbeizuführen, welcher die Detroyirung von Gefeten gebietet, 
mit der DBerfügung über Gerichte und Behörden, welche unter 
Beobachtung einiger leicht erfüllbarer FBormen zur unbedingten 
. Dienftwilligfeit verpflichtet werden fünnen, läßt fich eine lange Zeit 
bequem regieren; vielleicht bequemer, als mit einer Volfsvertretung, 
welche mit der zeitigen Negterung in Widerfpruc gerathen ift und 
über ihre echte eiferfüchtig wacht. Der Bolfsvertretung aber 
würden nur Protefte und Berwahrungen als die einzigen gejeß- 
lichen Mittel zu Gebote ftehen. Und geht dennoch die Berfaflung 
aus einen folchen mit umngleichen Meitteln geführten Kampfe jieg- 
veich hervor, fo hat fein Meitglied der Negterung, fein hülfveicher 
Beamter einen erheblichen Nachtheil zu fürchten. Der Beamte hat 
im unbedingten Gehorfan num feine, mit dem auf die Berfaffung 
geleifteten Eide wohl vereinbare Pflicht erfüllt‘, und die Minifter 
bleiben jtraflos, weil Strafen nur in Gemäßheit des Gefetes ver 
hängt werden fünnen und auf einen derartigen Miisbrauch dev 
Kegierungsbefugniffe Feine Strafe augedroht if. 

Der Nachweis diefer Fundamentalfehler macht es überflüilig, 
an diefem Drte die Schäden im einzelnen der Ausführung geordnet 
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vorzutvagen. Wo die Jundamente jo fchwanken, ift ver ganze Bau 
in fteter und dringender Gefahr. 

Die Größe der Gefahr fonnte den Nevidenten der Bahre 1349 und 
1350 unmöglich entgehegt; Ste ift ihnen nicht entgangen. Aber die Neiz 
gungen derjenigen, welche mit zu vathen hatten, waren verjchieden. 
Einige führten die Gefahr abfichtlich Herbei, andere LieRen fich diejelbe 
gefallen. Noch andere Leifteten nur geringen Widerftand; ein Theil, 
weil er feiner Nat mac) eines wirkfamen Widerftandes unfähig 
war; em anderer Theil, weil er die Verantwortlichfeit einer ver- 
eitelten Vereinbarung nicht auf fih nehmen gewollt. Die erite 
Kaffe hatte fih zur hartnäcigen Wehr geftellt und die Drohung 
durcchhören Laffen: Entweder nad unferm Herzenswunfch, oder 
fein VBerfaffungsabfhluß. Die Partei, aus welcher diefe lajfe fich 
refrutivte, vühmt fi noch Heute der Errungenfchaften: Keine Mini- 
jterverantwortlichkeit, feine Stenerverweigerung, ımd ihre fchlecht 
verhehlte Abneigung gegen jeden Einfluß einer Volisveriretung leidet 
jte in das Sichwort: fein parlamentarifches Regiment; ein Felde 
gefchrei für Mitverfchworene und Umwifjende, dejjen wahre, ver- 
falfungsfeindliche Bedeutung nur völlig unerfahrenen and gefchichts- 
untumdigen Berfaffungsfrennden unverftändlich bleiben fan. Diefer 
Partei war es bei der Kevifion der vetroyirten Berfaffung num 
darum zu thum, die Bürgfchaften gegen Wilffüv zu entfernen und 
die Berfaffung felbjt widerjtandslos gegen folche „Berbefferungen“ 
zu machen, wie fie dieielben von der Zufunft evwartete und fpäter 
wirklich erlangt hat. Damals vertröftete fie fich, weil ihr die Zeit 
noch nicht gekommen jchien, im welcher fie ihre wahren Neigungen 
und Endziele offen darlegen durfte, und weil feierliche Verfprechen, 
an denen einzelne hevvorragende Perfönlichkeiten aus ihrer Mitte 
theilhatten, noch zu frisch im Andenken waren, um offen wider- 
rufen oder verleugnet zu werden. ntgegengefekt dachten, die cs 
mit dev Berfaffung und der wirklichen Herbeiführung beruhigter 
Zujtände chrlich meinten. Selbjt in der Schlußredaction bot ihnen 
die Berfaffung einen gefunden Stern für eine zukünftige Entwices 
fung. Sie Hofften von der Zufunft, was von den fturmerregten 
Yeidenjchaften der Gegenwart ihnen nicht zu erlangen fehien. Ein 
längeres Dinzichen des einftweiligen Zuftandes war ihren Be: 
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jtrebungen nachtheilig. Deder verjtreichende Tag legte die Abfpan- 
nung und Theilmahmslofigkeit des Bolfes Harer dar, brachte ihren 
Gegnern neuen Anhang und friichen Muth, welcher zu fteigender 
Kücfichtslofigfeit führte. Die Gegenwart war den NRücdjchritts- 
männern noch nicht ganz veif, ven VBerfaffungsfreunden nicht geeig- 
net zum andauernden Kampfe; von der Zufunft verfprach fich 
jeder, was ev wünfchte, und jo entjtand ein Compromiß, welchem 
unfere Berfaffung den äußern Abjcehluß verdankt. Aber eben um 
deswillen ift fie innerlich unvollfommen und unvollendet geblieben; 
unvolfommen in ihren mangelnden Bürgfichaften, unvollendet 
in ihren teten Berwetfungen auf zu erlaffende Specialgejeße. Bei 
alledem hat vieles Bortreffliche jeinen Ausdrucd, vieles Zeitgemäße 
jeine Anerkennung in der Berfaflung gefunden, und die Berfafjungs- 
freunde rühmten fich mit einem Anjchein von echt, daR das Werf, 
troß feiner mannichfahen Mängel, im ganzen den Stempel eines 
neuen, zeitgemäßen Staatsrechtes an fich trüge und eine günftige 
Entwidelung verhieße. um tiefer blidende Staatsmänner ev- 
fannten feine Unzulänglichfeit und feine dur und durch hülflofe 
Scheimmatur. Während das wahre Wefen einer Verfaffung im 
ihrer zwingenden Weacht Liegt, welche die widerjtrebende Willkür 
einzelner jich unterwürftg macht und die Nüclehr zu-alten über- 
(ebten Zeiten abjchneidet, verlegte die preußifche Verfalfung den 
Schwerpunkt in die Perjonenfrage Ihr Schidjal hing von 
dem Charakter, ja von dem Belieben der Männer ab, welchen die 
Ausführung für die nächjte Zeit anvertraut wide. Eine wohl- 
wollende Regierung hätte das Gegebene befejtigen, das Fehlende 
ergänzen können; eine miswollende Negierung hat cs vermocht, 
ohne Staatsftreich, ohne weithin auffallende große Meahregeln die 
Verwaltung in die alte Drdmung zurüczuführen, der Berfaffung 
jeden praktifchen Einfluß auf das Yeben abzufchneiden und die 
leitenden Gedanken der alten Zeit mit dem Anfchen von Gejeten 
zu umgeben. Das Unglück Preußens, oder ich will Lieber jagen 
das Unglück der Zeitgenojlen war, das die Ausführung der Ver 
faffung im dem erften Heitabjchnitte nad) ihrer Entitehung in noch 
Ichlimmere Hände gevieth als diejenigen, welche bei ihrem äußeren 
Abjchluffe jo überthätig gewejen waren, 
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Während die Verfaffung große a: als mühjanı ev- 
rıngene Erfemmtniß eines durch mehrere Menfchenalter geführten 
Kampfes Kar umd deutlich verfündet hat, während fie Keime eines 
nenen Yebens in fich bergen follte, während die Herjtellung eines 
gleihmäßigen, mit den ausgefprochenen Grumndjäten vereinbaren 
Staatsrechtes vorbehalten, die zur Ergänzung nothiwendigen Gefeße 
benannt, ihr baldiger Exlaß verfprochen, ihre Grundzüge vorges 
zeichnet worden find, fehen wir in dem Hinter uns liegenden zehn- 
jährigen Verfaffungsteben überall Hemmung und Zerjtörung. Seder 
in die Verfaffung eingeltrente Widerjpruch forgfältig ausgebildet 
und zu prineipiellen Gegenfäßen erweitert; neue Wideriprüche eitts 
geführt; die vorbehaltenen Gefeße im einem fehlimmen, zweidentigen 
Geiste abgefaßt oder gänzlich unterlaffen; an den flaven Berfaffungs- 
beftimmungen gemäfelt und gehandelt; das alte Staatsrecht gegen 
das neue in den Kampf geführt und immer der Sieg auf derfelben 
Seite. Kaum war die Berfaifung im Sahre 1850 abgejchloffen 
und Dbejhworen, fo zeigte fich, worauf die Partei gezählt, welche, 
jedem Fortjchritte abgeneigt, auf Privilegien und ungebührlichen 
Einfluß verjejfen, dennoch um des VBergleiches willen die vielen er- 
leuchteten Beitimmungen beftehen ließ. Sie fannte die Männer 
im Befite der Staatsgewalt und vechnete im voraus auf die Stärke 
des Angriffes und den geringen Widerjtand, welchen die fo fchlecht 
verbürgte Berfaffung würde leijten fünnen. Die Regierung er: 
füllte mr zu gut die Erwartungen ihrer Fremde. Sie fing fofort 
den Sturmlauf gegen die Berfaffung an; ob fie Gefete zur Er- 
läuterung einbrachte, ob fie verfprochene Sefege einzubringen unter- 
ließ, ob fie im DVBerwaltungswege in der Yage war die Verfaffung 
umwirffam zu machen, überall zeigte fie einen gleich feindlichen 
Geift. Waren die Kammern zuv Mitwirfung bereit, Tiefen fie fic) 
durc) zweifelhafte Boing abfinden oder tänfchen, fo wurden 
Sejeße gegeben. War die Zuftimmung der Kammern nicht zu ex: 
hoffen, jo jtellten die Meinifter in ihren Verordnungen Grundfäße 
zur Nahahtung auf und fanden willige Beamte. Wer in des 
jelben Geifte noch über die Vorfchriften der Negierung hinausging, 
durfte des Beifalls feiner Vorgefegten gewiß fein; einen ftrengen, 
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auf feine Stellung fchädlich vüchwirfenden Tadel wegen Verfaffungs- 
verletung hatte fein Beamter zu fürchten. 

In Privatgeiprächhen und Zeitungsartifeln witelte die Partei 
gern über die „Löfchpapierene Vorjehung”. Denfelben Standpunkt 
durfte die Regierung nicht einnehmen; die Verfaffung war einmal 
da, war befchworen, man mußte deshalb in amtlichen Erlaffen fich 
dazu bequemen, von ihr im Ernjt zu reden. Aber man bemühte 
jih, die Berfaffung zur Bedeutung eines gewöhnlichen Gefetes 
hevabzudrücen und mit erheuchelter Loyalität fagte man: die Ver- 
fafjung fünne fein höheres Anfehen beanfpruchen, weil cs fein 
höheres Anfehen als das des Gefees gebe. - Bei der höchiten 
Achtung vor den Gefetße würde diefer Gedanfe eine iwrige Auf- 
faffung, einen bejchränften Geftchtspunft und eine fchlechte Würdi- 
gung gefchichtliher Hauptabfchnitte im Bölferleben darthun. Wie 
die geichichtlihe Entwicelung und die innere Idee, jo fen: 
zeichnete auch das gefchriebene Gefeß die hervorragende Bedeu 
tung der Verfaffung vor allen übrigen Yandesgejeten. Denn eben 
dazu dient die feierliche Berfindung einer Berfafiung, damit fie 
für den öffentlichen Zuftand ein ficherer Wegweifer, für jedes Gefer 
ein Prüfftein jet, damit ‘jedes Gefeß als ausgeichteden betrachtet 
werde, welches mit ihr nicht vereinigt werden fanıı. Deshalb wird 
in dem Eide des Königs, der Kammern und der Beamten die 
Berfafjung neben den übrigen Gefetsen befonders erwähnt, damit 
jeder Schwörende ihre befondere Bedeutung erfenne und in allen 
ftaatsrechtlihen Zweifeln zunächit prüfe, wie der Zweifel nad) 
Inhalt der VBerfaffung zu löfen fei. Im diefem Bewußtfein hat 
man bei der Kevifion die Verfimdigungsformel mit dem Sate ge- 


Ichlofjen: 
„Bir verkünden diefelbe als Stantsgeundgefeß, wic 
Folgt.’ 


Die Benennung der Berfaffung als „Staatsgrundgeieh“ 
jollte verkünden, daß fie ein Gefeß von mehr als gewöhnlicher 
Bedeutung und die Quelle unfers öffentlichen Nechtszuftandes zu 
jein bejtimmt ift. Auf diefe befonders erhabene Stellung des 
Staatögrumdgefeges kommt die Verfaffung wiederholt zurücd: im 
Art. 63, daß mm folche Verordnungen oetropirt werden dürfen, 
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welche der VBerfaffung nicht zumwiderlaufen; im Art. 109, welcher 
den älteren Gefeßbüchern, Gefesen und Berordnungen eine erneute 
Sanetion gibt, jedoch) ur fo weit, als fie der Berfaffung nicht 
zuwiderlaufen, jodaß eben num die nicht widerfprechenden älteren 
Sefetse fortgefetste Gültigkeit Haben und ihre Weihe aus dem Staats- 
grumdgefeße herleiten; im Art. 107, welcher für jede Abänderung 
der Berfaffung eine zweimalige Abftimmung in den Kammern mit 
einen Zwifchenraume von mindeftens 21 Tagen erforderlich macht. 
Und e8 verdient hervorgehoben zu werden, daß fowol der Name 
„Staatsgrundgejet‘“ jowie die Einfhränfungen der Art. 65 und 
109 und die zweimalige Abjtimmung des Art. 107 Abänderungen 
der Nevifion gegen den Wortlaut der vetroyirten Verfaffung 
vom 5. December 1848, alfo nicht zufällig entftanden, fondern 
mit DVorbedacht gewählt find. Und mit gutem echt. Ohne 
der gebührenden Achtung vor dem Sefeße in feiner abjtracten Be- 
deutung Abbruch zu thun, muß man zugeftchen, daß viele Gefeße 
dem vorübergehenden Bedürfnig des Tages, einer chnell aufge: 
tauchten Weberzeugung entipringen, ihrer befchränkten Bedeutung 
wegen oft dev Heberzeugung eines geringen Bruchtheiles des Volfes 
ihr Entitehen verdanten ımd Leicht einer entgegengefeßten und ver- 
befferten Anfchauung oder dem wechjelnden Bedinfuig weichen dürfen. 
In der VBerfaffung aber joll jedes Wort die Arucht eines vieljäh- 
rigen Strebens, die gewonnene Veberzengung der Bollsgefammt- 
heit, die Crrimgenfchaft der fortgejchrittenen Civilifation andenten. 
Sie foll deshalb gegen jeden unbedachten Widerfpruch, gegen eine 
nicht veiflich genug erwogene Abänderung gejchüst fein. Es ift 
alfo eine erhenchelte Yoyalttät, wenn ein gleiches Anfehen für alle 
Sefege ud die VBerfaffung proclamirt wird; nicht aus Achtung 
vor dem Gefeke, jondern aus Misachtung gegen die Verfaffung 
md zu vüchaltigen Zwecen haben die Negierungsmänner des 
Sahres 1550 die Yehre des gleichen Anfchens aufgejtellt. Yeider 
haben ste die mit diefer Yehre verbundenen Abfichten nur zu gut 
erreicht. 

Noch Fühner trat Dervr von Weftphalen mit einem zweiten 
Srumdfatse hervor, welchen ev zur praktischen Anwendung brachte 
und empfahl, md welcher gleichfalls, zur Befchädigung unfers 
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Nechtszuftandes, bereitwillige Anerkennung bei den Berwaltungs- 
behörden, einzelmen Abtheilungen des höchiten Gerichtshofes und 
Staatsmännern fand. Er jchied die Berfaffung in gejetesfräftige 
Borfehriften und in allgemeine Grundfäte. Diefe letteren feien 
blos Negeln für die zufünftige Gefetgebung, Haben feine Ge- 
jeßesfraft, namentlich nicht die Aufhebung entgegenftehender äl 
terev Specialgefeße zur Folge. Der erjte aus diefem Xai- 
jonnement Hergeholte und öffentlich ausgeübte Angriff war nicht 
etwa gegen eine Beltimmung gerichtet, welche ihrer Korn nad) 
für ein ledigliches Berfprehen hätte ausgegeben werden fönnen, 
oder welche auf ein zufünftiges Gejeb verweift, fondern gegen ein 
in bündiger Gefeßesform abgefaßtes Gebot. Art. 12 dev Ver- 
faffung jagt: „Der Genuß der bürgerlichen ımd  jtaatsbürger- 
lichen Rechte it unabhängig von dem veligiöfen Belenntniffe. Den 
bürgerlichen und ftaatsbürgerlichen Rechten darf durch die Aus- 
übung der Religionsfveiheit Fein Abbruch gefchehen.” Dagegen 
Herr von Weltphalen in mehrern Neferipten: Dies feren allge- 
meine Grumdfäße, welche nicht die Kraft Haben, ein bejtimmtes 
älteres Recht ohne weiteres aufzuheben; die in früherer Gejeß- 
gebung ausgejprochene, aus dem veligiöfen Glaubensbelenntniffe 
entnommene Bejchränflung in den bürgerlichen und jtaatsbürger- 
lichen Rechten Habe noch Geltung, bis ein befonderes Gejeg jie 
aufheben wirde. Möglich, fogar wahricheintich, dap die Abneigung 
diefes Herrn gegen die Juden zu diefem wider die Regeln der Yogil 
und des Wortverftandes verftoßenden Kumnftjtüd die erjte äußere 
Beranlaffung gegeben hat, demm mit diefen Gründen Hat ev den 
Suden die Zulaffung zu Schulzenämtern und den jüdijchen Nitter- 
gutsbefißern die Ausübung dev Kreisftandjchaft abgejprochen. ber 
nach diefem Ausipruche des Minifters war, foweit die Macht der 
Kegierung ging, feine bedeutende Garantie dev VBerfaffung, nament- 
lich fein im zweiten Theil den Preußen gewährleiftetes Necht vor 
der Degradation zu eimem „allgemeinen Svundfase ohne Nvaft 
und Wirkung‘ fiher. Wer die vierzig Artikel „von den Rechten 
der Preußen‘ nachlefen will, findet feinen Sab in bündigerer und 
nur wenige Süße in gleich bümdiger Sefesesform ausgedrüct. In 
der That it cs fauım möglich, den Art. 12 und andere gleidy gut 
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gefaßte Artikel „von den Kechten der Preußen“, wie die voran- 
gehenden Art. 4— 11 und mehrere nachfolgende an Schärfe 
des Ausdrucdes und an bündiger und zugleich unbedingt befehlen- 
dev Haltung des Tones zu übertreffen. Die Beftimmtheit und 
Entfchiedenheit des Wortlautes in einzelnen Artikeln diejes Titels 
entfpricht dev Wucht des Iuhaltes, dem allgemein durchgedrungenen 
Berftändnig für die hier verbürgten Yechte und dem durch alle 
intelligenten Bolfskreife fühlbar gewordenen Bedinrfnig nach ihrer 
verfaffungsmäßigen Berbürgung. Seder Cab drückt eine Errungen- 
ichaft des unaufhaltfam fortjchreitenden Sretheitsfinnes aus, bezeich- 
net den Abjehluß eines lange geführten weltgefchichtlichen Kampfes 
und eines durchliebenden wilfenfchaftlichen Streites. Bei Feiner 
diefer Errungenschaften gilt die felbftbeichuldigende Entfchuldigung, 
wie fie Graf Arnim» Boisenburg wegen der von ihm als Mti- 
nijter gewährten Urwahlen gebraucht hat, daß man aus mangelt- 
der Erfahrung, Unfenntnig des Wefens und in dem Naufche einer 
alles ergreifenden Bewegung die Gewährung Fi) habe entfchlüpfen 
laffen. Wer fi nicht völliger Unfenntnig der Weltgefchichte, der 
Sulturgefchichte, der Ereiguiffe fett den vierziger Jahren und des 
ihn umgebenden Yebens anflagen will, der wird zugeben, daß Rechte, 
wie Gleichheit aller Bürger vor dem Gefetse, Aufhebung der Standes- 
vorrechte, Zugänglichkeit der Aenıter, perfönliche Freiheit, Sicherheit 
der Wohnung, Unverletstichfeit des Cigentdums, Neligionsfreiheit, 
Sreiheit der Yehre, Abfchaffung der Cenfur und Entfeffelung der 
Breffe, das Necht zum Bereinigung und Berfammlung, Entlaftung 
der Grumdftüce von feudalen oder andern wmablöslichen Befchrän- 
fingen lange vor 1845 aud) in Preußen Gegenftand eingehender 
Grörterungen waren, jowol in willenfchaftlichen und populäven 
Schriften, jowie in Gefpräcen. Keine Forderung Diefer Art ift 
unvorbereitet aufgetaucht, für jede waren die Wiünfche und das 
Streben derer gewonnen, die nicht ihr jelbjtfüchtiges Intereffe der 
öffentlichen Ueberzeugung vorzogen. Gerade deshalb it der Titel 
von dem Nechten der Preußen jo veim in der Nevifion erhalten 
worden, von der Abneigung der Neactionäre fo frei geblieben und 
meist im zweifellofer Kaflung erhalten. Nur an wenigen Stellen 
diejes Titels ift es gelungen, in verfteekter Weife einen zweidentigen 
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Cab, wie den Art. 14, oder eine aufjchiebende Clanfel, wie in den 
die Givilehe vorjchreibenden Art. 19, einzufchmuggeht. VBorwiegend 
aber Herricht Klarheit im Inhalt und Bejtimmtheit im Ausdrud, 
Was uns den Titel von den Nechten der Preußen fo lieb und 
werth macht, das Hat ihn der damaligen Negierung zum bejon- 
dern Gegenftand ihrer zerjtörenden Wirkfamfeit empfohlen; die 
Schärfe des Ausdrucdes, welche hier fo jehr zu rühmen ift, wußte 
der an fophiftifchen Künsten veiche Denker der damaligen Negierung, 
Herr von Weftphalen, in eine Angriffswafje zu verwandelt. 
Beftimmt war die Allgemeinheit der VBorjehriften, um ihnen eine 
durchgreifende Wirffamfeit zu verfchaffen und jeden Zweifel über 
das gültige Necht zu entfernen; benußt hat fie Herr von Weit 
phalen, und nach feinem Beifpiele die gefammte Negierung, um, 
joviel als möglich, ihren Einfluß auf das praftifche Yeben weg- 
zufchaffen. 

Die Kombination der beiden Yehren von dent gleichen Anfehen 
aller Gejete und der Verfaffung und von der Umvirkfamfeit der 
allgemeinen Grundfäse gewährte reihe Ausbeute. Bald fonnten 
Herr von Wejtphalen und Herr von Naumer ihren nad Ber- 
faffungsänderungen lüjternen und drängenden PBarteigenofjen bei 
den Punkten, in Betreff deren ein abänderndes Gefet nicht durd)- 
zufeßen war, in den Kammern erklären, daß ste infolge ihrer 
Berwaltungsgrundfäse mit der Berfaifung fehr wohl ausfommen 
fünnten. Herr von Weitphalen fonnte die Kreis- und Provinzial- 
tände wiederherftellen, den Gottesdienst der gefetlich anerkannten Dif- 
jidenten wie politische Berfammfungen bewachen, die Juden von den 
ftaatsbürgerlichen Rechten ausschließen, die alte Polizeiwirthfchaft mit 
ihren Verhaftungen, willfürlichen Strafen, Ausweifungen zur einer feit 
Sahrzehnten ungefannten Wirkfamfeit erhöhen, die nicht veactionären 
Bereine fchließen, die mislicbigen Beamten entfernen, die Brefie 
zum Schweigen bringen, wenn fie feinen Beifall zollen wollte, 
Herr von Naumer Fonnte ftatt des veriprochenen Unterrichtsge- 
jeßes feine Schulregulative erlaffen, die öffentlichen Schulen Preußens 
in Anftalten zur Fortbildung feiner Partetanfhauungen umwandeli, 
Privatfchulen unterdrücden, den befonderen Neligionsunterricht für 
die Kinder der Diffidenten verbieten. Herr Simons fonnte die 
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den von der Zulafjung zu den Staatsprüfungen ausschließen, 
die Staatsanwaltfchaft in Abhängigkeit bringen, eine nene Stlafte 
verfebarer md abhängiger Nichter Schaffen, Herr von der Heyot 
mit den Gifenbahnen, Bergwerfen md den öffentlichen Berfehrsan- 
jtalten nach feiner eigenen Einficht fehalten. Alles im Wege der 
Verfügung umd vieles ımter Äußerfter Nichtbeadhtung des Staat$- 
grumodgefees. 

Der Berwaltungsweg empfahl fih als bequemes Deittel, 
die ftrengen Grumdfäße der Verfaffung aus dem Yeben zu ver- 
drängen. Ieder Minifter jpielte dabei in jeinem Sache Gefeß- 
geber, Richter und Vollzicher, und c8 ging jo weit, daß jeder Wi- 
nifter feinem Kollegen die Srimdfäte überlich, nad welchen ev in 
jeinem Kache das Verhältnig zu den angezweifelten Stellen der Ber- 
faljung einrichten wollte. Cine mehr fvenmdliche oder feindliche 
Sefinnimg gegen die Verfaffung flörte die Harmonie der Collegen 
nicht, und der Minifterrath Ichloß Weäünner verichiedener Schattirung 
in fih; nur durfte e8 feiner mit der Berfaffung zu ernjt nehmen. 
Der Minifter konnte anf feine Beamten rechnen. sn Preußen, 
wie in jedem Staate, dev überwiegend von den fürftlichen Beamten 
verwaltet wird, hat der Minifter viele Stellen mit Gehalt und 
Yang zu vergeben und über das Auflteigen- zu höherem Gehalte 
amd zu höheren Stellen zu verfügen. Im Preußen, wie in allen 
übrigen Staaten, in denen die Sucht einheinifch ijt, dur eine 
Staatsftellung fi zu verforgen und einen Hohen Wang im der 
Staatsdienerlijte einzunehmen, it der Andrang zu den Staats- 
ümtern jehr groß. Der Durcchjchnitt dev Beamten denft, wie der 
Durhfehnitt der Meenjchen, zuerjt an feine nächjten Interefien. 
Bei dem ehr mäßigen Wohlftande PBrengens jrönen die meiten 
Anwärter zu Beamtenftellen aus wenig bemittelten Samilien zu. 
Das fpärliche Gehalt ift ihnen der Negel nad) zu den dringendften 
Yebensbedürfniifen ımentbehrlich und die geringjte Gehattsverbefie- 
rung oder außevordentlihe Belohnung bietet eine bedeutende Er- 
höhung des Yebensgenuffes. Zu diefen ernten Yebensinterejien 
fommt eine höchjt veizbare Smpfänglichfeit für Titel und Drden. 
Man denke fih mun die Macht eines Meinifters, der Nemter ver- 
leiht, aufrücen läßt, augerordentliche Belohnungen austheilt und 
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zu Titeln und Dvden verhilft, das heit, werm er gnädig gejtimmt 
ift. Ein folder Mann ijt den bedürftigen Amtsanwärtern umd 
Beamten das Schicfal auf Exvden. Die große Mehrzahl dev Be- 
amten, welche in ihren gewöhnlichen Eigenfchaften der großen Neehr- 
zahl der Menfchen entfpricht, liebt es, mit dem Schicjal auf gutem 
Fuß zu ftehen. Der durchjchnittliche Beamte will es nicht mit 
dem Minifter, dem Spender der Gehaltsverbeijerungen und Kang- 
erhöhungen verderben, die Ihatkräftigen wollen jeine Aufmertjan- 
feit auf fich lenfen. Kaum war befannt geworden, daß die Nlinifter 
weniger auf die innere Gefinnung, als auf die ünkere Willfährig- 
feit fehen, diefe aber und eine Anbequemung an ihre politijchen 
Anfchanungen unerbittlih und umnnachjichtlich fordern, jo richtete 
die große Mehrzahl der Beamten ihr’ Thun danach) ein und in 
furzer Zeit war jeder Minifter ficher, daR er von einem Ende des 
Landes zum andern feinen Widerjtand aus dem eigenen Yager zu 
fürchten hatte und daß er auf feine Beamten vechnen durfte, Nım 
fam e8 vor allem darauf an, den unverrücbaren Schwerpunkt der 
Verwaltung bei den löniglichen Beamten zu erhalten. 

Dazu bedurfte man der Abänderung einiger Verfaijungsbe- 
ftimmungen und bejtehender Gefeße. Nach diefev Nichtung Hin 
drängte noch eine andere Erwägung. 

Durd) die Berwaltung war für die Zeit, in welcher die Keac- 
tion die Negierungsgewalt in Händen hatte, ein Zuftand gejichert, 
welchen die Minifter von Weftphalen und von Naumer jpäter als 
„ausfömmlich‘ bezeichneten. Aber auch die Zufunft follte gegen 
die möglihe Wandlung der Dinge fichergeftellt werden, Die da- 
malige Regierung wollte die Macht ihrer Partei nicht ganz von 
ihrer eigenen Dauer abhängig fein lajjen. Sie hatte aus eigener 
Erfahrung die leichte Biegjamfeit der ihr untergeordneten Berwal- 
tungsbeamten fennen gelernt. Winde ihre Partei von der Negie 
rung gänzlic” verdrängt, fo Jah fie voraus, wie leicht ji danır 
alles bis unten hinab ändern ließe, Um einer jolhen Sefahr vor 
zubeugen, ließ jih die Abänderung von Berfaffungsbejtimmmmgen 
und Gefeten und die Mitwirkung der Sefetgebung nicht entbehren, 
Die Kammern waren aus jolchen Wahlen und in einer folhen Jufam 
menfeßung hervorgegangen, daß die Negierung im einem gewinen Sinne 
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auf ihre Methülfe vechnen durfte. Die Demokraten hatten fich 
geundfäßlich der Abjtinmmmg bei den Wahlen enthalten; eine große 
Anzahl freifinniger Wähler war ohne DVBerabrevung fortgeblicben. 
Die Negierung Hingegen hatte altes, was von ihr oder der veactio 
nären Partei abhängig war, Beamte, Verwandte von Beamten, 
Inhaber conceffionspflichtiger Gewerbe, Yieferanten, zu der Wahl- 
une befohlen und in der öffentlichen Abjtimmung bewadht. Wie 
die Urwähler, fo die Wahlmänmer, jo die große Dechrzahl der Ab- 
geordneten. Unter ihnen fand die Negterung ihre Yandräthe und 
andere Beamte wieder, welche außerhalb der Kammern ihre beiten 
Stüten und Werkzenge waren. Aber immerhin war der öffentliche 
Zuftand noch nicht jo weit gefunfen, daß die Regierung auf verläß- 
liche Mehrheiten in beiden Hänfern wie auf blinde Werkzeuge 
hätte vechnen dürfen. Die Kammern waren im der Nichtung der 
Jegierung zu folgen bereit, aber Yorficht in der Leitung that noth. 
Der Sturz des Miinifteriums durfte in feinem Falle gewagt wer- 
den, weil er eine Aenderung in der Negterungsgrundfäßen Hätte 
zur Folge haben fünnen und damit für die Keaction alles verloren 
gewefen wäre. Die Negierung [ehritt deshalb in einer Weife vor, 
welche ic) das gemischte Syftem nennen möchte Sie mifchte 
einfeitige königliche Anordnungen, Gefege und Minifterialerlaffe jo 
ywpirr direcheinander, daß faum zu unterfcheiden war, was von diefer 
oder jener Gattung herrührte. Das Syftem war nicht als Erfin- 
dung, jondern im der Anwendung ner. Unter der mmabhängigen 
Alleinherrichaft pflegte oft ein Meinifterialerlaß mit Gegenftänden 
der Gefeßgebung ih zu befchäftigen, und felbjt unter Suriften 
herrjchte zuweilen Streit über die Grenze der Gültigfeit von Neinis 
jterialerlaffen. Diefes gemifchte Syitem jtutste die egterung für 
den Gebrauch zum Scheinconftitutionalfismus zu.  Berordnungen 
gingen wie Ditartiermacher voran umd bereiteten neue Gefeße vor; 
Minifterialerlaffe folgten den neuen Gefesen, gaben ihnen eine Deit- 
tung, welche man beim Werden der Gefeße nicht ausgefprochen, umd 
zogen KSolgerungen, an welche die Gefetgebung nicht gedacht hatte, 
Das Syftem bewährte fi) vortvefflich und feierte in [päteren Ta- 
gen feinen Höchjten Trimmph. 

Die Uebernahme des Meinijterpräfidiums dir Herrn don 
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Manteuffel und der Eintritt des Herrn von Weftphalen in das 
Meinifterium bezeichnen in der innern Politif der funfziger Sahre 
infofern einen Wendepunkt, als von da ab die Negierung offen zur 
Keaction übertrat und die Nichtung ihrer Beltrebungen umnverfent- 
bar bezeichnete. Herr von Manteuffel, der als Niinifter des Iı- 


nern unter dem Grafen Brandenburg in furzen Sentenzen ımd 


zweidentigen Ausdrücen über hohe Fragen „befriedigende Auskunft 
zu geben pflegte und oft den Beifall der „Yiberalen” in den Kam- 
mern fi errang, verfündete als neuer Minifterpräfident das Pro- 
gramm der Neaction als das der Kegierung: „daß ein Wendepunkt 
in der Politif des Minifteriums eingetreten fei und daß mit der 
Revolution entjchieden gebrochen werden mülje”. Cr meinte, daR 
im Innern die Griumdfäße der noch nicht ein Jahr alten Berfaf- 
jung verlafjen werden follten. Was der Minifterpräfivent in Worten 
ausfprac) oder errathen lieh, das zeigte Herr von Weftphalen hHandelnd 
an. Diefer Minifter muß als der bewußte Leiter, die Seele der 
Reaction und der Anführer zu allen Verderbtheiten der funfziger 
Sahre bezeichnet werden. Set e8, daß er bei dem Eintritte in das 
Miniiterium die Verpflichtung dazu übernommen hatte, fei es, daß 
er, da er erjt nach der Berfafjungsrevifion eingetreten war umd fei- 
nen Theil an derfelben Hatte, jich frei und ledig von allen Nüd- 
fihten fühlte, fei es, daß er in feiner Eigenfchaft als Minifter des 
Sunern im vorderiten Treffen jtand: — von ihm gingen die ge- 
jetesverdreherifchen Auslegumgen, die verfaliungswidrigen Ylınvei- 
jungen und andere Beifpiele von Nechtsbruch aus. Die anderen 
Minifter ahmten im ihrem Neffort nad. Wenige Monate war 
Herr von Wejtphalen im Amte, jo wiejen VBerfaifung und orga- 
nische Gefete die Merkmale feiner zerjtörenden Thätigfeit anf, md 
die Verwaltung fühlte fich entfejjelt, mehr als je zuvor in Preußen. 
Mit der Preffe war er fchnell zu Ende. Das Gefes bezeichnete 
die Fälle, in welchen der Nichter infolge von jtrafvechtlichen Ber 
urtheilungen die Conceffton zum Gewerbebetriebe eines Buchhänd 
ers, Buchdruders, Antiquars, Yeihbibliothefars 11. |. w. entziehen 
muß oder entzichen fan. Die VBerfafjung verbürgte der Prejje 
volle Freiheit, verwies die Befchränfungen zur gefeßlichen Feitjtel 
lung und jchloß jede arbiträre Gewalt aus, Unbetiimmert hierum 
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ließ Herr von Weftphalen durch Beamte der Verwaltung Buc)- 
drucern, Buchhändlern, Antiqguaren und Yeihbibliothefaren Concef- 
fionen entziehen; ev interpretirte, daß die Gewerbeordnung auc für 
diefe Gewerbe noch gültig jei und das Prefgefeß die Entziehung 
dev Coneceffionen nicht auf den vichterlichen Ausspruch allein au- 
weile. Die Stammern erhoben vergeblih Einfpruch; der Nechtsweg 
wurde von einzelnen Privatlenten verfucht, aber durch Gomtpetenz- 
conflicet gehemmt umd durch) den Gerichtshof zum Entjcheidung der 
Gompetenzconflicte für ausgefchloffen erklärt. — Die Freiheit 
des veligiöjfen Befenntniffes vernichtete Herr. von Wejtpha- 
ler, indem ev die Freien Gemeinden dur Neferipte nicht nur. u- 
tev das Bereinsgefet ftellte, fondern für politifche Elubs erflärte, 
Sleichzeitig gab er fie in feinen Jundfchreiben an die Negterungen 
für Höchjt gefährliche Clubs aus, verbot den Gemeindebehörden, 
ihnen iwgend eine Unterftütsung zuzuwenden, ermächtigte die Polizei- 
behörden, die gottesdienjtlichen Dandlungen der Freien Gemeinden 
und ihrer Seelforger als politische Kundgebumgen zu behandeln, mit 
Bolizeiftrafen zu bedrohen, und wies die Negterungen an, auf die 
Auflöfung dev Gemeinden überall hHinzuwirfen. Die Unterdrücdung 
gelang bis auf wenige Ausnahmen, und es finden fi noch heute 
Serichtshöfe, welche auf Grund jener Nejeripte und PBoltzeiverord- 
nungen troß der Verfaffung Necht Iprechen. Aber VBerfaffungs: 
und Gefeßesbrüche diefer Art erfcheinen mr als einzelne Ausfüh- 
rungen des ganzen Shftems, welches die Negierung einhtelt, und 
müffen im diefen Theile meiner Abhandlung gegen die Daritellung 
der großen Grundzüge zurücktreten, durch welche die Negierung das 
ganze Staatswefen zu verändern ftvebte und verändert hat. 

Auf zwei Dinge fan c8 der Negterung hauptfählic an: in 
der Sefeßgebung, das Ständewefen wiedereinzuführen und dem Adel 
einen erhöhten Ginfluß zu verleihen; in der Berwaltung, den 
Schwerpunkt bei den Föniglichen Beamten zu erhalten. Die veac- 
tionäre Partei Jurcht die Meinung zu verbreiten, daß fie die Beam- 
tenherrichaft nicht begünftige und ihr abhold fei. Diefe Prahlevei 
it eine Mifchung von etwas Wahrheit und viel Lüge: ein Necept, 
welches von jeher die Sophijten für unfehlbar erklärt Haben, wenn 
es auf die Zänfchung großer Mafjen abgeiehen ift. Wahrheit ift, 
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daß die reactionäre PBarter gern dem Adel Vorrechte zumwendet umd 
diefe vor Eingriffen der Beamten ficherftellen möchte. Wo aber 
die Herrfchaft der Bevorrechteten aufhört, ift ihnen die Hevr- 
jchaft der füniglichen Beamten willfommen. Selbjt ein furzes Mi- 
nijterialinterregnum einer anderen Partei, welcher dann das DBeam- 
tenheer zeitweife untergeordnet ift, verleitet fie wicht zu einer wejent- 
fihen Schwächung der Beamtenherrfchaft, wohl wifjend, daß diefe 
niemals zur Grundlage einer wahren Bolfsfreiheit werden wird. 
Gegen Ständewefen und Beamtenherrfchaft hatte die Verfaf 
fung wirffame Borfehrungen getroffen. Der Art. 4 hob die Stan 
desvorrechte auf, jtellte die Gleichheit aller Preußen vor dem Gefeke 
her und machte die öffentlichen Aeımter allen Berfonen zugänglich, 
welche die gejetlichen Bedingungen erfüllten. Der Art. 40 verbot 
die Errichtung neuer Yehen und Kamilienfivercommifle und befahl 
die Umwandlung der bejtehenden in freies Gigenthum. Art. 42 
Ihloß alle privatrechtlihen Beichränfungen der Verfügungen über 
das Grumdeigenthum als unziläffig aus, gewährleiftete die Iheil- 
barkeit des Eigenthums und die Ablösbarfeit der Grumdlaiten und 
hob unter anderem auch die Gerichtsherrlichkeit, die Volizei und obrig- 
feitfiche Gewalt der Gutsherren fowie die Privilegien und Doheits- 
rechte gewiffer Griumdftüde auf. Der Titel V bDejeitigte das jtän- 
difche Element aus der Vertretung des gejammmten Yandes, der 
Titel IX aus den Bertretungen der Gemeinden, Kreis-, De 
zivks- und Provinzialverbänden. Derjelbe Titel fette in der 
Vertretung und der VBerwalting der Gemeinden, Streife, Be 
zirfe md Provinzen, für welche das Syitem dev Wahlförper 
und der Grundjaß der Selbjtverwaltung verfafiungsmäßtg au 
erfannt wurde, der Allmacht Föniglicher Beamten einen hem 
menden Damm entgegen. Gndlic erkannte der Art. 97 die Ber- 
antwortlichfeit aller Beamten an, indem ev die gerichtliche Ver 
folgbarfeit aller Civil- und Militärbeamten wegen Weberjchreis 
tung ihrer Amtsbefugniffe und Hierdurch veribter Nechtsverletgungen 
ausfprach md das Erfordernig einer vorgängigen Genehmigung der 
vorgejetten Dienjtbehörde für umftatthaft ertlärte. Was it von 
den aufgezählten Schutsimitteln gegen Ständewefen und Beamten 
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herrfchaft unangetaftet geblieben? Nur der Art. 4. Uneingeweihten 
allerdings unverjtändlich, weshalb gerade die abjolhıte Aufhebung 
aller Standesvorrechte und die Gleichheit vor dem Gefeße verichont 
geblieben find; uns aber vecht bezeichnend. Diefer Artifel wurde 
in die Kategorie der „allgemeinen Grumdfäte‘ geworfen und mochte 
als Glaubensbefenntnig mit hohem Inhalte und gar feiner Wir- 
fung stehen bleiben. Diefer Erwägung verdankt ev feine formale 
Fortdauer, aber fein Wort dejfelben tft eine Wahrheit geblieben. 
Die Übrigen erwähnten Berfaffungsbeftimmungen, welche feine 
Handhabe der Umgehung im ihrer ausgedehnten Allgemeinheit dar- 
boten, mußten aus der Berfaffung gelöjcht werden. 

Am frühelten wurde der Art. 40 in Arbeit genommen. Die 
enbildung don Yehen war nicht zu vettenz fie hatte fchon um bei- 
nahe andertHalb Jahrhunderte in Preungen fich überlebt und im dent 
Staatsrechte des erjten Königs feinen Plaß gefunden. An Stelle 
des Yehns war die Stiftung don Kamilienfideicommiffen zur Grund- 
lage ftandesherrlicher Nechte und cine Hemmung des nationalen 
Wohljtandes geworden. Un den fchädlichen Einfluß diefer Inftitu- 
tion zur vollen Würdigung zu bringen, führe ich einen Sat des nicht 
oberflählihen Gefchichtsforihers Schloffer au. Er zählt zu den 
bevdentendjten Beitimmumgen der franzöfifchen Berfaffung von 1791 
die Aufhebung des Kechtes der Eritgeburt und der Subftitutionen 
durch das Teftament und fagt: „Diefen beiden VBunkten [chreibt man 
8 ganz allein zu, daß in den nächften Sahrzehnten troß eines ım- 
gehenern Meenjchenverluftes Frankreichs Bevölkerung um ein Fünftel 
zugenommen Hat.“ Bei der preußifchen Negiering aber überwog 
die ückficht auf das jtändifche Intereffe. Herr Simons begann 
die Fehde Schon im Jahre 1850 publiciftiich in feinem Iuftizmini- 
jterialblatte 1 durch Yımpfchreiben an die Gerichte und Anfragen 
bei ihnen. DVorfchr, Die alten Stdeicommifje aufzuheben, ift felbit- 
verjtändlich nicht getwoffen worden. Die Agitation fchloß mit einem 
Sejetse, welches den Art. 4O aufhob und die Errichtung neuer Ya- 
milienfivercommmiffe zufieß. Sie find feitdem beim Adel beliebter 
als je zuvor geworden, und man meint, daß fie bei reichen Bür- 
gerlichen als Borbereitung für den Adelftand in Gebrauch feien. 
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Al man Fpäter das Fundament der Staatsverfaffung aufriß, um 
cs mit jtändifchenm Material zu erneuen, wurde der Fideicommiß- 
bejiß in das neue Kundament eingefügt. 

Am Hervorragendjten in ihrer Bedeutung, am unheilvolliten in 
ihrer Wirfung und am lchrreichiten, wie man in den funfziger Jah- 
ven Berfaffung und organijche Gejetse verbefjerte, find die Maf- 
regeln, welche die Kegterung einfchlug, un die alten Kreis» und 
Provinziallandtage wiederherzuftellen, die Gefete betreffend die Or- 
ganifation der Gemeinden und höheren Verbände aufzuheben und 
eine Erfte Kammer in der Gejtalt des jetigen Derrenhaufes in ein 
thatfähliches Dafein zu vufen. 

Sch beginne mit dev Behandlung, welche die durch die Verfaj- 
jung verbürgte Organifation der Gemeinden und höheren Verbände 
erfahren hat. Mit ihr waren die Operationen zur Wiederbelebung 
der Stände innig verflochten, und beide Mafregeln dienten dazu, 
dem jeßigen Herrenhaufe auf den Trümmern der Verfaffung vom 
51. Yanuar 1850 den Boden zu ebnen. Aus doppelten Gründen 
jehe ich mich genöthigt, einen Furzen Nücdbliek auf die vormärzlichen 
Zuftände und auf die gejchichtliche Vorzeit der im Jahre 1850 ergange- 
nen organischen Gefege zu thun: einmal, um eine Klare Anfchauung von 
dem jeßigen Zuftande des Gemeindewefens für meine jpätere Dar- 
jtellung vorzubereiten; dann auch, um nachzuweifen, daß die Negie- 
rung feineswegs von confervativen Grumdfäßen geleitet wurde, 
und daß ihr Krieg gegen die Organifation der Gemeinden und 
höheren Berbände fein Krieg gegen die Revolution war, mit welcher 
fie zır brechen verfprochen hatte, jondern ein Krieg gegen die natur- 
gemäße und gejchichtliche Entwicelung Preußens. Es it ein be- 
liebter Vorwurf der reactionären Partei, daR das tolle Jahr 1848 
Wünjche und Gejeße emporgewirbelt habe, welche der ruhigen Ueber 
fegung der fpäteren Jahre weichen müfjen. Der Borwirf ift bei 
den meisten Gelegenheiten umvahr umd frivol. Am irrigiten aber 
wäre c8, ihn gegen die Organifation dev Gemeinden und höheren 
Verbände zu richten. ’ 

’ Die Ydee, den Staat von unten aus zu Fräftigen, ihm durd) 
Betheiligung der Bürger an der Gemeinde und Provinzialverwal- 
tung alle geeigneten Kräfte zuzuführen, drang fchon 1508 in die 
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preufßifche Gejeßgebung ein. Die bedeutenden Staatsmänner der 
damaligen Zeit fuchten in ihr die Jettung vor Schmad und Ui 
tergang, welchen die haltlofe Politit der vorangegangenen Zeiten 
den Staat ausgefest hatte. Ihr entfprang die Städteordnung vom 
19. November 1308, welche eine für die damaligen Zuftände faft 
wunderbare Selbitändigfeit den größeren Stadtgemeinden auc der 
Staatsverwalting gegenüber eimwänmte, um, wie c8 in den fehlich- 
ten Eingangsworten heißt: in der Bürgergemeinde einen fejten Vers 
einigungspunft gefelich zu bilden und durch die Theilnahme au 
der Verwaltung bei den in Gemeimfinn zu erregen und zu 
erhalten. Eine Ordnung der Dorfgemeinden in demjelben Sinne 
war unmöglich, weil das Material zu einer freren Bertretung in 
denfelben fehlte, weil die Unterthänigfeit noch nicht abgefchafft und 
die Abhängigkeit der Landbewohner von den Gutsherren mit Dan- 
den gelnüpft war, welche ohne Erichütterung dev Vermögensver- 
hältniffe nicht auf einmal gelöft werden durften. Aus demfelben 
Srmde war es gleich unmöglich, eine Gliederung von Berbänden 
größerer Yandestheile duch Wahlförperfchaften herzuftellen. Mai 
fuchte eine beffere Zukunft vorzubereiten und für die Gegenwart, 
fo gut c8 anging, den Uebel abzuhelfen. Die agrarifche Gefet- 
gebung bereitete vor, inden fie die Unterthänigfeit aufziryeben, das 
ländliche Grumdeigenthum zu entlaften, die Schädlichen Gemeinfchaf- 
ten zu löfen, die freie Arbeit zır erweitern umd fo einen vermd- 
genden und intelligenten Banernftand vorzubereiten anfing. Abhel- 
fen follte eine beffere Berfaffung der Berwaltuingsbehörden, zu wel- 
cher „Die GSeiftesfräfte der Nation und des einzelnen auf die zweck 
märigite und einfachite Art tn Anfpruc genommen‘ werden follten 
(Rubltcandum vom 16. December 1805), und eine directe Bethet- 
ligumg landftändifcher Nepräfentanten bei den Gentralbehörden. Die 
Beltimmung der Nepräfentanten war: „die öffentliche Adiminiftra= 
tion mit der Nation in nähere Verbindung zu fegen, den Sefchäfts- 
betrieb mehr zu beleben, durch Meittyeilung ihrer Perjonen= und 
Sadhlenntnißg zur vereinfachen, die Mängel der öffentlichen Verwal: 
tung zu vügen md fich und die Nation vom dev Nepdlichkeit md 
Drdmmg der Öffentlichen Verwaltung zu überzengen‘ (Berordiumg 
vom 265. December 1503). Die Macht der Eentralbehörden erhielt 
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fi) und artete durch die Schuld der jpäteren Gejetgebung in eine 
überwuchernde Bureaufratie aus. Die Mitwirfung und Aufficht 
der jtändischen Nepräjentanten fiel fort. Wie hätten die außerhalb 
des Bolfes jtehenden Yandjtände zur VBermittelung der Verwaltung 
und des Volkes beitragen jollen? Nach wenigen Jahren war diejes 
Snftitut feiner innern GSehaltlofigfeit erlegen. Die Befreiung der 
fändlichen Bevöfferung in materieller Beziehung jchritt vafch vor- 
wärts, in weit geringerem Mape aber die geiftige Emancipation. 
Ehe die ländliche Bevölferung für diefe vorbereitet war, hatte die 
Bureanfratie überhand genommen, welche nicht gewillt war, zu Gun: 
jten einer freien Gemeindeordnung dem beiten Theile ihrer Macht 
zu entfagen. Neben ihr waren die Provinzial- und Ktreisjtände 
ins Leben gerufen, welche wejentlich auf den VBorrechten der Nitter- 
gutsbefier und des Adels gegründet waren und einer ländlichen 
Gemeindeordnung Hindernd im Wege ftanden. Die Städteorduung 
aber blühte auf, umd unter ihr entfaltete jih das Gemeindeleben 
in den größeren Städten zu einem der mächtigjten Bewahrer der 
Freiheit und der geiftigen Regjamfeit. Ui jo greller jtach dagegen 
die chaotifche Berwirrung auf dem Yande ab, wo die vielfachen 
Abfonderungen und Nechtsverfchiedenheiten zwijchen Erb- und Yehn- 
ichulzen, Bauern, Halbbauern, Kofjäthen, Häusler, Einliegern, 
Arbeitern und vielen anderen Gattungen forgfältig erhalten wurde; 
wo an den meilten Stellen eine unfichere Ueberlieferung die Stelle 
von Gefeßen vertrat, ohne deren Schuß zu gewähren; wo jedes 
‚. Dörfchen nach eigenen unbejtinmten, oft nur den Staatsbehörden 
befannten Negeln verwaltet wurde, welhe man Drtsverfaffung 
namıte. So bejtand der dreifache Widerjpruch einer freien Städte- 
ordnung, einer chaotifchen Unordnung in den Yandgemeinden umd 
einer Herrichaft des Kittergutsbefißes und des Adels in den Höheren 
Berbänden, in welchen die Städte und der Bauernitand eine fehr 
untergeordnete Rolle jpielten, jelbjt in Uebernahme von Yaiten dem 
Willen des bevorrechteten Adels und der Nitter unterworfen wa- 
ven, allenfalls gegen grobe Ausjchreitungen Schuß bei den Behör 
den fuchen mußten. Sn den aufgeregteiten Jahren, in der Veriode 
der mächtig anjchwellenden Winfche gab es tn allen größeren Städ 
ten Zufriedenheit mit dev Städteordnung, an welcher Hödhjitens einige 
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mäßige Verbefferungen verlangt-winden neben der beharrlichen For- 
derung, daR die Yandgemeinden und höheren Verbände in dem Geifte 
der Städteorduung organifirt winden. Im SIahre 1848 wurde 
durch ein Gefeß (vom 24. Juli) der Shlimmjte Misbraud), das 
Hecht des Kreistages, Ausgaben zu befhließen und die Kreiseinge- 
jeffenen dadurd) zu verpflichten, befeitigt. Auf allen Kreistagen 
waren der Adel und die Nittergutsbefiter in der Mehrzahl, die 
Bertretung der Städte und der Landgemeinden ganz gering an 
Zahl und Einfluß. Nichtsdeftoweniger hatte dev Mehrzahl der 
Kreistagsmitglieder, welche auch an Grumdbefis und Vermögen einen 
geringeren Bruchtheil auszumachen pflegte, das Nccht zugeitanden, 
Ausgaben für den Kreis zu befchliegen, den Nuten nah Ermeffen 
zu vertheilen und die beiden anderen Stände mit, meiltens den 
weit größten Theil der Ktoften bezahlen zu laffen. Diejfer Mis- 
brauch wurde in dem vorläufigen Gejeß vorweg aufgehoben. 
Die Berfaffung und die furz darauf erlafjeren beiden Drdnums- 
gen für die Gemeinde umd für die höheren Verbände (vom 
11. März 1850) erfüllten die übrigen Wünfche. Die Verfaffung 
gewährleijtete (Art. 105) eine für den ganzen Staat gemeinfame Dr- 
ganifation der Gemeinden, Kreife, Bezirke und Provinzen, und als 
Srundjäße für diefeibe: felbjtändige Verwaltung und Wahlförper- 
ichaften. Die Gemeindeordnung befeitigte das Chaos in den Dorf- 
verwaltungen, verwirklichte die Aufhebung der Gutsobrigfeit und 
gutsherrlichen Polizei, jtellte eine der Form nad) einheitliche lie 
derung über das ganze Yand her und verband mit derjelben eine 
weife Achtung vor den befonderen Ortsbedürfniffen, indem fie jeder 
Gemeinde die Bildung einer befonderen Verfaffung und die Schö- 
pfung eines ihr allein gehörigen Statuts geftattete; in dem Statut 
durfte allen den Grumdideen der Gemeindeverfaffung nicht zumwider- 
laufenden DOrtseigenthümlichfeiten Nechnung getragen werden. Die 
Streis-, Bezivks- und Provinzialordmumg beftätigte die nach Inhalt 
der VBerfaffung bereits erfolgte Aufhebung der älteren Gefese über 
Kreis- und Prodinzialftände und fchuf Wahlverfammlungen für 
die höheren Verbände, in welchen die Gemeinden eine mit Frei- 
heit dev Bewegung gepaarte Centralifation erhielten, anderer- 
jeits gegen eine allzu jharf ausgleichende Gentralifation in der 
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Berwaltung des Gefammtjtaates gefchütt wınrden. Die Anzahl der 
Bertreter in den Kreis und Provinzialverfammlungen war nicht 
gering, das Wahlreht mäßig doch nicht Ängjtlich bejchränft; die 
Verhandlungen jollten öffentlich geführt werden. Bier war ein 
Seld für die Talente und Fähigkeiten in allen Abjtufungen, eine 
Vorfchule zu dem höchiten Berufe der Volksvertretung. Hier war 
Gelegenheit, veifende Erfahrung zu Jammeln, zu ftaatsmännifcher 
Einficht fih heranzubilden, und das DVolf fonnte die Befähigten 
fennen lernen. Bei allen Mängeln in dem Einzelnen der beiden Ge- 
jetse darf man jagen, daR fie die Idee der preußiichen Politik aus dem 
Sahre 1803 zur Ausführung braten und Preußen aus einem lojen Ber- 
Dandevon Provinzen in einen organifc) einheitlichen Staat verwandelten. 

Die Reaction erklärte die beiden Gefete für eine Ausgeburt 
der Revolution, und im Programm zum Bruche mit dev Nevolus- 
tion ftanden diefelben an der Spitse der Profcriptionslifte. Um auf 
dem BVBerfügungswege die Kraft der Gefete zu untergraben und die 
thatjächliche Wiederherjtellung der alten Zuftände vorzubereiten, mis: 
brauchte Herr von Wejtphalen das Zutrauen, weldhes die Kamı- 
mern bei der Abfaffung der Gejete der Negierung gejchenkt hatten, 
auf eine umerhörte Weife. Die Durchführung der Gemeindeord- 
nung mußte einige Zeit in Anfpruch nehmen. Die Bertretungen 
der höheren Berbände fonnten evit nach jenem Zeitpunfte gebildet 
werden. Ginzelne vorübergehende Beltimmungen waren für die 
Zwifchenzeit nothwendig; in gleicher Weife waren Behörden erfor: 
derlich, welche bei der Ausführung der Gejete mitwirken follten. 
Der Minifter des Innern erhielt die Vollmacht, die vorübergehen 
den Beltimmungen zu erlaffen umd die Behörden für die Ausfüh- 
rung des Gefetses über die höheren Berbände zu bezeichnen. Met 
diefem Mandat in der Hand machte dev Minijter den Fürzeiten Weg 
zur Zerjtörung beider Gefeße. Er befahl in einem Meinifterial- 
erlaffe den Dberpräfidenten, die Provinziallandtage einzuberufen. 
Sür die Gefetsmäßigfeit diefer Mafregel berief ev fich auf feine 
Bollmadht. Er dürfe die Behörden benennen, welche inzwifchen die 
Stelle der zufünftigen Provinzialvertretungen einzunehmen hätten, 
und objchon der Art. 66 des Gefeßes dom 11. März 1850 aus 
vrüclich jagt: „Alle Gejege über die Kreis- und Provinzialftände 
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find aufgehoben‘, vbfchon jein Vorgänger Herr von Manteuffel 
in Ausführung des obenerwähnten Mandats durch einen Circeular- 
erlag andere Organe für die bei der Ausführung der Gefeke 
nothwendigen Bertretungen der Kreife md Provinzen bezeichnet 
hatte, legte Herr von Weitphalen die GSejete doch dahin aus, daf 
die Provinziallandtage noch vechtsbejtändig umd die alten Gefeke 
einftweilen noch amwendbar wären. Gegen die möglichen Wahl 
verweigerungen, umvollzähligen VBerfammmlungen und  Brotefte 
traf ev wilffirliche Anordnung, und wo c8 moththun würde, 
dispenfirte er im voraus and von den Borfchriften der alten 
Sefete. Natürlich führten alle Dberpräfidenten und Unter 
beamten den Befehl des-Minifters aus. Wahlberechtigte Gemein- 
den Leifteten Widerftand; man half jih mit Niinderheitswahlen und 
ohne ihre Wahlen. Die Provinziallandtage traten zufammen; ein 
reiches Material wırde ihnen zuv Berathung und Belchlurfaffung 
vorgelegt, darımter auch die Aufforderung zu Outachten über deu 
Werth der beiden Gefeße vom 11. März 150. In der Kammer 
zur Nede gejtellt, fügte Dev von Weftphalen zu den beveits erwähn- 
ten Gründen einen neuen Hinz, indem ev vımdweg evflärte, daß 
er die neuen Ordnungen umd ihr Prineip für verderblich hielte und 
daß es feine Meinung wäre, zu der ftändischen Gliederung und zur 
Sntereffenvertretung zmrüczufehren. Die von ihm beabfichtig- 
ten, auf ftändifcher Grundlage beruhenden Gejete kamen nicht zu 
Stande; aber er gelangte ohne fie zur feinem Ziele. Unter dem 
19. Juni 1852, länger als 2"/, Sahre nach dem Grlafje der Ge- 
jetse, befahl eine vom Sefammtminiterium gegengezeichnete fünig- 
liche Berordnung, dak mit der Einführung dev Gemeindeordnung 
umd der Bildung der höheren Verbände nicht weiter vorzugehen. 
Der Minifter des Innern wurde beauftragt, das Weitere zu ver 
anlafjen md die nothiwendigen Anordnungen zu treffen. Sofort 
erklärte diefer jünmtliche alten Sefeße, Statuten und Verordnungen 
über die Verfaffung-der Gemeinden für gültig und wirffam. Sid) 
jelbft behielt ev die Enticheidung vor, ob die neue GSemeindeord- 
nung, wo fie genügend vorbereitet wäre, hier und da eingeführt 
werden jollte Seinen Beamten trug ev auf, den durch feinen Aus- 
jpruich wiederhergeftellten Gefeßen volle Autorität zu verfchaffen. 
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Nebenher fiel ein anderes Vorrecht für die Gutsherren ab. Art. 114 
des Staatsgrumdgefetes enthielt die Lebergangsbeitimmung: „Bis 
zur Emaniwung der neuen Gemeindeordnung bleibt e8 bei den bis- 
herigen Beftimmungen Hinfichtli der Polizeiverwaltung. Nam 
war zwar die Gemeindeordnung Schon am 11.März 1550 emanirt, 
ihre verzögerte Durchführung und deren jpätere Unterbrechung Fonnte 
die Thatjahe nicht mehr rückgängig machen; Derr von Weit 
phalen aber Fonnte dies Durch eine neuerfundene Auslegung des 
Wortes „Emanirung”‘. Diefe fei für jede einzelne Gemeinde be- 
jonders zu bejtimmen und falle mit dev öffentlichen Befannt- 
mahung zufammen, daß die neue Gemeindevertretung gebildet fei; 
für die Gemeinden, in welchen diefe Bekanntmachung noch nicht 
gefchehen, jet die Gemeindeordnung nocd nicht emanirt, bejtche alio 
die gutsherrlihe Poltzei noch fort. Auch diefe wide überall 
eingeführt, wo fie der Gutsherr übernehmen wollte; aufgehoben 
blieb fie nur, wo der Gutsherr die Koften jcheute und die Polizei- 
gewalt zurüchvies. — Die gefeßlihe Sanction der föniglichen 
Berordnung folgte nah. Ein Gefek vom 27. Mai 1855 hob 
die in der Berfalfung enthaltenen Grundzüge für die Gemeindeord 
mg umd die Ordnung der höheren Verbände (Art. 105) auf umd 
fette das allgemeine Berfprechen an die Stelle, dak die Vertretung 
md Verwaltung der Gemeinden, Kreife und Provinzen durch bejon 
dere GSejete näher beftimmt werden follen. in anderes Gefeß von 
demjelben Tage hob die beiden Drdiumgen vom 11. März 1550 
endgültig auf, jtellte die alten Städteordnungen, Yandgemeinde-, 
Kreis- und Provinzialverfaffungen wieder hev und veriprach bejon- 
dere prodinzielle Sefete zur Fortbildung. Gleichzeitig fiel auch das 
Sejeß (vom 24 Juli 1848), welches den Kreistagen das Necht 
entz0g, die Ausgaben für den Kreis feftzufesen und die Kreiseinge 
jeffenen dadınc zu verbinden. 

I dem Entwurf zu dem Seiet, welches alles dies bewirkte, waren 
die Worte „‚Kreis- und Brovinzialftände‘ nicht gebraucht und die hierauf 
bezüglichen Sefeße nicht direct benannt. Man wollte diejenigen unter den 
Abgeordneten nicht abjchredfen, welche gern der Negierung freie Dand Lie 
en, aber auc) ihr die Berantwortlichfeit aufbiirdeten und nicht jelbit als 
Urheber eines VBerfaffungsbruches erjcheinen wollten. Nicht jeden Ab- 
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geordneten war die Kühnheit der Yeiter zuzimmuthen oder gar die 
herausfordernde Nückfichtsloftgfeit des Herrn von Wejtphalen. 
Bon einer anderen Anzahl war ohne ungeheneren Drud die Zuftin- 
mung mv Damm zu erwarten, wenn ihnen möglich gemacht wurde, 
im Geheimen unter dem Gefete Fich etwas anderes zu denfen, als 
was die Negierung beabfichtigte, was fie in proviforiichen Ma$- 
vegeln als ihre Abiicht bereits angedeutet hatte und was fie auszus 
führen willens war. Darauf hatte die Negierung in der Wortfaj- 
fung des Entwurfes Rücklicht genommen Die Kammern thaten 
einen weiteren Schritt zur Wahrung ihres Gewiffens, welcher eimem 
Proteft gegen Ständewefen und Standesvorrehte gleichfam. iv 
fügten an die Wiederheritellung der alten Gefete, Ortsverfaffungen 
und Statuten die Claufel: „Toweit jte mit den Beitimmmmgen der 
Berfaffungsurkunde nicht im Widerfpruche jtchen und durch die im. 
Art. 1 erwähnten Gefetse nicht befeitigt find“. Die Regierung ließ 
ih die Fuge gefallen, objchon dieje eimerfeits die Straft des Ge- 
jetes vom 24. Mai 1853 in feinen wefentlichiten Punkten in Frage 
jtellt, amdererfeits in einem unanflösbaren Widerfpriiche mit diefen 
Sefete felbit Steht. Im Art. 1 find nämlich die beiden Drdmmt- 
gen vom 11. März 1850 umd das Gefeb vom 24. Juli 1848 er- 
wähnt. Wie foll nun das Gefes, welches ji) lediglich damit be= 
ichäftigt, ein Necht der SKtreisftände (wegen Seftjtellung von Aus» 
gaben für den Kreis) zır befeitigen, aufgehoben werden und die Be- 
feitigung jenes Nechtes dennoch gültig bleiben? Wie follten die alten 
Streis> und Provinzialverfaffungen, welche auf dem Prineip der 
ftändifchen Privilegien Devuhen, mit dem Art. 4 der Berfaffinngs- 
urfunde auszujöhnen fein, der alle Standesvorrechte abgefchafft hat 
und deren Wiedereinführung verbietet? Was war din die Dvd- 
nungen vom 11. März 1550 befeitigt? Die Kammern wußten ja, 
was der Deinifter des Innern Interpretation diefer Gefeße namıte, 
daß nämlich noch nichts von den alten Gefesen aufgehoben wäre; 
fie wußten, daß der Minifter des Innern die ganze Staatsregie- 
rung zu feiner eigenthümlichen Surisprudenz befehrt hatte. Bot 
(egislativen umd juriftiichen Standpunkte aus ift diefes Gefeß, wie 
es uns vorliegt, ein unerflärtih Ding. Sein Berftändimiß ımuR aus 
dem politischen Gebiete hergeholt werden. Der Kampf follte nicht 
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ausgetragen, jondern mim vertagt werden. Die Kammern fahen, 
wohin die Negierung fteuerte; jte hatten feine Macht, diejelbe auf- 
zuhalten, aber fie wollten nicht noch die Segel fchwellen. Sie muf- 
ten gewähren laffen; aber einer bejjeren Zukunft wollten fie eine 
Handhabe jchaffen, an welcher die zurücfehrende Thatkraft die Wie 

dDerherftellung des verfaffungsmäßigen Zuftandes beginnen fünnte. 
Die Regierung verftand die Meinung der tammern fehr wohl und 
ließ fie fich gefallen; das Dinderniß war ihr nicht bedeutend genug, 
energifcher dagegen einzufchreiten. Ihren Danptzwec hatte jie er- 
reicht, die Gemeindeordnung war aufgehoben. Kür die Städte 
der fechs öftlichen Provinzen war die bald darauf zum Gejes erho- 
bene Städteorduung vom 30. Mai 1853 bereits vorbereitet, welche 
troß ihres äußeren Anfchluffes an die Gemeindeordnung den Einfluß 
der Staatsbeamten auf die ftädtifchen Angelegenheiten weit über das 
frühere Maß hinaus erhöhte und in gleichem Verhältniffe die Selbit- 
jtändigfeit der Stadtvertretungen verringerte. Die ländlichen Ge- 
meindeverhältniffe brauchten blos in ihrem alten Zujtande erhalten 
zu werden, md die vücfichtslofefte Neaction konnte zufrieden jet, 
Die jtändische Abftufung umd Abfonderung der Intereffen erhielten 
ji auf dem Pande, von dem Gutsheren, Erb- md Yehnjchulzen 
durch die verjchieden berechtigten Sorten der Bauer, VBoll- md 
Halbbauern, Kofjäthen bis hinab zum Häusler, Einlieger und Tage 
arbeiter. Der Partienlarismus war wiedergewonnen, welcher nicht 
mr Yand und Stadt in zwei große Hälften des Staates zerflüf 
tet, jondern auch die ländliche Hälfte in Feine Splitter zertrünt- 
mert und die Splitter zuw Beute des unmittelbar gegen fie gra 
bitivenden Webergewichts, zur Beute des Yandrathsamtes ımd der 
Sutsherrfchaft macht. Dem wer foll in einem Streit mit den 
Behörden fic) des Dörfchens annehmen, da Faum wenige Dörfer 
in der Nachbarfchaft dafjelbe Interefje haben oder von einem ge 
meinfchaftlihen Bande umfangen werden? Wer foll die Gefetes; 
verfeßung zum öffentlichen Nüge bringen, da falt jedes Dörfchen 
jeine eigene Drtsperfaffung hat, welche ungewifjen Ueberlieferimgen 
entfprumgen und kaum zu Haufe, viel weniger in dev Nachbarichait 
gekannt ift. Im diefem Geifte des PBarticnlarismus und dev Con 
derung ijt das ländliche Semeindewejen dur) das jpäütere Gejet 
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vom 14. April 1S56 erhalten worden, welches jich jelbjt als Ergäns- 
zung zu den vormärzlichen Sefegen bezeichnet. Das ganze Ge- 
meindeleben wınde aus dem organifirten Zufammenhange mit dem 
Staatsleben geriffen, die alte ftändifche Ordnung wurde zwifchen 
die Gemeinden und die Bolfsvertretung gedrängt, und die Bureau- 
fratie erlangte die Obervormmndfchaft wieder. Alle diefe Ziwede 
erfüllten die beiden Sefetse vom 24. Mat 1555. Wenig galt dage- 
gen die zugelajfene Verwahrung. Und wenn fie auch für die Zu: 
funft Bedenken erregen mochte, jo hatte man doc für die Gegen- 
wart, was man wollte: einen Gefeteswortlaut, auf welchen man 
ji fir Gutsherrlichfeit, Naftengeift in den Dörfern und für Yand- 
Itandjchaft berufen Fonnte. Allerdings war Sirieg zwischen den Ge- 
jetsen untereinander und zwijchen den Gefezen und der VBerfaffung. 
Aber der Reaction brauchte diefer Zuftand nicht als ein Wedel zu 
ericheinen; jie hatte damals einen Sieg bereits vorbereitet, welcher 
die Herrfchaft über Gefeße und VBerfaffing in ihre Hände bringen 
jollte. Sie ging eben damit um, einen Kactor der Gefetgebung 
jih als Domäne zuweifen zu laffen: die Neubildung der Er- 
jten Namımer ftand bevor. 

Seit die repräfentative VBolfsvertretung in Breugen gefichert 
war, bildete die Erfte Kammer das Näthjel aller Kımpdigen in der 
Staatswiljenfchaft. Ueber das Zweifammerfyften im PBrincip war 
man im jtaatsmännifchen und wiffenjchaftlichen Streifen einig; das 
Beifpiel aller echt conftitutionellen Yänder Tpracd) dafür, und das 
Dedirfmig der Weäpigung und des Schußes gegen allzu wechjelvolle 
Strömungen empfahlen dafjelbe. Aber woher das Material zur 
Erjten Kammer nehmen? Während der eingehenden Erörterung 
jtellte ji) jo viel heraus, daß Preußen feine Neufter weder aus 
England noch aus dem monarchifchen Frankreich holen durfte. Die 
franzöfifhen Pairsfammern mit ihren Intelligenzen, Notabeln 
und lebenslänglic ernannten Diitglievern hatten eben evft die wider- 
wärtigjten Blößen Liebedieneriicher Bereitwilligfeit und evrfchreden 
der Sittenverderbnig an ihren einzelnen Mitgliedern gezeigt. Die 
(este Pairsfammer Hatte nicht wenig zuv ntartung des Julifönig- 
tHums umd zu jenem Kalle beigetragen. England, „das Yand 
mit Erbweisheit jondergleichen“, wies ein Herrenhaus auf, wel- 
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ches Liebe zu dem Herfömmlichen mit der Würdigung neuer Bes 
dürfniffe, ein hohes Selbftbewußtfein mit Achtung vor dev Macht 
der Gemeinen verband und das Zutrauen des Bolfes Defag. Aber 
zuv Nahahmung für Preußen war e8 nicht tauglich. Der gefchicht- 
fihe, durch mehr als jehs Jahrhunderte ausgedehnte Hintergrumd, 
auf welchem Wolf und Adel in Freiheitsfänpfen vereinigt neben 
einander geftanden, die gejellfchaftliche Verzweigung der „‚Semeinen’ 
mit den „Derren“, der Wohlitand und der innere jtaatsmännifche 
Beruf des Adels waren in Prengen nicht nachzubilden und nicht 
durch Fünftliche Mittel zu evjetsen. Hier hatte der Vereinigte Yand- 
tag während feines Finzen Beftehens eine weit größere Summe 
ftaatsmännifcher Einficht, Fähigkeit und Liebe zum gejchichtlich ver 
bürgten Volfsvechte in der Curie der Stände als im HDerrenhaufe 
aufgewiefen, und während die Frage der Erften Kammer discutivt 
wurde, verrieth jehon im Sahre 1848 die „Adelspartei” ihren Flein 
lichen, auf Herjtellung des JunfertYums gerichteten Sinn, So bil- 
dete ich die allgemeine, von den gemäßigteften Männern der Staats- 
funde gebilligte Meinung, das freie Wahlfyiten auch auf die Erjte 
Kammer anzuwenden wie in DBelgten, Die oetroyirte Berfaffung 
vom 5. December 1548 fnüpfte an diefen Gedanfen an. Zu Wahl- 
förpern für die Erfte Kammer wurden die Provinzial-, Bezivfs 
und Kreisvertreter bejtimmt. Die Idee au ich war Thon und der 
‘Probe wohl werth. Aber das Gute an ihr wurde überjchattet durch) 
ein Proviforium, welches fie unerläßlich machte. Die Wahlförper 
waren noch wicht vorhanden, die Vertretungen der Streife, Bezirke 
und Provinzen waren erft in jehr allgemeinen Gvumdzügen ange 
deutet, die organifivenden Gefete waren nod nicht einmal im Ent 
wurfe vorgelegt. Am 6. December 1548 erging unter dem Namen 
eines interimiftischen Wahlgejetes ein interimiftiiches Grumdgeiet 
für die Erfte Kammer, welches proviforifch veine Cenfuswahlen an 
die Stelle der verfprochenen Wahlförper fette. Die Abjicht der 
Regierung war nicht, aus dem Proviforium zu den von dev Ver 
jaffung aufgeitellten Grundzügen überzugehen, Die Erjte Kammer 
blieb eine offene Krage, welche vom erjten Augenblick an die Nicht 
linie für die Nüclehr zu alten VBerhältniffen bildete. Sr der be 
fannten Botjchaft vom 7. Santar 1850, in welcher die 12 Verän 
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derungsporfchläge zur Verfaffung jeitens der Negierung wie eine 
fette Anfrage auf Ja oder Nein den Kammern vorgelegt wiırden, 
nahın die Erfte Kammer einen hervorragenden Plaß ein. Die 
egierung fchlug vor eine Kammer, zufemmengejest aus den fünig- 
lichen Brinzen, den ehemals Neichsunmittelbaren, lebenslänglich und 
erblih Ernannten, aus 60 Mütgliedern, welde von den 200 höchit- 
bejtenerten Grundbeiitern jeder Provinz antheilig gewählt werden 
jollten, aus 30 von Magiftraten und 6 von den Liiverfitäten ges 
wählten Mitgliedern. Die Gefammtzahl der Mitglieder aufger den 
füniglichen Prinzen jollte 200 nicht überjchreiten. Das gejchlof- 
jenfte Element würden nad diefem VBorjchlage die von den höchit- 
bejtenerten Gutsbejitern gewählten GO gebildet haben, denen aus 
der erblichen Ernennung überdies nod) ein bedeutender Zinvachs er- 
itanden wäre, Nad) der wirthichaftlichen Beichaffenheit des Yandes 
würde diefe Wahlflaffe im Wefentlichen dem freisftändischen Gutsbefit 
zugefallen fein. Die Kammern gingen anf die Mifchung im allgemeinen 
ein; aber dag Uebergewicht der Sutsbefiter Ichnten fie ab, indem fie an 
Stelle der 60 aus der Wahl der &utsbefißer IO aus der Wahl der Höchit- 
bejteuerten festen; die 6 Mitglieder der Univerjitäten liegen fte fal- 
(en, die 30 von den Gemeinderäthen zu entfendenden Mitglieder 
beftehen. Das Uebergewicht der Wahlmitglieder wurde aber durd) 
den Zufaß verbürgt, daß jümmtliche übrigen Deitglieder, nämlich 
die Prinzen, die ehemals Neichsunmittelbaren, Yebenslänglichen umd 
Srofichen zufammen die Zahl HO der Gewählten nicht überfteigen 
jolften. Ihre Abneigung gegen das Element der „Heinen Herren“ 
drückten die Kammern außerdem nod) darin aus, daR fie den vier- 
ten Vorschlag im der Botjchaft vom 7. Januar 1550, welcher die 
Bildung von Kamilienfidercommiffen erhalten wollte, unter Wah- 
rung des Art. 4O der Berfaffung verwarfen. Die Errichtung neuer 
Sideicommifje blieb aljo verboten und die Umwandlung der be- 
jtehenden im freies Eigenthum verfprocen. 

Auf eine inmere Stritif der von den Kammern belichten Zu- 
janmenfeßung will ich nicht eingehen, ich will nur auf ihr Ver- 
hältmig zum Negierungsvorjchlage Hinwerjen. So ehr fie äußerlich 
diefem jich angejchlofien Hatte, jo war fie doch ein ganz anderes, 
jie fam einer Ablebmumg des egierungsvorfchlages gleich, wel 
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cher die „‚Eleinen Herren” zum Kern der Eriten Kammer ge- 
macht hätte. 

Die Regierung fonnte bei diefem Ausgange fi nicht beruhigen. 
Sie betrachtete diefe Zufammenjeßung der Erjten Kammer als ein neues 
Provijorium. Die Unterhandfungen über deren ernitliche und dauernde 
Sejtaltung wurden mit den Parteien innerhalb und außerhalb der 
Sammern fortgefeßt. Im einem Punkte ergab fi ein unausgleic) 
barer Gegenjaß. Die reactionäre Partei verlangte die Erite Kam 
mer ganz für fi. Alles, was bisher gejchehen war, hatte für jie 
blos den Werth einer Vorbereitung für diejes leiste Ziel; fie wollte 
fi) der Zufunft verfihern. Alle, die außerhalb der veactionären 
Partei jtanden, wollten gerade hier nicht nachgeben, jo willig jie 
jonft ich Hatten finden lafjen; te wollten die Zukunft nicht zu 
Grunde richten. Da die Parteien jo jchroff und unnachgiebig fid) 
gegenüberftanden, jo follte die föniglihe Macht dazwijchentreten. 
E8 erging das Geje vom 7. Mai 18553. Diefes Gefeß jtellte die 
Zujammenjegung der Eriten Kammer feit, die Bildung derfelben 
überließ e8 dem Könige. Die Worte des erjten Artifels lauten: 

„Die Erjte Kammer wird durd fünigliche Anordnung 
gebildet, welche nur dur ein mit Zuftimmung der Kam 
mern zu erlaffendes Gejet abgeändert werden Fanı. 

Die Erjte Kammer wird zufammengejett aus Weit 
gliedern, welche der König mit erblicher Berechtigung oder 
auf Yebenszeit beruft.‘ 

Die Zufammenfeßung war aljo gejeglich Fejtgeitellt; 
die Bildung, zu welder der König den Auftrag erhielt, 
war an bejtimmte Anweijfungen gebunden. Die fünig 
lihe Anordnung jollte eine Erjte Kammer in der vor- 
Ihriftsmäßigen Zufammenfeßung ins Yeben rufen. Nır 
erbliche oder lebenslänglihe Mitglieder durften ernannt 
werden, nur der föniglihe Wille durfte auf ihre Berus> 
fung beftimmend einwirken. Der König durfte die Mit 
gliedfhaft von Feiner Eigenjhaft oder Bedingung ab 
hängig madhen, welche geeignet wären, die lebensläng 
liche oder erblihe Dauer in eine zeitliche zu verwandeln. 
Er durfte die Ernennung an feine außerhalb jeines Wil 
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[ens Tiegende Borbedingung oder zwingende VBoraus- 
jesung fmüpfen. 

Die Kammern gaben die Wahlen des Yandes und der Städte 
auf, dagegen verzichtete das Sumkerthum auf jede Wetwirfung bei 
der Zufammenfeßung der Erften Kammer. Sreilich mußte der 
Einfluß der damaligen Negierung auf die Yilte der Namen, aus 
welchen die Kammer gebildet werden jollte, Mistrauen erregen. 
Aber man erwartete nicht, daß jofort die beabjichtigte Bollzahl er- 
nannt werden oder daR die Negierung die Mechrzahl aus der Partei 
des Yıunferthums vorjchlagen würde, Denn im diefer Partei gab 
08 Feine ausreichende Anzahl von Namen, welche ein ivgendivie ver- 
hältwigmäriges Verdienst oder öffentliches Anjehen aufzuweisen ge- 
habt hätten. Mean vertraute, day die Negierung nicht wagen würde, 
mit der föniglichen Nactvollfommenheit ein Leichtfertiges Spiel zu 
treiben. 

AndertHalb HSahre vergingen in gefpannteiter Erwartung der 
Kamen der Mitglieder, welche fortan die Erite Kammer bilden 
würden. Zuletst geihah das Unerwartete. Am 12. Detober 1854 
erging eine fünigliche Verordnung, welche nicht die Bildung der 
Sriten Kammer vollzog, fondern hHauptfächlich mit Negeln für ihre 
Znjammenfetung fich bejchäftigte und neben dem Vorbehalte der 
freien Ernennung von lebenslänglihen und erblichen Mitgliedern 
eine große Anzahl nener Kategorien fhuf. An einen jolchen 
Inhalt der königlichen Anordnung zur Bildung der Erften Kam- 
mer hatte Fein Uneingeweihter im voraus denfen fünnen, weil er 
Ihnumftrads dem Gefetse zuwiderlief, welches der Anordnung als 
elle diente. Sch will mic hier nur mit dem Theile der Ber- 
ordnung bejchäftigen, weldher unjtreitig dem Geifte und dem Wort- 
laute des Gefetes vom 7. Mai 1853 widerspricht. Die Verord 
nung Shuf Wahlkörperfchaften, denen fie das Necht zufprah, Per- 
jonen dem Könige zu präfentiren; der König verfprach, die präfen- 
tirten Perfonen als Mitglieder auf Lebenszeit zu berufen. Aber 
die lebenslängliche Dauer wırde ihnen nicht unbedingt, fondern 
nur bedingungsweife zugejprocdhen, d. H. die Meitgliedfchaft 
wurde in Wahrheit nicht mit ihrer phyfischen Yebensdauer, jondern 
mit der Kortdaner riner Standeseigenjchaft verfnüpft, welche zur 
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Borbedingung ihrer paffiven Wahlfähigfeit gemacht wurde. Die 
Borjehriften, welchen die Wahlfürper ihr Entjtehen verdanken, muR 
man, außer in der Verordnung, auch in einem Reglement vom 
12. Detober 1854 juchen. Im beiden zufammen wurden zu Wahl- 
förpern ernannt: die zur Herrencurie des Bereinigten Yandtages 
berufen gewejenen Stifter; S Verbände, von welchen je einer im 
jeder Provinz aus den mit Nittergütern angejejlenen Grafen ge 
bildet werden jollte; IO Verbände von Nittergutsbefigern, in 
deren Familienbejiß dafjelbe Nittergut 100 Iahre geblieben war 
oder in deren Familie ein NittergutalsYehn, Majorat, Wiinorat, Se- 
niorat, Fideicommiß oder fidetcommtifjarische Subjtitution, überall mit 
männlicher Erbfolge, gejtiftet ift; die Senate der 6 Yandesumi 
verjitäten; Gemeindevertretungen von Städten, welchen der 
König das Necht verleihen würde. Endlich behielt jich der König 
vor, Verbände einzelner durch ausgebreiteten Grundbefit ausgezeid)- 
neter Gejchlechter mit dem PBräjentationsrechte zu begnadigen. Die 
paffive Wahlfähigfeit wırrde gefnüpft beziehungsweije: an die Stifts 
mitgliedfchaft; am den Nittergutsbefis; an eine ordentliche Profeijur 
an der wählenden Univerfität; an die Mitgliedfchaft im Magiftrat 
der zur Präfentation berechtigten Gemeinde. Das zur Erjten Kam 
mer berufene Mitglied, welches die Eigenfchaft verliert, die es zur 
pafjiven Wahl berechtigte, hört auf, Neitglied der Erjten Kammer 
zu jein. Welche Häufung von Widerfprüchen gegen Berfaffung und 
GSeje! Neue Stände wurden gejchaffen, Standesvorrechte ihnen ein 
geräumt, für eine jehr bedeutende Anzahl die Ernennung an einen 
fremden Willen, an VBorbedingungen und Standeseigenjchaften ge 
fnüpft und neben den Lebenslänglichen und erblichen Meitglie 
dern eine andere Kategorie gefest, deren Meitgliedjchaft von der 
Dauer einer bejtimmten Standeseigenfchaft bedingt ift. 

Sp weit gegen den Wortlaut der Gefete. Mit dem Geijte 
de8 Gejetes vom 7. Mat 1853 paßte die Verordnung noch weniger 
zufammen. Das Gejet war gegeben, um die Fleinen Herren von 
jeder Mitwirkung bei der Zufammenfegung der Erjten Nanımer 
auszuschließen; die Verordnung 309 die Keimen Herren in einem 

Grade zu, welcher das jeßige Herrenhaus zu einem Organe ihrer 
- Bartei geftempelt hat. Die Gegner der Neaction hatten fich in dem 
3 
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Sejeteserlajfe eines Sieges gerühmt; aber noch niemals früher 
hatte im der Gejetgebung ein vermeintlicher Sieg in eine jo voll- 
jtändige Miederlage fich verwandelt. DSett ift das Sunferthum im 
Befitse feiner jtändischen VBorrechte, feines Einfluffes auf eine un- 
organifirte Yandbevölferung, im Befite eines Factors der Gefek- 
gebung, welcher alle veformatoriichen Beftrebimgen eintweilen zu 
Schanden macht Freilich ift der Befitjtand nur ein thatfächli- 
cher, freilich jind im gejeglichen Sinne die Wahlkörperichaften und 
die Ernennung der Präfentirten ungültig, weil fie durch fein Gefet 
geweiht und dem bejtehenden Gefege zuwider find. Aber der that- 
jählihe Zuftand hat die Folgen ausgeübt, welche die Reaction 
von ihm erwartet hat, und übt jie Heute noch aus. 


2. Bon der Nenbildung der Erjten Kammer bis zur Gutlajjung 
des Minijteriums Mantenffel- Wejtphaten. 


Die Neubildung der Erjten Kammer zieht die Aufmerkffamfeit 
der weitejten Streife auf die Unvegelmäßigfeiten, welche im gejetsge- 
berifcher Dinficht begangen worden find. Nicht etwa, weil das mis- 
bräuchlihe Spiel mit der Gefeßgebung, dem Namen des Gefetses 
und dem Namen des Königs als alleiniges Beifpiel daftände, auc) 
nicht, weil c$ hier feinen Höhepunkt erreicht hätte. Es hat in den 
funfziger Iahren nicht an anderen Wiuftern gefehlt, welche vor einer 
erniten und eingehenden Prüfung einen gleichen Grad von Wlis- 
brauch aufweifen. Ar der Gemeinde>, Kreis- und Provinzialord- 
nung und Yandjtandjchaft habe ich e8 bereits gezeigt, an der Guts- 
herrlichkeit und den jtändifchen Nehten der Neihsunmit- 
telbaren werde ich es bald zeigen. Nicht die grumdjäßliche Ver- 
letsung des Staatsrvechtes, Jondern deren wichtige Folgen regen eine 
jo allgemeine Aufmerkfamfeit für eine Unterfuhung an, welde in 
der jchwerfälligen Wetje wifjenfchaftlicher Forfchung geführt werden 
muß. Würde das Herrenhaus fpäter maßvoll, einhaltend dod) 
nicht abjolut Hinderlich jich erwiejen haben, jo hätte es wahrfjchein- 
lich feinen Pla ohne gefährliche Anfechtung behauptet, mit der Zeit 
befejtigt und das Andenken jeines gejfeßwidrigen Entjtchens wenig- 
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jtens jo weit verwifcht, daß das Ergebniß der wiffenjchaftlichen 
Sorfhung nicht den weitern Streifen zugeführt worden, fondern eine 
bejjere Erfenntnig der Forfcher geblieben wäre. Aber das Herren- 
haus forderte das gefammte an politifchen Dingen theilnehimende 
Bolf Heraus, den Uriprung forgfältig zu prüfen, aus welchen jenes 
jeine Berechtigung und deren Gefeßmäßigfeit herleitet. 

AS in der Stunde der höchjiten Noth eine heilverfündende 
Wendung eintrat, als das Gefühl endlicher Errettung in alle Ge- 
müther einfehrte, verdarb das Herrenhaus dem Yande die Freude, 
verjpottete die Begeifterung, wies jeden Vergleich zurück und machte 
für die Zufunft bange. Anfangs hatte man allgemein gefragt: was 
wird das Herrenhaus thun? Die Antwort der meijten war, c8 
würde mit Anftand nachgeben. Wer den Charakter der leitenden 
Perfonen, den Stoff, aus welchem der Kern des Herrenhaufes ge- 
nommen war, die Gejchichte feines Urfprunges und den ihm auf- 
getragenen Beruf befjer Fannte und den Uebermuth der Jugend, 
welcher häufig jungen Inftituten ebenjo wie einzelnen Meenjchen 
eigenthümlich zu fein pflegt, beifer zu würdigen wußte, der jah vor- 
aus, was bald darauf fich bewahrheitet Hat. Das Herrenhaus 
stellte fich außerhalb des Volfes, jetste feinen Stolz darein, von der 
tiefinnigen Bewegung des Bolfes nicht num umergriffen zur fein, 
jondern auch unergriffen zu ericheinen. Es verkündete Kampf, nicht 
aus Heldenmuth, jondern weil der Kampf leicht fchien; es brauchte 
nur zu derneinen. Man hörte fühnen, Herausfordernden Troß, 
welcher jtieg, je machfichtiger die Negterung fich zeigte. Während 
die „Herren“ allein gegen den Eifer der Negierung, gegen die fü- 
nigliche Berheißung, gegen die Korderung der ungeheuern Mechrheit 
des Yandes und feiner Abgeordneten, jogar gegen ihre eigene Brlicht 
die Ausführung der Berfaffung durch Annahme der vorbehaltenen 
Sefete ablehnten, objchon ihnen zu Yiebe die Gefetesvorlagen im 
denfbar confervativjten Sinne entworfen waren, viefen fie aus: wir 
ind eine unentbehrlihe Stüße des Throns, eine Säule der gefek 
lihen Ordnung. Und dar man ja nicht von einer beijevn Ueber 
legung mehr Hoffe, jauchzten fie dem Ausfpruche zu: Das Herren 
haus bricht, aber biegt nicht. Das Programm war furz; in allen 
Dingen, welche an das öffentliche Necht ftreifen, follte die Sefet 
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gebung jtillftehen, wenn c8 nicht mach ihrem Willen ging. Das 
Bolf war verwundert, wie jo wenige Perfonen von verhältuigimäßig 
geringem individuellen Gewicht wagen dürften, dem überwiegenden 
Willen md dem übereinjtinmmenden Streben des Volkes und der 
anderen Organe der Staatsleitung troßig fi) entgegenzuftellen. Bene 
beviefen fi auf ihre Gefeßmäßtgfeit und hielten das gewichtige 
Argument entgegen: Ihr befennt ja die Gejetsmäßigfeit als die 
Jichtfchnur eures Benehmens, als die einzige Weife, den Staat vor 
unabjehbarem Schaden hüten, aljo müßt ihr auch den gefeßmä- 
Bigen Widerftand gelten lajjen. Es gereicht dem preufßifchen Volke 
zum Nuhme, daß diefer Elmwand gemeinverjtändlich war und über- 
aus gewichtig erjchien. Aus demfelben Grunde aber, aus Achtung 
vor dent Gefeße, hat fich das Iutereffe für das wiffenfchaftlich ge- 
findene Refultat, daß das Beftchen des Derrenhanfes nur ein that- 
jächliches und Fein gefeßmäßiges ift, über weite Kreife der Bevöl- 
ferumg verbreitet. Sch Habe mit wenigen Worten die Auflchnung 
der Verordnung vom 12. Detoberv 1854 gegen das Gefek vom 
7. Mai 1855 darin nachgewieen, das das Gefes den König mit 
der Bildung der Erjten Kammer beauftragt, eine Zufammeit- 
jeßung derfelben aber felbjt geordnet hatte, während die königliche 
Berordnung Wiederum die Zufammenfeßung behandelte und fie 
in einem dem Gefeße entgegenftehenden Sinne regulirte.  Diejer 
Widerfpruch hat mich dahin geführt, die Gejeßmäßigfeit des HDer- 
venhaufes in feiner jeigen Zufanmmmenjeßung zu verneinen. Doc) 
entbindet mic das gewonnene Ergebniß nicht von der Darftellung, 
wie von da ab das Herrenhaus im eine wirkliche Eriftenz geru- 
fen worden ift, welche Schritte dazır erforderlich waren und ge- 
ichehen find. 

Auf Grumd der Verordnung fonnte die neue Kammer mod 
nicht berufen werden. Yum in einzelnen Beziehungen war die Ver- 
ordinmmg jo vollitändig, dar der Wille des Königs als abjchließend 
betrachtet und die Verfonen ermittelt werden konnten, welche zu Sit 
und Stimme in der zufünftigen Eriten Kammer berechtigt waren. 
Die Verordnung gab den HDäuptern der fürftlich Hohenzoflernfchen 
Hänfer, den ehemals Neichsunmittelbaren und den übrigen zur che 
maligen Herreneurie berufen gewejeren Fürften, Grafen und Her: 
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ren ein erbliches, den Inhabern der vier großen Yandesämter ein 
perjönliches Necht auf Sit und Stimme. Unter den Yuftituten, 
welchen jie Präfentationsrecht einräumte, waren die Stifter und die 
Yandesumiverjitäten ausreichend bezeichnet, die Wahlordnung war 
vollftändig, fodag fie fofort zur Wahl hätten fchreiten fünnen. Für 
die Städte war die Wahlordnung gegeben, aber die Städte felbit 
waren nicht genannt. Den Grafenverbänden dienten die Provinzen 
als Wahlbezirfe, der Befi eines Nittergutes war Bedingung des 
activen und pafjiven Wahlvrechtes; aber noch war das Alter für die 
active Wahlfähigfeit nicht bejtimmt, und die Wahlordnung fehlte. 
Für die Verbände der durd) ausgebreiteten Kamtlienbefit ausgezeich- 
neten Gefchlechter und für die Berbände des alten und befeitigten 
Srundbefites gab die Verordnung feine nähere Bezeichnung. Zwi- 
chen diefen beiden Kategorien bejtand wiederum eine Verfchiedenheit 
der Anordnung. Wegen der „ausgezeichneten Gejchlechter‘‘ behielt 
jih der König die Bejtimmung der einzelnen Fälle vor, das Prä- 
jentationsrecht follte den betreffenden Gejchlechtern als Fönigliche 
Gnade verliehen werden. Aber den Verbänden des alten und be- 
fejtigten Grumdbefites wurde das Präjentationsrecht unbedingt, als 
eine von der Ffüniglichen Gnade unabhängige Befugnig zuertheilt. 
Und doch war weder der „alte und befeitigte Grumdbefit begriff- 
lic) definivt, noch wurde über die Anzahl der Verbände, über die 
active und pajjive Wahlfähigfeit, über die Negeln für die Wahl 
die leifejte Andentung in der Verordnung felbjt gegeben. Der $.6 
verjprach die Erledigung alles Schlenden durch reglementarifche 
Beltimmungen des Königs. 

Zu den vielen Begriffsverwirrungen, welche unfer Staatsrecdht 
beherrichen, gehört die unkritiihe Sonderung zwischen Gefet und 
Keglement oder Injtruction. Bedes Gefes, welches neue Einvic 
tungen ins Leben vuft, macht c8 vathfam, daß derjenige, welcher 
mit der Ausführung des Gefetes beauftragt ijt, ein volljtändiges 
und lebhaftes Bild von den in dem Gefete vorgezeichneten Antord 
nungen fich entwerfe, che ev au die Ausführung jelbjt geht. Nuten 
und Gegenftand des Verfahrens find gleich Kar. Das vorher entr 
worfene Bild joll den infolge der Neuheit möglichen Irrihiimern 
in der Praxis vorbeugen. Es muß dem Ausdrucde des Gejetes 
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genan entfprechen, darf nicht abändern oder Hinzuthun. Nicht ein- 
mal eine in den Grundzügen entdeckte Yüce darf es ausfüllen; eine 
folche Ergänzung würde fein Theil des Bildes, fie würde neues 
Sefeß fein. In Staaten mit vielen umd gut centraliirten Bean 
ten pflegt diefe veranfchaulichende Darstellung des Sefetses nicht den 
einzelnen betheiligten Beamten überlaffen, jondern von dem Nef- 
jortminifter ausgeführt zu werden, in deffen Berwaltiingsgebiet das 
GSefe dem Stoffe nad füllt. Dies tft der berechtigte Umfang der 
minifteriellen Inftruetion oder des minifteriellen Neglements. Wo 
die gefetgebende Gewalt dem Fürjten allein zufteht, in abjolut ve- 
gierten Staaten hält dev Minister nicht immer die naturgemäßen 
Grenzen der Inftrietion ein. Grjcheint ihm bei deren Entwurf das 
Sefe jelbjt umvollftändig, der Gegenftand aber zur VBeranlaffung 
eines ergänzenden Gejetses nicht bedeutend genug, jo holt er das 
Berfänmte im der Inftriretion oder im einem Neglement nach, indem 
er unter die ausführenden Beitimmungen ergänzende einflicht. 
Der Negel nach genießen in abfolut vegierten Staaten die er= 
gänzenden Beltimmungen das Anfehen des Gefees, weil dort die 
Beamten, am welche jie ergehen, unter der alleinigen Aufficht des 
Deinifters stehen und feinen Anweisungen unbedingt zu gehorchen 
haben, und weil dort der Minifter der Quelle der Gefeßgebung fo 
nahe steht, daß man Leicht annehmen fan, jeine Willensmeinung 
jei aus derfelben gefchöpft oder doch mindestens den gejetsgeberifchen 
Abfichten entfprechend.  Diefelbe Vegel galt im Preußen vor der 
Berfaffung. Solange der König allein Duelle dev Gefetsgebung 
war umd als Gefetgeber nur eine gutachtende und vorbereitende 
Behörde zur Seite hatte, mochte das Berfahren nicht anjtößig er- 
Iheinen. Nur in der Nechtspflege führte e8 zu erheblichen Zwei- 
fein, feitdem die Sabimetsjuftiz nicht nur dem Worte nach abgefchafft, 
jondern auch im eben überwunden war. Aber mit der Verfaffung 
hätte e8 gänzlich aufhören müffen, wenn die conftitutionelle Grund- 
idee: die gejetsgebende Gewalt wird gemeinschaftlich durch den König 
und zwei Kammern ausgeübt (Art. 62) — zur Wahrheit werden 
jollte. Zu den Momenten des Scheinconftitutionalismus it zu 
zählen, daß das frühere Verfahren nicht nur nicht eingeftellt, fon- 
dern jogar zit einer weit mehr misbräuchlichen Praxis ausgeartet 
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ift. Die Imftruetionen und Neglements ergänzten micht nur die 
Sefeße, fondern fie begannen auch, Gejetgebung auf eigene Hand 
zur treiben, jelbjt gegen den Inhalt und den Geift der Gefete, als 
deren Ausführung fie fi) ausgaben. Ic habe dies an einzelnen 
Beifpielen in dem erjten Theile meiner Abhandlung bereits gezeigt, 
ih werde fpäter auf weitere Beifpiele zurückommen, wegen der 
meiften muß ich auf die Minifterialblätter verweifen. In der Ver- 
ordnung und dem Neglement vom 12. October 1854 offenbart fich) 
die Tragweite diefer Begriffsperwirrung. 

Die Berordnung, wie fie gegeben war, ließ fich gar nicht 
ausführen. Ihre Grundzüge reichten dazır nicht aus; ich habe die 
Yücden einzeln aufgezählt. Am unbejtinmmteiten war die Grund- 
zeichnung für die Berbände des alten und befejtigten Grumdbefißes. 
Sie enthielt nur eine verjtändliche Begrenzung, die Bercchtig- 
ten jollten Grundbejiger jein; font entbehrte fie jeder beftimmten 
Andentung des füniglihen Willens. Das Neglement ergänzte. Es 
ordnete die Bildung der Verbände an, erklärte, was umter altem 
und befejtigtem Grumdbefiße zu denfen fei, beitimmte die Gefammt- 
zahl der Vertreter in diefer Kategorie, fette die Ortichaften für 
die Yandfchaftsbezirfe und die Anzahl der Vertreter für jeden ein 
zelnen Bezirk Felt, gab Anweifungen für die active und paffive 
Wahlberehtigung und einige Vorjchriften fir den Wahlact. Ietst 
erft war der füniglihe Wille verftändlich ausgedrücdt und ausführ- 
bar gemacht. Die Verordnung und das Neglement zufammen 
enthielten eine volfjtändige Borzeihnung, wie die Erjte Kammer 
in Zukunft zufammengefett und wie jie gebildet werden follte. 
Das Reglement Hat an dem materiellen Inhalte der 
Borzeihnung feinen geringern Antheil, als die Ber- 
ordnung. Nun it zwar das Reglement gleichfalls ein fönig- 
licher Erlaf. Der König hätte es der Verordnung einverleiben 
fünnen und es hätte, mit diefer ein durchaus gleichartiges Ganze 
gebildet, gleichartig im Inhalt md gleichartig im Berhältnig zum 
Sefet vom 7. Mat 1853. Es war jedoch nicht beabfichtigt, beide 
fönigliche Erlaffe auf gleiche Stufe zu ftellen, vielmehr wurde ver- 
Ichiedene Bedeutung ihnen beigelegt und die Abficht hierzu im 
Namen, in der Art der Veröffentlichung und in einer folgenichweren 
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Slaufel ausgedvrüct. Die Verordnung beanspruchte auf Grund 
der gejeslih dem Könige zur Bildung der Erften Kammer ev 
theitten Bollmacht Gefetestraft, das Neglement nicht. Diejes 
gab ji mim Fir eine Zufammenftellung von Regeln aus, nad) 
welchen die Verordnung ausgeführt werden follte; daher fein 
Name. Die Verordnung wirde in die Gefekfammlung aufge 
nommen, das Neglement nicht. Und man hat die Bereinigung 
beider Crlaffe und die Aufnahme des Neglements in die Gefeb- 
gebung mit bevechnender Abficht unterlajfen, damit das leitere 
weder Gejesesfraft erlange, noch einen integrivenden Theil der 
Berordnung ausmahe. Das Keglement jelbit hat diefe Absicht 
hervorgefehrt. Der Schluffats lautet: „Es bleibt vorbehalten, 
fünftig anderweitige nähere Anwerfungen wegen Seititellung der 
Yandjchaftsbezirfe umd Ausübung des Präfentationsrechtes feitens 
der Berbände der Grafen umd des alten und befejtigten Grundbe- 
jitses zu erlajten.“ Der Ausdruck („anderweitige nähere Anweis 
jungen‘) ift unbejtimmt, aber der Sinn ift Har, Der königlichen 
Deachtvollfonmmenheit wide vorbehalten, geavisfe Abänderungen ein: 
jeitig zu treffen. Gerade dies hatte aber das Gefes vom 7. Mat 
1555 ausdrüdlicd unterfagt. 

Die Ernennung der Mitglieder zur Erjten Kammer räumte 
das Gefe dem König fir immer ein; eine neue Prärogative der 
Krone wurde gejchaffen umd von mim wenigen Bedingungen be- 
grenzt, welche die Unabhängigkeit dev Mitgliever und die abfolut 
freie Wahl des Königs in der Ernenmmmmg fichern follten. Mög: 
lich blieben noch andere Normen, welche ohne Widerfpruch gegen 
die Grumdbedingungen bei der Bildung der Erjten Kammter von 
Yusen fein konnten. So mochte e8 vielleicht zutväglich fein, eine 
müberfchreitbare Anzahl der Mitglieder oder cin Berhältniß der 
ESrblichberechtigten zu den Yebenslänglichen feitzufeten. In der 
Yoth, im welcher man jich damals befand, wollte man im Neben- 
umftänden diefer Art die fünigliche Machtvollfommtenheit nicht be- 
grenzen. Dod wollte man auch mit den Normen für die DBil- 
dung der Erjten Kammer zum Abfhlur fommen,. damit nicht die 
Berfaffung jelbjt umabgejchloffen blicbe und der Zwed des Ge- 


a 


jetses verloren ginge. Daher fügte das Gefek der freien Boll- 
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macht, welche es dem Könige in Betreff dev Bildung der Kammer 
einräumtte, die Claujel Hinzu, daß die einmal getroffene Anordnung 
num durch ein mit Zuftimmung der Kammern zır erlaffendes Ge- 
je abgeändert werden fan. Um einen Theil der königlichen Aır- 
ordnung dem Einfluffe dev Claufel zu entziehen und die Abände- 
rung dem eimfeitigen Willen des Königs vorzubehalten, half man 
fi) damit, daß man diefen Theil in ein bejonderes Neglement 
brachte und der Form nad) jo behandelte, als ob er vom anderer 
Beichaffenheit als der übrige Inhalt der Berordnung wäre Da- 
hin zielte die Form. Aber wie gleichartig der Inhalt der Ber- 
ordnung und des Neglements it, leuchtet aus der Betrachtung 
ein, daß jene im ihren meijten wefentlichen VBorfchriften ohne das 
Heglement unausführbar geblieben wäre und durch das letstere ver- 
volljtändigt werden mußte, um überhaupt nur verjtändlich zu fett. 
Die Ernennungen der Mitglieder find auf Grund der Berordnung 
und des Keglements erfolgt. So bilden denn das Fundament des 
jetigen Herrenhaufes: ein Gefeß; eine Berordnung, welde auf 
jenes Gefes als ihre Grundlage und als Durelle ihrer Gejetses 
mäßigfeit jich beruft, die von ihm gezogenen Grenzen aber unbe- 
achtet gelaffen uud überjchritten hat; ein Neglement, welches die 
Sejeteskraft ablehnt, Für eine Ausführung der Verordnung fich 
ausgibt, in Wahrheit aber deren Ergänzung ift;z endlich) Ermen- 
nungen, welche bei einem entjcheivenden Theile dev Mitglieder von 
den Bedingungen des Gejekes fich losmacht und den Beichrän- 
fungen der Verordnung und des Neglements ficd) unterworfen haben. 

Die neugebildete Erjte Kanımer erhielt dur) Sejets den Titel 
Herrenhaus, wie denn ohne Gefe beide Kammern zuerft im dev 
Einberufungsordre vom 12. November 1855 die beiden Däufer des 
Yandtags in der amtlichen Sprache genannt worden find. Beide 
Ausdrüce follten auf den frühern Vereinigten Yandtag und dejjen 
Herreneuvie Hinweifen. Sch erwähne diefe Kleinigkeiten, nur um zu 
zeigen, mit welcher Mufße man an den äußern Ausput ging, nad)- 
den man mit dem Wefen der Sache fertig zur fein glaubte, 

Die bisher gejchilderten Schritte der Gefeßgebung und der 
Verwaltung waren alle auf den Vortheil und die Meachtitellung 
des Heinen Yandadels berechnet. Die Regierung verleugnete weder 
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ihren Urfprung, noch die Anerkennung, daß die Neaction aus dem 
Sunfertpume die einflußreichite Unterftütung erhielt. Der Hohe 
Adel hatte an den Heinen Iutriguen feinen Antheil; ev hielt fich 
zurückgezogen, die meisten im VBerdruß über die verlorenen echte, 
einzelne in weit größerm VBerdruffe über die Hleinliche Neaction. 
Diefe Kite den Hohen Adel in feiner Zurücgezogenheit unbeachtet; 
fie herrfchte Schon länger als vier Jahre, und noch fprach wiemand 
von dejfen aufgehobenen echten. Das Blatt wendete fich, als die 
Bollmaht zur Nenbildung der Erjten Kammer gegeben und man 
in den maßgebenden Streifen über den Gebrauch einig war, welchen 
man von diefer Vollmacht machen wollte Der hohe Adel jelbit 
blieb auch jest noch unbefriedigt und ohne Theilnahme. Wenig lag 
ihm daran, ob er ein erbliches Necht auf Sit und Stimme erhielt 
und im dem neuen Haufe mit der Menge des Heinen Adels als 
Steicher unter Gleichen aß. Um jo mehr muRten die Befonnenen 
unter den Sunfern den Zuflug von Anfehen durch die Iheilnahme 
des hohen Adels für ihr neues Haus wünfchen, fogar für nicht 
gut entbehrlich halten. Kinige gefchichtliche Größe war doch er= 
forderlich und einige gefellfchaftlihe Bedeutung, die nicht gevade 
im Befite eines Schloffes, im Yieutenantsdienft oder in einer Hof- 
charge ihren Anfangs: und Endpunkt hat. Im Jahre 1854, als 
die Eingeweihten im allgemeinen bereits Elar waren, was aus der 
Sriten Kammer werden follte, begann die Negierung das BVBerjöh- 
mmgswerf. Den äußern Anfnüpfungspunkt fand fie in dev Bundes 
gefetgebung; die Bundesacte hatte den chemaligen Neihsummittel- 
baren gewiffe Nechte und Borzüge zugefichert. Auf die Berchaffen- 
heit der Zuficherung und auf ihr Verhältnig zu den Yandesgejeten 
werde ich Fpäter eingehen. In Preußen, das am jpätejten umd nur 
gezwungen zum Bundestage zurücgefchrt war, fand jid) die Negie- 
vımg am früheiten bereit, das erwähnte Bundesgejes in einer 
hyperorthodoren Ausdehnung walten zu lajjen. Im den meijten 
anderen Bundesjtaaten jind die „IUnfprüche” der Standesherren 
weit fpäter erjt in Erwägung genommen, im den echt conjtitutto- 
nellen Ländern find fie aus politifchen und juriftiichen Grimden 
bis auf den heutigen Tag abgewehrt, oder endgültig abgelehnt 
worden. Die preußische Regierung bemerkte ein Unvecht, welchen 
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abgeholfen und gründlich abgeholfen werden müßte, damit die 
Standesherren für die neue Kammer gewonnen würden. Das Ge 
je (vom 10. Suni 1854), welches nad) der neuen Methode das 
gemischte Verfahren einleitete, ift in feiner Form, im Inhalt und 
wegen der jpäter darangelehnten Kolgen höchit eigenthümlich. Es 
bezeichnet fich als eine Declaration der Verfaffungsurfunde, d. h. 
cs fündigt an, daß c8 die VBerfaifung im feinem Punkte abändern, 
jondern num ihren wahren Sinn erklären wolle. Cs befennt, daß 
die Rechte und Vorzüge der Standesherren, welche ihnen auf Grund 
ihrer frühern Stellung im Deutfchen Neiche und der Bundesacte 
zugejtanden, durch die Gefetgebung jeit dem Jahre 1848 aufgehoben 
worden jind, tadelt die Aufhebung als eine VBerlekung diejer 
Nechte, erklärt als den Sinn der VBerfaffungsurfimde, daß ihre 
Beitimmungen der Wiederheritellung nicht entgegen feien, fpricht 
aber nicht felbjt die Wiederherjtellung aus, fondern überläßt ie 
der füniglichen Verordnung. Was war im diefem Gefeße richtig, 
was verträgt eine eingehende logijche Prüfung? Die Verfajfung 
hat alle Standesvorrechte aufgehoben umd verbietet ihre Verleihung. 
Wo deutet jie auch nur mit einem Worte an, daß die Neichsun- 
mittelbaren von diejent allgemeinen Verbote ausgenommen werden 
dürfen? Dder jollte etwa die Vorausjegung als felbitverjtändlich 
gelten, daß die Berfafjung nicht auf Privilegien fic) Habe evjtreden 
wollen, welche durd) Bundesgejeße gefchütt waren? Weder das 
Bundesgejeß nocd die Berfalfung gejtattet eine folche Annahme. 
Die Bındesacte hatte den Standesherren in Nücjicht ihrer Pers 
jonen, Samilten und Bejitsungen nur jolche Nechte und Vorzüge 
zugefichert, „‚welche aus ihrem Cigenthume und dejfen ungejtörtem 
Genuß herrühren und nicht zu der Staatsgewalt und den höhern 
Negierungsrechten gehören‘ Die einzelnen zu diefen Merkmalen 
-pajjenden echte und Borzüge find aufgezählt, unter ihnen aud) 
jolche, welche nach dem Begriffe der damaligen Zeit als Ausfluß 
de8 PrivateigentHums denfbar waren, nach den Begriffen der heu 
tigen Zeit aber von der Staatsgewalt unzertvennlich find und unter 
die höhern Negierungsrechte fallen; jo die Gerichtsbarkeit jeder 
Art. Dei der .wortgetrenejten Erfüllung der VBerheifungen im der 
deutschen Bundesacte brauchte die Yandesregierung in ihrem Yande 
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den Standesherren nur jo lange die zugejicherten echte zu ge= 
währen, als nad) den Yandesgejeßen folche Vorrechte überhaupt 
noc denkbar und zurläffig waren; und gewis durfte jte jolche Nechte 
nicht ferner gewähren, welche die gemeingültigen Yandesvorfchriften 
für Acte der Staatsgewalt umd höhere Negterungsrechte erklärt 
hatten. Diejer Auffaffung it, mit Ausnahme von ganz reacttionären 
Zeiten und ganz vreactionären Zweden, das deutfche Staatsrecht 
immer gefolgt. DVerläßt man fie, jo ijt feine VBerfaflung eines 
deutfchen Yandes vor der Bundesaufficht, Fein dentfches Yand vor 
Bunderereeution ficher. Im Preufen war nad der Verfaffung fein 
Standesvorrecht mehr denkbar, und die Gerichtsbarkeit durfte nur 
vom Könige ausgehen; die betreffende Beitimmung der Bundesacte 
fonnte aljo nicht mehr in Anwendung gebracht werden. Bollends 
war es eine Berleugnung der Berfaflung, wenn das Gefet, welches 
das Entgegengefeßte annahm, fich für eine Simmerflärung (Decla- 
ration) der Berfafiungsurfunde ausgab. Als diefe erlafjen, als fie 
vevidirt, als fie befchworen wurde, gehörte Preußen nicht im Heu- 
tigen Sinne zum Deutfchen Bunde. Nach feinem damaligen Ber- 
hältniß zum Bunde konnte man unmöglich als ftillfchweigende Vor- 
ausjeung feiner Gefegeber gelten lafjen, daß Bejtimmmmgen che- 
maligerv Bımndesgefese von der Einwirkung der Yandesgejesgebung 
ausgefchlojien wären, und daß durch allgemeine landesgefetliche 
Anordnung die Aufhebung entgegenftehender, ehemals bundesgefeß- 
licher Beltimmumgen nicht herbeigeführt wide. Deit welchen echte 
wiırde als die Meinung der Berfafiungsurfunde ausgegeben, daß 
jie der Wiederherftellung der aufgehobenen echte und Borzüge 
der Standesherren nicht im Wege ftehe und daß cs zu diejem 
Zwede ihrer Abänderung nicht bedirfe? Und wenn es richtig war, 
daß die Verfaffungsurfumde die Bundesgefete nicht hätte berühren 
wollen oder nicht berühren fünnen, jo gab es feit dem Jahre 1848 
fein Gejets, welches die bumdesgefetlich verbürgten Vorzüge umd 
echte der Standesherren aufgehoben hätte. Dann bejtanden die 
Vorzüge und Nechte diefer Art noch fort und das Gefet brauchte 
nicht die Zuläffigkeit ihrer Wiederherftellung, fondern nur ihren 
gejeßlichen Fortbejtand als vereinbar mit der Berfaffung md den 
Yandesgefegen zu derlariven. Fand man endlich die Wiederher- 
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jtellung der „‚verletsten‘” Nechte mit der Verfaffung vereinbar und 
nothwendig, warum jprach fie nicht das Gefet jofort aus? Wes- 
halb Ließ es einjtweilen die Verlegung von echten fortdanern 
umd überließ e8 die Wiederheritellung einer föniglichen Verordnung? 
War der Umfang der bundesgejetlich verficherten Nechte unzweifel- 
haft, jo brauchte das Gefets eben nur auszusprechen, daß diejelben 
wiederhergeftellt jeien. Waren die Grenzen zweifelhaft, jo war 
ihre Negulivung recht eigentlich eine gejetsgeberifche Arbeit, und es 
jtimmte jchlecht mit der dem König und den Kammern gemein- 
ichaftlich zujtehenden Gewalt der Gefetgebung, die Behandlung 
eines gejetgeberijchen Stoffes, welcher jorgfältig zu fichten war, 
der eimfeitigen Willensmeinung des Königs zu überlaffen. 

Alle diefe Fragen weiß ich auf dem Standpunkte Legislativer 
Sorfhung nicht zur. beantworten. Im politifcher Beziehung war 
das Gefets gewandt abgefaßt; gerade jo versprach es der Negierung 
die beiten Dienfte. Es enthielt ein Befenntnig der Verirrung und 
ein DBerfprechen der Sühne; dies war von moralifchem Werth, 
E83 gab der Regierung freie Hand; dies war von praftifchem Nuten. 
Die Negierung hatte in ihrer Macht, den Standesherren mehr oder 
weniger zu gewähren, und eine jolche Yage war den Unterhand- 
(ungen vortheilhaft, welche mit den Standesherren wegen ihres 
Eintrittes in das Herrenhaus angefnüpft werden jollten. Es war 
durchaus nicht die Abjicht der Negierung, mit ihrer Befugniß farg 
umzugehen. Sie zeigte das Gegentheil in der erjten Anwendung, 
welche fie von dem Gefee machte. Kinige Tage che die „‚Alnord- 
nungen‘ zur Neubildung der Erjten Kammer veröffentlicht wırden, 
erwirkte jie auf ihren Bericht eine von jümmtlichen Meiniftern 
gegengezeichnete Gabinetsordre, welche ein Vorrecht der Standes 
herren, nämlich im Procejjen Eide durch Stellvertreter leiften zu 
lajjen, als fortbejtehend bezeichnete. Das VBorrecht ijt am fich jchr 
geringfügiger Natur, aber nichtsdejtoweniger verdient die Gabinets- 
ordre volle Aufmerkfamfeit, jowohl wegen ihrer Faffung, als wegen 
der Natur des Borrechts. Ir der Form begegnen wir wiederum 
jener unachtjamen Nedaction, welche jic nicht die Mühe gibt, das 
Gejet vor eigenen Widerfprüchen zu bewahren. Die Cabinetsordre 
kündigt in dem einführenden Sate an, daß fie auf Grund des 
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oben behandelten Gefetes ergehe; im Texte aber declarirt jte auf 
Grund des Gefees, daß Art. 4 der VBerfaffung jenes Vorrecht 
nicht aufgehoben habe, dafjelbe vielmehr nach Inhalt der älteren 
Borfchriften nocd) wirffam und von den Gerichtshöfen zu beachten 
jei. Dean erinnert fi), daß das im der Einleitung angerufene 
Sefets die Vorrechte behandelt, welche nac) jeinem eigenen Aus- 
ipruche aufgehoben waren md wiederhergeftellt werden follten. 
An dem VBorrechte jelbit ift Hevvorzuheben, dak es vein preußischen 
GSejeten feinen Urfprung verdankt und nicht zu denen gehört, welche 
durc) die Bundesacte oder ein anderes Bundesgefet den Standes- 
herren zugefichert waren. Die Negierung that am dem gering- 
fügigen Beifpiele dar, daß fte nicht gefonnen war, ihre Wiederher- 
jtellungsbefugnig auf die Nückjicht gegen den Bund. und feine Ge- 
jete zu befehränfen. Der Wortlaut des Gejetes, aus welchem 
jie ihre Befugniß herleitete, hätte zu diefer bejchränftern Auffaflung 
führen fünnen, Im November des nächjtfolgenden Jahres, au 
demfelben Tage, an welchen „die beiden Hänfer des Yandtags“ 
zum erjten mal einberufen wırden, erjchienen zwei Verordnungen: 
die eine ftellte einen privilegivten Gerichtsjtand für die Civil- md 
Sriminalprocefie der Standesherren wieder her und überließ in 
gewohnter Weife dem Suftizminifter wefentliche Ergänzungen, wie 
3. D. die Herftellung des Inftanzenzuges; die andere beauftragte 
den frühern Staatsminifter von Duisberg, als füniglicher Cont- 
mijfarius mit den Häuptern der vormals reichsunmittelbaren Däufer 
über ihnen zuftehende Nechte und Vorzüge und wegen der Wlaß- 
regeln zu unterhandeln, welche zur Wiederherftellung des „ver 
legten Nechtszuftandes und Negulivung der etwa in Aufprud 
genommenen Entfehädigungen‘ nothwendig feien. Von Ent- 
Ihädigungen hatte das Gefet nicht gefprochen. 

Wären die Beftrebungen der Negierung von einem einzigen 
und einheitlichen Zwede geleitet gewefen und hätten die Parteien, 
auf welche die Negierung fich jtütste, demfelben Zwede nachgejtrebt, 
jo wäre die Berfaffung bis auf das Fortbejtehen ihres Namens, 
jo wäre jede der Entwidehmg der Bolfsfreiheit geleiftete Bürg- 
jchaft gefährdet gewejen ımd eine neue Zeit hätte fan eine be- 
jtehende Ueberlieferung gefunden, am welche fie formell hätte an- 
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fnüpfen fünnen. Aber dies gehört zu den Fortichritten des moder- 
nen Staatslebens, daß jelbjt in den Zeiten einfeitiger Beitrebungen 
nicht leicht Ein Gedanke die ganze Staatsleitung zu beherrjchen 
vermag. Was man unter dem Namen der Neaction zufammen- 
faßt, enthielt in Wahrheit verjchiedenartige Tendenzen, welche zum 
Theil in verfchiedenen Perfonen ihre bejfondere Vertretung hatten, 
zum Theil in denjelben Perjonen vereinigt zufanımentrafen. 
Snuerhalb der Keaction Ereuzten jich die widerjtreitenden Ien- 
denzen des Abjolutismus, des jtändifchen Wejens und der Beamten- 
herrichaft. Der Abjolutisnus pflegt alles in jich zu faijen, was 
gegen die Betheiligung einer größern Zahl von Bürgern au der 
Staatslenfung, gegen die jtrenge Herrichaft des Gefeßes, gegen die 
Ausbildung der Individualitäten und die Verwirklichung des Staats- 
zwecdes gerichtet ift. In feinem äufßerjten Ausgangspunkt gelangt 
er zur Despotie und zu einer Anarchie, in welcher Feine öffentliche 
Einrichtung, fein bürgerliches VBerhältnig auf Feten Grundlagen 
ruht. Das ftändifhe Wefen will Herrjchaft des Gefetes md 
Freiheit. Es legt ein hohes Gewicht auf gefegliche Bürgichaften 
und unantaftbare Nechte. Im gleich hohem Grade ijt e8 jeder 
Willfür abgeneigt, befördert das Selbjtbewußtjein und gejtattet 
jeden, feine Nechte mit allen Mitteln zu vertheidigen, auc mit 
den äufßerften. Nur fennt es eine verjchiedene Werthichätung der 
Perfonen umd genau abgefonderte Stellungen nach äußeren und 
zufälligen Merkmalen, welche früher einmal in entjprechenden 
Peiftungen ihren Grund gehabt Haben mögen, aber jchon lange 
diefe Bedeutung verloren haben. Die Beamtenherrichaft chlieht 
fi) gern an ein überftarfes Königthum, welches die Willfüv dev 
einzelnen deefen fol. Nach den Umftänden handeln, ift ihre Staats- 
weisheit. Sie fann fich mit der Unbeugjamfeit des Gefetes nicht 
befreunden, und zieht ihr die elaftische Biegjamteit der Verfügungen 
vor. Sie verlangt Gehorjam nad oben Hin und gejtattet dafür, 
ja fordert von jeder Stufe herab Befehlen nad den unteren Stufen 
hin; fie liebt den Charakter, welcher fejt und jelbjtändig innerhalb 
des genau bejchriebenen Kreifes it, Lenkjam und willenlos aber 
außerhalb dejjelben. Site gönnt der großen Meajje gern ein ge- 
wijjes Maß von Ausbildung, denn aus der großen Mafjfe muß fie 
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ihre Kräfte holen, und fie bedarf intelligenter Kräfte. Aud) die 
Entwicelimg des Wohlftandes will fie begünftigen. Aber hier wie 
überall will fie Grenzen ziehen, welche wie ein Zauber wirten umd 
gegen jeden Andrang wumüberfchreitbar bleiben follen, Dieje drei 
Tendenzen find in ihrer veinen Auffaffung ımvereinbar von Natur, 
find im der Gefhichte, als Despotie, Ständethum und Beamten- 
hervfchaft, der Neihe nach aufgetreten, eine um die andere zu der 
drängen, und alle find fie beftimmmt, der wahren Freiheit, der Be- 
vechtigung des Individuums zu weichen. Wenn die Despotie die 
ersten Anfänge des Staates auf Friegerifche Vertheidigungen und 
Angriffe und auf die Herrfchaft der vohen Gewalt zuvücführt, als 
Nachbildung der Heeresordnung auftritt und eine den wechjelnden 
Kriegszufällen gleichende Unficherheit aller Berhältnifje aufweilt, jo 
hat das Ständewefen die Herrfchaft der rohen Gewalt durch die 
Macht der Nechtsidee verdrängt. Als diefes jelbit erjtarıt und 
zum Gegentheile feines Urfprungs geworden war, fanmelten fie 
alle Intelligenzen in der Form von Bireaufratie zum Angriff und 
braten cs zum Fall oder bereiteten es zum Zujammenfturz vor, 
indem fie den bedeutungslos gewordenen Gefeten den nunmehr 
umnberechtigten Einfluß entzogen oder verringerten. Wie feine diejer 
Tendenzen zum ewigen Beftehen berechtigt ift, jo muß auch die 
fette GSeftaltung dem berechtigten Individualismus weichen, wel- 
cher in der neueften Epoche als die Forderung der Freiheit, 
als der Nuf nach gejeglichen Bürgschaften und wahren Bolfs- 
repräfentationen auftritt. Im der befannt gewordenen Gefchichte 
der abendländifchen Staaten find die drei VBorepochen umd der Be- 
ginn der letten genam erkennbar. Auch die englifche Gefchichte 
iiberliefert einen Kampf der Bureaufratie gegen das Ständewefen 
(unter den Tudors md Stuarts), welcher mit einem Fortjchritt 
der allgemeinen Volfsfreiheit jchließt. Nicht immer treten die Ten- 
denzen in der Seichichte der Völker gefondert auf, aber überall, 
Yvo fie oder einzelne unter ihnen fich verbinden, Tajfen fich die vor- 
übergehenden Urfachen nachweisen, welche diefe vorübergehende 
Wirkung haben. Nicht felten ift ein Nücfall umd ein plötliches 
Veberfpringen in eine überwundene Tendenz fichtbar. Das geübte 
Ange wird von diefen Zufällrgfeiten nicht getäufcht, es ver- 
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fennt in den weiteren Perioden den folgerechten Fortgang der Ent- 
wieelung nicht. Im der Gefchichte Preußens, des jungen Staa- 

tes, welcher nicht bis zu wilden Anfängen zurücdreicht, treten 
Ständewejen, Bureaufratie und VBolfsfreiheit genau gefondert auf. 
ach den Freiheitsfriegen wirkten, nur auf einen gefchichtlich furzen 
Zeitraum, Neaction und Beamtenherrichaft vereinigt gegen Die 
Forderungen nah Volfsfreiheit. Bald behauptete die Beanten 

berrichaft allein den Plat ımd es trat der Zuftand ein, welcher als 
„die Willfür in Slacchandfhuhen“ treffend bezeichnet worden it. 
In den dierziger Jahren begann aufs neue das Streben nad) Volfs- 
freiheit; diesmal drang c8 zuerjt auf dem religiöfen Gebiete 
dur) umd verbreitete jich danı auf die jtaatlichen Einrichtungen. 
In Nücwirfung dagegen verbanden fic) die drei Tendenzen, welche 
von der individuellen Freiheit für immer verdrängt zır werden be- 
jtimmt find. Im der eriten Heftigfeit des Kampfes gehen abjolı- 
tiftifche, Ttändifche und bureanfratifche Beftrebungen wirr durchen- 
ander. Im der Geringfehätung der Gejete jucht die abjolutijtische 
Neigung die VBerftärfung der füniglichen Macht, doc beugt fie jich 
vor Privilegien und büßt gegen die Bevorrechteten an Macht umd 
Anfehen mehr ein, als fie in der Freiheit gegen das Gefet zır ge- 
winnen vermeint. Die mit alten unzeitgemäßen Gefetgen gegen 
die Forderungen der Neuzeit anfümpfen, billigen dagegen und üben 
den Bruch von Gefes und Necht, ohne zu verjtehen, wie diejer 
nur für den Augenblick ihnen einige Genugthuung geben fann, für 
die Zukunft aber auch ihre Waffen zum Kampfe untauglich macht. 
Mit der abjolutiftifchen Reaction Hat sich) das ftändiiche Wefen 
heute noch) nicht abgefunden. Mit der Bureaufratie aber gevieth 
es früh in einen bewußten Gegenjfaß. Der fichtbare Ausdruc des 
Gegenfates war für die Menge der Iumferpartei das perfünliche 
Ningen nac) Uebergewicht zwijchen den beiden VBertretern der aus- 
einandergehenden Nichtungen, den Herren von Wejtphalen md 
von Hindeldey. Den Sieg des TLeßtern, als ev zum General- 
polizeidireftor Preußens ernannt wiirde, eine vom Miniiter des 
Innern ganz unabhängige Stellung und eine centralifirte Gewalt 
in feine Hände erhielt, jahen fie als eigene Niederlage au, deren 
Folgen fie in einzelnen Zügen perfönlicher Behandlung veripürten. 
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Herr von Weftphalen hatte längjt den imnern Gegenjat erfannt; 
in ihm jelbit fan er zu Erfcheinung. Ihm, dem berufenen Yeiter 
der ftändifchen Neaction, lag dennoch ebenfo jehr an der Aus- 
bildung der Beamtenmacht, nicht nur als Hilfsmittel für die jtän- 
dischen Beftrebungen und um den an ihn von anderer Seite ge- 
jtellten Anforderungen zu genügen, fondern auch weil das Herrchen 
gefällt und er als Meinifter des Innern die Spite der Deamten- 
herrfchaft war. Mit Hlavem Bewußtfein fuchte er zwifchen beiden 
Tendenzen zu vermitteln, dev Bureaufvatie ebenfo viel zuzumwenden, 
wie dem ftändifchen Wejen, und wo c8 anging, durd diejelben 
Nahregeln das Intereffe beider zu fürdern. Von diefem Gejichts- 
punkte aus ift namentlich der Zufammenhang des Polizeiwejeng 
mit dem Gemeindewejen und die Stellung der Negierung zu beiden 
zu erläutern. 

Unmittelbar nac) der Aufhebung der beiden Drdnungen für 
die Gemeinden, Sreife, Bezirke und Provinzen räumte die neue 
Städteordnung der Bureaufratie eine ausgedehnte Gewalt über 
das Städtewefen und die innere ftädtifche Verwaltung ein. Die 
Aufjicht über die Gemeinden war dem Bezirksrath, eimer aus der 
indirecten Wahl der Gemeinden zu bildenden Behörde anvertraut, 
Der Bezirksrath fiel fort. Die Negierungen traten die Erbichaft 
an amd erhielten außerdem erweiterte Befugniffe. Wichtige Ge- 
ichäfte dev Gemeindeverwaltung wurden an ihre Genehmigung ge- 
fnüpft und unter Umftänden ganz in ihre Hände gelegt. So dürfen 
Veränderungen im Genuffe des Gemeindevermögens nicht ohne 
Genehmigung der Negierung vorgenommen werden, während die 
Negierung gegen den Willen der jtädtifchen Behörden eine Ver- 
ünderumg anbefehlen darf, wenn fie nur erklärt, daß Mlitglieder 
der jtädtifchen Behörden bei der Verwaltung des Vermögens per- 
jönlich intereffirt jeien. sn allen Streitigkeiten zwifchen Stadtver- 
ordneten und Magiftrat entjcheidet fie endgültig; die Zufammenfeßung 
des Meagiftrats hat jie in ihrer Gewalt, denn die neue Städte- 
ordnung hat ihr die Befugnig beigelegt, bei jänmtlihen Wahlen 
von Magijtratsmitgliedern nad) freiem Ermejjen die Beftätigung 
zu verfagen; die Stadtverordneten müfjen im Sinne der Negierung 
wählen oder die Negierung ernennt, wenn die Wahl zum zweiten 
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mal misglüct, einen commiffarischen Berwalter auf fo lange, bis 
die Stadtverordneten den pafjenden Candidaten getroffen haben. 
Als Oberauffihtsbehörde muß die Negierung von allen Gemeinde: 
bejchlüffen Kenntniß erhalten; zu ihren Befugniffen im diefer Eigen- 
ichaft gehört, jeden Beichluß aufzuheben, welchen fie für gefeßwidrig, 
rechtswidrig oder das Staatswohl gefährdend erachtet, die Gehälter 
der bejoldeten Magiitratsmitglieder höher oder geringer zu nor- 
miren, Ausgaben in den jtädtifhen Etat von Amts wegen auf- 
nehmen zu lajfen, wenn die Stadtbehörden für die gejeßlich der 
Stadt obliegenden Yeiltungen im diefer Weife zu forgen unterlaffen. 
Die Negierungsbehörden übten diefe Befugniffe häufig umd in einem 
jehr ausgedehnten Sinne aus, die Minifter ermunterten die Be- 
hörden zu einer fcharfen Praris. Herr von Weitphalen wies an, 
nicht etwa die Berfagung der Beftätigung für die Gewählten als 
eine äufßerjte Ausnahme zu betrachten, jondern in allen Fällen die 
Beichaffenheit der Gewählten allgemein und genau zu prüfen und da= 
nach zur entjcheiden. ES bedürfe feiner Angabe von Gründen für 
die DVerfagung. DVerfagumgen erfolgten wegen vpolitiicher Gefin- 
nung, wegen des religiöjen DBefenntniffes. - Nichts vermochte der 
Seift der Berfaffung, welcher die üffentlichen Nemter allen Be- 
fähigten gleich zugänglich machte (Art. 5), gegen eine Praris, die 
davon ausging, daR eine freiere politiihe Sefinmung zu jtädtischen 
Hemtern unfähig mache. Auch nach der Wahl, während der Amts- 
zeit thaten Bürgermeifter und Stadträthe gut daran, der Kegie- 
rung zır gefallen; fie fonnte die Gehälter der befoldeten Mitglieder 
erhöhen und bei ver Wiederwahl Hatte fie ein bedeutenderes Gewicht, 
als die Stadtverordneten. Die Negterung brauchte feine Wiederwahl 
zu bejtätigen, wenn fie unzufrieden war; die Stadtverordneten hatten 
aber für die Wiederwahl der befoldeten Mitglieder ein Interefie, 
um nicht die Stadtfaffe mit Penfionen zu belajten. Wollte die 
Kegierung wohl, und die Stadtverordneten waren abgeneigt, To 
fonnte fie mindeltens eine commtiffarische Uebertragung des Po 
jtens an den Begünftigten herbeiführen. Wie die Minifter die 
Befugniß aunffahten, gefetlich obliegende Yeiftungen gegen den 
Willen der Stadtbehörden unter Anführung des Gefeses auf den 
jtädtifchen Etat zu bringen, thut ein Civenlarerlaß des Herin von 
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Jauner (vom 19. Mai 1856) jo jchlagend dar, daf ic) mir andere 
einzelne Beifpiele erjparen darf. Der Minifter weit die Negie- 
vımgen an, die Gehälter der jtädtifchen Elementarlehrer, wo cs 
ihmen nothwendig ericheine md die ftädtiichen Behörden ich nicht 
bereit finden lafjfen, felbjt zu verbejfern. Wo die Einnahme der 
Stadt nicht ausreicht, Follen andere Ausgaben geftrichen werden, 
wie die Unterhaltung von höheren Schulen. Demm c8 gewinne den 
Anfchein, „als ob man auf diefem Gebiete der Selbjtbeitimmuung 
und dem eigenen Ermefjen der jtädtifchen Behörden einen zu weiten, 
den gejeglichen Beltinmumgen nicht entiprechenden Spielraum 
gelaffen Haben möchte”. Selbjtverftändlich Handelt e8 ji um Ge= 
haltserhöhungen über das gejegliche Minimum hinaus. Ueber den 
Zwed fpreche ich nicht; vielleicht war es rathfam, die Selbjtverwal- 
tung der Gemeinden in Bezug auf den Mindeitjat der Yehrer- 
gehälter einzufchränfen, aber dazu bedurfte es einer gejeßlichen Grund- 
lage. Der Erlaß gebraucht zwar die Worte „‚gejetliche Beftimmuns 
gen’, aber es ijt völlig unerflärkich, welches Sefet der Minifter im 
Auge gehabt Hat; der Erlaß gibt feinen Auffchluß darüber. Da- 
gegen bezeichnet der Meinifter zwei Nebenergebuiffe, welche durd die 
von ihm empfohlene Mafregel zu gewinnen jeien. Dem Ueber- 
handunchmen der Privatjchulen werde gejteuert werden fün- 
nen, md die Yehrer follen die Kürjorge der Negierung erfeimen 
umd einen nenen Antrieb finden, um in dem von Herrn von Maus 
mer bezeichneten Geifte zu leben und zu wirfen. Das Berfah- 
ven verjtößt Schon imfofern gegen die Vorfchrift der Städteordnung, 
als die Dberauffichtsbehörde ohne Mitwirkung der ftädtifchen VBer- 
tretung nur eine gefeßlich obliegende Yeiftung in den Etat auf: 
nehmen darf und ein Gejet, aus welchem die Yeiftungspflicht ent- 
jpringt, vorhanden fein und aufgeführt werden muß, während die 
Erhöhung der Schullehrergehälter über das gefeßlihe Minimum 
hinaus unmöglich durch Sefes vorgefchrieben fein fanıı. Aber weit 
gefährlicher noch ift der durd den Erlaß möglich gemachte Mis- 
brauch, die Beiträge der Bürger als Fonds zum Belohnung für 
“ehrer von „gutem Seit im Sinne des zeitigen Cultusminifters 
zu gebrauchen und als Mittel, dem Privatunterricht zu ftenern, 
welchem Herr von Raumer aus Grundjas abgeneigt war. Den 
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Beitragenden und ihren DVertretern fteht fein Widerfpruchsvecht 
gegen das Gutdünfen der Staatsbehörde zu, und doc Tpricht die 
Städteordnung die Selbjtverwaltung als Grundfas aus. 

Die Verwaltung der ländlihen Gemeinden leidet natür- 
(ih an allen diefen Gebrechen, doch machen fie hier nur einzelne 
Momente an der Fehlerhaftigfeit der ganzen Organifation aus. 
Auf den Lande haben fi) Bureaufratie und Ständewefen in den 
Nutzen getheilt, welchen die Aufhebung der Gemeindeordnung von 
1550 abwarf. 

Unmittelbar nach diefer Aufhebung trat Herr von Weitphalen 
mit der Meeinung hervor, daß den Belitern von Ritter: und anderen 
privilegirten Gütern die alte Gutsherrlichfeit und die damit 
verbundenen Nechte, namentlich) die gutsherrlihe Polizei ge- 
bührten. Die Regierungen wurden aufgefordert, bei der Behand- 
fung der Yandgemeinden diefe Meinung als Norm feitzuhalten. 
Biele Zweifel winden dagegen laut; jelbjt Negterungscollegien 
Icheinen die Zweifel getheilt und zur Kenmmtniß des Minijters ge- 
bracht zu haben. In der That verjtieß die Meinung gegen mehrere 
Berfaffungsbejtimmungen und jpecielle Gefege. Aus verjchtedenen 
Sejihtspunften war die Berfaffung zur Aufhebung der Gutsherr- 
lichfeit und der gutsherrlichen Polizei gelangt. Als Standesvor- 
rechte durften fie nicht ferner geduldet werden (Art. 4). Als Vor: 
rechte der Gutsbefiter gereichten fie der ländlichen Bevölkerung zu 
Schaden, waren Befchränfungen des Eigenthums, welches fich in 
der Hand der ihnen unterworfenen Bauern befand, und als Jolche 
wurden fie im Art. 42 ausdrüdlih aufgehoben. Auch Tieh der 
neuere Begriff des Staatsrechts ihre Fortdauer nicht zu. Der 
Sutsbefiser übte als Drtsobrigfeit und Polizeiherr die Junctionen 
einer öffentlichen Behörde aus, und doch leitete er je nicht aus 
einem dom Landesheren verlichenen Amte Her, fondern ev nahm 
jie als ein dingliches, d. h. als ein mit dem Befitze feines Gutes 
unzertrenmlich verbundenes echt in Anfpruch. Die Vermifchung 
von Privat» und öffentlichen echt widerfprad) dem Geijte der 
Berfaffung und der neueren Gefete. Das Polizeigefes vom 
11. März 1850 fchrieb allgemein vor, dag die Polizeiverwaltung ent 
weder von füniglichen Beamten direct oder von den Gemeindevor 
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jtehern, immer aber als ein Amt und im Namen des Königs zu 
verwalten jei. Der höchite Gerichtshof hatte erfannt, daß die guts- 
herrliche Polizei durch Gefe aufgehoben jei umd durch die Auf- 
hebung der Gemeindeordnung fchon um deswillen nicht habe her- 
gejtellt werden fünnen, weil die VBerfaffung (Art. 42) entgegenges 
standen. Der Minifter hielt jedoch den „‚aufgetauchten Zweifeln 
gegenüber feinen Standpunkt aufrecht, welchen ev als den der 
Staatsregierung bezeichnete. Im einer langen Keihe von Schlüffen 
wird der Standpimft gerechtfertigt. Die Verfaffung hatte nämlich 
angeordnet, daß die älteren Beltimmmmmgen hinfichtlic) dev PBolizei- 
verwaltung bis zur „Emanirung” der neuen Gemeindeordnung 
gültig bleiben follten. Nr verjteht man zwar allgemein unter der 
„Smanirung‘“ eines Gefetes zur deutfch die Veröffentlichung oder 
Berkfimdung deffelben durch die Gefekfammlung, und die neue 
Gemeindeordnung war in der Gefetfammlung fchon im Yahre 
1550 veröffentlicht worden. Der Minifter aber benußte, wie ich 
bereits erwähnt Habe, den nicht ganz heimischen Klang des fremden 
Ausdruds md Leugnete, daß die Gemeindeordnung vom 11. März 
1850 ‚„emanirt““ worden fer; diefelbe jollte in jeder einzelnen Ge- 
meinde nach beendigter Einführung evft wirkfam werden, evft von 
diefem Zeitpunfte ab jei die Gemeindeordnung, und zwar in jeder 
Gemeinde befonders, für „emanivt” zur erachten. Darauf wird 
fortgebaut, daß Art. 42 der Berfaffung, welcher die Gutsherrlich- 
feit md die gutsherrliche Polizei als ein das Eigenthum der Bauern 
befchränfendes echt aufpebt und die Beftimmung des Polizeige- 
jetses, welche die Polizetverwaltung für ein im Namen des Königs 
auszibendes Amt erklärt, mr Ausiprühe ohne gefetliche Wirk- 
jamfeit gewejen jeten. Ihre Gefetestraft fer in dev Schwebe ge- 
wefen, folange die Gemeindeordnung zwar Gefeß des Yandes, 
aber noch nicht „„emanivt“ gewefen, und jet gänzlich gefchwunden, 
jeit die Semeimdeordmung endgültig aufgehoben worden. Die ver- 
faffungsmäßige Abjchaffung dev Standesvorrechte blieb ‚als allge- 
meiner Grumdjfas‘ ıumerwähnt und ımberücfichtigt. Sie verhinderte 
den Meinifter nicht, im anderen Peferipten die Natur jener Nechte 
als Privilegien Hervorzuheben und auszuführen, daß der Gutsherr 
weder als Ortsobrigfeit, noch als PBolizeiherr ein Beamter fei, weil 
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er die Guts- und Polizeiherrfchaft nicht als ein vom Staate direct, 
oder indirect abgeleitetes Amt, fondern als ein aus feinem Privatver- 
mögen entfpringendes Neht, als eine Beigabe des privilegirten 
Gutes befite. Nachdem die Regierung ihren Willen jo bejtimmt 
findgethan Hatte, war die Sade für die Berwaltungsbehörden 
endgültig entfchieden. Die Widerrede hörte auf, Guts- und Polizei- 
herrfichfeit waren anerfannt, umd acht Monate jpäter, unter dem 
30. October 1855, fonnte Herr von Weftphalen eine „Zufammen- 
jtellung der Normen für die Yandgemeindeverfaffungen aus den 
-alten Gefeten und Neferipten” erlaffen, tm welcher die GSutsherr- 
Yichfeit neben den übrigen, unter jeinen Aufpicien wiederbelebten 
jtändifchen Inftitutionen einen bedeutenden Pla einnimmt. Das 
GSefet, welches die Gemeindeordnung aufhob, hatte für das Yand 
den Erlaß von Provinzialgefegen verfprochen. In Vertretung oder 
Vorbereitung derfelben erjchten der minijterielle Erlaß, welcher fich 
furzweg für das gültige Necht ausgab. Erit wo nad) diefer Zufam- 
menftellung ein Bedürfniß fich herausstellen wirde, durch Gefete zu 
ergänzen, follten Gefete erlaffen werden. Die Negierungen werden 
aber angewiejen, genau zu prüfen, ob denn wirklich die von ihm 
in der Zufammenftellung gebotene Sammlung des bejtehenden 
Kechts nicht ausreihe; ohne Noth jei feine Veränderung vorzu- 
ichlagen. Der Minifter verfichert, daß fein Erlaß blos die be- 
jtehenden Gefete, Normen, Nejeripte „und jo weiter“ wiederhole und 
die Befugnig eines Verwaltingserlafies nicht überjchreite. Wie 
weit der Minifter vom unzweifelhaften Rechte fich entfernte, 
darüber belehrt der Umjtand, daR er die Befier der pri 
pilegivten Güter als Gutsherren und die vererbliche Beredhti- 
gung auf das Schulzenamt als fortbejtehend aufführt. Ohne die 
geringste Nückficht auf die „anfgetauchten Zweifel“, welche doch a 
dem Wortlaut der Verfalfung und an einem Erfenntniß des höch- 
iten Gerichtshofes feinen geringen Nückhalt hatten, legte dev Mi 
nifter den Gutsherren Aufficht und Herrfchaft über die Yandgemeitn- 
den bei. Der Gutsherr ernennt die Schulzen und Ortsrichter; 
wo ein durch Grundjtüicsbefiß erworbenes Necht zum Schulzen 
amte vorhanden ift, prüft er die Fähigkeit des Befiters. Schulze 
und DOrtsrichter Jeiften dem Staate, dev Sutsherrichaft und der 
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Semeinde den Eid der Treue. Ber aller Veränderungen im der 
Berwaltung, bei einer Abänderung im Stimmrecht der Gemeinde- 
mitglieder, wenn ein Ortsftatut abgefaßt, wenn umflare oder zweifel- 
hafte Beftimmungen oder Gewohnheiten ein für allemal aufge- 
Härt werden follen, — zu allen Feftfeßungen diefer Art bedarf c8 
der Mitwirkung und Zuftimmung des Gutsbefiters, che fie der 
Staatsbehörde zur Prüfung unterbreitet werden dürfen. Die ges 
wöhnfichen Semeindebefchlüffe müffen zur SKemmtnig des Guts- 
heren gebracht werden, er fan die Zuftimmmumg gänzlich verfagen 
oder den Schulzen anweifen, die Ausführung des Bejchluffes aus- 
zufeßen. 

eben der Ausjtattung des Gutsheren jichert der Erlaß die 
iiberwiegende Hälfte des Einfluffes der Bureaufratie, welche in 
erjter Yinie vom Yandrath, in zweiter von der Bezirfsregierung 
vertreten wird. Zwifchen ihr und der Gutsherrichaft wird das 
echt der Gemeinde und ihrer Behörden auf ein fo geringes Maß 
zufammengedrängt, daß es im Widerftreit mit der einen oder dev 
andern mr felten zum Ausdrucde gelangen fan. Denn die Staatsbe- 
hövde hat die Oberaufficht. Sie darf dunkle Ortsperfaffungen 
auslegen, und wie nahe die Gefahr der Dumfelheit Liegt, geht aus 
dev Schwanfenden Natur der Nechtsquellen hervor, als welche der 
Minifter Verträge, Stiftungsbriefe, Privilegien, Koncejjionen, ältere 
Sewohnheiten und Korporationsjchlüffe bezeichnet. Wo das Stimm- 
recht, die Nechte und Pflichten der Semeindemitglieder und übrigen 
Dorfbewohner im der Ortsverfaffung nicht Klar oder nicht aus- 
veichend fejtgefett find, foll die Negierung die Abfaffung eines 
Ortsjtatuts herbeizuführen furchen. Ueber dafjelbe mühjen zumächit 
die Sutsherrichaft md die Gemeinde fic) einigen, dan der SKreis- 
tag umd der Yandrath gehört werden, Sit der Entwinf eines 
Statuts jo zu Stande gebracht und findet ihn die Negierung Har im 
Ausdrued und ohne Nachtheil für das Interefle des Staates und 
des Ortes, dann foll fie die Genehmigung wicht verfagen. Bis 
cin gültiges Statut in diefer Weife zu Stande gebvadht ift, joll 
die Negierung bejtimmen, was inzwifchen Nechtens ift. Den es 
gierungen wird empfohlen, die vorhandenen Verfchiedenheiten in 
den Stellungen und Nechten der Dorfbewohner ‚jorgfältig zu be 
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wahren, und wo c8 ihnen dienlich erfcheint, neue Klaffen und Ab- 
jtufungen herzuftellen. 

Vicht in der Einleitung, welche verfichert, daß die Competen;z 
einer VBerwaltungsmaßregel nicht überfchritten und nur bejtchendes 
Hecht vorgetragen werden jolle, jondern in den materiellen DBe- 
jtimmungen, wie die angeführten, tritt die wahre Bedeutung des 
Erlaffes hervor. Um feine Tragweite in Einem Sabe zujfammen- 
zufaffen: Er ift eine Vollmacht für die Regierungen, in jedem 
einzelnen Dorfe unter Mitwirkung der Gutsherrfchaft md unter 
Beirath des Kreistages und des Yandrathes die Ordnung dev Dinge 
herzuftellen, welche ihnen am angemejjenjten erfcheint. Sm jedem 
einzelnen Dorfe brauchen mm der Gutsherr und die Oberauffichts- 
behörde über die Zufammenjegung der Gemeinde, über die Art 
der Verwaltung, über das Maß der Theilmahme fir die einzelnen 
Mitglieder fich zu verftändigen, und cs liegt in ihrer Macht, ihren 
Willen als Gefeß oder vorläuflg gültige Norm durchzuführen. 
Die Hauptbeftimmungen des Erlafjes wırden einige Monate ipäter 
zum Gejeß (vom 14. April 1556) gemacht. Zwei Gejese von 
demfelben Tage ordnen die Gutsherrlichkeit und die yutsherrliche 
Polizei ganz in dem Sinne, wie ihn der Minifter in feinen Is 
jtructionen vorbereitet hatte. Das eine jtreicht die Gutsherrlich- 
feit und gutsherrlihe Polizei aus der Zahl der aufgchobenen 
Privilegien und ändert die Verfaffung (Art. 42 und 114) denge- 
mäß; das andere bezeichnet das VBerhältniß des Gutsherrn als 
Drtsobrigfeit und Bolizeiherr gleichfalls unter Anerkennung der 
früher vom Meinifter aufgejtellten Griumdfäte und im einer Kor, 
welche feiner Anficht, daß diefe Privilegien nie aufgehoben worden 
jeten, nicht ausdriicklich wideripricht. Su feiner Inftruettion zu den 
Sejeten belehrt der Minifter, daß feine „Zufanmenftellung‘“ nur 
in den Punkten modificirt werde, welche das Gefe behandle, jonft 
aber gültig und maRgebend bleibe. 

Es flingt wie eine Ironie, dap der Minifter das an 
Stelle gemeingültiger VBorfchriften eingeführte Belieben der Auf 
fichts- und Dberauffichtsbehörden, die Unterordnung der Gemeinde 
unter den Gutsheren und die Unterordnung beider ımter die Re 
gerung als ein Mufter von Selbjtbeftimmung und Selbjtverwal 
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tung preift. Die Gemeindeordnung don 1850 hatte jeder Ge- 
meinde freigeftellt, ihre eigene DOrtsverfalfung durch Statut feftzu- 
jtellen und in das Statut alle Ortsbefonderheiten, überhaupt jolche 
Beitimmmmgen aufzınchmen, welche der Gemeindeordnung felbit 
nicht zumwiderliefen. Das Statut bedinfte nur der Beftätigung 
durch den Bezirfsrath. Das neue Gefeß über die Yandgemeinden 
fäßt gleichfalls über gewiffe Gegenitände ein Statut zu, aber c8 
muß mit dem Gutsheren, wo ein folcher vorhanden ift, vereinbart 
umd dann erjt von der Negierung genehmigt werden, um gültig 
sur jein, während die Negterung allein ohne weiteres Normen vor- 
Schreiben und in Wirffamfeit feten darf. Mean vergleiche und be- 
urtheile, ob die Sunferpartei wirklih, wie fte fich rühmt, überalf, 
namentlih auf dem Yande, die Autonomie und Selbftbeitimmung 
begünftigt und die uralten Semeindeverfallungen von der „„Sleich- 
macherei” des neuen Gefetses habe erretten müflen. Die un- 
widerftehliche ee über die Gemeinden hat die Bureaufratie 
der eifrigen Mitwirfung der Sımferpartei zu verdanfen, welche 
dafür mit den gutsherrlichen md landjtandfchaftlichen Krediten ab- 
gefunden wurde. 

Zu einem gleich entichiedenen Siege und unter derfelben 
Bımdesgenofienjchaft gelangte die Bureaufratie auf dem Gebiete 
der Polizeigefeßgebung. Durd die Aufhebung der Gemeinden, 
Streis-, Bezivks- und Provinzialverordnungen ftel eine bedeutende 
Macht an die Bolizeibehörden zurück, gegen welche die aufgehobenen 
Sejeke wirffame, aus der Selbitverwaltung entnommene Bürg- 
ichaften gegeben Hatten. Aber dies find nicht alle, ift nicht einmal 
der erheblidite Theil der Nücerrungenfchaften, welche die Polizei 
in den fünfziger Sahren gemacht hat. Neue Gefete, die Aus- 
fegung alter, am welcher der Kompetenzgerichtshof und die übrigen 
Berwaltungsbehörden zufammenwirften, Meinifterialerlaffe und 
factifche Macht haben den überwiegend größten Theil der innern 
Berwaltung, ich meine aller inneren Staatsangelegenheiten mit 
alleinigem Austchluß der vein vichterlihen Sachen und der aus- 
wärtigen Politif, in die Hände der Polizei gelegt. Ueber den Um- 
fang der polizeilichen Thätigfeit, wie die Polizei mit ihrer arbis 
trären Gewalt alle Yebensverhältniiie durchdringt, wie fie naments 
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lid) die Nechtsgewalt aus ihrem weiten Gebiete fait gänzlich aus > 
Ichließt, trage ic) an einer andern Stelle Ausführlicheres vor. Hier 
will ich mich nur damit bejchäftigen, durch welche äußere Mittel 
die Anfnüpfung an den alten Zuftand gelungen und die Polizei 
dahin gelangt ift, in ihrer Sphäre alle Gewalt zu vereinigen, an 
welcher nach) der Ydee der Berfaffung drei verjchiedene Staatsfunc- 
tionen: die gejeßgebende, die ausführende und die vichterliche, hät- 
ten betheiligt fein follen. 

Der Begriff der Polizei hat in Preußen jeine jtaatsrechtliche 
Definition erlangt, als die Bureaufratie im Gegenjaße zum jtän- 
diichen Wefen und zum Abjolutisimus in das öffentliche Yeben ein- 
trat, die Ansprüche der individuellen Freiheit aber ihr noch nicht 
entgegenjtanden. Die Definition ijt jehr weit, und der Umfang 
der polizeilihen Gefchäfte entjpricht der Ausdehnung des Begriffs. 
Er umfaßt jede vorjorgende Thätigfeit, um Nachtheil vom Staate, 
von einer Gefammtheit und von den Einzelnen abzuwenden umd in 
gleicher Weife Vorteile zuzuwenden. Nicht nur mit den hervor- " 
jpringenden Uebeln hat es die Polizei zu tdum, jondern auch mit 
den Urjahen aller gejellichaftlichen Gebrechen, denen fie vor- 
beugen fol. ine Hohe Aufgabe und nichts Geringeres als 
der ideale Staatszwed. Aber eben darin liegt der Jrrthum, daß 
die Polizei allein eine Arbeit in ihre Hand nimmt, an welcher alle 
Einrichtungen des Staates und der Gefellfchaft und alle fittlichen 
Sträfte der Menfchheit mitzuwirken haben. Allgemein, wie jte ihren 
Beruf auffaßt, ebenfo allgemeiner Natur find die Hülfsmittel, welche 
fie in Anspruch) nimmt. Sie verlangte und erlangte die Befugnifje 
der weiteften Nufjicht über alles und jedes, des erjten Angriffs, 
wo umd folange irgendeine Gefahr vorhanden jei, und das echt, 
Befehle zu erlaffen und die eigenen Befehle zu voll- 
itreden, drei Befugniffe, welche das Wejen der unumfjchräntten 
Gewalt ausmachen. In der Verordnung vom 26. December 1508 
jind dieje Gefichtspunkte eingehalten, die Pflichten der Polizei 
präcis, die Befugniffe zwar nicht gleich Klar ausgedrüct, doc) in 
dem bejchriebenen Geifte angedeutet. Die damaligen Gejeßgeber 
icheinen, fortgeriffen von ihrem eigenen Geijtesauffhwunge und von 
dev Größe der Zeit, nicht Kar durchdacht zu haben, wohin im mit- 
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telmäßigen Zeiten ein jolcher Beruf in Händen mittelmäßiger Beam- 
ten führen muß. Aber die Gefahr der Befugniffe haben fie 
einigermaßen erfannt umd durch Gorrective zur verhindern gefucht. 
Allgemeine Verfügungen durften die Negierungen überhaupt nur 
unter Genehmigung des Höchiten Polizeichefs erlaffen. Gegen jede 
polizeiliche Verfügung ohne Unterfchied des Gegenstandes und ohne 
Unterichied, ob jie die Korm einer allgemeinen Borjchrift oder eines 
jpeciellen Befehls annahm, jtand der Nechtsweg offen, wenn man 
mit der Behauptung auftrat, daß jte einem fpeciellen Nechtstitel 
oder einer ausdrücdlichen Gefegesbeitimmung zuwiderlief. Endlich) 
itand die volle vichterliche Einwirkung frei, wenn der Polizei, md 
dies galt auch von der höchjten Behörde, grobe Kahrläfligfeit oder 
gar vorjäßliche Beeinträchtigung nachgewiejen wurde; danı trat die 
volle Verantwortlichfeit der Beamten ein. Um das Gewicht des 
Srforderniffes, daR jede allgemeine PBolizeivorichrift erit dur 
die Genehmigung des höchiten Chefs wirkffam werde, gehörig zu 
erfennen, muß man fi) an die damalige Stellung des höcdhjjten 
eifortchefs erinnern; er war in jeinem Nejfort der alleinige Ber- 
mittlev der Gefetgebung. Die Zeit fam, in welcher der Auf- 
ichwung des Jahres 1808 vergeffen war. Das Gebiet des Poli- 
zeiberufs blieb unverändert, die Befuguiffe der Polizei dehnten jic) 
in der Praxis mit der ihnen innewohnenden Gewalt aus umd gin- 
gen ins Kleinliche; das Haupteorreetiv, der Nechtsichut, wurde be- 
jeitigt. Die ungehenmte Boltzeigewalt wırrde felbjt ein Uebel umd 
fein geringeres als die, welche fie abzuwehren bejtimmt war. Die 
Aufficht führte zu einer Hänfung von nußlojen Körmlichkeiten, wie 
Anmeldungen, Bawelen, Eonceiftionen mannichfacher Art; die Körn- 
lichkeiten hemmten den jteigenden Berfehr und drüdten das fonft 
emporftrebende Selbitgefühl der Bürger nieder. Der erjte An- 
griff verwandelte fich dadurch, dap als Negel die Einwirkung des 
Nichters ausgefchlojfen wide, in eine endgültige Entjdei- 
dung. Das Anjehen der Sefete janf, als die flarite gejegliche 
Vorichrift feinen Schuß mehr gegen die polizeiliche Verfügung ge- 
währte. Der Beruf und die Fähigkeit zur Gefeßgebung nahmen 
ab, weil die Gejeßgeber einem Gonflict mit der polizeilichen Praris 
vorbeugen wollten und im den Gefeten ausdrücklich oder durch eine 
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lofere Faffung Ausnahmen zu Gunjten der polizeilichen Verfügung 
zuließen. Auf die unfichere Begrenzung des echtes, allgemeine 
Befehle und Strafandrohungen zur erlaffen, will ich fein erhebliches 
Gewicht Legen, da die Genehmigung des Minifters erforderlich war 
und, wie ich wiederholt hervorgehoben, die minifterielle Genehmi- 
gung damals eine ganz andere Bedeutung hatte als heute, da die 
Sefetgebung getheilt ift. Dagegen erhielt die Befugnig, jpecielle 
Befehle zu vollftreden und Volljtredungsitrafen durch Geldbußen 
oder Haft aufzırerlegen, eine erweiterte Anwendung. Das Gejet 
hatte jie den Bezirfsregierungen eingeräumt. In der Praris 
fegten fich die Polizeiverwalter bis zu den umterjten Graden die 
Befugniß bei; im Sahre 1842 erlangte diefe Praris die Billigung 
des Minifters. Seitdem fonnte jeder Polizeiverwalter Befehle er- 
laffen und deren Ausführung durch Strafen bis zu 100 Thalern 
oder vier Wochen Gefängniß erzwingen. Im gleichem Grade, wie 
die Macht der Polizei ftieg, wurde die Verantwortlichfeit der Be- 
amten verringert; fie wide auf den Fall bejchränft, wenn eine 
Verfügung von der vorgefetten Behörde als gejetwidrig oder ın- 
zuläffig aufgehoben worden war. So fanden die Freiheitsbewegum 
gen. des Yahres 1348 den öffentlichen Zuftand vor. Der Drud 
jolfte entfernt werden, und viele bedeutende Süße der Berfajfung 
gehen auf eine divecte Bejchränfung der Polizeigewalt aus. Wer 
von wahrhaft comftitutionellem Geifte und echter Yoyalität durcd)- 
drungen, Über den öffentlichen Zuftand Preufens allein aus der 
Berfaffung fich belehrt, wird feinen Schuts gegen Polizewillfür 
vermiffen. Die perfünliche Freiheit it gewährleiftet, die Wohnung 
unverletlich erklärt, ebenjo das Cigenthunz; willfürliche VBerhaftun- 
gen und Hausfuchungen werden alfo ausgefchloffen. Die Breife it 
frei, und eine freie Preffe it ein verläßlicher Wächter über die 
echte des Volkes. Die Beamten find verantwortlich; wer von 
ihnen eine Nechtsverlegung zugefügt hat, wird verfolgt, ohne daß 
e8 der Zuftimmung einer höhern Behörde bedarf. Aber dev GSe- 
genfat zwijchen den Worten der Berfaffung und dem praktijchen 
Peben belchrt bald den vergleichenden Beobachter, dar die Verfaf 
jung anders umd vorfichtiger ftudirt werden muß. Da gibt es Epe 
cialgefete, welche jene verfaffungsmäßigen Verheifungen wiederholen 
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und zugleich jo einjchränfen, daß jie einer Aufhebung gleichfommen 
oder doch mindeftens den Schuß gegen die Volizeiwillfür zerftören; 
da gibt es Erlafje dev Miinifter und anderer Behörden, welde Ber- 
bindungen mit den alten vor der Berfajjung erlaffenen Gefegen und 
Berordnumgen Herjtellen und den alten Bolizeigeift zur Herrichaft 
gelangen laffen; da gibt es Erklärungen, welche mit der einen Hälfte 
des Satzes die andere wirfungslos machen oder durd) fühne Beto- 
nungen den Worten eimen nicht geahnten Sim beilegen. Ein 
Vergleich des jett gültigen Nechtes zum Schute der perjönli- 
chen Freiheit mit dem aufgehobenen Gejege aus dem Jahre 1848 
veranschaulicht, wie viel auf den Geijt ankommt, in welchen die 
Specialgefege abgefaßt werden. Das ältere Gejes gab für den 
Schuß der Wohnung bejtimmte, wenn auch nicht ausreichende Ne 
geln; Verhaftungen aber ohne vichterlichen Befehl verbot es im um» 
zweidentiger Beitimmung, bis auf den einzigen Ausnahmefall der 
Ergreifung auf friicher That. Das neue Gefet geftattet dem Beam- 
ten der Polizei, ohne vichterlichen Befehl und außer dem Betreffen 
auf friiher That oder unmittelbar nach derfelben, jede Berjon zu 
ergreifen, welche ihm einer jtrafbaren Handlung und zugleich der 
Slucht dringend verdächtig jcheint, zu demjelben Zwec bei Tag 
oder Nacht in die Wohnung zu dringen, Dausjuchungen zu jeder 
Zeit auf eigene Dand zu veranlaffen, wenn er meint, Beweismittel 
für eine jtrafbare Handlung aufzufinden, welche ihm bet längerm 
Zögern verloren gehen fünnten. Der „dringende Verdacht“ des han- 
delnden Beamten ijt ein innerer Beweggrund, welchen die betroffene 
PBerfon für den Augenblid gar nicht controliven fann. Stein Preuße 
hat einem Polizeibeamten ein gefeglihes Schutmittel entgegenzus 
jeßen, wenn diefer auf der Straße oder zu Haufe ihn verhaftet, 
bei Tag oder Nacht in die Wohnung dringt, feine Gemächer, feine 
Meöbel durchjucht und die Schriftjtücke durchjtöbert. Und nad) vollbrad) = 
tev That, wie jchwer tft es nicht zu beurtheilen, ob der Beamte einen drün- 
genden oder nur leifen Verdacht gehabt oder den Verdacht nur zum 
Borwande genommen hat. Die Strafgejege fünnen den überjchrei- 
tenden Beamten fauım erreichen, weil ihm nachgewiefen werden muß, 
daß er mit Borjat widerrechtlich gehandelt Hat, wenn er zur Strafe ge- 
zogen werden joll. Der Anklage liegt dev Beweis ob, daß der Deamte 
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feinen dringenden Berdacht gehabt, wenn diefer nur eine ftrafbare Hand- 
[ung bezeichnet, deren er den Betroffenen verdächtig gehalten. Die 
Befugnig zum Eindringen in die Wohnung und zu Haus- 
juhungen während der Tageszeit ift jo allgemein evtheilt, die 
Einfhränfung jo lofe ausgedrücdt, dar jeder Polizeiverwalter fie 
aus eigener Machtvollfommenheit jelbjit ausüben oder durch einen 
untergeordneten Beamten ausüben laffen darf, ohne zu mehr ver- 
pflichtet zu fein, als gewilfe Formen während der Handlung zu 
beobachten. Und felbjt diejen bejchränften Schuß des Gejeßes Tier 
der Minifter des Inmern nur gegen folche Berhaftungen gelten, 
welche eine gerichtliche Unterfuchung vorbereiten jollen. Dagegen 
hat er den Bolizeiverwaltungen aller Grade die Befugniß zugeipro- 
chen, ihren jpecielfen Befehlen dur Haftandrohung Nachdrud zu 
geben und die Haft ohne jede vichterliche Einwirkung jelbjt zu voll 
Itreefen. Denn das Gejets zum Schuße der perfünlichen Freiheit 
habe mit der Haft als Vollftredungsmittel nichts zu thun. 
Js diefer Beziehung habe die Verfajjung die alten Gefete fortbe- 
jtehen laffen. Das nene Volizeigefes (vom 11. März 1850) be 
timmt zwar wörtlich: „Wer e8 unterläßt, dasjenige zu thun, was 
ihm von der Polizeibehörde in Ausübung diefer Befugniß geboten 
worden ijt, hat zu gewärtigen, daR es auf feine Koften zur Aus- 
führung gebvadjt werde vorbehaltlich der etwa verwirften Strafe 
md der Berpflichtung zum Schadenerjat‘” —; aber das Gefet habe 
in diefem Gabe diefe Art der Vollftrefung nur als unzweifel- 
haft, nicht aber als allein zuläffig bezeichnen wollen. Der Nad)- 
druck fer auf den unmittelbar vorangehenden Sat zu legen: „‚Iede 
Polizeibehörde ift berechtigt, ihre polizeilichen Berfügungen durd) 
Anwendung der gejetlichen Zwangsmittel durchzufesen.‘” Zu den 
„gefeglihen Zwangsmitteln‘ gehören nad der Verordnung vom 
26. December 1808 auc Seldbußen und Haft. Dede Polizeibehörde 
habe zu wählen, welches Mittel fie für das wirffamfte halte. Che 
mals jei zweifelhaft gewejen, ob nur die Bezivksregierungen die 
Haft als Bollftredungsmittel gebrauchen dürften — fo lauten näne 
lich die Worte dev Verordnung vom 26, December 1808 —, oder 
ob auch jede untere Polizeibehörde; jet jei der Zweifel beigelegt. 
Die Minifter haben für die zweite Auslegung fchon im Jahre 1842 
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sich entichieden, und das neue Gefets (die von mir angeführten Sätze) 
beftätige diefe Auslegung. Das tjt der treir wiedergegebene Fdeen- 
gang der Meinifterialerlaffe vom 23. Jimi, 6. Sult 1850 und vom 
20. Sanmar 1854. Sm Uebereinftimmung mit denfelben übt jeder 
Bolizeiverwalter, auch der mit der PBolizeiherrlichkeit privilegirte 
Sutsbefiter die Befugniffe aus, jeden, der feinem als polizeilid) 
bezeichneten Befehle nicht nachfommt, zur Haft zu bringen. Nux 
eine Bejchwerde an die vorgejette Behörde fann helfen, wenn diefe 
den Befehl jelbit aufzuheben für gut befindet. 

Das Net des Bürgers, unabhängig von dem Willen der 
Polizei an jedem beliebigen Drte Preußens fi) aufzuhalten, folgt 
zwar als erite Bedingung aus dem Begriffe der perfünlichen FSrei- 
heit. Wie follte frei genannt werden, wer auf Befehl feinen Aufs 
enthalt wechjeln oder beibehalten muß? Aber Folgerungen von die- 
jer Tragweite beachtete die Negierung nicht. Die Polizei ließ ver 
mögende Yente nicht zuziehen auf Grund des Armengejeßes, wics 
unbejcholtene Leute aus zum Zwee der öffentlichen Sicherheit. Met 
gleicher Willfiv wurde die Freiheit der Preffe gegen polizeiliche 
Anordnungen unwirkfam, das „unverleßliche” Eigenthum gegen Ein- 
griffe der Volizei jehutlos gemacht, wie ic) an einer andern Stelle 
ausführlicher darthue. Die Verantwortlichfeit der Polizeibeamz 
ten bot feinen Schuß gegen die Willfür. Die vetvoyirte Verfaffung 
hatte die gerichtliche Verfolgung der öffentlichen Eivil- und Militärbe- 
hörden wegen Nechtsverlesung im Amte ohne jede Bedingung freigege- 
ben. Su der Nevifion fette man an die Stelle: „Die Bedingun- 
gen bejtimmt das Gefeß. Kine vorgängige Genehmigung der dor- 
gejeßten Behörden darf jedoch nicht verlangt werden.‘ Unter dem 
„Sejete” war offenbar ein in Zufunft zu erlaffendes gemeint; der 
achja ift in feiner Wortfaffung eben nur dann verjtändlich, wenn 
man ihn als Kegel für das zufünftige Gefeß auffaßt; fonft wäre 
der richtige Ausdruck gewejen, wie ihn die oetropyirte Verfaffung in 
der That gebraucht hat: Eine vorgängige Genehmigung „ijt nicht 
nöthig”. Die Regierung aber benutte den unbeftimmten Wort- 
laut zur doppelten Abihwäckhung der VBerantwortlichfeit. Sie er- 
Härte die Bedingungen des alten Gefeßes (vom 11. Mai 1842) 
für fortbeftehend. Danad) gilt als Nechtsfag, dar ein Entfchädt- 
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gungsanfpruch gegen einen Polizeibeamten wegen einer polizeilichen 
Berfügung nur dann geftattet fei, wenn die vorgefette Behörde die 
Unverfolgbar bleibt aber der Polizeibeamte, wenn die vorgefeßte 
Behörde aus freier Erwägung die Berfügung aufgehoben hat, ohne 
jie gerade als ungefetlihh) oder unzuläffig zu bezeichnen. Unver- 
folgbar it die Behörde, welche für den einzelnen Fall die letzte 
Inftanz bildet, und immer unverfolgbar der Meinifter. Auf der 
andern Seite ließ fi die Regierung den Vortheil nicht entgehen, 
welcher aus der Auffajjung entiprang, daR die Bedingungen durd) 
ein nmenes Gejets zur ordnen jeien, und verjchaffte durch das Gon- 
flietengefeß vom 13. Februar 1854 den vorgejegten Behörden in 
Gemeinfchaft mit dem Competenzgerichtshofe die Befugnig, die jtraf- 
gerichtlichen Berfolgungen gegen Beamte als ‚ungeeignet‘ zu um- 
terjagen. 

Die gewaltige Macht der Polizei erhielt ihren bedeutendften 
Küchalt, die Verfaffung einen neuen Widerfpruc in den gefetge- 
berifchen DBefugniffen, welche die Polizeibehörden zum Theil von 
den Gefeten empfangen, zum Theil fich felbjt beigelegt haben. Un 
gern verfage ich mir hier eine allgemeine Betradhtung darüber, in- 
wieweit den localen Behörden ein VBerordnungsreht einzuräumen, 
welche Garantien gegen Misbrauc damit zu verbinden und wie die 
Grenzen zu finden jind. Sie würde die Kritik der bejtehenden Ge- 
jete umd der durch Gejeß nicht unterftüßtten Gewohnheit erleichtern 
umd verjtändigen. ndejjen der Gegenftand diefer Abhandlung weift 
mic an, unmittelbar vom bejtehenden Gejete auszugehen und an 
die thatfächliche Entwicelung mic eng anzufchließen. Das Polizei 
gejfeß vom 11. März 1850 ift die Quelle. Es ijt mit den Ord- 
nungen dev Gemeinden und höheren Verbände an Einem Tage er- 
gangen, und fein innerer Zufammenhang mit denfelben muß manche 
jeiner VBorfchriften erklären. Es benennt die Gemeindevorfteher als 
die Verwalter der Ortspolizei; doch behält es dem Meinifter des 
Innern die Befugnig vor, an Gerichtsorten, in Fejtungen und Ge- 
meinden don mehr als 10000 Einwohnern eine abgejonderte Fünig- 
liche Bolizeiverwaltung herzuftellen. Die polizeiherrlidhen Guts- 
befißer gehören nicht in fein Syitem, es behandelt diefes Privile- 


5x 


08 I. Wie ift die Berfaffung in Preußen gehandhabt worden? 


gium als aufgehoben. Die örtliche Boltzeiverwaltung darf für den 
Drt, die Negierungen dürfen für mehrere Gemeinden ihres Bezirte 
oder den ganzen Bezirk allgemeine polizeiliche Vorschriften erlafjen 
und deren Nichtbefolgung mit Strafen bedrohen, im höchjten Wake 
bis zu 10 Thalern oder 14 Tagen Gefängni. Die Bedeutung 
diefer Befugniß ift nicht nach der Höhe der zuläffigen Strafe zu 
beurtheilen; den gefetslich gefinnten Bürger erfüllt die geringjte 
Strafe mit zwingender Scheu.  Entjcheidend tft der Umfang der 
Segenftände, über welchen die VBorfchriften fich erjtreefen dürfen. 
Nach vichtigen Grundjäßen ift die Strafverordnungsbefugnig einzel> 
ner Behörden auf Gegenftände einzufchränfen, welche der allgemei- 
en Gefeßgebung ganz wizugänglich find, auf Segenftände ganz 
örtlicher und zugleich vorübergehender Natur. Entjteht ein feinem 
Üefen nach andanerndes Bedürfniß für einen weitern Kreis, jo joll 
8 der Yandesgefetgebung unterbreitet werden. Das Polizeigejet 
zählt zwar die einzelnen Gegenftände auf, aber dieje jind jo allge 
mein md weitgehend wie der polizeiliche Beruf. ES gehören dazır: 
Schub dev PBerfonen und des Cigenthums; Sorge für Yeben umd 
Sefundheitz Fürforge gegen gemeinfchädliche und gemeingefährliche 
Handlungen, Unternehmungen und Greigniffe; jede Art von Ber- 
fehr auf Meärkten, Drts-, Yand- und Wafjerftraßen, in Gaft- und 
Saffeehäufern u. |. w., und überdies „alles andere, was im bejon- 
dern Intereffe der Gemeinden md ihrer Angehörigen polizeilich an- 
geordnet werden muß”. Mean fieht, die Bolizeibehörden haben un- 
bejchräntte Vollmacht zur polizeilichen Gejetgebung. Wie die Be 
fugnig ausgeübt wurde, will ich an wenigen Beifpielen zeigen, die 
ich aus vielen gleichartigen herausgreife. Die meisten Bezirfsregie- 
rungen verboten den Predigern der diffidentifchen Gemeinden die 
Berrichtung von geiftlichen Handlungen, darumter auch öffentliche 
Jeden an Grabftätten, und viele Prediger wurden wegen jolcher 
Uebertretungen beftraft. ine Megierung erließ ein förmliches Gefet 
über Aufnahme und Unterftütung fremder Armen und Stranten; 
eine andere verbot den Nrügern md Schanfwirthen, Branntwein 
auf längere Zeit als auf act Tage zu creditiven, und drohte eine 
neue Art von Strafe an, den Berluft der Koncejfion. Kine we- 
jentlihe Garantie enthielt das Polizeigejeß für die (andwirthichaft- 
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fihen Angelegenheiten. Regierungsvorichriften jolcher Art bevurf- 
ten zu ihrer Gültigfeit der Zuftimmung des Bezirfsrathes. Nad) 
der Bezirfsordnung vom 11. März 1550 follte diefer aus den ge- 
wählten Bertretern der Kreife. hervorgehen, ev wäre deshalb eine 
zur Controle befonders geeignete Behörde gewejen. Das Gejeb, 
welches die Bezirfsordnung aufhob, ließ die Frage, im welcher Weife 
die erwähnte Function des Bezirfsrathes erjett werden Jollte, unbe- 
rührt. Der Minifter interpretivte, daß die Negierungen nunmehr 
in ihrem Berordnungsrechte jelbjtändig wären, und jo fiel die we- 
jentlichjte Garantie. Nach zwei Richtungen endlich erhielt die Be- 
fugnig der Behörden eine über die Abficht des Polizeigejetes weit 
hinausgehende Ausdehnung. Die gutsherrliche Polizei wurde wie- 
der eingeführt, und die privilegirten Sutsbejiter übernahmen ohne 
weiteres die Verordnungsbefugnig für die ihmen untergeordneten 
Drtjchaften; fie galt als ein Theil ihres „dinglichen Befitrechtes‘. 
Ka) oben Hin verichafften ji die Minifter aus freier Machtvoll- 
fommenheit einen Antheil an der VBerordnungsbefugnig. Das Po- 
lizeigefeß hatte fie ihmen nicht beigelegt, und es Fonnte fie ihnen 
nicht beilegen aus dem triftigen Grunde, weil das Gejet diejelbe 
aus dem örtlichen Bedürfniffe herleitet, Anordnungen aber, welche 
über das Sonderbedürfnig eines Bezirfs hinausgehen, nicht mehr 
örtlicher Natur find. Die Minifter dagegen fanden im ihren Circeu- 
farerlafjen ein vielfach benuttes Mittel, gewiife Anordnungen zu 
bezeichnen, mit deren Erlaß und Strafbedrohung jie die einzelnen 
Regierungen beauftragten. Beifpielsweije: der Diinijter wies jämmt- 
liche Regierungen an, das verfäumte Borzeigen von Gefindedtenit- 
büchern mit Strafen zu bedrohen. Fälle diefer Art find nicht jel 
ten. Die Mafregeln, welche die Negierungen gegen die Sreireli- 
giöfen Gemeinden ergriffen, find dur eine allgemeine Anweijung 
des Minijters hervorgerufen worden. So hat fi) neben der allge- 
meinen Yandesgejetgebung eine bejondere polizeiliche gebildet, weld)e 
von den VBerwaltungsbehörden ausgeht, von dem örtlichen WBedürf- 
niffe als Duelle der Befugnig losgelöft ift und die wichtigiten 
Lebensverhältniffe ergreift. 

Alleinftehend im ihrer Bedeutjamfeit, dody im Zufammenhange 
mit der angemarten VBerordinungswillliv der Verwaltuingsbehörden 
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ijt die Negulivung des Elementarichulwejens, welde Herr 
von Naumer auf eigene Hand unternommen md durchgeführt hat. 
Mehr als im irgend einem andern größern Staate tft in Preufen 
ein allgemeiner und zugleich guter Elementarunterricht ein ıment- 
ehrlicher Hebel des Volfswohlitandes md der taatlichen Macht. 
Unter allen Nationen, jelbft unter den Deutjchen, find die Preußen 
am meiften darauf angewiefen, ihre Kräfte durch alle moralischen 
Mittel der Intelligenz zu erhöhen und zu vervielfältigen. Preußen 
ift nicht veich, unter den Staaten der weitlichen Hälfte Europas 
nimmt es in der Vermögensjcala den letten Plat ein. Durd) feine 
geographifche Yage find die meisten Eimvohner von den natürlichen 
Anregungen ausgefchloffen, welche Micevesfüjten md bedeutende 
Flüffe zur Theilnahme am großen Weltverfehr geben. Die Ge- 
vingfügigfeit feiner Meittel tritt noch auffallender hervor durch die 
Größe feines Berufs. Es hat langgejtredte Grenzen gegen mäc)- 
tige Nachbarn zu vertheidigen, Schuts für die deutjchen Küsten einft- 
weilen durch Erjat an ftreitfräftiger Yandmacht zu erfaufen, bald 
wird es ihn Felbft durch eine Slotte gewähren müflen. Cs hat das 
Anfenen Deutfchlands als einer Nation nad außen zur erhalten 
umd als einer Fräftigen Nation herbeizuführen. Es hat Deutjch- 
fand zu der Nation zu einigen, welche beftimmt it, Wäc)- 
tev der Freiheit und des Friedens in Emropa zu werden. Mit 
welchen Mitteln will Preußen diefen Beruf erfüllen? mit welchen 
Mitteln auch nur fein eigenes Anjehen, feinen eigenen Yänderbeftand 
erhalten und feine eigene innere Entwidehumg Tchüßen? Kurzfichtige 
Yente exwidern: mit feinem Heere oder mit Bündniffen. Nur, 
der fchwache Verftand, der weder im Denfen noch in einer na- 
natürlichen Anfang dev Berhältniffe geübt ift, fan in fo gro- 
ber Weife die Aeuferung der Kraft mit den Urfachen ihrer Erzeu- 
gung verwechfeln. Der Werth internationaler Bindniffe ftcht genau 
in dem Verhältniffe zur eigenen Macht, der Nuten, den ein verbünde- 
ter Staat gewährt, genau im Berhältniffe zu dem Nuten, welchen 
er empfängt. Wenigftens gilt dies fir einen längern Zeitabjchnitt. 
Ein Bınd, in welchem nicht jede verbündete Nation gleich viel em- 
pfüngt umd gewährt, fanır auf die Yänge der Zeit nicht zum Heile 
der Verbündeten bejtehen; ev Löft fid) auf oder verwandelt jich in 
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ein Schubverhältniß, den Keim des Berfalles für den Bejchüt- 
ten. Und das Heer ift dom Bedeutung, wenn €8 ein ge 
treuer Ausdruck der Wehrkraft ift, wenn e8 den Machtverhältnifien 
des Yandes entjpricht; Qirelle der Wehrkraft ift es nie. Durch) 
Ausgaben wird fein Privatnanı veich; fein Staat wird dadırd 
allein mächtig, daß er Geld umd perjfönliche Kräfte verwendet. 
Kur die Kehrfeite it richtig. Der Privatmann wie der Staat 
fünnen bei den größten Hilfsmitteln zu Grunde gehen, wenn fie 
diefelben gar nicht oder fchlecht bennßen. Thorheit ift es, den 
Sat umzufehren, in einem großen Aufwande die Duelle von 
Macht zu juchen. Will Preußen durch feine Wehr imponiven, fo 
muß e8 erjt innerlich in gleichem Berhältniffe fich jtärfen und feine 
Hülfsmittel fo weit erhöhen, daR das Heer der richtige Ausdruc 
jeiner Macht ift. Ohne Befis von angefammeltem Neichthum 
it es auf den Erwerb angewiefen und darauf, feine Erwerbs- 
fräfte zu erhöhen. Und weil ihm die äußere Natur dabei weniger 
behülflich ift, muß e8 an die Duelle gehen, an welcher die Natur 
immer unerjchöpflich it, es muR fich an den Menfchen wenden. 
Die inneren Güter des Menfchen find auch im volfswirthichaftlichen 
Sinne unerichöpflich. Yadet in Preugen die Natur unmittelbar nur 
einen Fleinen Theil zur Seefahrt und zu Handelsunternehmungen ein, 
jo muß die Erfenntmiß, die erlernte Kenntniß von fernen Yändern, 
von Bedürfuiffen und Sitten ihrer Einwohner zum Welthandel 
treiben. Dit der Boden num dom Durchjchnitte und nicht mit üp- 
piger Fülle gejegnet, Jo muR der Yandımanı zu müßlicher Kraft 
anftvengung angeleitet, durd landwirthichaftliche Berfuche befchrt 
und von der überlieferten Yandwirthichaft zu bewährten neuen Me 
thoden geführt werden. Sind die Rohproducte von der Befchaf- 
fenheit, wie fie aucd) jedes andere Yand erzeugt, jo muß durch alle 
Anweifungen der Naturwiffenichaft, durch die Ausbildung jeder Se- 
Ichieklichkeit der Vorzug in der Bearbeitung erjtrebt werden. Zum 
Ausbreitung des Wohljtandes wird sich bald die innere Werth 
erhöhung der einzelnen Menjchen gefellen, wenn Freiheit das Selbjt 
bewußtfein, Selbjtbejtimmung die Erfenntnig der eigenen Kraft be 
fürdern. Die inneren Kräfte des Menjchen find als Hilfsmittel 
für den Staat unerfchöpflich,; aber c8 gibt mr Einen Zugang zu 
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ihnen, der vurch wilfenfchaftlihe Kemmtmig und Tebensfundige Er- 
fahrung führt. Zur Ausbreitung und Berwerthung der Kenntniß 
unentbehrlich it die Bolfsjchule Kin guter Clementarunter- 
vicht befreit die Menge von Borurtheilen und jchlechten Gewohnt- 
heiten, welche die fchlimmften Feinde der Entwicelung find, macht 
die Menge fähig, an den Ergebniffen dev Wiflenfchaft fich zu be- 
theiligen, fie zu verwerthen, durd richtige Anfchauung der Natur 
vem Foricher die Arbeit dev Beobachtung zu erleichtern. 

Der vollen Bedeutung der Bolfsichule gibt die Berfafjung 
einen entjprechenden Ausdruck. Sie erklärt nicht nur die Wiljen- 
ichaft und ihre Yehre für frei, fondern fie wendet fi) auch fofort 
zur Bolfsfchule, gavantirt jedem Bürger die Zugänglichkeit des 
Slementarunterrichts durch Bolfstchulen, welche an jedem Drte zur 
erhalten jind, und verlangt dagegen, wie billig, große Opfer. Der 
Unterricht wird unentgeltlich ertheilt; aber die Gemeinden miüljen 
die Schulen errichten, erhalten und nach Bedirfniß erweitern. Der 
allgemeinen Zugänglichkeit der Schule entjpricht ein Zwang der 
einzelnen. Die Aeltern oder ihre Stellvertreter müljen die Kinder 
im die öffentliche Elementarfchile Ichiefen oder nachweisen, daß die 
stinder fJonft in den Gegenjtänden unterrichtet werden, welche fir 
Segenjtände des Glementarunterrichts erklärt find.  Zuwiderhan- 
delnde werden durch Strafen gezwungen. Der Werth diefer Ver- 
faffungsbeitimmungen und ihre innere Gerechtigkeit hängt von der 
Nrage ab, was in den Elementarjchulen gelehrt werden fol. Der 
Staat hat an ven Schulen eine heilvolle Grundlage und eine 
Duelle fir Machterhöhung, wenn Niüsliches gelehrt und thatkräf- 
tige Bürger vorbereitet werden; die Schulen verwandeln fich ins 
Gegentheil, zu einer Quelle von Uebeln, wenn das jugendliche Alter 
nutlos vergeudet oder gar das Ffindfihe Gemüth befchädigt wird. 
Millionen Thaler jährlich müfjfen die Bürger für den Glementar- 
unterricht ausgeben; das Geld ift zu ungeheuerm Zins angelegt 
oder verjchwendet je nad) dem, was dafür geleiftet wird. Jeder 
Preuße it gezwungen, feine Kinder im den Unterrichtsgegenftänden 
der Glementarjchule unterrichten zu laffen; der Zwang ift heilfaım 
und gerechtfertigt, wenn die Gegenftände gut, ev ijt willfürlich und 
verderblich, wenn fie fchlecht gewählt jind. Die Verfaflung ver- 
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iprah gefekliche Bürgichaften für die Ordnung des Unterrichts- 
wejens; ein bejonderes Gejek follte es regeln. Der Unter- 
richtsplan für die Elementarfchule und die Ordnung des Seminars 
gehörten zu den Hauptjächlichjten Gegenftänden, welche der gejek- 
lihen Regelung bedurften; demm jie entjcheiden ja darüber, was 
und wie gelehrt und was für zwangsweife zu ertheilenden Llnter- 
vicht erklärt wird. Als Grundlage für das Staatswohl und um- 
entbehrliches Bedürfnig für die ftaatlihe Entwicelung, als ein Su 
jtitit, für welches die Bürger Millionen jährlich beitragen müfjen, 
als bindende Norm für jeden Privatnanıı, worin er feine Kinder 
unterrichten laffen muß: von jedem diefer Gefichtspunfte aus ge- 
langt man zu derjelben Anjfchauung, welche in der Berfaffung eine 
bejtärfende Verheißung gefunden hat, daß fein Verwaltungsbeanter, 
fein Meinifter, fondern allein das Gejet feitzufesen habe, was in 
Preußen als Inhalt des Brivatunterrichts gelten umd wie es gelehrt 
werden foll. Herr von Naumer aber fette fi) an die Stelle aller 
gejetgebenden Gewalten. Er legte Fein Unterrichtsgejeß vor, fon 
dern erließ am 1. Detober 1854, nadppen ev beinahe vier Jahre 
jeit der Verfaffung die alte Drdmung aufrecht erhalten hatte, drei 
Kegulative für das Seminar, für die Vorbereitungsfhiler und für 
die evangeliichen Elementarjchulen, welde die Unterrichtsgegenftände, 
den Schulplan umd die Yehrmethode bis zu den Kleinften Einzelhei- 
ten vorfchreiben. Der Minifter verfennt feineswegs die Bedeutung 
des don ihm behandelten Stoffes; die eine Seite derfelben, ihve 
Rücwirfung auf die ganze Entwidelung des Staates, betont ev 
mit großem Nachodrufd. ben von diefer Erwägung aus hat ev 
ji) berufen gefühlt, die Negulative zu evrlallen. Aber woher hat 
er die Vollmacht genommen, tim dem verfaffungsmäßigen Preußen 
die Bafis der Bolfsentwicelung zu verändern, über den zukünftigen 
Inhalt eines Inftituts zu verfügen, welches durd) hohe Steuern 
erhalten werden muß? Wovon leitet feine Berfügung die Autorität 
ab, daß fie mit bindender Kraft vorjchreiben darf, was jeder Vater 
bei Vermeidung von Strafe und Zwangsmaßregeln feinem Kinde 
(ehren lafjen muß? Wären die Negulative vom beiten Geijte und 
der tiefften Einficht dietivt gewejen, jo wiirde immer noch den Mi 
nifter dev Vorwurf der Berfalfungsverleßung und dev angemaften 
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gefeßgeberifchen Gewalt treffen. Selbjt die beiten Kegulative hät- 
ten als Gefeßentwurf vorgelegt und zur gefeßlichen Sanction durd) 
König und Kammern gebracht werden müljen. Aber die Negulative 
des Herrn von Naumer beginnen mit falfchen PBrineipien umd füh- 
ren eine Schlechte Bertheilung der Yehrgegenftände, einen zwechwidri- 
gen Lernftoff und eine verderbliche Unterrichtsmethode ein. Statt 
jeder Kritik, die mich von meiner Aufgabe, dem Nachweife der Ver- 
fafjungsverletsung, zu weit abführen würde, will ich die Worte aus 
dem dritten Negulativ hierher jeten, weil jte ohne jeden Nückhalt 
aussprechen, von welcher Richtung her der Geift der Negulative Faın 
und nach welcher Nichtung Hin Herr von Naumer ftenerte: „Wie 
das gefammmte Yeben des Zeitalters an einer Grenzlinie angefom- 
men ift, wo ein entscheidender Umfhwung nothwendig und 
wirklich geworden, jo muR die Schule, wenn fie nicht in Felt- 
haltung eines überwindenen Gegenfates wirkungslos werden md 
untergehen joll, in die berechtigte neue Bewegung Yeben enıpfan- 
gend eintreten.‘ Cine Umschreibung des befannt gewordenen Stahl ’- 
ihen Sates: Die Wiffenfchaft muß umfehren. Und wahrhaftig, 
die Negulative verbammen grimpdlich die Berwerthung des wifjenfchaft- 
lichen Fortjchritts aus dem Seminar und aus der Elementarfchule. 
Weder unmittelbar noch mittelbar foll von der erhabenften Arbeit 
des dentichen Volkes, von feiner Geiftesarbeit, irgend ein Bortheil 
dem Yehrer oder Schüler zufallen. Sch will nicht entfcheiden, was 
als Leiste Abjiht vorgewaltet, ob die höhere Bildung gänzlich zu 
verbannen, oder ob fie innerhalb einer beitimmten Klafje einzudäm- 
men amd das Leberfliegen zu verhindern. Eins wie das Andere 
unheilvoll und mr im Grade verfchieden. Gelänge die Abjicht der 
Megulative, jo würde das auf die Elementarichule angewiejene Volt 
von jeder Theilmahme an den Senntnijjen ausgefchlofjfen, welche 
über das fchnelle Yautiven umd Niederfchreiben von Worten und die 
vier Nechenelemente mit Brüchen hinausgehen. Dagegen wird jeder 
entlaffene Sthulfnabe außer einigen weltlichen Yiedern viel biblifche 
Sejchichte, Gebete, geiftlihe Wochenfprüche, Katechismus, Sonntags- 
evangelien und mindeltens 50 Kirchenlieder wörtlich auswendig ge- 
lernt haben. Und die Yehrer mögen fi) umfehen, ob fie neben 
ihren Berufsgefhäften und neben ihrer Iheilnahme an der immern 
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und ängern Miffion, welche dev Meinifter für einen Theil ihres 
Berufs ausgibt, irgend etwas Allgemeines, wie etwa Univerfalge- 
ihichte, Literaturgefhichte, Theorie der deutichen Grammatif, Ab- 
faljung von fchriftlichen Auffäten, Arithmetif, Geometrie, Pädago- 
gie u. f. w., im Mußeftunden nachholen oder mit den deutjchen 
Staffifern fi) befannt machen Fünnen. Denn im Seminar ift alles 
dies verboten, und dort ift die Zeit außer den eigentlihen Schul- 
jtunden mit Andachtsübungen, Bibellefen, Auswendiglernen von 
Bibeljtellen und Liedern, Yefen in der für fie ausgewählten Yitera 
tur zu gut bejett und zu ftreng bewacht, als da fie heimlich den 
verbotenen Diseiplinen fich follten zuwenden Fünnen; vorausgefekt, 
dak es im Geifte der Negulative hergeht. ; 

Su den erjten Jahren fcheint jelbit im den Abtheilungen der 
Bezivksregierungen für Schulfachen der Beifall nicht weit verbreitet 
gewejen zur fein. Noch im Jahre 1856 zwingen „gemachte Wahr- 
nehmungen“ den Minijter, in einem Erlaß an jänmmtliche Bezirfs- 
regierungen „die bejtimmte Erwartung auszufprechen, daß Alrwei- 
jungen für die Einrichtung und GErtheilung einzelner Unterrichts- 
fäher dur) Empfehlung der Föniglichen Negierung an die Lehrer 
nicht gebracht werden, welche in Auswahl und Anordnung des Llit= 
terrichtsmaterial8 oder in Anweifung der Unterrichtsertheilung von 
den fundamentalen Grundfäßen der Negulative abweichen“. Auch 
an die Yehrer ergehen häufig Ermahnungen, genau nad) VBorjchrift 
der Regulative md in ihrem Geifte innerhalb und außerhalb der 
Schule zu wirken und zu leben. Die Negierung werde für ihre 
materiellen Iutereffen fchon forgen; die einzelnen Bezivksregierun- 
gen feien angewiefen, auch in den Städten, wo c8 ihnen mothwen- 
dig Scheine, das Gehalt zu erhöhen; die Yehrer jollen jich der Kür 
jorge würdig zeigen. Dagegen fpricht ji der Minifter äuferft zu 
frieden über die erfvenliche Negjamfeit in dev Yiteratur aus, in wel 
her ihm Unterrichtsbücher im Sinne der Negulative angefertigt 
werden. Freilich hatten fein Berfprechen von Empfehlung und die 
Ausficht auf Abjag dev Bücher dazu ermuntert. 

Die organischen Gefete waren verändert, die Grundrechte zu 
leeven Worten gemacht, die Macht der Verwaltung war ohne jedes 
Gegengewicht. Die Yeiter der Neaction hielten in der größern Ar 
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beit einen Augenblief inne und wandten ji geringeren Gefeßen und 
der Befeftigung des Errumgenen zu; die Ungeftümen- drängten nad) 
grogen Thaten umd neuen Siegen. Da trat ein an fich betrüben- 
des GEreigniß ein, welches aber in ummittelbarer Folge einen Stiltl- 
jtand in die Nücbewegungen brachte. Gin heftiger Kranfheitsanfall 
des Königs nah einen fchweren Verlauf, der König wurde zur ve- 
gteven verhindert. Die erjte amtliche, unter dem Mamen des Kö- 
nigs md mter Gegenzeichnung der Minifter veröffentlichte Urkunde 
vom 23. October 1557 bradjte die Nachricht, dar in den nächften 
drei Monaten eine günftige Veränderung des Zuftandes nicht zu 
erwarten jet. Die Verfaffung Hatte fir ein Greiguiß diefer Art 
Borfehrung getroffen. Im conftitutionellemonardiichen Staate fan 
die erhabene Berfon des Königs umd die ihm beigelegte Machtfülle 
nicht entbehrt werden, Zu allen echten feines Amtes, zu allen 
jeinen Damdlumngen gehört eine unverleßliche Perfon ale Träger. 
Die comjtitutionelle Monarchie, wie fie ich gefchichtlich geftaltet und 
im verfaffungsmäßigen Preußen zur Geltung gebracht hat, verjicht- 
bart eine Sodee, ftellt im der Berfon des Königs die Hoheit des 
Staates dar umd findet ihre hödhite Birgfchaft darin, daß der 
König gleid) wenig don den beengenden Schvanfen, innerhalb deren 
jedev Bürger eingefchloffen ift, wie don dem Getriebe der Yeiden- 
haft ergriffen werde. Die Unverletlichfeit des Königs ift Fein 
Sefchent an die Krone, fie ift eine innere Notwendigkeit, ohne 
welche nach den comjtitutionellen Anfchaummgen die Staatsidee nicht 
zum Ansdrude gelangen fann. Ans ihr holt das Sefek und jeder 
hohe Staatsact feine Weihe; in dev Beltätigung oder Genehmigung 
durch einen Willen, welcher feinem Zwange des Zufalls unter- 
worfen ift, jtreift dev Fünigliche Act alles Zufällige und Perfünliche 
ab und wird als ein Ergebniß der Soce beurfundet. Eben um 
veswillen gibt cs im conftitutionell-monarchifchen Staate feinen 
Bürger, welcher an der Unverletlichfeit theilmimmt; wegen dev man- 
gelmden Wnverletlichfeit ijt fein Bürger fähig, die Stelle des Kö- 
nigs zu erfegen, fönigliche Acte zur vollbringen, wie nahe ev aud) 
in menfchliher Beziehung der Perfon des Königs fein mag. St 
der König zut regieren verhindert, jo fan fein föniglicher Act voll- 
zogen werden. Währt das Hindermiß mm eine fo furze Zeit, dak 
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aus dem Stillftande fein Unheil für den Staat zu befürchten ift, 
jo liegt fein Bedirfnig zur Auskunft vor. Dauert das Hinderniß 
(änger, drängt die Zwifchenzeit zur Bollziehung eines Füniglichen 
Actes, jo muß eine andere Perfon als der fichtbare Nepräfentant 
der Staatsidee, mit der ganzen Machtfülle und hohen Weihe des 
füniglichen Amtes begabt, eintreten. Um dies fein zu fünnen, be- 
darf fie der Umverletsfichfeit; denn abgefondert von ihr ift eine fü- 
nigliche Gewalt nicht denkbar. Die Eigenfchaft der Umverletlichkeit 
fan nur aus der VBerfaffung hergeholt werden, der König fan fie 
nicht geben. Sowenig wie der König der Unverleglichkeit fi ent- 
ünßgern Tanıı, e8 wäre demm, daß er der Fähigkeit zu vegieren ent 
fagte, fo wenig fann er einem Bürger die Umverletlichkeit verleihen. 
Deshalb hat die Berfajfung für den Fall eines dauernden 
Hindernifjes die Einfetung einer Negentjchaft zugelaifen und vor- 
gefchrieben. Der Negent übt die dem Könige zuftehende Gewalt 
in deffen Namen aus, und fraft der füniglichen Gewalt, welche 
zeitweilig in ihm vuht, ift ev umverleßlih. Man hat wol Zweifel 
aufgeworfen, was unter „dauernd“ zu veritehen jei; man hat 
wol die Unbeftinmmtheit des Ausdruds getadelt. Zweifel und Tadel 
bezeugen ein mangelndes Berftändniß. Der Geift der Berfaflung 
macht den Sinn Far und entzieht ihn jeder Ungewißheit. Solange 
ein füniglicher Act nicht vollzogen zu werden braucht und die Ge- 
ichäfte auf den Wegfall des Hindernifjes warten fünnen, jo lange 
fan die Negentjchaft umgangen werden. Sit die Bollziehung des 
Staatsactes nicht mehr aufjchiebbar, jo ift e8 aucd) die Negentjchaft 
nicht. Die Anzahl der Tage allein entjcheidet nicht, wer fünnte fie 
im voraus beftimmen? Auch ijt die Beichaffenheit dev Tage in der 
Staatslenfung nicht gleich. Wenn das Heil des Staates drängt, 
dann erheifcht das Bedirfnig die Negentfchaft; der Fönigliche Act 
macht eine königliche Gewalt nothwendig, und einen andern Weg 
als die Negentichaft gibt es nicht, auf welchem man zu einem mit 
der Anverletlichfeit begabten Träger der Föniglichen Gewalt gelan 
gen fünnte. Entweder die Abhaltung des Königs erweist fich oc) 
nicht als Hindernig, weil fein Bedirfnig die Vollziehung eines fü 
niglichen Netes erforderlich macht, oder das perjönliche Hinderniß 
des Königs droht ein Dinderniß im der Staatslenfung zu werde, 
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Fu dem erjten Falle bedarf es gar feines Schrittes, im dem zwei- 
ten np die Gefahr durd die Negentjchaft Defeitigt werden; eine 
dritte Möglichkeit oder eine andere Art, das Hinderniß zu Dejeiti- 
gen, gibt e8 nicht. Der König war im Jahre 1857 verhindert zu 
regieren, das Dindernig drohte die Staatslenfung zu ergreifen. Für 
mindejtens drei volle Monate vom 23. Detober ab war nad) menfch- 
licher VBorausjiht das Hinderniß zu erwarten, jo beurfundet der 
fünigliche Erlaß. Innerhalb diefer drei Monate war außer anderen 
füniglichen Aecten die Einberufung der Kammern nad Berfaffung 
und Gefet (vom 18. Nat 1857) unerläßlic) nothwendig; die Kammern 
zu berufen, ift eine dem Könige allein zuftehende Befugnig (Art. 51), 
und während der Situng der Kammern ijt die fünigliche Gewalt 
unentbehrlich. Die Verhinderung des Königs war aljfo unzweifel- 
haft dauernd. Auch jpracd) die Negierung jelbit das Bedirfnig aus, 
daß die fünigliche Gewalt inzwijchen von einer anderen Perfon zu 
handhaben jei. Nichtsdejtoweniger umging fie den einzig zuläffigen 
und von der Verfaffung deutlich vorgefchriebenen Weg und führte 
den anomalen Zuftand einer in dem preußifchen Staatsrechte un- 
befannten und unzuläffigen Stellvertretung herbei. Sie bewirkte, 
daß Prärogative der füniglichen Gewalt einem Bürger anvertraut 
wurden, der zu den Gefeten des Yandes in demjelben Verhältnifie 
wie die übrigen Bürger jtand und nicht umnverlelicd;) war. Drei- 
mal wiederholte fich daffelbe, dreimal wurde die anomale Stellver- 
tretung erneuert; fie dauerte beinahe ein volles Jahr, objchon in- 
zwijchen fajt jedes Fünigliche Amt Hätte ausgeübt werden müf- 
jen. Die Folge blieb niht aus. Die Staatslenfung war nicht 
ganz frei. Das ganze Jahr fühlte der Stellvertreter fich gezwuns 
gen, ein Meinifterium um fich zu dulden, welches er nad) Herftel- 
fung des normalen Zuftandes als Negent fofort entließ. Kine be- 
deutende praftifche Bewahrheitung für alle Zeiten, wie folgerichtig die 
dee und wie weije die VBorjchrift der Berfaffung ift, welche num die 
untheilbare Ausübung der Füniglichen Gewalt, nur die Regentichaft 
und feine andere Stellvertretung zuläßt. Ein niederichlagendes 
Zeugniß von dem Seite der Staatsmänner der damaligen Zeit ift 
uns darin aufbewahrt, dak innerhalb der Kammer nicht ein einzi- 
ger Mann fich gefunden, welcher den verfallungswidrigen Zuftand 
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gerügt hätte, objchon der Tadel unter den Kennern des Staats- 
rechtes von Mund zu Munde ging. Sehlte das Berftändnig oder 
der Muth? Dder meinte man die höchjten Staatsrücjichten einem 
individuellen Zartgefühle nachjetsen zu müffen? 

Während der anomalen Stellvertretung ftocdte die Gejeßgebung, 
jie bejchränfte ji) auf das ummmgänglih Nothwendige. Was zu 
anderen Zeiten ein Unglück gewefen wäre, erfchien damals im Ge- 
genfaße zu der abgelaufenen ‘Periode als Gewinn. Am 7. October 
1858 trat die Negentjchaft ein. Herr von Weftphalen hatte fich 
vorher zurücgezogen; die übrigen Meinifter bis auf die beiden, 
welche jpäter auch im den neuen Zuftand der Dinge fich fanden, 
wurden entlaffen. Das Yand athmete auf, als e8 die alten Män 
ner fcheiden jah, Patow md Auerswald unter den neuen Namen 
hörte, Hohenzollern einem Manteuffel, Slottwell einem Weftphalen 
und Bethmann-Hollweg einem Naumter entgegenftelfte. 
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I. 
Die Regeutfchaft. 


(1864. ) 


Laster, Zur Berfafungsgeichichte, 


1: 


Das dritte mal hatte der Franfe König den Prinzen von 
Preußen die Negierungsgefchäfte zur leiten beauftragt, zum dritten 
mal hatte der Prinz die Vollmacht mit dem VBerjprechen übernomz- 
men, fie „nach den ihm befannten Intentionen‘ feines Füniglichen 
Bruders auszuüben, als der Yandtag gejchloffen und feine im Jahre 
1855 begormene vierte Yegislaturperiode für beendet erklärt wurde. 
Von der ertheilten Vollmacht und ihren Urfachen hatten die Nam- 
mern eine „‚Flare Mittheilung” aus dem Munde des Neinifterpräs 
jidenten erhalten. Sie felbit wurden von dev Krankheit des Nö 
nigs zum Ausdruce perfönliher Theilnahme angeregt. Die Ver- 
waltıng des Füniglichen Amtes durch Vollmacht und im Auftrage, 
das erite Beifpiel unter der Herrfchaft des Grumdgefetes, nahmen 
jie wie eine Thatfache auf, am welcher fie weder mitzuwirken, noch) 
Kritif zu üben hatten. Die politifche Seite des Creignifjes be- 
herrichte offenbar die Haltung der Negierung, den VBerhandlungs 
jtoff der Kammern und gewiß auch den deengang jedes einfichti- 
gen Kammermitgliedes; dennoch rief fie während der ganzen Sej 
fion weder ein directes, noch ein andentendes Wort hervor. Sm 
Herrenhanfe und auf der Nechten des Abgeordnetenhaufes jagen 
nur Solche, deren Genofjen fich eben erjt unter dem Schuße des 
Königs zu einer bedeutungsvollen Partei gefammelt und zum höd)- 
jten Einfluffe erhoben hatten. Kein Wechjel Fonnte ihren jchnellen 
Auffhwung fteigern; fchon die Vollmacht hemmte bedentlicd), von 
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einer Negentichaft aber ließ manche Erwägung weit größern Nad)- 
theil fürchten. Der erjte König unter der ihm abgerungenen Ber- 
faffung, welcher, gebunden durch feierliche Yerjprechen, ihre breiten 
Grundlagen gewährt, doch nach vielen Einengungen immer nod) für 
verbejferungsbedürftig erklärt hatte, bot der Partei, welche jchroffe 
Abneigung gegen den populären Theil der Verfafjung hegte, cine 
bejjeve Stütze, als irgend ein in die neuen Verhältniffe eintretender 
Nachfolger. Meisgriffe, in Uebermuth erzeugt, hatten überdies den 
Prinzen, welcher dent Throne am mächjten md zur jeder Art von 
Yachfolge berufen war, ihrem ZIveiben widerwillig abgewendet, 
Dann war e8 die Verfaifung, welche das neue GSefeß der Negent- 
ichaft eingeführt. Sie trug den Nuhm davon, wenn fie im evjten 
Falle ernfter Doth jich bewährte; ihr Anfehen wuchs, wenn ihr 
neues GSefeß unbeftrittene Geltung jich verjchafite. Splche Gründe 
vereinigten die Vartei des Kleinadels mit einer perfünlichen Partei 
am Hofe zu eifrigen Förderern der Vollmacht unter Ausichluß der 
verfaffungsmäßigen Negentfchaft. Bon den Neiniftern folgten einige 
derfelben Niückficht, zum jcharfen Gegenjate war noch Feiner ge- 
drängt und dem Widerftreite der Intereffen war noch nicht frei ges 
geben, die Grenzen des Hofs zu überjchreiten. Die ergebene Schar 
aus der Mitte des Abgeorönetenhaufes war den Minijtern zu fol- 
gen gewohnt, ohne Beginnkraft. Die Oppofition, als folche nicht 
gering an Zahl, im Verhältniffe bevorzugt an Weännern von ved- 
nerifcher und parlamentarifcher Gewandtheit und von Größe des 
Anfehens, hatte alle Gründe gegen die Vollmacht, welche die Iechte 
für die Vollmacht beftunmten. Aber auch jte verharrte in einmiü- 
thigem Schweigen. Die lange Ungewohnheit wirklichen Schaffens, 
denn nur Schlinmteres zu verhüten umd zu mildern war ihr zu- 
weilen gelungen, die nahe Aussicht auf Antheil an der Negierungs- 
gewalt, welche durd feinen auffälligen Schritt gefährdet werden 
jollte, und eim durch Intereife gejchärftes Zartgefühl mögen zu dem 
befremdenden Berhalten bejtimmt haben. Die Sejfion ging zu 
Ende, an den perfünlichen Wicdereintritt des Königs glaubte nie 
mand, die Bollmracht jchien ich einbürgern zu wollen, die Neuwah- 
(en der Abgeordneten für die nächjte dreijährige Periode jtanden 
bevor; die Mitglieder der Dppofition aber fehrten heim ohne eine 
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öffentliche Kundgabe, ohne Berftändigung untereinander. Mean hat 
in der Mitte dev Partei das Bedürfnig zur beidem verfpürt; felbit 
Neänner, welche dem Prinzen perfönlich nahe jtanden, jollen darauf 
hingewirft Haben. Graf Schwerin galt für den Führer der Partei, 
und man jagt, daß er jede Kumdgabe verhindert und feine Anficht 
durchgejett Habe, dem natürlichen Verlaufe alles zu überlafien. 
Die Tagespreffe war unter der Gefahr der Beichlagnahmen umd 
der Goneejfionsentziehung im Verwaltungswege gebändigt. Zu den 
vielen Gründen der gewöhnlichen Vorficht Fam die Neuheit des Fal 
les, die- unmittelbare Berührung der füniglichen Perjon und Ra- 
milie, die geheime Behandlung der Sahe und der Mangel an ver- 
bürgten Nachrichten. Bor allem aber fehlte der Nückhalt an einer 
bejtimmten Partei oder bedeutenden Perfönlichkeit. Der Tages- 
jchriftfteiler Fan micht wie dev gelchrte oder der jtaatsmännifche 
Publicitt für fich allein ftehen. Sein Blatt muß immer das Or 
gan eines Kreifes fein, welcher zu einem Antheile an der öfient 
lihen Meinung berechtigt und feinem DBertreter einiges Gewicht zu 
verleihen fähig ift. Aus jolchen Kreifen muß ev feine Jahrung 
ziehen und mit ihnen muß ev im beftändiger Wechjelwirfung ftehen. 
Da damals die politifche Discufftion in enge Övenzen gebannt war, 
da man innerhalb derfelben ängjtlich von jedem ernjten Eingehen 
auf die Sache Jich fern hielt, jo war die Tagespreije zum Schwei 
gen verurtheilt, bis neue Streife in das Getriebe der öffentlichen 
Meinung eintraten und ihr den umentbehrlichen Nückhalt darboten. 
Das Privatgeipräd, ein nie hoch genug veranschlagter Kactor 
im Staatsleben, war in Prengen frei. Das Spür- und Aufpai 
jerfyften, das einzig wirffame Gegenmittel des politischen Mei- 
numgsaustaufches im Gefpräh, war hHiev nicht ausgebildet, 
nicht jo Sehr aus Abneigung wie aus Mangel an Werkzeugen, 
welche zugleich an Bermögen und Sitte verfommen jein md 
doch innerhalb der zu bewachenden Gejellichaftsichichten als mer 
dächtige Mitglieder fich zu erhalten verftehen müffen. Da ein jo 
fünftliches Gemisch von Nuchlofigfeit und Sejchiet in Preußen, wie 
überhaupt auf vein deutjichem Boden, äufßerit jparfamı gedeiht, To 
bewegte jich das Sejpräd in Privataejellfchaften frei. Die Krant 
heit des Königs bildete einen intereffanten Unterhaltungsjtoff. Im 
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der Hauptitadt wirkte fie unmittelbar auf Gejchäft, Mode und Ver 
gnügumgen ein. Das Dimfel, in welches die Natur der Krankheit 
gehüllt wide, und die widerfprechenden Nachrichten übten überall 
ihren myftifchen Reiz aus. Eunftere Perfonen gingen leicht auf die 
Erwägung über, wie fi wol dev Zufall mit den öffentlichen Din- 
gen verfnüpfen würde. Wen die Eintönigfeit der gewohnten VBer- 
hältniffe und der Anfchein längerer Dauer bisher der Politik ent 
fvemdet hatten, der jah fich plößlich mit einer unvermutheten Wen- 
dung überrafcht, welche die nächjten Tage ins Ungewifje ftellte. 
Altmählich verbreitete jich die Kenntnig der jonft nur wenig beach- 
teten DVerfaffungsvorfchriften über die Negentfchaft. Man hatte 
gewartet, ob die Kammern fich äußern würden. ALS diefe fchwet- 
gend auseinander gegangen waren, gefiel man fi darin, aus man- 
chem Anzeichen zu fchließen, daß der Prinz nur ungern in die Rolle 
eines Bevollmächtigten jich bequemte. 

Unter diefen vorbereitenden Bewegungen der Gemüther wırde dev 
tiefere Sinn der Denfenden zu der Frage angeregt, was denn eigentlich 
die Vollmacht eines Herrfchers bedeute, ob die Verfaflung einen folchen 
Zuftand geftatte, den fie gewir nicht fenne. Ein verhältniimäßig wenig 
bedeutfanmer Beruf des königlichen Aıntes war dazubejtimmt, eine ausge- 
dehntere Theilnahme anzuregen, als jonft einem abjtracten Streitpunte 
des Staatsrechts zuzufallen pflegt, und infolge dev Aufmerkfamfeit 
ein befferes Verftändnig für die juriftiihen Erwägungen hevvorzu- 
rufen. Nach altherfönmlichem Nechte gebührt der Krone die Be- 
jtätigung allev Todesurtheile, ohne welche der Nichterfpruch mod) 
nicht vollfommen erjcheint und der Vollzug unftatthaft it. Cs traf 
fih nun, daß mehrere Todesurtheile ergangen waren, welche 
wegen der befondern Natur der Berbrechen ein allgemeines Inter: 
eiffe in Anfpruch nahmen. Die fünigliche Beftätigung blieb länger 
als gewöhnlich aus, und die Unterhaltung bemächtigte fich des Stof- 
fes. Fragen und Bermuthungen wırden zu Haufe und an öffent 
lichen Orten ausgetaufcht, was aus diefem und jenem Uxrtheils- 
fpriiche werden würde. Aus den Tijchgefprächen entwickelten fic) 
Zeitungsnachrichten, und die Berichterftatter wußten den Einzelfäl- 
(en allgemeinere Seiten abzugewinnen. Der Eine gewahrte, daß 
der Prinz-Bevollmächtigte überhaupt noch Fein Todesurtheil bejtä- 
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tigt hatte. Der Andere combinirte als Grumd die perfönliche Ab- 
neigung des Prinzen gegen die Tovesjtrafe, welche nach den An- 
Ihauungen unferes milden Zeitalters über diefe Strafart Teicht zu 
vermuthen war. Zwar habe der Prinz nach den Intentionen des 
Königs die Negierung zu verwalten verjprochen, aber wo es fich 
um Leben und Tod handle, da falle die Entjcheidung dem Einfluffe 
der perjönlichen Gefinnung zu. Arch umgefehrt combinirte man: 
Sedes einzelne Todesurtheil verlange den vollen umd perfünlichen 
Antheil des Herrfchers. Hier dede die VBerantwortlichfeit des Mi- 
nijters nicht die des perfönlichen Gewiffens, gelte feine gemeingül- 
tige Regel, aus welcher die Entjcheidung im einzelnen Falle abzu- 
leiten wäre; hier laffe ji nach der Intention eines Andern nicht 
handeln, weil die Intention umnerfindbar je. Am beftimmteiten 
Ihloß sich daran die Frage der Kompetenz im einfachiten Sinne 
der rechtsgelehrten Technif. Die Berfaflung nennt num die Regent 
Ichaft, Fein Yandesgefet Fennt die Mebertraguug der Herrichergewalt 
durch Vollmacht, die Praxis vor dem Grund» und egentichafts- 
gefete Hatte nicht die Straft eines gültigen Beifpiels. Nun erfcheint 
aber die Krone gerade bei ihrem Ausfpruche über die Todesurtheile 
in fajt vichterlicher Eigenjchaft; dev höhern Wirdigung, ob Gnade 
mit den befonderen Umftänden des Falles verträglich jet, muß die 
bedächtigfte Prüfung und Achtung des formellen Nechts vorangehen. 
Welcher Nichter würde ein Todesurtheil wagen, che ev über die 
Bedenken feiner Kompetenz fich Kar gemacht; um wie viel weniger 
der Yandesherr als ein Nichter, auf deffen Entjcheidung unabwend 
bar der Bollzug folgt! An fi) war der erwogene Gegenftand von 
feiner hohen Bedeutung. Blieben die Urtheile unvollzogen, zwang 
jelbft eine milde Nücjicht auf die Qualen des Zweifels fpäter zu 
einer jonjt umvderdienten Gnade, jo war dadurd weder das Staats- 
wohl gefährdet, noch der Nechtsfinn verwirrt. Aber als Ausgangs- 
punkt bedeutete dev Gegenstand viel, Der hier obwaltende Zweifel 
umfaßte alle Acte der Negterungsgewalt. Was hier allen Augen 
auffällig evfchten, das ließ auf gleiche Hinderniffe der Verwaltung 
durd) Bollmakht in anderen und in den erheblichiten Zweigen des 
föniglichen Amtes fchliegen. Die Stodung in den Staatsgejchäften 
ließ sich nicht verfennen md war feiner Partei evwiünfcht. Die 
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dennoch für die Vollmacht eintraten, jchüßten die vom Prinzen frei- 
willig übernommmene, nicht ihm auferlegte Beichränfung, nad den 
Intentionen des Königs vegieren zu wollen, als Urjache vor. Da- 
durch jei der Stillftand hervorgerufen, daß der Prinz andern Sin- 
nes als der König md doc nicht zu einer felbjtändigen Negierungs- 
weije entfchlofien jet. Im den perfönlichen Umftänden, nicht in 
dem Bollmadhtsverhältniffe, Liege das Demmmiß; dort fei c8 zu be- 
jeitigen. Die Nechtsfrage ftellte dagegen die Scerupel in den Bor- 
dergrumd, denen der Bevollmäcdtigte aus Gründen des Nechts und 
des Gewiffens fich nicht entziehen Fünne. Weil die Vollmacht des 
Kechtsbodens entbehre, erjcheine die auf ihr gegründete Verwaltung 
nur wie ein thatfächlicher Zuftand, dev im engjten Anfchluffe an 
die Intentionen des wirklichen Yandesherrn die Rechtfertigung jedes 
einzelnen Negierungsactes fuche. Nicht freiwillig, fondern aus Ge- 
wijjen und Togifcher Mothwendigfeit habe der Prinz fich fo einge- 
Ihränft; jei das Negieren unter diefer Einfchränfung unthunfich, 
jo verliere die VBollmacht-ihren letten Anhalt. 

In folcher Methode ftieg man von dem geringern Gefichtspunfte 
einer rein juriftifchen Srage zu höheren Erwägungen auf. Meit einem 
förmlichen Gutachten, welches aus Rechtsgründen gegen den Vollzug der 
Todesurtheile unter der Derrichaft des Bevollmächtigten fi) ausfprach, 
wurde dev Kern der Frage in die Deffentlichfeit eingeführt. Das 
Sutachten rührte von einem höhern Staatsbeamten und angefehe- 
nen rheinischen Suriften her, evfchien in dem angefehenften vheini- 
ihen Bflatte, ging im andere Zeitungen über und blieb unverfolgt. 
Leicht Fonnte man daran jehen, daß c8 Perfonen von hohem Ein- 
fuffe gab, welche die Frage in diefem Sinne erörtert wünjchten. 
um hatte die Prefje sich jelbit den Niückhalt gefchaffen, an welchem 
früher die berufenen Staatsmänner es hatten fehlen laffen. Die 
Disceuffion wurde aufgenommen, weiter geführt umd unter der 
öffentlichen Behandlung wuchs fie zu einer Staatsfrage erften Raıt- 
ges. Db Vollmacht oder Negentichaft — fchien das einzige Für 
und Wider in der preußifchen Politif, um welches der Streit im- 
mer lebhafter wırde. Hinter der Nechtsfrage ftand, wenig ver- 
hit, der politische Gegenfaß, auf dejjen einer Seite die Partet 
des Kleinadels ihren hartnäcigiten Widerftand gegen die verfaf- 
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jungsmäßige Negentfchaft vichtete. Mit jeder Korn der Vollmacht 
würde fie zufrieden fein, nur nicht den König unter Vormundichaft 
jtellen. Sie verlangte eine Betheiligung der Kammern, denn das 
Herrenhaus gehörte ihr und das Abgeordnetenhaus von 1855 war 
zu ihrer Zufriedenheit zujammtengefeßt, und fie begann bereits über 
ihre Privilegien eiferfüchtig zu wachen. Sie wollte alfo, daf die 
Kammern betheiligt würden, aber durchaus nicht in der Korn, 
welche die Berfaffung vorjchrieb. Das Anfehen der Krone werde 
allerdings gefährdet, wenn ihre Gewalt in Händen des Bevollmäd 
tigten durch Aückfichten gebumden fei, der Bevollmächtigte müffe 
fvet regieren, aber amt beiten erreiche man den Zwed, wenn die 
Perfon des Stellvertreter don dem Geifte des Königs befeelt fei. 
Kraft der umbejchränkten und nicht zu bevormundenden Königsgewalt 
verjtieg man fich bis zu der Fühnen Möglichkeit, daß die Vollmacht 
in eime umbegrenzte Zeit fortgefest, daß fogar der Nächite am 
Throne, die von der Verfaffung wie von jener billigen Niückjicht 
vorbejtimmte Perfon, umgangen werde. Gerade aus folhen Win 
fen 309g man auf der andern Seite neuen Beweis, dak mur die 
Iegentfchaft verfaffungsmähtg umd politifch zuträglich fei. 

sm breiten Strome wogte der Meinungsfampf; man hätte 
feicht an die Wicderfchr der Preffreiheit als Borläuferin des ev 
warteten Umjchwunges glauben fünnen. Aber die ungehemmte Be- 
wegung war nur zeitweilig erlaubt, und erlaubt nur um deswillen, 
weil die Machthaber in Zwiejpalt jich befanden, jeder von ihnen 
jeine Vertretung gern jah und die des ebenbürtigen Geaners eint- 
germaßen Schonen mußte. Als die Macht der Gründe für die Ne 
gentjchaft den Ausfchlag zur geben, die Gegner aber in allem bis 
auf ihren Widerjtand gegen den Namen md den verfaffungsmähi- 
gen Borgang zur Schwanfen anfingen, verfuchte Herr von Wejtpha 
len mit den Hülfsmitteln feines perfönlichen Amtes ihnen den Boden 
wieder zu gewinnen. Bon jeher war er als Mitglied der Regie 
rung der vornehmfte Vertreter der Reaction und mun comfequenter 
MWeife ein eifriger Befürworter der Vollmacht und der vollen Frei 
heit in der Wahl des Bevollmächtigten. Er war Minifter des 
Innern, die allgemeine Polizei gehörte zu feinem Race, die Boli 
zeibehörden waren jeine Interbeamten, umd im feinem Befits befan: 
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den fi alle die Werkzeuge, welche die Obrigfeiten zum evften An- 
griffe, wie zur Abwehr in aufgeregten Zeiten gegen das Andrängen 
der öffentlichen Deeinung fich vorbehalten Haben. Diefe befonderen 
Hülfsgquellen feines Faches verfuchte der Staatsminifter, um feinen 
anders gefinnten Kollegen einen Worjprung abzugewinnen. Das 
Sefets hatte der Breiie einen ftraffen Zügel angelegt, und jelbit die 
liberalen Kammern hatten jich dazu verjtanden, die grundgefeßlic) 
zugejtandene Freiheit einen trengen Einfluffe der Rechtspflege un- 
terzuordnnen. Die Neaction fand die Vorficht nicht zuveichend, und 
das Schieffal der Preiie ging aus der Hand der Suftiz tn die der 
Polizei über, weil fie leichter noch, als mit dem verfänglichen PBref- 
gefeße und den darauf begründeten Nichterfprüchen, mit Maßregeln 
ih handhaben ließ. Beichlagnahmen von unberechenbarer Dauer, 
Sonceffionsentziehungen und ähnliche Mafregeln der Verwaltung 
hatten die Breffe von ihrer verfaffiungsmäßigen Freiheit herab in 
einen jo umfreien md eingefchüchterten Zuftand gebracht, daß feit 
Sahren die Hilfsmittel unangewendet bleiben durften und die Be- 
ichlagnahmen fat außer Gebrauch waren.  Sett häuften fie jich 
wieder, am frühelten in der Hauptitadt, wo der Poltzeipräfident 
mündlich umterrichtet werden Fonmte umd unmittelbar unter dem 
Einfluffe feines Amtsobern ftand. Ar alle Regierungen des Yan- 
des aber erging ein Aımpdjchreiben des Meinifters, in welchem er 
die Preffe anflagte, die Nücfichten auf den allerhödhften Entfcehlur, 
die Ehrfurcht gegen den König und die Achtung vor den Anord- 
mungen der Obrigkeit im jtrafwürdiger Weife zu verlegen. I 
üblicher Gliederung veripricht jodanı das Nıimpdfchreiben Sreiheit 
einer angemefjenen, in den Schranken des Gejetes fich bewegenden 
Beiprehung, hofft im allgemeinen einen guten Erfolg don der An- 
jprache der Behörde an die Nedactionen, um fie von imdiscreten 
und umzuwläffigen Beiprehungen abzuhalten, und wetit die Behörden 
zuleßt an, umfichtig umd feit gegen die Preife einzujchreiten. 

Das gefchichtlich befannte crimen laesae majestatis, welches in 
allen Perioden des fcheidenden oder beginnenden Abjolutismus auf- 
taucht, und feine preußifch-bureanfvatiiche Nbart, dev Schuß aller Obrig- 
feiten gegen Angriffe, welche ihre „Anordnungen dem Hafje und 
der Verachtung ausferen‘“, würden wol auch im diefer Noth ich 
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bewährt und zum Ende aller politifchen Disceuffion geführt haben, 
jomweit fie dem Minifter nicht zufagte. Aber 'es zeigte jich, dak 
diefe Waffe nur wirkffam ift, wenn fie mit der vollen Wucht einer 
einigen Negierungsgewalt gegen die Menge geführt wird, doch im 
Kampfe des Gleichen unter Gleichen den beften Theil ihres Wer- 
thes einbüßt. Die anderen Minifter wuhten fofort den geeigneten 
Gegenfchlag zu führen. Zu den Gegnern zählte Herr von Man- 
teuffel; als Meinifterpräfident hatte er die Leitung der halbamtlichen 
Preife, das Prepbureau mit dem Commando über eine Schar von 
Berichterjtattern umd aufgedrängten Nedactenren, die Verfügung 
über die geheimen Gelder, mit welchen das Wohlwollen ausländi- 
jher Blätter evfauft zu werden pflegte, feinem Face zugeeignet. 
Genau im demjelben Zeitpunfte, im welchen Herr von Weftphalen 
jein Rundfchreiben verfandte, traten die beeinflußten Schreiber in 
den inländischen md ausländischen Blättern und felbjt die aner- 
fannt halbamtliche Zeitung für die verfaffungsmäßige Negentichaft 
ein. Ueber die perfünlichen Nückfichten follte die milde Form eines 
von dem Könige ausgehenden Auftrags weghelfen, in der Sadje 
aber dem verfafjungsmäßigen Zitel und den fie begleitenden Form 
lichkeiten nichts vergeben werden. Bor einem jo entfchiedenen Ge 
genjpruch aus dem höchiten Yager verlor das Numdfchreiben des 
Herrn von Weftphalen den größten Theil der Kraft, nämlich den 
indivecten Einfluß der Einjchüchterung, welche die den Behörden 
aufgetragene „Anfprache an den Patriotisnus umd die Befonmen 
heit der Redactionen‘ bewirken md die GConceffionsentziehung im 
Hintergrunde verjtärken follte. Das directe Mittel des polizeilichen 
Einjhreitens erhielt ein noch mehr überrafchendes und wirkfames 
Paroli. Die polizetlihe Befchlagnahme, im Sinne des Gefetses 
ein erjter md fchnell zu erledigender Angriff, hat zu ihrem ge 
jeßlihen Zwed nur die Berfolgung dor dem Nichter, und da 
diefe von der Staatsanwaltichaft, einer unter der Anweifung des 
Suftizminifters ftchenden Behörde, betrieben oder unterlafien wird, 
jo Fällt aud die polizeiliche Beichlagnahme fachlich in das Gebiet 
des Yuftizmuinifters. Im der Neactionsperiode hatte fie gewohn- 
heitsmäßig den Charakter einer von der Juftizverfolgung fait unab 
hängigen Mafregel angenommen, durch die lange Dauer, welche 
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zwischen der Beichlagnahme und der Nücgabe einer unverfolgt ge- 
bliebenen Schrift zu liegen pflegte; die gejetslich vorgeschriebenen 
Sriften, innerhalb deren fie vichterlich gebilligt oder aufgehoben fein 
muß, liegen die mitwirfenden Beamten umbeachtet. Namentlich für 
die Eriftenz der Tagesblätter, welche an jchnelle Verbreitung des 
Inhalts md regelmäßiges Erjcheinen gebimden find, hatte fich die 
polizeiliche Beichlagnahme zu einer jelbjtändigen Gefahr ausgebil- 
det, jelbft wenn weder eine vichterliche Berurtheilung, mod) der ert- 
jteve Schritt einer Koncefftonsentzicehung zu fürchten war. Es tft 
wiederholt und öffentlich behauptet und, meines Wiffens, nirgends 
widerlegt worden, da der Suftizminifter Simons die Staatsanwalt- 
ichaften ausdrücklich angewiejen gehabt, das jchwierige Amt der Polizei 
nicht noch mehr zu erfchtweren md in den Beichlagnahmen md Friften 
ihr freie Hand zu lajfen. Sebt aber, in den letten Tagen des 
langjährigen Neactionsfyitems, befanm fich dev Oberftaatsanwalt in 
Berlin, derjelbe Beamte, welcher fait während der ganzen Beriode 
unter demjelben Suftizminifter denjelben Bosten beffeivet hatte, daß 
ev berufen und Fraft jenes Anttes verpflichtet jei, die Preffreiheit 
und das Preragewerbe vor folhen, von dem Gefeße nicht beabfic)- 
tigten, Kolgen dev polizeilichen Beichlagnahme zu jchüten, und daf 
das Gefe ihm ausreichende Gewalt darbiete. Er wies die ihn 
untergeordneten Beamten au, zu wachen, daR im jeder Beziehung 
den gefeßlichen Borjchriften genügt werde, fündigte den Schritt in 
amtlichen Schreiben den Nedactionen an umd ermunterte fie, in 
jedem einzelnen Falle ihre Bejchwerden jchleunigft bei ihm anzu- 
bringen. Wenig paßte der Schritt zu den bisherigen Weberliefe- 
rımgen, noch weniger die Art zu den Gewohnheiten der vollendeten 
Beamtenherrfchaft. eu war, daß die Suftizverwaltungsbehörde 
mit Einem Sclage fi) befreite und eine wirffame Aufficht über 
die polizeiliche Hülfsthätigfeit in die Hand nahın. Unziemlich aber 
mochte fcheinen, dar der Vorwurf gegen die Bolizet öffentlich aus- 
geiprochen und der Conflict der Rejjorts vor aller Welt bloßgelegt 
wirde,. Ob des ımerhörten Berfahrens bejchwerte fi) Devr von Weft- 
phalen, der Minifter des Innern, bei Deren Simons, dem Juftizminis 
jtev. Diefer aber hatte den Schritt des Oberftaatsanwalts unzweifels 
haft im voraus qutgeheißen, wahrscheinlich jogar veranlakt, und mı- 
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mehr billigte ex fein eigenes Werf, indem ev die Bejchwerde jeines 
Collegen für gänzlich unbegründet erklärte und einen fürmlich abwei- 
jenden Bejcheid erlieh, der gleichfalls in die Deffentlichfeit gelangte. 
Nach allen diefen Anzeichen unterlag es feinem Zweifel, wohin der 
Sieg neigte, und daß die Halbüberwundene Partei die letsten Kräfte zu- 
jammenvaffte umd in jich jelbt Ichon unficher wurde. Bejtimmte Nad)- 
richten fingen an, die landesgejetsliche Negentjchaft anzufindigen. Aber 
die Größe der Hoffnung jcehuf jich jelbit Zweifel und fleidete fie 
in beunruhigende Gerüchte. Noch werde der Kegentichaft in der 
Form, wie fie die VBerfaffung vorjchreibt, ein nicht verächtlicher 
Widerjtand geleiftet. Die Partei, von welcher ev ausgehe, habe 
jchon oft bewährt, wie leicht es ihr fei, über VBerfaflungsjchwierig- 
feiten himwegzufommen. Aus nichts habe fie zur Macht ich erho 
ben; jchon öfter habe fie in der leßten Stunde ungeahnte HDülfs 
mittel entfaltet. Zu den Beforgniffen, welche ohnehin jede große 
Hoffnung begleiten, fam der Druct der Zujtände, welcher im erften 
Theile der Vollmachtsverwaltung einigermaßen gemildert war, jpä 
ter im Entjfeheidungsfampfe den frühern Charakter angenommen 
und num den fommenden Dingen noch nicht nachgegeben Hatte, 
Wie in einer feindlich bejetten Stadt, um deren Befreiung drau 
gen von überlegenen Freunden gejtritten wird, die Stimmung ji 
mifcht aus dem vorahnenden Gefühle der lange entbehrten Freiheit 
und aus der Furcht vor dem anmwejenden, jtreng bewachenden Keinde; 
in einer jolhen Spannung erhielten fi) die Gemüther, bis die 
vollendete Thatjache jeden Zweifel bamnte. 
Zwifchen dem 7. und 9. Detober wurde die Uebernahme der 
Negentichaft urkundlich vollzogen und unmittelbar darauf fürımlic) 
verfündet. Im einer mehr perfünlich gehaltenen Danf- und Ber 
trauensschrift, im welcher die VBerfafjung umerwähnt blieb, bat der 
König den Prinzen, fortan als Negent und in alleiniger Berant 
wortlichfeit vor Gott umd dem Gewiffen die Pflichten des Fünigli 
chen Amtes auszuüben. Der Prinz begleitete die Zufchrift mit 
einem Erlas an das Staatsminijterium, wies im diefem auf die 
Aufforderung des Königs Hin, trat infolge derjelben und auf Grund 
der Berfafjungsurfunde als nächiter Agnat die Negentfchaft an und 
berief den Yandtag auf den 20. Detober. In den wenigen Zwi- 
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ichentagen wurde die Korm des ungewohnten Berfahrens vorberei- 
tet, welches dem Yandtage bevorjtand. 

Der Beichluß über die Negentjchaft tft das einzige Gejchäft, wel- 
ches die Kammern im vereinigter Sitzung zu erledigen Haben. Für die 
äußere Art des Zufammenwirfens war feine Regel vorgeichrieben oder 
angedeutet. Die Gefchäftsführung der vereinigten Eurien im Bereinig- 
ten Yandtage fonnte wegen ihres jtändischen Charakters nicht maßgebend 
fein, und die für fie vetroyirte Fünigliche Gefchäftsordnung nicht 
zum Borbilde dienen. ine Fülle von Zweifeln war denfbar. Es 
wirde dem Anfchen des Yandtags nicht gedient haben, eine jo große 
Gelegenheit mit Fleinlichen Kormftreitigfeiten zu begimmen, und man 
mußte fürchten, daß Hleineve Fragen leicht einen tiefern Hintergrumd 
verrathen, und daR die Momente des Zwiejpalts zur umgelegenften 
Zeit, vor den Nenwahlen der Abgeordneten und che noch über Per- 
jonen und Grundjäse der zukünftigen Regierung entjchteven war, 
hervorbrechen möchten. Die Umftände waren um fo jchwieriger, 
als der Negierung um der Sache willen, und den Weniftern per 
fünlich wegen der Uinklarheit ihrer Stellung zurücdhaltend zu fein 
ziemte. Der Gegenpartei entgingen diefe Schwierigkeiten nicht, und 
fie fmüpfte davan den Neft ihrer Hoffnung, daR der einberufene 
Yandtag nicht zur verfaffungsmäßigen Weitwirkfamtfeit herangezogen 
würde. Die gegenwärtige Negentfchaft jei doch nicht in die engen 
Grenzen dev gejeßlich vorgefehenen zu verweifen. Die vein gejeß- 
liche trete nur ein, wenn fie ohne Dinzuthun des gänzlich unfäht- 
gen Königs geordnet werden mülle;z dann habe der Yandtag die 
Nothwendigfeit zu prüfen zumd anzuerkennen. Die gegenwärtige 
Jegentfchaft habe der verfügungsfähige König übertragen, der Prinz 
angenommen; damit fer der Nechtsact vollzogen. Bon einer jo 
bedeutenden Veränderung in der Negierungsiphäre gezieme e8 id) 
dem Yandtage Kenntniß zu geben; das fünme in der gewöhnlichen 
Ieife gefchehen, bedürfe Feiner Nirdängerung und feiner abweichen- 
den Gefchäftsform. So hebe man fic über die Gefahren eines 
Zwiefpalts Himveg, welche andern Falls gar nicht gering zu veran- 
ichlagen jeien. Denn man müjje wijfen, daß das Anerfenntnig der 
Mothwendigfeit, wo man es fordere, auch verjfagt werden dürfe. 
Zu Scerupelm jet vom conjervativen Gefichtspunfte aus reichlicher 
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Stoff vorhanden, weil der verfafjungsmärige Zujaß die Freiheit 
des füniglichen Willens in Schatten tele. Das Gewilfen würde 
manchen, vielleicht alle Mitglieder der Partei zwingen, die Scrupel 
zum Ausdruck zu bringen. — Entipracd) die Drohung den Abfichten 
der Partei, jo fehlte es ihr nicht an Gewicht. Der Widerfprud) 
des Herrenhaufes als einer befondern Kammer war nicht gering 
zu veranfchlagen, und die Mehrheit in den vereinigten Kammern 
war nicht im voraus zu berechnen, wenn die Gefinmumngsgenojjen unter 
den Abgeordneten den Mitgliedern des Hervenhaufes fich beigefellten. 
Aber die Regierung dachte an feine Ausflucht von der ein- 
mal betretenen Bahn. Die Uebertreibung ließ jte unbeachtet, und 
die wirflihen Schwierigfeiten Löfte fie mit Umfiht und im 
Geifte einer neuen Nichtung. Sie berief Yandtagsmitglieder von 
parlamentariichen Anjehen nad) Berlin, unter ihnen als Präfivdenten 
einer frühern Kammer auch den Grafen Schwerin, den jeßigen 
Führer der oppofitionellen Minderheit. Dieje freie Commifjton 
von Mitgliedern aller Barteien beiprach den Gefchäftsgang, erwog 
die NRücfichten der Höflichkeit, einigte fih in allen Punkten und 
entwarf die Gejchäftsordnung. Der Erfolg entipracdh den günjtig- 
iten Erwartungen. Die Kammern verhandelten Schnell ohne Anschein 
der Haft, einmüthig ohne Zwang gegen Einzelne, und felbjt die 
im abjtraeten Sinne nicht umwichtigen Bedenken, welche ji an die 
Eigenthümlichfeit des Falles fnüpften, wurden nur in der Com 
mifftion des Yandtages erörtert. Im den Plenarjisungen umging 
man jede Debatte, nicht aus Mangel an Stoff, jondern aus 
äußeren Erwägungsgründen. Die leitenden Neitglieder des Herren 
haufes dachten nicht an das Berjagen der Anertennung, fie jchraten 
vor der Kühnheit eines Schlages zurüd, der mit voller Wucht auf 
fie jelbjt zuricfallen und ihr jchüßendes Gebäude zertrümmern 
mußte, Ein friiches Abgeordnetenhaus hätte die Discuflion ohne 
Gefahr übernehmen und mit großem Nuten führen können, aber 
das jeßige eignete fich nicht. Gewifjermaßen aus den leßten Zügen 
ward e8 wach gerufen, um eine unmmgängliche Handlung zu voll 
ziehen. Es war nicht num vermöge des gejeglichen Zeitablaufes 
dem Ende jeiner Tage nahe, fondern auc innerlich überlebt, und 
. gerade das Ereigniß, welches zu janctioniwen den einzigen Gegen 
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tand feier Tagesordnung bildete, war der Beginn eines neuen 
Seiftes, welcher die Weife feines Entjtehens aus der Gejchichte 
des preugifchen Berfaffungslebens tilgen jollte. Im vegelvechter 
Aufeinanderfolge pflegt wol das Ende der Yegislaturpertode aus 
der bevorjtehenden Wechlelwirtung mit den Wahlförpern neue 
srifche zu Schöpfen, aber den Abgeordneten, welche unter den jtarf 
geübten Drucd einer veactionären Negierung umd unter Enthaltung 
der meiften Yiberalen gewählt waren, fehlte der Zufammenhang 
mit den zur erwartenden freien und ausgedehnteren Wahlfürpern. 
Mur die wenigen Abgeordneten der Oppofition theilten die Be- 
jriedigung des Bolfes, aber fie waren zu feinem Plane des VBor- 
gehens vorbereitet und jett jchon von der Richtung beherricht, 
welche von jeder Imitiative wie von einer Provocation fern zu 
bleiben vietd. Daher fchien es Allen bejfer, auf das frappejte Maß 
der Pflicht Fich zu bejchränfen, als in der leßten Weinute zu einer 
Höhe jih aufzufchwingen, welche fie in der Fülle ihrer Straft nicht 
angejtrebt. So verlief die jechstägige Selfton nicht in den Stile 
einer inhaltlich bedeutenden Staatsaction, fondern nad Art eines 
feierlichen und fürmlichen Actes, zu welchen alle Weomente mit 
lobenswerther Limficht vorbereitet waren und pünktlich befolgt 
wurden. Unmittelbar nad) der Thronvede conjtitwirten ich die 
beiden Häufer in getrennten Situngen, jedes wählte einjtimmig 
jeinen Vorftand, nahm die entworfene Gejchäftsordnung für die 
vereinigten Situngen an und ftimmte allen vorbereiteten Anträgen 
bei. Im Abgeordnetenhaufe Tieß die Dppofition die Wahl des 
Präfidenten aus der gegnerischen Parter umbeftritten, dafür überlieh 
diefe dem Grafen Schwerin die Ehre fämmtlicher Borjchläge zur 
Gefchäftsordnung. Die zwei vereinigten Situngen tagten in den 
Jänmen des Abgeordnetenhanfes, den Mitgliedern des Derrenhaufes 
wurde als „Süjten” die rechte Seite eingeräumt, ihr Präftdent 
führte den VBorfis, das Schriftführeramt wırde von den vereinigten 
Seeretären verwaltet. Eine vereinigte Commiffion von je 15 Mit- 
gliedern aus jedem Haufe berieth die an demfelben Tage in ver- 
einigtev Plenarfitsung verkündete Botjchaft, welche den Yandtag 
aufforderte, der Berfaffung gemäß die Nothiwendigfeit der Negent- 
Ichaft zu erklären. Sie prüfte die beigebvanhten Staatsurfunden . 
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und ärztlichen Zeugnijie, erjtattete einen Furzen Bericht, und auf 
ihren einjtimmigen Vorfchlag jprad der Yandtag einjtimmig feine 
Anerfennung aus, worauf der Negent in vereinigter Situng dei 
Eid Teiftete, dak er „‚die VBerfaffung des Königreichs feit und un- 
verbrüchlich Halten und im Webereinftimmung mit ihr und den 
GSejeten regieren‘ wolle. 

Das Abgeordnetenhaus hatte gejondert nur das erite mal 
getagt. Das Herrenhaus hielt Außer der erjten noch drei Sitsungen 
für fih; der Verfuh einer ausgedehntern politischen Ihätigfeit 
wurde gemacht. indem die einflußreichiten Mitglieder den Erlaf 
von Adrefjen an den König und an den Prinzen beantragten. 
- Aber jo jehr überwog die Tendenz einer discufjionslojen Form 
(ichfeit, daß der Antrag fofort und ohne Debatte durch die Bor- 
frage abgelehnt wurde, obihon die Ansichten fait gleich getheilt 
waren und in dem ungewöhnlich jtark bejuchten Haufe nur eine 
geringe Mehrheit von vier Stimmen den Ausfhlag gab. hr 
verdanfte das Herrenhaus, daR e8 einer Fleinartigen Demonjtration 
entging. Was man im der Behandlung der praftiichen Aufgabe 
nicht geltend zu machen, im den vereinigten Sigungen nicht au- 
zuregen wagte, das jollte auch in den Adrejjen nicht Far ausge 
iprochen, fondern nur zwijchen den Zeilen angedeutet werden. Den 
Könige wurde für die Uebertragung, dent Prinzen für die Ueber 
nahme der angebotenen Negentjchaft wie für freie Entjchlüffe gedantt; 
der Berfafjung gejehah mit feiner Silbe Erwähnung. Dem Könige 
wurde die Ueberzeugung ausgejprochen, dar der Prinz jeine Werte 
pflegen und fortbilden würde. Selbjt in die Titulatır wurde ein Stüd 
DOppofition verlegt. Die Reaction hatte jich dafür begeiftert, daß 
der Negent nicht als „PBrinz-Negent“, fondern als ,„Prünz von 
Preußen, Regent” bezeichnet werde, weil zumächit die Eigenjchaft 
als Prinz umd exit dann die des Negenten in Betracht Fomme, 
Am Hofe hatte man gejchwanft, gewechjelt und zulegt den bündigern 
Ausdruck bevorzugt. Diefer war bereits amtlic) angeordnet, als 
die Adreffen entworfen wurden. Dennoch wählten die Verfafjer 
den unbequemern Titel, und die zweite Adreffe begann mit der 
Meberjchrift: „Allerdurchlauchtigiter Prinz! Allergnädigjter Prinz 
von Preufen, Regent.“ Eine geringe Vechrheit bewahrte das 
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Herrenhaus als Sörperfchaft vor eimer jo wenig angemefjenen 
Dppofition, Die Niinderheit aber vollzog als eine Anzahl von 
‘Privatperjonen die beiden Adreifen md eine Deputation überreichte 
jie dem Negenten, der fie ohne jede Erwiderumg entgegennahnt, 
zum erjten male hatte die VBerfaffung einen entjcheidenden 
Sieg Über die reactionäre PBarteipolitif evrungen. Zu dem Wider: 
jtande gegen die Negentfchaft hatte dieje ihren Höhepunkt angeftrebt, 
und fie würde ihn, gewiß mit jchädlicher Nachwirkung auf fonts 
mende Zeiten, erflommen haben, wenn es ihr gelungen wäre, die 
Königsgewalt länger in der freien Hand eines Bevollmächtigten, 
die Negierung in Abhängigkeit von umceontrolivbaren und umvers 
antwortlichen Einflüffen zu erhalten. Im dem einen Jahre der 
Bollmachtsherrfchaft Hatte fich ein Zuftand Hevangebifdet, der nicht 
unpajiend als Iuterregmmm bezeichnet worden tft. Die Gejeßgebung 
jtocte, weil die Abfichten des Bevollmächtigten und des Machts 
gebers nicht übereinjtimmten. Der gewöhnliche Sejchäftsbetrieb litt 
unter dem Zwielpalt. Die Höchjte königliche Befugnis, die Wahl 
der Minifter, war fuspendirt; die alten Meinijter wırden beibehalten, 
weil md folange dev Wille des Machtgebers, der fie berufen, nicht 
in entgegengefeßter Weile jich befundete. ls am 7. Detober die 
Jegentjchaft gegen den Widerjpruch des Wenifters von Weftphalen 
befchloffen und dejien Entlafjung "unanffchiebbar war, anı leßten 
Tage der Vollmachtsherrfchaft war es der König, welcher nocd) einmal 
die höhere Negierungsgewalt in die eigene Hand nah, jenen Minifter 
entlieh und Slottwell an dejjen Stelle ernannte. Der thatfächliche 
höchjte Yeiter der Staatsgejchäfte fchien beinahe tur die Stellung feiner 
Deinifter herumtergedrüdt und mit ihnen einen gemeinfchaftlichen 
Urfprimg des Amtes anzuerkennen.  Sonnte cs doch umter den 
Drucd folder Berhältniffe gejchehen, daß die Meinifter um die 
wichtigite Staatsfrage, in welcher die Meinung des Bevollmächtigten 
fan verhüllt war, mit den Hilfsmitteln ihrer Nefforts einen 
Stampf gegeneinander begannen und in die gewöhnliche Verwaltung 
hineintrugen. Allen folchen Abivrumgen fette Schon der Name der 
egentfchaft ein jchleuniges Ziel.  Diefe unmittelbare Wirfung 
macht mic ein Bedenken gering veranfchlagen, auf welches damals 
ein großes Gewicht gelegt wurde, Die Uebernahme der Negentfchaft 
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war in der vermittelnden Weife erfolgt, welche auf Anordnung des 
Minifterpräfidenten die offieiöfen Blätter zuerit angedeutet hatten. 
Der Prinz trat die Negentichaft auf Grund der Berfaffungsurkunde 
an, nachdem eine Aufforderung des Königs im der Form eines 
freien Entjehluffes an ihn ergangen war. Su allen darauffolgenden 
Acten wırde die Aufforderung des Königs erwähnt. Als politiiches 
Deihwichtigungsimittel nicht ohne Werth, wurde die gewählte Form 
von zwei entgegengejeßten Seiten jo gedeutet, als ob zwei Nechts- 
titel der Negentfchaft aufgeftellt worden wären: der Auftrag des 
Königs und das Gebot der Berfaffung. Die nun im politifchen 
Widerftreit gegen die Negentfchaft thätig gewefen waren, brüfteten 
fi) mit dem NAuftrage als dem durchgreifenden Nechtsgrumde, 
Dagegen ereiferte fic) mancher, weil der Nechtstitel des Auftrages 
unzuläffig wäre. Selbjt in der Kommiffton des Yandtages, welche 
die Botjchaft prüfte und den Anerfennumgsbeihluß vorfchlug, wur- 
den die Bedenken erörtert. Der durchweg flüchtig gehaltene Bericht 
bezeichnete fie als „verfchiedene Auffaffungen über das genaue Ver- 
halten beider vehtlihen Momente untereinander und zudem Ein- 
treten der Negentfchaft”; man habe aber allfeitig Abjtand ge 
nommen, führt der gelehrte Berichteritatter aus, auf die jehr zarten 
Fragen und fchwierigen jtaatsvechtlichen Probleme einzugehen, da 
der Verfuch, fie zu löfen, im vorliegenden Kalle nicht erforderlich 
jei, und der perfönliche Anfpruch des Prinzen über aller Trage 
erhaben jtehe. Eine ernfte Discuffion würde jedoch weder auf zarte 
Bragen, noch zu jchwierigen ftaatsrechtlichen Problemen geführt, 
fondern bald gezeigt haben, daß von zwei vehtlihen Momenten 
gar nicht die Nede war. Die Aufforderung des Königs war eine 
Thatjache, welche aus perjönlicher Nückjicht evwähnt zu werden ver- 
diente und auch in der Sache ihre Folgen in anderer Wetje, als 
in der Kraft eines Nechtstitels äußern Fonnte. Sie war ein ge 
wichtiges Zeugniß für die Natur des vorhandenen HDinderniffes, 
über welche das Parlament fich unterrichten mußte, che es die Noth 
wendigfeit der Negentfchaft anerkannte. Anders als wie eine be 
dentungsvolle Thatfache finde ich die Aufforderung in den Urkunden 
nicht betont, Worauf e8 am meiften anfam, ob die Aufforderung 
irgend eine der Vollmacht ähnliche Wirkung äufern, ob der Negent 
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noch ferner an eine fremde Abficht fich gebunden fühlen würde, 
darüber liegen die Urkunden nicht den geringiten Zweifel auffommen. 
Der König felbjt Hatte den Prinzen auf fein Gewiffen und feine 
alleinige Verantwortlichfeit vor Gott veriwiefen und die Negierung 
„‚selbft” zu führen erfucht. Alle Vorfchriften wınrden erfüllt, welche 
die Berfaffung für die Vebernahme der Negentjchaft vorschreibt. 
Die wohlangeordnete Korm erfchöpfte die berechnete Wirfung, in- 
dem fie die Vergangenheit verföhnlich abjchloß; auf eine Nachwirkung 
in die Zufunft war fie nicht eingerichtet. Der fpätere Tod des 
Nönigs erregte perfönliche Iheilmahme, machte aber nicht den Ein- 
druck eines wichtigen Staatsereigniffes. Dagegen fühlte alle Welt 
beim Eintritt der Negentfchaft wie beim Negierungsantritt eines 
neuen Herrichers. 
2. 

In jeder Monarchie it die Perfon des Fürjten von bedeutenden 
Sinfluß auf die Gefchiefe des Yandes, und wäre die Herrjchergewalt 
noch jo beichränft. Bom Streife der Beherrfchten bis zu den 
Stufen des Thrones ift der Abftand fo weit, daß Fein Thronfolger 
ein zuverläffiges Vorbild des zukünftigen Negterers darbietet; evjt 
in der thatfächlichen Gewalt entfalten fi) die wahren Herrjcher- 
eigenjchaften. Darum beginnt jeder Thromvechjel eine ungewiffe 
Zufumft; doch überwiegt, wie bei allen Anfängen, das Hoffen im 
demjelben Maße, im welchen die-abgelaufene Herrfchaft in Un- 
zufriedenheit abfchloß. Beim Eintritt der Negentfchaft war die 
Erwartung zur ruhigen Zuverficht gejteigert. Seit Jahren Hatte 
gegenüber dem polizeilichen Druck md dem Beamtenübermuth die 
Straßenweisheit den Sat fi) angeeignet, daß die Reaction das 
Hengerjte gethan Hätte, daR cs fo nicht länger fortgehen Fönnte. 
Das ift die Stimmung, in welcher man von geringfügigen Creig- 
nijfen eine DBerbeiferung der Yage erwartet. Seht war eine wirk- 
fihe Krifis da, umd Faum Einer, der fie nicht mit der erjehnten 
Wendung fir gleichbedeutend hielt, Der Niektritt des Mini: 
jteriums schien jelbjtverftändlich. Beinahe zehn Sahre hatte cs 
beftanden md vichfache Wandlumgen durchlebt. Am Ende des 
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Jahres 1848 führte es fi) mit dem Berfprechen ein, daß es mm 
einen geordneten, die Sicherheit des Thrones umfaffenden Zu- 
jtand heritellen, aber feinen mit diefem Werke verträglichen Ge- 
danfen der Freiheit zurücdrängen wollte. * Den hevvorgetretenen 
und formulivten Wünfchen des Nevolutionsjahres trırg cs Rechnmg 
in der oetropirten Verfalfung. Nach wenigen Monaten fchuf es 
ji ein Neviftons-Parlament, welchen man im liberalen Sinne 
nichts nachzugeben brauchte, im entgegengefeßten manches abgewinnen 
fonnte. Bei der Nevifionsarbeit unterftütte es überall die „‚beifernde 
Hand“, Tieß ftets fich finden, wo cs galt, ein Grundrecht abzu- 
ihwächen, durd einen Zufaß oder Vorbehalt ins Ungewiffe zu 
jtellen,. Dhne GEiferfucht für den volfsthümlichen Theil feines 
Werkes fa e8 den Gegnerit deffelben oft mit Auslegungen, Ev 
Härungen und neuen Erwägungen zu Dülfe Noch im dem leßten 
Augenblide vang e8 von dem DVereinbarten ab, was als Preis des 
nahen Berfaffungsabichluffes zu erlangen war. Nach dem endlichen 
„abichluffe” nahm cs ein menes Proviforium auf. Nichts Ge 
ringeres als die Erfte Kammer wurde zur fehwebenden Frage 
gemacht, umd das bedeutendfte Drganifationsgefeß gerieth in 
Berwirrung. Auf Ummegen gelangte man zu einer völlig 
neuen Gejtaltung der höchjten Staatsfactoren durch die Bilduna 
des Herrenhaufes. Bald folgte das Minifterium dem ftändifchen 
Zuge, bald ging es leitend voran, wie in der Wiederbelebung der 
jtändifchen Grundlagen für die Landgemeinde, den Kreis und die 
Provinz. Aus den dehnbaren Simme der Gefete holte es fich um 
erichöpfliche Hülfsmittel, um die Beamten, Gemeindevertreter md 
alle, die Gutes oder Böfes von der Negierung erfahren konnten, 
an die Allmacht dev Meinifter zur gewöhnen, um felbft die Wahlen 
jo zu ordnen, daß das Haus der Abgeordneten dem der „„Derren“ 
näher gebracht werde. Wenn dennod) eine weite Kluft zwiichen 
den beiden Hänfern beftand, und durch den Widerftand der Ab- 
geordneten zuweilen Schlimmeres abgewendet wurde, jo drang von 
diefer negativen Wirkfamfeit der Verfaffung nichts in das Be 
wurßtjein des Volkes, inden die Verwaltung in gleichmäßig veactionärer 
Tendenz verharrte und unter allen Schwankungen der höhern 
Bolitit fo geführt wurde, daß das Volk weder den Schub eines 
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Srumdrechts, no fjonft den Einfluß der Berfaffung gewahrte. 
Kein Mitglied vdiefes Minifteriums, meinte man, vermöchte den 
liberalen Anfprüchen eines verfaffungsmäßigen Yebens aucd nur 
von weitem zu folgen; feinem trante man den Muth zu, diefer 
neuen Wandlung feinen Dienft oder auch mir thätigen Gehorfam 
anzubieten, und dem Muthigen wirde das Vertrauen nicht gebühren. 
Daher die Gewißheit des Nücktrittes wie einer vollendeten That- 
jache, der nur nocd die fürmliche Beftätigung fehlte. Weehrere 
erwartete Gelegenheiten gingen vorüber, ohne zu erfüllen, doc aud) 
ohne gänzlich zu enttäufchen. Als die Negentichaftsacte fait von 
allen bisherigen Meiniftern noch gegengezeichnet waren, fand man 
die Urfache angedeutet in der gleichzeitigen amtlichen Mittheilung, 
daß der König felbit eS gewefen, welcher Weltphalen entlajjen und 
Flottwell zum Minifter ernannt hatte. Bis zum Schluffe des 
Pandtages vertröftete man fich damit, day man den parlamentariichen 
Prüfungsact für eine Hochwichtige, aber ftreng gemefjene Feterlid)- 
feit hielt, welche den politifchen Somderftellungen bereits entzogen 
war. DBrauchte man doch das Minifterium faum entfernter vom 
Seiite dev Negierung zu denken, als das Abgeordnetenhaus fern 
war von Geifte des Volkes, don dejjen Bertretung e8 feinen Namen 
herleitete. Wenn der Negent bis nad dem unzweifelhaften, aber 
nothwendigen Anerfenntniß durch den Yandtag jeden entfcheidenden 
Schritt zurichielt, jo betonte man im Bolfe weniger die Vorficht, 
welche dem feierlichen Aete die äußere Würde der Einftimmigfeit 
und Unbedingtheit verschaffen wollte, als man den trengen Sim 
für Gefegmäßigfeit billigte, den man darin ausgedrüct fand. 
Man erinnerte fih an emen Ähnlichen Borgang im Dahre 1848, 
als der zweite DBereinigte Yandtag verfammelt wınde, an den 
Srundlagen der zukünftigen Berfaffung mitwirkte und den echte: 
zufammenhang zwilchen den Abjchnitten vor und nad) dev Nevoluton 
bewahrte. Nach dem Schluffe des Yandtages enttäufchte jeder ver- 
jpätete Tag die immer fich erneuernde Zuversicht. Nicht blos dev 
allgemein menschliche Srimd, fondern auch das politifche Bedürfnik 
vechtfertigte die Ungeduld. 

Die Neuwahl der Abgeordneten jtand vor der Thür. Schon 
vor Detober hatte die Bewegung begonnen, vor_ der wichtigern 
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Frage der Negentjchaft war ie zurückgetreten; jest gelangte fie 
wieder zu ihrer vollen Bedeutung als eine Angelegenheit, welche 
ungetheilte Aufmerffamfeit verdiente. Aber fie war cs gerade, 
welche jeden einzelmen Tag der verlängerten Amtsdauer des Mini- 
jteriums zu einer felbjtändigen Sorge erhob. Viele Nückjichten 
machten bei den Wahlen die Mitwirkung einer liberalen Regierung 
unentbehrfih. Das unter dem Namen eines proviforifchen gültige 
Wahlgefeß Hat den Minijtern einen umngehenren Einfluß auf die 
Handhabe der gejetlichen Negeln und jogar einen nicht unbedeutenden 
Theil der Wahlregeln mit gefeßlicher Straft Feitzujesen überlajjen. 
Umfang der Bezirke, Ort, Zeit und Yeitung der Wahlen fielen 
ihrer Anordnung anheim. Dertliche Berhältniffe bewirken, daR in 
einzelnen Kreifen der Liberale, im anderen der conjervative Sim 
energifcher hervortritt, das eine oder das andere SInterejje mehr 
Geltung fi) zu verichaffen weiß, der Einfluß des zeitigen Mini- 
jteriums umd der Behörde mehr oder minder vermag. Das pro- 
viforifche Wahlgeje Hatte die Landjchaften nicht abgegrenzt, Jondern 
der Negierung anheimgegeben, die Grenzen abzumefjen und für 
jede Wahl einen einmaligen Wahlförper zu conftituiven. Auch die 
Wahlorte für die Wahlmänner und Abgeordneten ftelen ihrer DBe- 
ftimmung zu. Freilich gab es Grenzen in den organischen Abjchnitten 
des Landes, die VBerwaltungsfreife boten gewöhnlich die natürlichen 
und politifch zutreffenden Grenzen dar, aber die bisherige Regierung 
hatte fi) wenig darum gefümmert, weil eine freie Behandlung dev 
Yandfchaften ihren Zwecen einen weitern Spielraum gewährte. 
Zweimal nad der Verfafjungsrevifion, in den Jahren 1552 umd 
1855, war gewählt worden, und das zweite mal hatte die Regierung 
ihre frühere Freiheit in einem ungeahnten Grave überboten. Aus 
einem größern Umfange von Streifen hatte fie Yandjchaften zu 
jammengefaßt, welche weder nach ihren natürlichen, nod) nad) ihren 
politifchen Grenzen zufammengehörten. Was, aus Mangel an 
einer unterwürfigen Nachbarjchaft, durd) feine Fünftliche Zufanmen: 
legung für eine vegierungsfreundliche Wahl zu gewinnen war, wurde 
mit einem andern verlorenen Poften zufammengethan und einer 
oppofitionellen Wahl preisgegeben. Wo c8 aber anging, lieg man 
den liberalen Landitrich durch einen benachbarten oder aud ferner 
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liegenden übereinjtimmen. „Se nach der Zwecdienlichfeit wurden 
zwei, drei oder vier Abgeordnete gemeinfan gewählt. Der Wahl- 
ort ward bald im die Mitte, bald an diefe, bald an jene Grenze 
des langgejtreckten Wahlbezirfes verlegt, die eine Gruppe mit leicht, 
die andere nrit Schwer zugänglichen Wegen bedacht. Entfprechend 
fünftelten die heimischen Behörden an den Wahlmannsbezirfen, und 
mit einer in das Kleinste gehenden Sorgfalt wurden zuweilen ein= 
zelne Höfe, weite Streefen über angrenzende Ortfchaften hinaus, zum 
gemeinfamen Wahl mit fremden Ortjchaften verwiejen. Ar die Er- 
nennung der Wahleommifjarien, die Kalenderdaten der Wahltage, die 
Tagesftunden, am jede diefer und ähnlicher Anordimgen konnte man 
weitgreifende Folgen früpfen, wenn man mit den örtlichen umd 
perfönlichen Verhältniffen genau vertrant war. Die Auslegung des 
Sefeßes fällt in erjter Yinie der Negierung, die Anwendung ihren 
Unterbehörden zu und verleiht dem Weinifterium für jede einzelne 
Wahl die Nolle des Gefesgebers. Die wichtigften Begriffe der 
Selbjtändigfeit und des Aufenthaltes in der Gemeinde jchwanfen 
nach den preußischen Gefesen und find in der Praxis noch fchwan- 
fender gemacht. Det der Befugnis, zweifelhafte Gejetesitellen zu 
erläutern, beherricht das Minijterium die Halbe Tragweite des 
Wahlgefeßes. Gegen willfürlihe Anordnungen der Provinzial: und 
Semeindebehörden kann vor der Wahl mr dev Minifter abhelfen, 
und jchon von dem Grade der Befchleunigung hängt es ab, ob die 
Senugthuung rechtzeitig erfolgt, wenn das Wahlrecht verfümmert 
wird. Noch auf der unterjten Stufe des obrigfeitlichen Einfluffes 
hat der Wahlcommifjar das freie Ermefjen, ob er Protefte gegen 
Wahlmannswahlen zur Kenntnig des Wahlförpers bringen md 
ihrer Entjcheidunng unterbreiten will, amd mit diefer wie mit anderen 
Befugnifjen vermag ev nicht felten einen jchwanfenden Ausschlag 
nach der ihm genehmen Nichtung zu lenken. Dazu fommen die 
mittelbaren Niückwirfungen der Gentralregierung auf die politische 
Strömung ımd den Verlauf der Wahlen im Yande: welche Partei 
ji) evimuntert glaubt, wie weit der liberal oder der comjervativ 
gelinnte Beamte hervorzutreten wagt, ob der Druck mit Einwirkungen 
auf die Nahrungsverhältniffe und andere perfönliche Intereffen ver- 
boten oder geftattet wird. Ber den jeßigen Neuwahlen war dies 
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alles bedeutungsvoller als je vorher, in demfelben Berhältniffe, im 
welchen die angrenzenden Zeitabjchnitte verjchtedenartiger zır werden 
verfprachen. Sm den Provinzen, namentlich auf dem flachen Yande 
umd in den Fleineren Städten, mußte mit jedem verzögerten Tage 
der Glaube an die bejfernde Umkehr fich abjchwächen. Sm den 
größeren Städten ließ man freilich in der Hauptfache fich nicht 
beirren, man blieb feft im Vertrauen, da das Meinifterium mur 
nad) Tagen zählte, aber der Schade, welchen fein Kortbeftand täglich 
übte, fonnte um fo weniger unbeachtet bleiben, als es bereits be= 
gonnen hatte und fortfuhr, in die Wahlangelegenheiten ich einzu= 
mischen, als c8 fogar an demfelben Tage, am welchem der Yandtag 
gefchloffen wurde, die beiden Wahltermine mit außerordentlich Eurzen 
stiften anberaumt hatte. Man frug umfonft nach der Urfache des 
längern Verbleibens; die Urfache aber lag in den perfünlichen Auf- 
faffungen dev hervorragenpditen Meintiter. 

Wie oft zur gefchehen pflegt, waren die Inhaber dev Macht, 
welche das bejte Imformationsmaterial in Händen hatten, über 
ihre eigene Yage am chlechtejten unterrichtet. Kalt alle Gründe, 


welche für die Nothwendigfeit ihres Niücktrittes fprachen, Fehrten 
fich in ihrer Denfweife zu Gegengründen um. Das Meinifterimm 
war ihnen Feine im jich gejchlofjene Inftitution, ihr Meinifterium 
feine gejchichtliche Erfcheinung, welche einen bejtimmten politischen 
Beruf erfüllt und einen ebenfo bejtimmten Plat in dev Gefchichte 
ausgefüllt hätte, jondern ein Collegium von Männern, welche der 
König zu Amtsgenofjen berufen hatte. Es überwog auch hier die 
Anjchaunung von Fachminiftern, welche nebenher Staatsininifter 
wären. Die vielen Wandlungen waren das beite Zeugniß für die 
Slajtieität, welde man dem Kollegium zutrauen durfte DBom 
Standpunkte der Amtsgenofjenfchaft aus war es natürlich und den 
von umten hevanf jich evitrecfenden Regeln angemeifen, daR jeder 
College, neben einer gewilfen Freiheit in befonderen Angelegenheiten, 
in anderen der Mehrheit fich füge umd über allen einen höhern 
Willen anerfenne Wie Herr von Manteuffel in feiner Slanzzeit 
den prineipiellen Ausipruc gethan hatte, dar er fich für den be 
rufenen Diener des Nönigs halte und micht cher weichen werde, 
bis jein föniglichev Devr ihn wegichiefen wilde, wie ev jpäter feine 
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olfjeitig angefeindete Miftton nad Dlmüs nicht etwa aus inneren 
Gründen vechtfertigte, jondern als einen jauren Gang für feinen 
König entichirldigte, jo hatte ev jtets geglaubt, umbejchadet feiner 
perjönlich abweichenden Anficht dem äußeren Einfluffe nachgeben, 
und umbefchadet feiner Wiirde als Staatsmann an der Ausführung 
des Gegentheils von dem, was ev Fir vrathjfan oder geboten er- 
achtete, theilmehmen zu Bahk sn jeiner eigenjten Natur mild, 
wohlwollend, ein Freund von Mittehvegen, von jtändischen Neigungen 
ebenfo wenig wie von HA fontertinrifthen beherricht, Ichloß er Tich 
doc den jtrengiten Mafregeln au, ging die gewindenen Pfade mit 
bis zum äußerjten Zielpunfte der Neactton und diente den höchiten - 
Ansprüchen der jtändischen Intereffen, immer den Umständen ech- 
mung tragend, oft nicht mit ganzer Seele. Wem ev eine ganze 
Amtsperiode den vorwiegenden Einfluß des Herrn von Weftphalen 
wie einen Zwang der Umftände evrtrug, jo war er darımm nod) 
nicht zum PBarteigäuger des Stleinadels geworden. Nicht ungern 
lieh ex fich den Einfchnitt gefallen, welchen die Krankheit des Königs 
in die ungeftüme Neaction machte. Die Vollmacht war ihm die 
geeignetfte Form der Vertretung, als fie ausjchlieglich bei Hofe in 
Sunft Stand; ev war für die Negentichaft leicht gewonnen, als diefe 
in den höchiten Negionen eine fräftige Stüße fand, und auc) die 
Sonjequenz, daß nunmehr die Verfaffung jtärfer zu betonen fei, 
fan ihm nicht unbequem? War doch im Grunde fein Antheil an 
dem Berfaffungswerfe nicht gering. Weshalb jollte ev nicht mit 
bejjerer Yuft im einer Nichtung verharren, die für ihn einen Sieg 
iiber feinen vorzüglichiten Rivalen im Meinijterium bedeutete! Bon 
icher hatte man fich das Neinifterium in mehrere Gruppen zerfallen, 
den Meinifterpräfidenten und Herrn von Weitphalen als Nepräfen- 
tanten verjchiedener Richtungen gedacht, und nun war Herr von Wejt- 
phalen vor einer Bolitif gewichen, welcher jich der Neinifterpräfident 
noch zeitig genug anbequemt hatte. gleic) war die Lage 
und dev Ideengang der beiden bürgerlichen Meinifter von der Heydt 
und Simons. Beide gehörten der „Liberalen Gruppe au. Herr 
Simons hatte manches Zeugnig im DVBerborgenen, daß er hier umd 
da mit einem verfaffungstrenen Botum im Collegium nicht durd)- 
zudringen vermocht, wie das jpäter befammt gewordene über die 
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jtändischen Rechte dev Juden. Mehr oc murte ihn das innere 
Bewußtjein leichter Wandlungsfähigfeit erinuthigen, die jpäter an 
den auffälligjten Beijpielen zu Tage trat, wie in feiner Stellung 
zur Civilehe, die er fejjionsweije den Liberaliten Forderungen näher 
brachte. An die Schattenfeiten jeiner vieljährigen Suftizperwaltung, 
daß er reactionäre Gefeße eifrig und jcharffinnig unterjtütt, mann- 
hafte Richter verfolgt, politiiche Neubefenntniffe und Bejjerungs- 
gelöbniffe abgefordert, die Willigen befördert, die Ausdauernden 
zurücgefett, Unvegelmäßigfeiten in der Nechtsübung geftattet md 
befördert, daran dachte er in diefem unbequemen Augenblicke weniger, 
als an einige Fälle vorfichtigen Wipderftandes gegen allzu große 
Anfprüche der Neaction. — Herr von der Heydt hatte fein fpectelles 
Feld des Handelsminifteriums mit der Vollfraft eines durch die 
Gejete wenig gehinderten Bureaufraten behandelt und PBolitif nur 
nebenher getrieben, faum mehr, als ihm durc) eigene Pläne im feinem 
Sache und durch Beichlüffe des Gefammimintjteriums aufgedrängt 
worden. Er trug fi mit einer Eifenbahnpolitif, welche in entfernter 
Zukunft Preußen zu einem Wunder von Finanzwirthichaft machen follte. 
Im Bertrauen auf feine bejonderen Verdienjte um den Handel und 
den Eijenbahnbau, im Bewuktfein feiner großartigen Ideen für die 
Zufumft, fühlte ex fich im allem Uebrigen neutral; die Nebenmak- 
regeln Fonnte ev ebenjowol freifinnig einrichten, went man ihn 
nur im Kace unbehindert walten lieg. Den Net der Minijter 
beruhigte ihre verhältuigmäßige Unbedeutendheit. Der Gultus- 
minijter von Naumer hatte zwar, von Herrn von Wejtphalen geleitet, 
denjelben Zwecden unbedingt und willig nachageholfen. Die Schul- 
vegulative trugen feinen Namen, das ganze Bildungswelen die 
Spuren des frönmelnden und einfeitigen Geistes, welcher den Stil umd 
den Inhalt feiner Neferipte beherrfchte. Aber das jüngere Verdienit 
war ihm gegenwärtiger, denn cv hatte zulett dev bisherigen Yeitig 
jich entzogen und Weftphalen allein ausjcheiden laffen. Mit dem 
Riüektvitte Weftphalen’s, welchem die Anerkennung nicht ver 
jagt werden darf, daß er aus Eifer oder Ueberzeugungstrene auf 
dem jelbjt gewählten Posten ausgeharrt und den jtaatsmännischen 
Nuf den Yocungen des hohen Amtes vorgezogen, glaubte der Neit 
des Ministeriums Manteuffel einen großen Theil der Vergangenheit 
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aefühnt, mit dev Ergänzung durch Klottwell die Sarantie gegeben zu 
haben, daß die nee Wendung von ihnen evlannt und anerkannt jet. 

Eine geeignetere Berfon und eine geeignetere Weife fi) liberal 
zu ergänzen umd, mindeltens tn der eigenen Meeinung, fi) möglic 
zu erhalten, hätte das alte Meinifterium nicht finden Fünnen. Im 
Drange des Nampfes, als es fih darım handelte, Herin von Weit- 
phalen, den umverföhnlichen Gegner der Negentichaft, Tchleunig zu 
erfeßen, griff man mach dem Dberpräfidenten der Mark Branden- 
burg, dem höchiten Beamten in der Nähe, welcher den uf Liberaler 
Nerwaltung Für fich hatte. Im hohen Alter, bequem und in die 
Koutine jeines vieljährigen PBoitens eingelebt, überfiel ihn das 
Angebot des Meinifteriums wie eine evdrücende Yalt. Gegen die 
innerjte Neigung, doch von der Moth des Anrgenblids bewogen, 
gehorchte der treue Beamte dem Rufe feines Deren, und dem Be 
pürfniß des DBaterlandes brachte der vedlihe Patriot jeine urhe 
zum Opfer. Aber ev wollte mr über den Augenblick helfen und 
lieh sich veriprechen, vom dem umgefuchten Bolten bald abgelöft 
zı werden. So trat er, ein vorübergehender Nothbehelf, in den 
Kreis der alten Minister an die Spite eines Nejforts, welches den 
von Weftphalen geregelten PBerfonenbeftand unverändert beibehielt. 
Die Zügel der Reaction mußtennachlaffen in der Hand eines Meinifters, 
der an der Neaction niemals Freude gehabt; aber eine einjchneidende 
Abänderung war von der Initiative des greifen Staatsmannes in 
dein wenigen Antstagen und unter Beihülfe der alten Käthe nicht 
zu ewwarten. Ihm fehlte die Ueberficht des Ganzen, die Mithilfe 
und Unterftütung für Mafregelm von großer Tragweite; die Kennt- 
ig der Berjonen, Quelle und Art der zahllofen Weisbräuche, m 
in sleinen grimdlic) abzuhelfen. I allen feinen Eigenschaften 
war Flottwell die bequemfte Meittelsperfon, durch welche das Ge- 
jammtminifterium ohne die Körmlichkeit eines Programms jeine 
veränderte Haltung dem Yande darthıın Fonnte So ergänzt, be 
trachteten die Minister fich feinen Augenblick in blos propiforischer 
Fortdaner, in welcher fie nur die laufenden Gejchäfte zu erledigen 
hätten, fondern dachten an die Sicherheit ihrer Amtszufunft. Die 
wirrdevolle Vorbereitung des Yandtages und feiner Verhandlungen 
war bereits ein Net achtungsvollen Entgegenfommens gegen das 
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Parlament, und der öffentlichen Meinung hatte man jchon vorher 
im Berhältnig zur Brefie gehuldigt. Deutlicher noch als in diejen 
und anderen ähnlichen Schritten, tritt die Hoffnung und berechnende 
Adficht, die Aemter zu behaupten, in ihrem Verhalten zu den 
Wahlen hervor. Der neue Yandtag mußte am 14. Janırar ein- 
berufen werden; der Zufanmentritt vor diejem jpätejten Termine 
war unthunlich, weil doch mindeftens einige Negierungsvorlagen 
bevorjtanden, zu denen die Vorarbeiten fehlten. Das Volk Hatte 
auf die längjt gejtattete Frift gleichfalls Anspruch, weil die Situation 
ungewohnt, die Ermittelung der Abgeordneten fchwer, der geigneten 
Wahlmänner noch jchwerer war. Bollends wenn am ein neues 
Minifterium gedacht wurde, jo bedurfte diejes die volle Zeit, um 
fi) in die Gefchäfte einzuleben, und es hatte Lin Necht darauf, daß 
ihm die Leitung der Wahlen ohne Vorgriff überantwortet wirde, 
weil ihm die comftitutionelle Weife zu verwalten vorgezeichnet war, 
und die Befchaffenheit des Abgeordnetenhaufes zur Eriftenzfrage 
werden mußte. Die Bedürfniffe des Wahlgefchäftes würden nicht 
gehindert Haben, da immer noch, jelbjt wenn die Bildung des neuen 
Minifteriums um einige Tage nah dem Schluffe der auferordent- 
lichen Sejftion jich verzögerte, reichlich zwei Monate für die VBor- 
bereitung und Ausführung dev Wahlen geblieben wären. Znvider 
allen Niückjichten auf das DVBolf und die Meöglichfeit eines neuen 
Minifteriums, nahm das alte die Anordnung der Wahlen im die 
Hand, gab fchon in den erjten Tagen der Negentichaft die Grund 
jäße wegen Abgrenzung der Wahlbezirfe au, erlieh am 19. Dectober 
eine Amweifung an die DOberpräfidenten, daß und im welcher Weife 
die Beamten die Wahl durch Agitation zu lenken haben, und ordnete 
am 26. October die Wahl der Wahlmänner auf den 12., dje der 
Abgeordneten auf den 23. November au. Zur Entfchuldigung 
diejer Eile ift man felbft von Liberaler Seite mit dem Grunde zu 
Hilfe gefommen, daß die Wahl aus conftitutionellen iückfichten fo 
früh Habe anberaumt werden müfjfen. Die dreijährige Yegislatur 
periode des jeßigen Hanfes, welches im November 1855 gewählt 
worden, laufe genau im November ab; das Yand dürfe aber zu 
feiner Zeit ohne Vertretung gelafjen werden, alfo falle der jpätefte 
Wahltermin in den Weonat November, Das Miniiterinm hat 
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diefen Grumd öffentlich nicht vorgefchütt, und es it faum anzu- 
nehmen, daR vderjelbe in den vertraulichen Berathungen dem Ent- 
ichluffe zum VBorwande gedient. Die föniglihe DBefugnif, das 
Haus der Abgeordneten aufzulöjen, und der gejtattete Zwiichenvanm 
von Fehzig Tagen bis zuv Berfammlung der Wähler beweift den 
Ungrund des willfürlihen Sates, daß das Yand niemals ohne ge- 
wählte Abgeordnete jein dürfe. Das VBerfaffungsredt machte nur 
eine jo zeitmäßige Wahl erforderlich, daR die Gewählten zum 
14. Januar einberufen werden fonnten. Sein Nechtsbedürfniß, 
mr die Hoffmumg des eigenen Kortbeftandes erklärt, weshalb die 
Minister die Frift zur vorbereitenden Wahlbewegung jo jehr ein> 
geichränft und das Volk in Eile umd ungenügend vorbereitet an 
den Wahltifch gejendet haben. Die Umftände drängten zu jchnellen 
Beweifen, dap man nach neuen Srumdjäßen zu regieren verftände 
und vegieren wollte, und die Meinifter wupten fie in einer Jorm 
auszudräden, welche fein zu auffälliges Zeugnig gegen ihre Ver- 
gangenheit ablegte. Die Wahlerlaffe wurden fo eingerichtet, daß 
fie zwifchen dem frühern Gebrauch md dem Geftatten gänzlich 
freien Wahlen die Mitte einhielten, im alten Stil doc mit ver 
ündertem Sim die Anwerfungen gaben, welche dem von früher her 
angeregten Eifer der Beamten den Zügel unzweidentiger Gejeße 
anlegen und dennoch den einem Minifterium Meantenffel unentbehr- 
fihen Einfluß auf md durch die Beamten nicht aufgeben jollten. 
Wüährenddie Niinifter in diejen und anderen Maßregeln dverBerwaltung 
den thatjächlichen Beweis ihrer Befähtgung zu führen verjuchten, ev- 
boten fie fich in einer Denfjchrift an den Negenten, welche fie nad) 
einigen Berichten freiwillig, nach anderen Berichten auf Aufforderung 
iibevreicht haben, ausdrücdlich dazu ihre Aemter fortzuführen. 

Aber nichts Fonnte das vorbejtinmmte Ende diefes Minifteriums 
abwenden. Die Stluft, welche das Andenken feiner Thaten 
von der jetigen Yage der Dinge fchied, entging feinem Auge außer 
dem feiner Weitgliever. Bald nad dem Nücktritt Weftphalen’s 
tauchte in den offtetöfen Blättern der VBerfuh auf, auch die Ber- 
gangenheit des ansgefchiedenen Minifters von der jeiner zurück 
gebliebenen Gollegen zu trennen md die Hauptfächlichite Schuld ihn 
anfzubirden. Aber Fremde md Gegner wiefen im Namen des 
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politifchen Anftandes und der geichichtlichen Sevechtigfeit das Ylır- 
finnen zurücd. Der mistungene Verfuch hatte den entgegengefetten 
Erfolg; er frifchte das Gedähtnig für das frühere Verhalten der 
einzelnen Mitglieder noch jchärfer auf, und vor der Erimmerung 
jchien jeder Gedanfe an eine Verföhnung zu jchwinden. An mar 
gebender Stelle aber waren c8 in der That nur Niückfichten der 
legalen Körmlichkeit, welche zwifchen dem Eintritt der Negentjchaft 
und dem Schluffe des Yandtages den Wechfel der Minifter ver 
zögerten. Die neuen DBertrauensmänner befanden jich beveits in 
der Nähe umd Umgebung des Hofes. Ar demfelben Tage, an 
welchen die Wahltermine ausgejchrieben wirden, ftand für die 
Eingeweihten der Gefammtcharakter des neuen Minifteriums fchon 
feft, und die Perfonenfrage trat bereits in den Vordergrund. Diefe 
jtieß, wie gleichzeitige Nachrichten und der Ausgang belehren, auf 
vielfache und nicht leicht überwundene Schwierigkeiten. Für das 
Weinifterium des Innern war der Eintritt des rechten Mannes aus 
der parlamentarifchen Oppofition mod nicht genügend vorbereitet, 
Slottwell bot wiederum das -bejte Mittel zur Aushülfe, indem ev 
durch jeine definitive Webernahme des Minifteriums das augen 
blieflihe Bedürfniß befriedigte, ohne dem geeignetern Manne ein 
zufünftiges Hinderniß zu fein. Weit eingveifender woirften dic 
Sacherfordernifje des Hanvdelsmitifteriums. Unter den Berfonen, 
an welche man jich wendete, zeigte feine jich geneigt, die Erbichaft 
des bisherigen Niimifters anzutreten, im jeinev Weife fortzufahren 
oder gründliche Reformen durchzuführen. Wiederum in entjcheiden- 
der Stumde [cheinen die Kefjortbedürfniffe über den jtaatsminifteriellen 
Beruf den Sieg errumgen zu haben. Der erite Gedanke, von der 
Hehdt in das neue Minifterium zu übernehmen, entiprang nicht 
politijchen Erwägungen, jondern diefen zimvider gab man den ge- 
ichäftlichen Nücfichten des Dandelsminifteriums nach, und mit Deven 
von der Heydt muRte man den Yuftizminifter Simons, deifen 
Schwager, Gefinnungs: und Amtsgenoffen, mit übernehmen. Wäh 
vend die neuen VBertrauensmänner mit den Einzelheiten ihrer Aufgabe 
jich bejchäftigten, die Gerüchte in die Deffentlichfeit zu dringen und 
ein glaubenswiürdiges Sepräge anzunehmen begannen, beviethen die 
alten Minister einzelm umd in Sefammtfisungen, welche Schritte 
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ihnen gemeinjchaftlich oder einzelnen befonders zu thum gebühre. 
Die Entjchlüffe jchwankten, die Bejchlüffe wechjelten, bis am 
3. November die Berathung aus ihren Händen genommen wWırde, 
durch eine Meittheilung des Negenten an den Weinifterpräfidenten, 
daß der Fürft von Hohenzollern-Sigmaringen mit der Bildung des 
neien Meinijterinms beauftragt jei. Sämmtliche Miinifter bis auf 
von der Heydt ımd Simons wurden entlaffen, jeder in Gnaden unter 
Berleidung hoher Orden, mit Titel und Nang eines Staatsininifters, 
doch, wie die amtliche Formel beftätigt, ohne ihren Antrag. Cs 
erfüllte ih an ihnen das in günftigeren Tagen aufgejtellte Pro- 
gramm des Minijterpräfidenten, auf dem Posten zu bleiben, bis fie 
der fönigliche Herr wegfenden würde. reilid) war der Ausjprud) 
in dem jtolzern Sinne gethan, um eine völlige Sleichgültigfeit 
gegen alle populären Beftrebungen und die hieraus entjpringende 
Misachtung aller öffentlichen Anklagen an den Tag zur legen. 
Das neue Minijterium trug einen beveutungsvollen Namen 
an der Spite, Der Fürft von Hohenzollern-Sigmaringen vereinigte 
nit dem Anfehen eines Prinzen, welchen der Regent als ‚freundlich 
lieben Better” anvedete, das in den Augen des Bolfes lebendige 
Berdienft, zum Heile des Gefammtvaterlandes feiner Sonveränetät 
entjagt zu haben. Wie damals den deutschen Fürjten, jo gab ev 
jetst, indem er den Vojten eines Neinifterpräfidenten annahm umd 
den populären Erwartungen feinen Mamen lieh, dem Adel Preußens 
ein Beispiel, in welcher Weife diefer den Net jeiner bevorzugten 
Stellung verwenden müffe, wenn er einen höhern Platz inmitten dev 
Nation beanjpruchen und bewahren wolle. Unter dem Sürjten glänzten 
den übrigen Genofjen weit voran von Arersiwald, der Ninifterpräfident 
aus dem Jahre 1548, Vräfident der Erften Kammer im Nevifions- 
parlament ımd ungewandeltes Mitglied der Liberalen Partei, in dem 
nengefchaffenen Poften eines Staatsminifters, und von PBatow, hervor- 
vagend in der Kriedensgejchichte Preugens als Deithelfer während der 
Gründung des Zollvereins, aber dem Volfe noch bejjer im Gedächtniß 
als der fenntnigreichite VBorfämpfer der Oppofition, welcher neirlich evft 
einen der entartetjten Schäden in der Polizetverwaltinig mit glänzender 
Beredjamfeit bloßgelegt hatte. Die Ernenmmmg jolher Männer diente 
jtatt eines Programms, welches nicht befannt wurde, doch flößte fie Fein 
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unvermijchtes Vertrauen ein, weil auch von der Heydt und Simons 
unter den Ernannten waren, Dem unvermittelten Hebergange diejer 
Beiden war eine gefüllige Seite abzugewinnen in dem gänzlich 
neuen Beifpiel eines Abfalles nad der freifinnigen Seite; aber in 
den Gemüthern, welche für politifche Abtrünnigfeit feine nachjichtige 
Entjchuldigung und aud für den Compromig zwifchen Amt und 
Sefinnung fein Verjtändnig hatten, herrfchten Erjtaunen und Mis- 
ahnung vor. Man meinte zwar, e8 würde offenbar diejen beiden 
Miniftern nicht möglich fein, zu Anjehen und Gewicht zu gelangen, 
fie felbjt wirden vorziehen, im dem tiefjten Dintergrunde ihrer 
Poften zu verharren. Aber wo jte jtanden, blieben fie Minifter 
und Mitglieder des höchiten Nathes. Die Einheit des Minifteriums 
war geopfert. Man traute den bewährten Männern der Oppofition 
Kraft genug zu, eine Anzahl Genofjen von minder entjchtedenem 
Gepräge ins Schlepptau zu nehmen, Aber dies Fonnte nicht von 
den beiden alten Neinijtern gelten. Sie waren durd ihre DVer- 
gangenheit, und wäre e8 auch nur vermöge ihres langen Zufammen 
wirfens mit dem Meinifterium Meanteuffel, jelbit wider Willen zu 
einer Sonderftellung gedrängt, gegen welche von Batow und von Auers 
wald von jelbjt zum Gegenjaße winrden. Der Abjtand zwifchen 
ihnen jchien weiter, als er zwifchen den verjchiedenen Gruppen des 
früheren Meinifteriums je gewejen. Immerhalb diefer scharfen 
Segenfäte gewannen die unbeftimmten Charaktere in der Mitte ein 
erhöhtes Interefje, weil fie nicht mehr darauf angewiejen waren, 
ji anzuschließen, jondern Teicht im die Yage fommen Fonnten, zu 
wählen oder vermittelnd zu entjcheiden. 

Zu den Bejorgniffen für die Zufunft traten gegenwärtige 
Zeichen von Unentjchiedenheit, welche vielleicht aus anderen Urjachen 
entjprangen, damals aber nur der mangelnden Einheit im Minifterium 
zugefchrieben wurden, 


Kaum genügt zu fagen, dar Misbräuche dev Abhülfe, Neformen 
der Erfüllung entgegenfahen; der ganze Staatszujtand jchien einer 
Umkehr zu bedürfen, So durchweg im feinen Grumdfeten ange 


&asater, Zur Verfaflungsgeichichte, 5 


114 II. Die Regentichaft. 


griffen war Preußen in Friedenszeiten nie zuvor gewejen. Ein 
Sahrzehnt war verfloffen, doch in fichtbarer und ununterbrochener 
Kette hing der gegenwärtige Zuftand mit dev Nevohution zujfammen. 
oc wirkte jener erjte Angriff fort, nicht mehr mit feinem ur- 
ipringlichen Ungeftüm, aber nicht minder Fräftig. Die Urfachen 
der Revolution waren weder von den Ereigniffen verbraucht, nod) 
in den Zuftänden zwecdmäßig verwendet, noch von ihnen aus- 
gefchieden. Immer aufs neue lehnten fie fi) auf gegen die zurüd- 
weisende Gewalt; im natürlichen Strome fehrten fie zu ihrem Ur- 
iprumg zurüd,. Von idealen Gedanfen erzeugt, hatte die Revolution, 
weil die vielen angeregten Idee nicht durchgearbeitet, die Anjprüche 
ungenügend vorbereitet waren, auf die gröberen und jichtbaren 
Antereffen sich geworfen, und auch Hierin einfeitig ihren Haupt- 
riikhalt in der Befreiung des ländlichen Befises, namentlich der 
Bauergüter, gefucht und gefunden. Von ihrem Beifpiel entlehnten 
die Yeiter der Gegenwirfung ihre Beichwichtigungsmittel. Wie die 
Sefchichte Preukens zur Eutlaftung des Grumdbefiges, jo Inden die 
wirthichaftlichen Yehren der vergangenen Periode zur Fürjorge für 
die GSewerbetreibenden ein. Was hatte das allgemeine Wahlrecht 
in den Jahren der Bewegung für die Ernährung des Mitteljtandes 
beigetragen? Cs Hatte politisch die bejjer gejtellten Bürgerfreife 
sur Gleichheit mit den Bedürftigen herumntergedrüct, ohne diejen zu 
bringen, was ihnen zunächit fehlte. Die Novembermänner boten 
dem Wohlhabenden ein befjeres Wahlrecht an und dem Bedürftigen 
für jeine Einbuße an politifchen Nechten die Privilegien des Hand- 
werfs im den neuen Gewerbegefeten. Um diefen Preis und zum 
Dank für die eingefehrte Nuhe Half der Mitteljtand, welcher nad 
der damaligen Gruppirung der laffen und Parteien in den liberalen 
Abgeordneten feine jtaatsmännischen Vertreter Hatte, und infolge 
des neuen Wahlgefeßes ftark vertreten war. Dinter ihm aber jtand 
der Fleine Adel, welcher fich ohne weiteres für den Nepräfentanten 
des größern Grumdbefites hielt und von früher her, mehr aus der 
grogen weltgefchichtlichen als aus feiner preußischen Vorgejchichte, 
in fich die Hierarchie der Interejfenverfchiedenheit abgejchlofjen jah. 
Das von dem Mitteljftande erfaßte Ziel war den Stleinadel nützlich, 
weil e8 die idealen Forderungen noch tiefer zurücddrängte. Cs hob 
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die Gleichheit auf, begünftigte die Verwendung der Staatsgewalt 
für die Intereffen der Minderheiten und leitete die Aufmerkfamfeit 
und das Mohlwollen von der Deafje der ländlichen Bewohner auf 
die jtädtische ab. Die Wechjehwirfung zwifchen der Negierung und 
dem Kleinadel wıchs während der Nevifion. Aber die vevidirte 
Verfaffung und die begleitenden organischen Gejetse gewährten doch 
wejentlich dem Bürgerjtande. Der ländliche Grundbefiß fah fich 
dabei mit einigem mehr vorbereitenden, als inhaltreichen Zugeftänd- 
niffen abgefunden. Die nenen Gemeindeordnungen nahmen ihm 
jeine Obrigfeit im Heimatsorte, die fajt ausfchliegliche Herrichaft 
auf den Kreistagen, das WLebergewicht auf den Provinzial-Yandtagen. 
E8 mußte bei den Wahlen zur Zweiten Kammer mit dem ganzen 
Bolfe, zur Erften mit den hHöchitbegüterten Gewerbsleuten fich 
mifchen. Wurden die neuen Gefete zum lebendigen Geifte der 
Staatsordnuung, fo wuchs das Volk zur feitgegliederten Einheit 
zufammen, dem Kleinadel aber fehlte, wie jeder andern fonderungs- 
füchtigen VBolfsklafjfe, das organische Band zu einer gejchlofjenen 
Körperfchaft und doc mußte er als eine jolche gejetlich anerkannt 
fein, wenn er je in der Gemeinde und in der Gejetgebung einen 
bevorzugten Plat zurücderobern follte. Eben deshalb durften der 
Schluß der Nevifion und der Berfaffungseid feinen wirklichen Ab- 
ihluß bilden. Der Stleinadel ftinmte der Negierung lebhaft bei, 
als fie die VBerfafjung für bejferungsbedürftig und diefe Arbeit für 
die nächjte Aufgabe der fommenden Parlamente erklärte. Das 
Verlangen der Regierung war fein eigenev Wunfch, nur empfand 
er das Lebhaftere Bedürfnig, fein Intereffe als ein corporatives 
Slement in die gejetsgebende Gewalt einzuführen, che die eigentliche 
parlamentarische Thätigfeit beganı, Er wollte nicht blos als 
Partei gewinnen, nicht die Unficherheit der wechjelmden Anjchauungen 
erleiden, fondern al8 Macht mitwirken. Dies gelang in der Bildung 
des Herrenhaufes. Ihm trat die Fünigliche Gewalt viel von ihrer 
Meachtfülle ab, doch wurde fie mit befonnener Umficht behandelt: 
jie habe das Haus gefchaffen und behalte die Fäden in der Hand, 
an denen c8 zur leiten jei. Aber das Belenntnig dev Abhängigkeit 
war gepaart mit der vaftlofen Arbeit, die Fäden zur zerreißen. 
Nach einer durch wirkliche Macht unterjtütten Bedeutung  jtrebte 
8% 
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der Sleinadel umd fie fiel ihm zu. Wie jelbjtverftändlich, gewann 
er die gutsherrlichen echte, die Kreis- und Yandjtandfchaft zurück; 
jie bildeten ja die Vorjtufen zum Herrenhaufe. Andere entriffene 
Vorzüge liegen fich nicht jo leicht wiederherjtellen, jchienen auch 
feine umentbehrliche Borbedingung zur gefeßgeberifchen Gewalt; dod) 
meinte man, fie noch in Zufunft zurüchzuerlangen. Um das Sagd- 
vecht wide öffentlich, felbjt um die alte PBatrimonialgerichtsbarkeit 
heimlich geworben. 

Aber das Streben des Herrenhaufes md der Parter Schnitt 
nicht unmittelbar bei den Iuterefjen des Stleinadels ab. Sn den 
vorzüglichen Yeitern lebte das Bewußtjein, daß die Vorrechte diejes 
Standes feine alleinftehende Ausnahme bilden dürfen, jondern zum 
Ausgange eines Shyitems gemacht werden müffen, welches weitere 
Klaffen ergreife. Unermidlich verfündeten fie, daß je bereit wären, 
für alle Sonderinterefjen einzujtehen, die VBorrechte aller Minder- 
heiten zu jehütgen. Sie fehlten nie, und niemals fehlte das Herren- 
haus, wenn c8 diefes Berfprechen zu bethätigen galt. Shre Schuld 
war c8 nicht, daR die jtädtifchen Semermpden jo wenig von den Be- 
vufstlaifen zerjpalten, die Sewerbefreiheit nicht ganz und gar von 
der Zunft aufgezehrt wınde, Die Berufsfonderung in der ftädtifchen 
Vertretung, das Einzugsgeld, die Sefchloffenheit des bäuerlichen 
Befitses, Gefellen- und Meifterprüfungen, veraltete Univerjitätg- 
statuten — alles Derartige wurde gleihmäßig in Schub genommen, 
die Agitation für neue Privilegien, für fernere Grenzfcheiden des 
Fabrifbetriebes und der Dandiwerfe begünftigt. Das weite Gebiet 
der unmittelbar materiellen Intereffen fand man noch zu eng; dev 
ganze gefellfchaftliche Zujtand follte jich als Unterlage zu den An- 
fprüchen der DBevorrechteten gejtalten. An den äußeriten Pojten 
der Kirche und der Schule begann man die Borbereitung. Den 
Jechten der Suden Hand man feindlich gegenüber, das Gefet der 
Steichjtellung blieb umangewendet; dagegen wahrte man  felbit 
diefe altherfömmliche Slaubensforn gegen Neuerungen. Noch we- 
miger Jchonte man die freien Nichtungen innerhalb der Yandesfirche. 
Die freireligiöfen Gemeinden widerfprachen nicht nur dem „‚cont= 
jervativen Prineip‘, fie trugen auch die Schuld, daß mit ihrer 
Sejtaltung die Bewegung begommen hatte, welche fpäter in die Ne- 
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bolution ausgelaufen war. Keine irgend thunliche Verfolgung wurde 
ihnen gejpart. Die Gemeinden und ihre Verfammlungen wurden 
unter das Vereinsgejet geitellt; Polizeibeamte wohnten den Gottes- 
dienjte bei, hielten Srauen und Kinder fern, bewachten die Predigten 
wie politifche Keden und Löten nad ihrem augenbliclich gebildeten 
Urtheil auf. Die Geiftlichen jtanden als Prediger, wie Clubredner, 
unter dem Mistrauen und der Strenge der Verwaltung, als 
Seelforger traf fie Verbot und Strafe der Anmaßung geiftlicher 
Amtsverrihtungen. Man unterfagte ihnen deft Neligionsunterricht 
und die Konfirmation, erzwang von den Neltern die Taufe der 
Stinder im der Yandesfirche, nöthigte die Schüler zum Schulunter- 
richt in einer von den eltern verworfenen Religionslehre. In 
ihren bürgerlichen Verhältniffen trugen die Gemeindemitglieder alle 
Nachtheile der Meisliebigen, welche auch die Berufsgefchäfte und 
die gejellfchaftlichen Erholungen erreichten, jogar die Grenzen des 
Haufes zuweilen überfchritten. Kinzelne Gemeinden waren den 
Volgen von jelbit erlegen, einige durch Nichterfpruch gejchloiien; 
ihre früheren Mitglieder lebten, wie cheden die Neger, in einem 
veligiöjen Interdict. Die evangelifche Yandesfirche erhielt in der 
neu eingerichteten Behörde des Dberfirchenraths eine hievarchiiche 
Spite, welche über Konformität wachen follte. Sie that cs im 
Sinne der Orthodorie, nicht zum Schuße der Union. Innerhalb 
des orthodoren Strebens wurden die wirnderlichiten Geftaltungen 
der Kirchenzucht und des Gottesdienjtes mit Nachjicht behandelt. 
Stleichheit dagegen verlangte man, wo jte der Drthodorie fürderlich 
war. So namentlich verfiel das Cherecht einer gleichmäßigen 
Strenge. Auf diefem tief in das Samilienleben eindringenden Ge- 
biete erflärte die felbftändige Kivche den Landesgefetsten den Krieg, 
und führte ihn mit der größern Kraft, welche die organifirte Ein- 
heit gewährte. Sie erkannte nur die Schriftmähigen Scheidungsgründe 
an, gejtattete zueritden wollenden und befahl jpäter den anders gefinnten 
GSeiftlichen, die Firchliche Trauung Solcher zu verweigern, welde 
aus anderen Gründen rechtskräftig gefchieden waren. Und dod) 
hatte der Staat dann feine bürgerliche Korn der Eheftiftung, wen 
nicht beide Theile aus der Yandesfirche traten und außer den re 
ligiöfen Scrupeln die ungünftige Nolle von Freigemeindlern über: 
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nahmen. Mur um den gleichen Preis des Austrittes war das Band 
der Ehe für ein Mitglied der Yandesfirche mit einem Difjidenten 
zu erlangen. Bielen half die Neife ins Ausland umd das willige 
Entgegenfommen der dortigen Geiftlichen, aber nicht jedem jagten 
die demüthigenden Auswege zu. Mit jedem Jahre ftieg die Zahl 
der bürgerlich Verlobten, denen das Yandesgejeß die Kamilienftiftung 
geftattete, doch nicht zu gewähren vermochte. Die firchliche Drthodorie 
bot dem weltlich) veactionären Interefje einen wejentlihen Stüßpunkt 
und empfing denfefben Gegendienft. Sede Art von Krömmelei 
durfte auf Begünftigung vechnen, die demonftrative ud derbe zumeift; 
der Firchliche Freimuth wurde der politischen Freifinnigfeit gleich- 
geftellt, weltlicher Freifinn als Unglaube behandelt. Am innigjten 
verbunden waren Neacttion und Drthodorie im Unterrichtswefen. 
Die Elementarbildung jollte nicht über das nothwendigite Bedürf- 
mir des „Standes“ ausgedehnt, dagegen die Nenntnig der Bibel- 
jprüche erweitert werden. Statt des Unterrichtsgefeßes, für welches 
die Verfaffung freifinnige Grundzüge vorfchrieb, Famen Negulative 
mit bedentendem Inhalt. Die Mafregeln des Euftusminifters be 
gründeten ein nenes md entgegengejettes Syjtem des Volfs- und 
Seminar-Unterrichts. Die Gymnafien follten noc eimjeitiger zur 
Selehrtenfchulen ich geitalten. Ivot dev überlieferten Vorliebe 
für Prüfungen ließ dev Eultusminifter beim Abgange zur Univerfität 
die Prüfungen in der deutjchen Sprache und Yiteratur, im Frans 
zöfifchen, in der Naturbefchreibung und Phyfif wegfallen. Die 
Nealfchulen dienten der höhern Bildung, wie fie den Bürgerjtand 
zu heben, aber nicht ausjchlieglich für einen zufünftigen Nahrungs- 
zweig bejtimmt ift. Durch die Zuneigung der jtädtifchen Gemeinden 
und das Zuftrömen der Schüler erlangten fie eine jolhe Fülle von 
Mitteln, daß fie ihren Etat von etwa einer halben Million jährlich 
jelbft aufbrachten, und wenige nur einen faum nennenswerthen Staats- 
zuschuß empfingen. Der Handelsminifter aber ergriff Maßregeln, welche 
ihre oberen Klaffen entvölferten umd ihre Eriftenz bedrohten. Erit 
zwang er folche, welche für Höhere Schulen gelten und in der Borberei- 
tung zu gewiffen Nemtern concurrenzfähig bleiben wollten, zu einem 
vorgezeichneten, zu Gunften des Faches modificirten Yehrplane. 
Dann entzog er ihnen nad) und nach die Vortheile, welche fie mit 
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Dpfern an Geld, Yernzeit und gegen Modiftcation der Unterrichts- 
art erworben hatten. Er verjchloß ihren Schülern die Bauafademie, 
schloß die Abiturienten von den höheren. Aemtern des Baufaches, 
des Berg, Hütten und Salinenwejens, der Forjtverwaltung aus, 
bevorzugte die Schüler der Gymmafien im hHöhern Bojtdienit. 
Sleichzeitig jchuf er den Neal- und höheren Bürgerfchulen Con 
eurrenz in einer neuen Gattung von Unterrichtsanitalten, den Bro- 
vinzialgewerbejchulen, im welchen von unten auf die Vorbereitung 
zum praftifchen Beruf, wie zu einem Handwerk, als Mafftab an- 
gelegt und die technifche Nothdurft zum Yeitfaden des Yehrplans 
gemacht wurde. In zwei Jahren vollendeten fie die Vorbildung 
des übernommenen Glementarjchülers. Diejen Anjtalten wurden 
Staatszufhüfje und andere Bortheile reichlich zugewendet. Selbit 
der Kriegsminifter behandelte bei der Zulafjung zum einjährigen 
Militärdienit und zur DOffizievscarriere die Schulen ungleich, ga; 
zum Nachtheil der Neal- und höheren Bürgerichulen. — Wie in 
der Kirche mit der Orthodorie, jo verbündete die Neaction in der 
Berwaltung fic) mit der Bureaufratie, welcher fie von Haufe aus 
nicht jinnesverwandt ilt. Im Widerftreit der Interejfen ftellte die 
Reaction gern ihre Rechte den Behörden gegenüber, aber gegen 
den widerjtrebenden Geift im Yande vief fie die Hülfe der Bureau- 
fratie an. Sie brauchte deren Hülfsmittel bei der Disciplin über 
die Beamten *), bei der Ertheilung von Concejjionen, Erlaubnijjen 
und Keifelegitimationen, bei der zwecdienlichen Berwendung des 
Polizeigejetses, welches eine weite und noch weiter dehnbare Ber- 
ordnungsmacht in die Hände der Behörden legte, bei der Negulivung 
des Zuzuges in die namhaften Städte, bei der Aufjicht über die 
Prefgewerbe und Preperzeugniffe. Wie hätten nicht die Beamten 
entgegenwirfen fünnen, wenn fie die freifinnigen Orundfäße der 
GSejete hervorfehrten und die Verwaltung ihnen anpakten, und 
wieviel nüsten fie nicht als Bundesgenofjen! Die „‚conjervative‘ 
Partei mußte befennen, daß jie in den füniglichen Behörden ihre 

*) Selbft Richter mußten, wenn fie um Beförderung oder einen jonitigen 
Bortheil fi bewarben, ihr Firchlih und politisch qutes Verhalten während der 
Jahre 1845 und 1849 bejcheinigen oder ein biimdiges VBeriprechen der Umkehr 
abgeben. 
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fefte Organifatton hatte; im letten Yandtage erfannte fie ausdrücdlich 
an, da der Wahlerfolg das Werk der Behörden war. 

Als die Negentichaft eintrat, war diefer ganze Zuftand noch 
gegenwärtig. Die Vollmacht hatte den weitern Nücgang gehemmt, 
auch wol die Praxis gemildert, durchgreifende Abhülfe aber nirgends 
gebracht. Die großen organischen Einrichtungen wirkten jett wie 
zuvor, ımd Fleinere Züge der Verwaltungswillfiv wurden aus der 
alten Zeit übernommen. Es jehwebten cben Verhandlungen über 
die Wahl eines befoldeten Stadtraths, welche nicht bejtätigt wurde, 
weil der Gewählte ein Sude war. Noch in der jüngften Zeit 
Jignalifirte die Heimliche Polizei einen chriftfatholiichen Prediger bei 
einer Neife im einen Fleindentichen Staat als einen politifch Ver: 
dächtigen, was troß des gehörigen Basfes jeine Auswetjung an dent 
Anfunftsorte zur Folge hatte. Gin anderer Beamter von nicht ge 
ringer Stellung, der Oberbürgermeilter einer Negierungsftadt, unter- 
jagte dem von der dortigen freien Gemeinde eingeladenen Prediger 
eines fremden Ortes die GSaftpredigt auf Grund dev Gewerbe- 
ordnung; ev verlangte einen Gewerbejchein zum Predigen im 
Umherziehen. Die Handhabung des Eherehts war mm Nichts ge- 
Linder; gerade im „Jahre 1858 erreichte die Zahl der verweigerten 
Tramumg Gefchiedener eine erjchredende Höhe, Einem Gensdarmen, 
welchem der gewährte Urlaub entzogen war, weil die Trauung im 
Ausland als Herjezwec befannt geworden, gab der Prinz von 
Preußen jelbjt den Urlaub zurücd, nachdem ev den Fall geprüft 
und würdig gefunden hatte. Der Träger der hödhjiten Staatsgewalt 
mußte die Reife ins Ausland als die einzige Auskunft gelten laffen, 
damit ein prenßifcher Bürger zu einer gefeßmäßigen Ehe gelangte. 
Koch bewadhten Soldaten die Bahnhöfe Berlins, wenn die Züge 
anfamen oder abgingen; noch wirden die Papfarten nad „„Zu- 
verläffigfeit der politischen Gefinnumg“ ertheilt, Liberale Zeitungen 
den Schanf- und Gaftwirthen verboten, veactionäre Streisblätter 
aufgedrängt, bei Bermeivung des Conceffionsverkuftes. Kurz, nod) 
walteten diefelben Beamten in gewohnter Weife auf den niedrigften 
und höchjten Pojten, und der alte Bolizeipräfident von Berlin hielt 
beim Negenten feine täglichen Berichte Hinter dem Mücken der neuen 
Minister. 
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Aber der lebhafte Schwung der öffentlichen Diseuffton und 
der glorreihe Sieg der Berfaffung öffneten den Mund der Be- 
jchwerten. Nicht in der gefchloffenen Drganifation einer Bartet 
oder eines Standes, nicht einmal in improvifirten Vereinigungen, 
jondern in Einzelberichten, Nücblicfen und Vorfchlägen brachen die 
Winfche Hervor. Seder fan für fi mit der ihm zunächitliegenden 
Bejchwerde; denn auch die Ausübung des DBereins- und Per: 
jammmlungsrechtes war abhanden gefommen. Der verlangte die 
Aufpebung einer Polizeiverordnung, ein anderer die Zurickgabe 
einer entzogenen Gonceffion, andere Gnade für einen politifchen 
Gefangenen, Einfesung in ei entzogenes Amt, Nachholung eines 
Avancements, Entjehädigung für einen umgerechtfertigt zugefügten 
Nachteil. Dder allgemeiner nad) der eindringlichiten Erfahrung: 
Aufgebung der polizeilichen Verordnungsbefuguiß, Ammeftie, Ent: 
fernung der willfürlichjten Beamten, Aufhebung der Schulregulative, 
Entfeffelung des religiöfen Gewiffens. Ie weniger verabredet umd 
geordnet, um jo manmichfaltiger evichienen die Korderungen; je 
länger zurücdgedrängt, um jo wärmer Hang dev Wunfch. — Wenn 
alles dies erfüllt werden follte, jet dies im Wefen nicht Revolution ? 
Wenn jo gefordert werde, wodurch unterjcheide fich die Weife von 
revolutionärem Drang? Bleibe doch fein Zweig der Verwaltung 
von Tadel, fein Gejeß vom Auf nad) Neform frei, als gelte cs, 
den preußifchen Staat von Grumd auf nen zu bauen. Diefe Oppo- 
jition nahm die in der Negentjchaft befiegte Partei jest auf. Ihre 
Drgane unterjtügten dag Mistrauen mit derb aufgetragenen Dar- 
jtellungen aus der Kevolutionszeit. Sie legten die wirklich gemein 
jamen Beziehungen dar, erfünftelten gewaltfame Vergleiche, Frischten 
das Gedächtnig an Ihatjachen und Perfonen auf und flochten in 
geschichtliche Wahrheiten die Vorwürfe ein, welche fie früher fchon 
bedeutenden Perfonen angedichtet hatten. Zu leugnen war nicht, 
da jest Männer im die Politik eintvaten, welche feit 1849 von ihr 
ji) zurücgezogen Hatten; zu leugnen war nicht, daß die heutigen 
Forderungen mit den damaligen verwandt fein mußten, weil ja die 
wejentlichen Bedürfnifje der Freiheit nicht mit den Zeiten wandel 
bar, jondern andauernden Gefeten entjprungen und unterworfen 
jind. Yeicht bemerkbar war, wie anders gefinnt die Zuriicdgezogenen 
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fich einfanden. Sie waren vor dem thatfächlihen Zuftande wie 
vor Gewalt umd Unrecht geflohen und fie fehrten zu ihm wie zu 
einem gejetlichen wieder. Weit verfchieden war, das Maß der 
Forderungen. Denn man forderte nicht mit Ungeduld, nicht Ueber- 
rafchendes, wie am Anfang einer Neugeftaltung, jondern nur die 
Bewahrheitung dejien, was durch eine vielfache Yäuterung gegangen, 
in Octroyirungen gewährt, in Nevifionen geprüft und zugelafjen 
war. Alle diefe unterfcheidenden, den Charakter bejtimmenden 
Merkmale ließen die Gegner weg und wiederholten immer und 
immer den Nuf: die Revolution fei wieder losgebrochen, in etwas 
veränderter Taftif, aber mit denfelben Perfonen und vdenjelben 
Zielen. 

Sanz ohre Erfolg ift diefer Auf nicht geblieben; wenn er 
auch nicht in der unmittelbaren Gegenwart die Entjehlüffe leitete, 
jo wirkte ex doch mitbeftimmend auf die Entwiecelung der Dinge 
ein. Manteuffel hatte den Anfprucd auf die Kortdauer feines 
Minifteriums gleichfalls damit begründet, daR cs den Gegenjat zum 
evolution darjtelle und diefe hinter feinem Nücktritt lauere. Dies 
Ziel blieb umerreicht. Im Wechfel des Minifteriums feierten die 
verfaffungsmäßigen Anfchauumgen ihren zweiten Sieg; der Negent 
erfannte an, daß das Misbehagen md das Unvecht der früheren 
Jahre zu heben, die Urfache aus dem Centrum der Verwaltung zu 
entfernen, durch die Auswahl vertrauenswürdiger Perjonen neues 
Zutrauen zu erwecen fer. Aber das war nicht das Schlimmite, 
was die Reaction fürchtete. Nicht eine augenblicliche Unterbrehung 
der Herrjchaft fehien ihr gefährlich, nicht der zeitweilige Uebergang 
der Negierung in Anderer Hände. Man fonnte dem jonjt ımmvill- 
fonmenen Zwifchenfalle eine gute Seite der feiten und jelbjtändigen 
Drganifation abgewinnen; Yänterung der Partet nannten c8 die 
Drgane. Die Partei war bisher zu jehr durch den Beiftand der 
Negierung verwöhnt, das mußte fie mit einem Theil ihrer Unab- 
hängigfeit büßen. Während der gezwungenen Trennung fonnte fie 
im jelbjtändigen Handeln jich üben und volle Sreiheit erwerben. 
In tiefere Beforgniß fette fie der Andrang gegen das Princip der 
Somderinterefjen, gegen die VBorrechte und die Gewalt der Minder- 
heiten, welchen fie aus allen zevjtrenten Korderungen, aus den 
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Borwürfen gegen das alte Minijterium, aus den Erwartungen, 
jelbjt aus den geäußerten Danfgefühlen und den Zeichen der Zu= 
friedenheit erfuhr. Meit dem weitfichtigern Scharfiinn der Bedrohten 
erfannten die Yeiter des Stleinadels befier, als die liberalen Gegner, 
daß folgerichtig alle einzelnen Bejtrebungen gegen das Herrenhaus 
auslaufen müßten, daß die Reform des Herrenhaufes die Bedingung 
und den Inbegriff aller Reformen im ji trug, welche die Ber- 
faffjung im ihren Grumdzügen darlegte. Danı aber waren dem 
Kleinadel die Errungenfchaften jeit der DVerfaffungs-Nevifion ver- 
loren, die Nevifion jelbjt mutlos, da fie nur als Uebergang zu den 
jpäteren Eroberungen für ihn Werth Hatte. Yu der Sphäre feiner 
Standesintereffen war die Nücfehr zu den Gejeten und Grund- 
fäten des Jahres 1850 gleichbedeutend mit dem Wiederanfnüpfen 
an die Revolution, und nur das Herrenhaus im feiner jeßigen Zus- 
jammenjetung hinderte die Nückkehr. 

Nicht gleich durchdringend und nicht allgemein genug war das 
Berftändnig der Liberalen für das Vollgewicht diefer Frage. Man 
wuhte, daß eine Reform des Herrenhaufes Noth that; die liberalen 
Staatsmänner behielten diefen Punkt im Auge. Su der Folgezeit 
pflegte Herr von Binde im feinen bligartigen Nedezaden die 
Kammer zuweilen zu erjtaunen, daß er bei anfcheinend fremdartigen 
Sragen, felbjt für einen Gonflict mit jeinen Freunden in der Pte- 
gterung das „andere Haus“ verantwortlich machte; ab und zu 
jpielte er im feiner necifchen Weife fogar darauf an, daß er deijen 
Ihwächite Seite, die Gefetswidrigfeit des Urfprunges, fennte und 
es an derjelben anzugreifen jich vorbehielte. Aber, wie vieles in 
jeinem Mumde, Hang auch dies wie ein munteres Spiel der Ge- 
danfen, und es verflang ohne Nachhall. Das verjtand felbjt jpäter, 
als der Antagonismus zwijchen der Volksvertretung und dem Klein- 
adel hervorgetreten war, von den damals maßgebenden Staatsmännern 
der liberalen Partei Feiner, wie jehr es fich Lohnte, alle Kraft auf diefen 
einen Punkt zu concentriven, ja jelbjt alle Ausjichten als Einfat 
auf diefen einen Gewinn zu wagen, Bequemlichkeit, Genügfam 
feit, Burcht, Unfenntniß der Yage, Mangel an ZTiefficht wirkten 
zufammen, Auch die Berechnung hatte ihren Antheil. Die Yiberalen 
von 1850 veranjchlagten, wie viel leichter die Weiterftrebenden im 
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Schach zu halten wären, folange bei den gemeinschaftlichen Korderums- 
gen der Widerftand des Derrenhaufes bezwungen werden mußte. 
Zwei gleich Schwere Gegengewichte, meinten fie, machen die Meitte 
jicherer. Am Begimm der Negentfchaft wurde auf Liberaler Seite 
die Herrenhausfrage faft geflifientlich unterdrückt. Mehr noch als 
neuer Gefete bedürfe man der gefeßmähigen Verwaltung. Das 
gegenwärtig Nothwendigite jet chen durch den guten Sinn der 
Kegierung zu erreichen, wenn nur in der Berwaltung die Berfaf- 
jung zur Wahrheit gemacht werde. Bor dem Ernte einer mit dem 
Lande verbundenen Negierung werde der Widerftand des Herren- 
haufes bald aufhören. Wohl hörte man im Munde gewöhnlicher 
Leute das Herrenhaus als Meiiston im der jonft möglichen Harz 
monie bezeichnen, aber zur fejten Geftaltung einer Korderung ift 
8 in feiner Weife gefommen. Die dringenditen Gefese werden 
verlangt, als ob die abgeneigte Adelspartei auch in der Gefetgebung 
nicht zu hindern vermöge. Aber die Neform des Herrenhaufes 
jindet man weder in den öffentlichen Stimmen, noch in den ‘Pro- 
grammen, mod in anderen Bejchlüffen der damaligen Zeit unter 
den gegenwärtigen Bedürfniffen aufgezählt. Wie Fräftig traten da- 
gegen die anderen Anfprüce auf, wie warn wußte man fie zu be- 
fürmorten, wie treffend mit Beifpielen zu belegen. Aus dem Zu 
jammenflange der Stimmen ergab fich in der That das Bild der 
zerrütteten Zuftände, im welche der Staat während der jüngften 
Jahre gerathen war. Dirfte man das Verlangen der Abhülfe vevo- 
Inttonär nennen, weil jo vieles gleichzeitig zu bejfern war? 

Dem warnenden Aufe der Stleinadelspartei begegnete helfend 
das an anderer Seite angeregte Mistranen, welchem das neue Mi- 
nijterium mehr VBorfcub leistete, als Einhalt that. Diejes war 
bei feinem Gintritt in einem gewijfen Sinne verpflichtet worden, 
auf den Boden des abgetretenen fich zu jtellen. Seder der neuen 
Meinifter Hatte förmlich erklärt, daß von einem Bruche mit der 
Vergangenheit nicht die Rede fein jollte, und dies Befennt- 
ni galt für die Bedingung feines Eintritts. Die Folgen diefes 
Programms famen, noch che es fürmlic beglaubigt war, in halb- 
amtlichen Mittheilungen und in dem Gefammtton der Verwaltung zum 
Borfchein. Zweimal im jchwer entjcheidenden Zeitpunkten ließ der 
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Staatsminister von Auerswald in Zeitungsartifeln, welche unmit- 
telbar aus dem Prekburean feines Nefforts famen, in einer für 
minifterielle Neuperungen üblichen Forın gegen voreilige und gegen 
unerfüllbare Forderungen warnen. Die Regierung werde jede ge- 
botene Abhülfe gewähren. Sie werde die Bahnen der Berfafjung 
innehalten, aber vor allem für das Necdht und die Smitiative 
der Königsgewalt einftehen. Sogar in vollamtlichen NActen- 
jtücfen wurde der Drang der aufgetauchten Forderungen getadelt 
und als umerfüllbar bezeichnet. Aber worin äußerte fich der geta- 
delte Drang, und welche Forderungen waren unerfüllbar? Kein 
andentender Winf wurde gegeben, und die unklaren Säte wırden 
durch die begleitenden Handlungen der Negierung nicht beffer auf- 
geflärt. Der Grundzug der Berwaltung begann jofort ein anderer 
zu werden. Das Gefühl hiervon war allgemein, die Wirkung war 
auf der Straße mit Händen zu greifen, von den Gefichtern der 
Beamten zu lefen. Auch manche divecte Kumdgebung wies darauf 
hin. Es erfolgten Ernennungen und Entlaffungen hoher Beamten, 
‚welche der Zahl nach zwar weit hinter den Erwartungen und Ge 
rüchten blieben, aber doch weit häufiger waren, als in gewöhnlichen 
Zeitläufen innerhalb weniger Wochen zur geichehen pflegt; durchweg 
4rugen fie ein entjchieden liberales Gepräge. I demfelben Sinne 
und gleichzeitig traten einzelne Veränderungen in der Verwendung 
prononeirter Beamten ein. Die Freigemeinden richteten fich auf, 
nicht ohne Ausjicht- und nicht ganz ohne gegenwärtigen Erfolg. 
Beifpiele der Genugthuung an Private, Strafmilderungen wurden 
berichtet; fie verbreiteten jich Schnell als günftige Zeichen und er- 
langten eine höhere Bedeutung, als jonjt vereinzelte VBorfommmiffe 
diefer Art. Das Minijterium Tief die Neformen befannt werden, 
mit welchen e8 umginge, über welche es beviethe; die jtark unter- 
jtütsten Bolfsforderungen famen faft alle der Neihe nach daran. 
Borbereitungen wurden getroffen, um das Eherecht umzugeftalten 
und die geijtlichen Srrungen auf diefem Gebiete zu befeitigen. Mit 
offieiöjer Zuverficht und unwideriprochen trat die willfommene Mit 
theilung auf, daß das Aufhören der militärischen und polizeilichen 
Bejetung der berliner Bahnhöfe im Minifterrathe bejchlofien wäre 
und nur nocd einiger Kormerforderniife wegen aufgehalten würde, 
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Der Diimifter des Innern ordnete Deilderungen bei der Befchlag- 
nahme von Preßerzeungniffen am, fprad in einem ejeript am alle 
Megieruugsbehörden feine erheblichen Zweifel gegen die Befugniß 
aus, die Conceifion zu den Prefgewerben im Berwaltungswege zu 
entziehen, fFündigte eine gejeßliche Negelung an ud befahl, inzwi- 
Ichen feinen derartigen Act auf eigene Dand zu vollziehen, jondern 
zuvor über den Kall an ihn zu berichten; man glaubte zwifchen den 
Zeilen zu lefen, daß cs mit diefer tiefeingreifenden, von den Yibe- 
ralen stets als ungejetlich gerügten Praxis für immer abgethan 
jein follte. Aber es fehlte aud) nicht an Kleinen und großen Zügen, 
welche die erfrenlichen Abfichten der Negierung in Srage ftellten, 
Ginige mochten nod) aus den Tetten Tagen des frühern Minifte- 
rinms hevrühren umd verfpätet berichtet fein; man fchrieb fie gern 
auf die alte Nechnung. Doch andere waren gewiß neuejten Da- 
tums, umd einzelne von Bedeutung mußten aus den Delchlüffen des 
neuen Sefammtminijteriums hervorgegangen fein, jahen wie mar- 
firte Srumdfäge aus oder fihienen gar darauf berechnet, die gün- 
jtigere Meinung aufzuheben. Ir vielen Preßmaßregeln erfannte 
man die Hand und die Behandlungsweife des Beamten im Meini- 
jterium, welcher unter Wejtphalen die Prejfe gebändigt hatte und 
jetst noch an demjelben Plate war. Die polizeilichen Beichlagnah- 
men der Zeitungen umd Zeitfchriften blieben jelbjt gegen den ftren- 
gern Gebrauch während, des Negentjchaftsitreits unvdermindert umd 
trafen mm die Organe der Fiberalen Partei. Ganz außer der Zeit 
fchien die Unterdrüdung eines ausländischen Blattes, welches durch) 
eine ältere gerichtliche Verurtheilung dem Belieben des Minifters 
unterworfen, jetst aber dem liberalen Preußen günftig gefinnt war. 

Aufjehen und erhebliche Beforgnig für die Zukunft erregte der 
wiederholt abweifende Bejcheid Flottwell’s in einem Kalle, welcher we 
gen des begangenen Unvechts, der betroffenen Berfon und der Art 
des Verfahrens die Gemüther bejchäftigte. Safob Niefen, einem 
reife von hohem Anjehen im feiner Heimat, von tadellojem Yebens- 
wandel, im politifchen Dingen fveimüthig doc ftets ohne Verjioß 
gegen das Gejeß, war im Jahre 1852, als er gerade das Amt 
eines Stadtverordnetenvorjtehers verwaltete, der langjährige Betrieb 
dev Buchdrnderei von der Negierung unterfagt worden, weil ihm 
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die hierzu erforderliche „„Unbefchoftenheit, Yauterfeit des Charakters 
und redliche Gefinnung“ fehlten. Die Bejchwerde beim Meinifter 
Wejtphalen war erfolglos geblieben, ebenfo die Dazwischenfunft der 
Kammer, welche die Sache in der Sejfion 1853 zur Erledigung, 
in der darauf folgenden Seffion zur Nbhülfe an die Regierung 
überwiefen hatte. Nım wies Slottwell im Detober umd December 
die zweimaligen Wiederheritellungsgejuche Niefen’s zurüc, weil die 
Abweifung feines Amtsvorgängers vechtsträftig geworden und ım 
widerruflich wäre. Das gefchehene Unrecht erfannte ev an in dem 
hinzugefügten Nathe, daß der Dittjtellev um eine neue Koncefjion 
fi) bewerben möge. Von diefem Nathe und den in Ausficht ge- 
jtellten Erleichterungen fonnte der Greis feinen Gebrauch maden, 
weil das nunmehr gültige Gejet die Erlernung des Handwerks umd 
die Meifterprüfung nothiwendig machte. Schwerer aber als die 
Hortdaner des perfünlichen Nachtheils, war die Gefahr des Grumd- 
faßes, Die bedeutendfte Befugniß des Parlaments, die Aufficht 
über die Bejchwerden, drückte der Minijter zum Bedeutungslofigfeit 
herunter, indem er die zweimaligen Weberwetiungen der Bejchwerde 
durch die Nichtbeachtung des früheren Minifters als vernichtet be- 
handelte. Und der Privatmann, der durch das Belieben der Ber 
waltung wider Gejet und Necht gefränft war, Fonnte jelbjt beim 
Umfhwunge der Berhältniffe Feine volle Genugthuung erwarten. 
Wenn im Ducchfchnitte von jeder freifinnigen Negierung eine ge- 
mäßigte und gefeßmäßige Verwaltung, von einer veactionären aber 
nad) der bisherigen Erfahrung das Gegentheil zu befürchten war, 
jo geriethen die Liberalen in Nachtheil, ohne von den eigenen Ge- 
innmmgsgenofjen in dev Regierung Abhülfe zu erreichen. Wie ver 
hängnigvoll Klang durch diefen Kleinen all der Sat, dar mit der 
Vergangenheit nicht gebrochen werden jollte. 

Unter ähnlichen Formbedenfen umd den gleichen Streben 
nach einem fichtbaren Zufammenhange mit der früheren Zeit 
ihwanfte die Behandlung der Areigemeinden, Im Berlin wurde 
genan am Scheidetage beider Meinifterien der Zutritt zum 
Sottesdienfte den Frauen und Mindern erlaubt, innerhalb we 
nigev Tage unterfagt umd wiederum freigegeben.  Nehnliches 
meldete man aus den Provinzen, Auffälligeves aus Mlagde 
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burg. Dort war die frühere Gemeinde als ein politischer 
Verein wegen eines VBergehens gegen das DVBereinsgejeß verurtheilt 
und durch Nichteripruch gefchloffen worden. Dett thaten jich PBer- 
jonen aufs nene zu einer Gemeinde zufammen und beviethen ihre 
Statuten. Diefe erjte Verfammlung löfte die Polizei beinahe am 
Ende der Gefchäfte auf, die zweite geftattete fie. Die Gemeinde 
conftituirte fich als Verein, und die Fiction des weltlichen Zwecs 
wurde jo weit getrieben, daR fie ihren Sonntagsgottesdienit auf 
den Nachmittag verlegen mußte, weil eine gejchäftliche Verfammt- 
fung während der Vormittagsfirche verboten jei. Der Eifer führte 
Männer, Krauen und Kinder zur lange entbehrten Gemeinfamfeit 
des Gebets zahlreich zufammen, aber den fauım begonnenen ots 
tesdienft unterbrady) eine ungeahnte Auflöfung durch die Polizei. 
Monatelang blieb jede Zufammenfunft unterfagt und die Befchwerde 
bei Slottwell ohne Erfolg. Später erfuhr man wol den polizeilich- 
juriftiichen Zwilchenfall; der Staatsanwalt hatte nämlich dafür 
gehalten, daß man die alte Gemeinde unter dem Namen einer neuen 
wiederherzuftellen und den Nichterfpruch zu umgehen verfuchte. Aber 
jelbjt die betannt gewordene Urjache befriedigte wenig, namentlich 
da die angerufenen Nichter die Weimmg des Staatsanwalts als 
von Haufe aus ivrig verwarfen. Saum veränderte der wirkliche 
Srumd die Berantwortlichfeit umter den Mitgliedern der Negierung. 
Aber was jpäter Fleinlich erfchien, war, als e8 gejchah, väthfelhaft 
und Bedenken erregend. 

Dagegen entging ein weit bedeutenderer Schritt des Meini- 
jteriums, im Drange der Lmftände und weil das volle VBer- 
ftändniß der Sadhe nicht allgemein» beiwohnte, der verdienten 
Aufmerkffamfeit. Geräufhlos und faft ohne Gegenhall erfolgte 
die Ginberufung der Provinziallandtage. Und doch wie weittra- 
gend, wenn das Meinifteriumm den Inhalt feiner Handlung ermaf, 
wie umnbefannt mit den Zeitfragen, wenn es nur halbbedacht den 
Schritt that. 

Auch die Provinziallandtage hatte die Neaction wiederherge- 
jtellt. Ein unmittelbares Bedürfniß lag nicht vor. Im den Kreis- 
tagen jtroßte die Machtfülle des Keinen Adels und die Herrfchaft 
iiber die Gemeindeintereffen, welche im streife fich erfchöpfen. Im 
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Streistage war ihm der Schlüffel zu dem wichtigen Yandrathsamte 
zurücdgegeben. Für die Gefegebung bot ihn das Herrenhaus eine 
entjcheidende Mitwirkung und eine jtraffere Centralifation des Stan= 
des, defjen Leiter jeitdem des ernjten Willens waren, Korm und 
Wejen der Gefetgebung in das Parlament zu verlegen. Zwijchen 
dem Kreife und dem gejammten Staate lag fein Zweig der Ver- 
waltung oder DBerathung, für welche die Provinziallandtage ein 
nüßliches Drgan wären, zumal da die alte Befuguißg einer bera- 
thenden Theilnahme an der Gefeßgebung ihnen wicht wirffan wie- 
dergegeben werden fonnte. Dennoch wurden fie wiederhergeitellt 
umd gegen ihre innere Schwäche mit Yiebe gepflegt. Im gewöhn- 
lihen Zeiten liegen die Yandtage jich mit geringfügigen Dingen 
befchäftigen, in ungewöhnlichen Zeiten aber als Stüte für das Her- 
venhaus, das ländliche und corporative Interefje benußgen. Sie 
find viel mehr mit bürgerlichem Clement gemifcht als die Ktreis- 
tage, aber die Mechrheit und das Lebergewicht fällt immer nod 
dem Kleinadel zu. In ihrer etwas günftigern Zufammenfesung erichie- 
nen fie der Reaction bejonders verwendbar als Gegenfat zur öffent- 
lihen Meinung, an welcher das Haus der Abgeordneten einen jo 
mächtigen Nüchalt findet, mit welcher es durch jede Neuwahl jei- 
nen Zufammenhang erneuert. Ein unwillfommenes Gefet ließ fich 
verzögern, weil man zuerjt das bejondere Iuterejje der Provinzen 
und das Gutachten ihrer Nepräfentanten Hören wollte; die formlos 
fundgegebene VBolfsjtimme ließ fic mit einem fürmlichen Gutachten 
der Yandtage abwehren. Gerade wegen diefer Wirkfamfeit war die 
Giferfucht der Bolitifer gegen fie rege, und nicht blos im Streife der 
Yiberalen. Denn im. diefer Wirkfamfeit widerfprachen fie der 
Idee des Gefammtjtaates, Fonnten fie nur zum Hindern umd 
Berzögern dienen, niemals Tchöpferifch anvegen; jchon die au- 
erfannte Befugniß griff in die Wirfungsiphäre des Abgeord 
netenhaufes ein. Nur aus einem Grunde war die Gefahr ihres 
Widerjtandes für eine liberale Negierung vermindert; fie war 
nicht gezwungen, die Yandtage einzuberufen, brauchte ihnen feinen 
Sefetesjtoff zu unterbreiten und fonnte fie in Vergejfenheit geva 
then laffen, wenn fie die Mahnungen und indivecten Zwangsmtittel 
des Herrenhaufes zu überwinden fich getvaute. Im den leisten Jah- 
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ven entgingen die Yandtage, bei der veaetionären Tendenz im Bar- 
(ament, der allgemeinen Aufmerkffamfeit, und der Nlemadel bedurfte 
ihres Beiftandes nicht. Wer im Herbjt 1855 überhaupt an fie 
dachte, nahın als felbitverftändlich au, daß fie in diefem Jahre nicht 
einberufen winrden. Die Einberufung, welche dennoch erfolgte, 
jtellte fi dar wie eine beabfichtigte Erläuterung des Satzes, daR 
feine überlieferte Eimrichtung im Prengen aufgegeben werden folle, 
Den ganzen Apparat des Ständewefens fehien das Winifterium zu 
übernehmen und im Thätigfeit zur jeen, wicht mim joweit das Gefeß 
zwang, jondern auch wo das völlig freie Ermejjen entjchied ımd 
die Unterlaffung feinen Conflict hevvorrufen, nicht einmal einen 
gerechtfertigten Vorwurf einbringen fonnte. Der Verhandlmgsitoff 
der eimberufenen Yandtage war unbedeutend md nicht die Mühen 
der Reifen wertd. War nicht die Einberufung ımter jolchen Um- 
jtänden ein Zeugniß, daß die Meinifter dem jtändifchen Wefen mit 
vollem Herzen zugethan waren? 

Sm diefen widerfpruchspollen Anfängen begamm man, was auch 
jpäter das Schicjal des Meinifteriums blieb, zwifchen den einzelnen 
Mitgliedern zu fondern. Ber allen auffälligen Mafregeln jchrieb 
man, je nad ihrem Charakter, dem einen oder dem andern Theile 
des Meinifteriums einen Sieg zu, md man vervollftändigte die 
Boritelluing, indem man am einen bejtimmenden, außerhalb des 
Meiniteriimms wirkenden Einfluß dachte, um welchen geworben werden 
müßte md mit abwechjelnden Glück geworben würde. Unter diefer 
Erwägung wuchs ein Greigniß, welches einen Einbliet in die Trieb- 
federn der Politik geftattete, zu gefchichtlichev Bedeutung. 

An 3. November führte der HHegent feinen Sohn in die erite 
Sitsung des neuen Minifterrathes ein md hielt eine Ansprache, 
von welcher ummittelbav darauf ein wohlunterrichtetes Blatt offis 
ciöje Kıumde gab. Es erwähnte die Ihatfache und fnüpfte daran, 
ohne von dem Suhalte etwas mitzutheilen, die Betrahtung, daR 
man nad) den, was im ımterrichteten Streifen befannt geworden, 
den Meiniiterivechjel im ginmtigiten Sinne für Necht und BVerfaf- 
jung deuten dürfte Mean fand ces natürlic und dem conftitutio- 
nellen Gebrauche angemefien, daß die Worte des Staatsoberhauptes 
nicht näher bezeichnet wirrden; felbft die allgemeine Andeutung fchien 
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der Entfehuldigung zu bedürfen und man entjchiuldigte fie mit der 
Abficht eines liberalen Neinifters, gegen die gleichzeitigen Kundge- 
bungen im abweichenden Sinne. Ein Drgan der reactionären Partei 
verlette zuerjt die Disceretion, indem es einen Theil der Ansprache 
veröffentlichte und für das Ganze ausgab. Es diente einem Partei- 
manöver, welches in der beabfichtigten Weife wirkfam wurde, aber 
neben dem Schaden einiges Gute für die liberale Sadhe ungewollt 
jtiftete. Der veröffentlichte Theil der Anfprache war fo angeordnet, 
daß er die großartigjten Züge gänzlich wegließ und ohne Unrichtigkeit 
in dem DBerichteten dennoch einer Fälfchung gleichfam. Zur Abwehr 
gegen den ungünstigen Eindrud wurde die Erlaubnig erwirft, den 
genan redigirten Inhalt wörtlich mitzutheilen. So bevorwortet er- 
ihien das Document zuerjt in einer außerpreußifchen Zeitung, und 
war bald in allen heimifchen Blättern zu Iefen und in Aller 
Diumde. Wenige Documente hat die Gefchichte aufzuweifen, welche 
gleich zuverläffig, eingehend und ohne Küdhalt die Grumd- und 
Vorfäte eines Monarchen darlegen, wie diefes Programm des Re- 
genten, &3 war nicht für die Deffentlichkeit bejtimmt, deshalb frei 
von den eindrudsvollen Beifäten, welche in öffentliche Anreden ein- 
zudringen pflegen. Es war auf jofortige Anwendung berechnet und 
ging deshalb von allgemeinen Betrahtungen unmittelbar auf Spe- 
eialfragen über. 8 zeugte von reifen Erwägungen, durchdachten 
Zielen und feiten Entfcehlüffen. Aus ihm erklärte fich das geflii- 
jentlihe Streben des Minifteriums, den Anfchein eines durchweg 
veränderten Shitems zurüczudrängen, in zweifelhaften Fällen lieber 
mit der Genugthuung zu zögern, als aus der entgegenfommenden 
Abhilfe auf eine begierige Demonftration der Umfehr jchliegen zu 
laffen, Die Warnung vor Exrtremen umd dev Vorwurf, daß man 
zu viel md zu ungejtüm forderte, war in den officiöfen Neuferun- 
gen noch gemildert gegen die jtrengeren Ausdrüce dev Anfprache, 
denen jie offenbar entlehnt waren. Aber neben den Verwahrungen 
(as man das Befenntniß vieler Meisjtände jo unverhüllt, wie es 
faum je aus dem Munde eines Monarchen gefommen. Auf den 
wichtigen Gebiete der Kicche geiffelte der Negent die Heuchelei und 
den Trug mit einer Entjchiedenheit und Wärme, welche jelbjt in 
einer volfsthümlichen Berfammlung ungewöhnlichen Beifall hervor- 
y%* 
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gerufen Haben wide. An das Urtheil über die gegemwärtigen Zur- 
jtände veihte ji der emergifche Entfehluß, ohne Schwanfen die 
Bahnen der Berfaffung zu betreten, die Gejetsmäßigfeit und das 
öffentliche Gewifjen vor jedem Misbrauche der Auslegungsfunft zu 
jchüten und jelbjt mit großen Neformen in einzelnen Dingen jo- 
fort, in anderen mit dem Yaufe der Zeit vorzugehen. Sehr nac)- 
drudsvoll betonte der Megent die Smittative der Krone, aber ev 
erklärte zugleich, fie zu Sumften der wirklichen Neformbedürfntife 
fräftig wirken zu lafjen. 

Nicht ungetheilt war die Zufriedenheit der Yiberalen mit der 
Weife, in welcher die neue Zeit angekündigt worden. Es gab viele, 
welche die Eiferfucht gegen die Initiative der anderen Staatsfacto- 
ven nicht gern jahen, über den Zutritt ungerechter Anfchirldigung 
gegen den Charakter der Bolksbewegung zu dem föniglichen Ohre 
ji) beflagten und das Zeugniß dejjen für bedenklicher hielten, als 
einen irrigen Weg der Minifter. Aber es überwog doc der gün- 
jtige Eindrud. Die Abneigung gegen Extreme fteigerte das Hoffen. 
Diefelbe Confequenz, welche gegen die jcheinbar übertriebenen Yor- 
derungen des Volkes angerathen worden fei, werde ji) gegen das 
wirflihe Extrem der Stleinadelspartei wenden. Das Herrenhaus 
werde nachgeben, oder feine Untauglichkeit zu einer wahrhaft con- 
jtitutionellen Negierumg darthun und die Suitiative der Krone gegen 
ji herausfordern. Dem Bolfe, verbunden mit feinem Monarchen, 
jet fein Widerjtand gewacjen. Aus der Wirkung fonnte man er- 
jehen, dar in der Ihat die Beforgniß jchon begonnen hatte, ihren 
Schatten in die zuverfichtlihe Stimmung der Gemüther zu werfen. 
Auch dem Minifterium entging der Eindruck jener Warnungen 
nicht, er Schten ihm jogar über das beabjichtigte Ziel hinauszu- 
gehen. Die in den Warnungen angedeutete Nücficht lag in der 
veröffentlichten Anfpracdhe zum Selbjturtheile vor. Bon num ab 
brachten officiöfe Drgane ermunternde Worte gegen die Angriffe 
und Berdächtigungen der veactionären Partei. Aber der günftigjte 
Zeitpunkt war verfäumt, als diefe Wendung eintrat. Wie anders 
hätte der Friedensgruß im der Anfprache des Negenten und die 
Erimumterumg gewirkt, wenn fie direct an das wählende Volk ge- 
richtet worden wären. Das Wahlgefhäft war inzwifchen bis auf 
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einige Nachhwahlen vollendet. Die Klarheit dev Abjichten Fonnte 
nicht mehr für die Wahlen verwertet werden, und im Charakter 
der Abgeordneten behauptete jich die Mifhung der manmichfach ein- 
geitveuten Beforgnifie. 


4. 


Zede Epoche Hat ihre eigenen Anfprüche. Gewalt und die 
entflanmten Geifter der Vergeltung find nicht die unzertrenmnlichen 
Begleiter der Freiheit; auch friedlich famıı fie einfehren, jelbjt auf 
unfcheinbaren Wegen. Mit der Negentjchaft begann Preußen feine 
erjte parlamentarische Gefchichtsperiode, parlamentarifch im dem 
Sinne, daß don der Befchaffenheit des Parlaments und von dem 
Berhalten der Negierung in und zır dem Parlament das Ergebnif 
der Periode abhing. Die Gemüther waren zu großen Dingen vor- 
bereitet. Gelang es, die Stimmung der Einzelnen aus den breiten 
Schichten vor Berflüchtigung zu vetten und vermöge der Wahlen 
als Volfsausdrud in die dauernde Geftalt der Bolfsvertretung ein- 
zuprägen, fo fonnte die Periode folchen Höhepimkten des BVölfer- 
(ebeng ich anveihen, wie die Negierimg des Draniers in England 
einen bildet, Aber die Charaktere der leitenden Berjonen erreichten 
nicht den Gehalt der Stimmungen ımd der bejte Theil verfchwand 
underwerthet. Bon feiner fräftigen Gewalt niedergehalten, erlang- 
ten die Kleinen Umstände ein nachtheiliges Gewicht. Das tjt das 
Zeichen unbedentender Menfchen in einer bedeutenden Zeit, daf man 
an geringfügigen Ereigniffen nach den Urfachen großer Folgen for- 
Shen muß. Dft drängt fi dem Betrachter diefer Periode die 
Meinung auf, als ob der Zufall die Herrichaft übernommen hätte; 
freilich waltet der Zufall über den Menfchen, wenn diefer ihn nicht 
als Stoff zu behandeln umd der Idee dienjtbar zu machen wei. 
SHleich amı Anfange wurde von eimvirfender Bedentung, dak Herr von 
Mantenffel durchaus am NAuder bleiben wollte, daR das Nejjort des 
Innern unmittelbar aus den Händen des Herren von Weftphalen in 
weit Schwächere überging, dak das nene Minifterium aus alten und 
neuen Mitgliedern md felbit unter diefen ohne Wahrung der Ein 
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heit zufammengejest, daß entjtellende Berichte über die Stimmung 
des Volkes in den leitenden Streifen, über die Ansichten diejer Streife 
im Bolfe ausgeftreut und die Misverftändniffe und Srrungen bis 
nach dem Erfolge der allzu nahen Wahltage hingezogen wurden. 

Die Wahlgejchäfte begannen unter dem alten Minifterium. 
Shre Yeitung I dem Namen nad) dem Meinifter des Innern zu, 
dem einzigen Meitgliede, welches die Negentichaft in das Amt ges 
bracht Hatte und die Fehler der Vergangenheit ohne Vorwurf Tiefen. 
Unfchwer hätte eine jugendlich rüftige Kraft mit Harer Einficht in 
die Eigenthümlichkeiten der Yage über alle Anderen jich emiporge- 
Ihwungen und eine Art von dictatoriicher Gewalt an fich genom- 
men. Aber Flottwell war 72 Jahre alt, vuhebedürftig und, wie er 
jpäter felbft bezeugte, mit den Perfonen md Zuftänden in den 
Provinzen unbefannt. Auch die Berfonen im der Nähe und die 
aufeinander jtorenden Princeipien waren bei der Lebernahme des 
Amtes feinem DVBerftändniffe fremd. Dhne Stübpunft. in eigener 
Sachfenntnig und Thatkraft gerieth ev unter die Gewalt zweier 
Strömungen. Den Inhalt der Erlaffe, welche feinen Namen trıt- 
gen, bildeten die vereinbarten Bejchlüffe des Sefammtminifteriums; 
die Form vührte von den übernommenen Näthen feines Vorgängers 
her. Die Abficht des Minifterinmms, Widerftrebendes zu vermitteln, 
(teß feinen neuen Gedanken umeingeichränft, die Mitfchuld an dem 
Sefchehenen Ließ keine frühere Anweifung ganz verwerfen, und die 
Rortfaffer der Beihlüffe vertheilten die Schärfe des Ausdruds 
ungleich, mit Vorliebe für das Sewöhnte. 

Als erjte Maßregel Fündete die Abgrenzung der Bezivke für die 
Abgeorönetenwahlen die Halbheit des Rathichlags an. Es bedurfte 
eines neuen Dejchluffes, weil das Gejets die Beitimmung der Gren- 
zen wie ein Ergebniß wandelnder Umftände in die Hände der Ver: 
waltung gelegt, diefe jie wie ein einmaliges Mittel zu einen ein- 
maligen Zwed behandelt, und deshalb der frühere Beichluß feine 
maßgebende Nachwirkung hatte. Bei der zweiten Wahl nach der 
Berfaffungsrevifion (1855) war fait die Hälfte des Yandes weit 
anders als nad dem Mafjtabe der eriten (1852) eingetheilt worden. 
Auf die zweite und leiste Eintheilung konnte man nicht zurücdigehen: ihr 
willfürlicher Zwang gegen die natürlichen Verhältniffe und die berech- 
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ende Abficht waren zu jehr in die Augen gefprumgen und durch unwis 
derlegte Beichwerden bloßgeitellt. Die Hälfte aller Wahlbezirfe war 
anders gelegt; fait durchweg war 1852 in diefen liberal, in den 
unveränderten nad) dem Wunjche des Minifteriums gewählt wor- 
den; wo feins von beidem zutraf, da hatte man jich geftanden, daft 
fein anderer Ausgang durch Abänderung zu erzielen war. Die verichie- 
denjten Yänderflächen, bis mehr als Hundertvierzig Duradratmeilen, 
waren zur gemeinjchaftlichen Wahl zufammengethan, und die Zahl 
der Abgeordneten wechjelte im den Ländlichen Bezirken, ohne der 
Bevölferungsdichte zu entiprechen, zwijchen zwei und vier. Weite 
und unbequeme Märjche follten von der Theilmahme an der 
Wahl abjchreden; bis 14 Meilen schlechten Weges lagen ein- 
zelne Wahlorte von den Änferjten Grenzen des Bezirfs ent 
fernt, dem ländlichen Wahlmanne oft eine durch das ganze Yeben 
ungewohnte Neife. Wor der jo gewählten Kammer und angefichts 
der umfreien Prejfe nah die Kegierung im Jahre 1855 feinen 
Anftand, die Abjtcht offen einzugeftehen, dar fie liberale Wahlen 
unterdrücen gewollt. Detst durfte fie die Nückficht weder befennen 
noch walten lafjen. sn der vorhergegangenen Yegislaturperiode 
(1852) war zwar nicht alles zur Zufriedenheit gewejen, doch Feine 
auffällige Klage laut geworden. Bei Allen, welche an beide Zeit- 
punkte jic) erinmerten, galt die Nücfehr zu dem Zujtande von 1552 
für die einfachjte Yöfung. Sie empfahl fich dem Gejchäftsintereffe 
der Behörden, welche feinen neuen Mafjtab zu erfinnen, feine neuen 
Tableaug anzufertigen brauchten; fie empfahl jich dem Meinifterium 
als Ausweg vor der größten Gefahr des Augenblids, daß die um 
teven Behörden herausgefordert würden, ihren politiichen Stand- 
punkt darzırlegen; der öffentlichen Meinung, welche in der einfachen 
Hückfehr das unter den VBerhältniffen Bejte erblicte, einen verjöh- 
enden Willen und die Sicherung gegen neue Misgriffe Die 
Erwägungen waren jo duchfichtig, dag Kumdige die unbejtinunte 
Nachricht wie verbürgt aufnahmen und als TIhatjache bezeichneten, 
e8 jei zu dem Maßitabe von 1852 zurücdgefchrt. Die gelegentliche 
Bemerfung eines Regierungspräfidenten in einer borbereitenden 
Zufammenkunft von Wählern (Mitte October), daß ev die Bezirke 
zur Zufriedenheit abgetheilt zu Haben hoffe, überraihte ebenjo jehr, 
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wie die nachfolgende Erklärung unbefriedigt lief. Erhebliche Fehl- 
griffe in der Anordnung von 1855 erfenne man an, aber manches 
jet gebeffert worden gegen früher; jenen wolle man abhelfen, dies 
erhalten und im anderen Beziehungen einen neuen Weg auffuchen. 
Alfo reihten fich neue Berfuche den beiden früheren an. Im einem 
Theile des Yandes galten die Griumpdfäte von 1852, in einem andern die 
von 1855, noc) im’einem andern völlig neue. Kürreactionäre Zwecke war 
ans dem abermaligen Wechiel fein fichtbarer Einfluß auf den Sefanmt- 
charafterder Wahlen zu erwarten. Aber gegen alle Gründe für die unbe- 
dingte Wiederaufnahme des Maßftabes von 1852 fprad) nur das Eine, 
daß fie ein offenes Befenntniß des begangenen Unvechts ausdrücte, und 
diefes Eine wollte das Niniiterium Manteuffel vermeiden, jelbjt m 
den Preis ungzeitiger Berwaltungsfchwierigfeiten, der jest gerade um- 
paffenden Machtabzweigung an die Unterbehörden und der Mis- 
ftimmung im Volfe. Cine mildere Auffaffung vechtfertigte das ge- 
mifchte Verfahren mit dem Streben, die billigen Anfprüche beffer 
zu befriedigen, allein fie bot jtatt der Grimde nur eine wohlwol- 
lende Meinung. Denn jett entjchied ein großer Grundfag weit 
mehr, als erleichternde VBerfuche im Stleinen. Wenn die Regierung 
dennoch in gutem Glauben die zweite Weife vorzog, jo muRte fie 
jih Deuße verschaffen, die Einzelheiten eingehend zu prüfen. Sie 
aber verkürzte fich die mögliche Krilt in den befehleunigten Wahl- 
tevminen. Auch die ungewohnte Kürze der Wahltermine hatte Weft- 
phalen zuerft im Jahre 1855 angewendet und offen vor der Kam- 
mer als Mittel gegen die Liberale Wahlbewegung eingeftanden. Die 
jest wiederholte Taktik Schloß die veife Erwägung aus, welche den 
Hleineren Verfuchen einigen Werth und der gewählten Weethode einen 
ichieflihen Vorwand hätte verleihen fünnen. 

Die Abgrenzung der Wahlbezirfe behandelte das Meinifterium 
als eine innere Angelegenheit der Verwaltung; nur zufällig ge- 
langten die allgemeinen Umviffe der Anweifung noch vor der Wahl 
zur öffentlichen Kenntnif. Die funzen Wahltermine wurden that- 
jächlich, doch ohne den Beweggrund der Kürze verkündet. Demon- 
jtrativ und um diefes Charakters willen folgenreich war der fürme 
liche Wahlerlak Slottwell’s vom 19. Detober, eine für das ganze Volt 
berechnete Anfprache an die Beamten über ihre Aufgabe bei den Wahlen. 


II. Die Regentichaft. 157 


Das Verhältnig der Beamten zu den Wahlen, von natürlich 
großen Dimenfionen wegen ihrer Menge als Wähler, wegen ihrer 
gejelfjchaftlichen Bedeutung und der bejjeren Mittel zur Agitation, 
hatte durch den Misbraud vergangener Jahre eine umgeheuere 
Tragweite erhalten. Zuleit nahm Wejtphalen und nad feinem 
Beijpiele der Neft des Miniiteriums fünmtliche Beamten als Wahl- 
bürger für fih in Anfpruch. Ihre befondere Treue gegen den 
König verbiete jede oppofitionelle Wahl. Gänzliches Enthalten aus 
Sewiffen fei gejtattet, aber wenig geeignet, dev Gunjt des Vorges 
fetten zu empfehlen. Denn das Wahlreht des Beamten gehöre 
der Regierung; die Berfaffung habe es ihr als ein Voraus einge- 
räumt, damit jede bejtehende Negierung diefe Wahlcadres unter 
allen Berhältniffen für fic) Habe. Außer der Perfon wurde der 
Einfluß des Amtes gefordert. Die förmlich ausgefprochene Yehre 
lautete: die Obrigkeit fei berechtigt, alle in ihre Hand gelegte Ge- 
welt für günjtige Wahlen zu bemußen; zu folchen Zweden jet ihr 
eben die Gewalt anvertraut, Mean geitand zu, daß c8 eine Grenze 
des erlaubten Einfluffes gebe, daß Fein Gejet verleit, die geftattete 
Freiheit nicht gefränft werden dürfe. Aber das Zugejtändnig bil- 
dete ein geringes Gegengewicht, da man die Thatfraft der Beamten 
umbedingt herausforderte, die Grenzen des Geftatteten aber jtreitig 
machte. Das Gefet beitraft Gewalt und Bedrohung als DBer- 
brechen, beftraft den Beamten, der durch Meisbrauch feiner Ylınts- 
gewalt zu einem Thun oder Unterlafjen „widerrechtlich” nöthigt. 
Unerreiht von diefem Berbote und umnerreichbar dem Strafrichter 
ift der Zwang durch VBor- und Nachtheile, über welche das Gejet 
den Beamten nach feinem Ermefjen entfcheiden läßt. Der Abichluf 
vortheilhafter Verträge, die Domänenpacht, die Yottertecollecte, die 
gewwinnbringenden Gefchäfte jedes Namens entzichen fich der Kritik; 
der Hintenangefetste oder Benadhtheiligte fan kaum jeine Bejchwerde 
in eine fchlüffige Korm bringen. Auf der ftreitig gemachten Grenze 
stehen die zahlreichen Erlaubniffe und Conceffionen, von deren Ge- 
währ oder Berfagumg Bequemlichkeit und Bortheil, oft der ganze 
Wohlftand abhängt. Die gejetlichen Bedingungen, unter welchen 
fie ertheilt werden jollen, hatte die Praxis, an den umjichern Wort 
laut anfnüpfend, der zwingenden Kraft entkleivet. rwog der 
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Beamte feinen Bortheil, jo fand er ihir cher gefährdet, wenn er 
zurückblieb, als wenn ev die Grenze überfchritt. Weit verbreitet 
war eim geiftveicher Ausspruch aus hohen Miumde, daß die tönigs- 
liebe in ihrer Ausfchreitung noch Schön jet. Källe ftrenger Ahne 
dung wegen politifcher Injubordination waren öffentlich, Beweife 
von Ungunft in Beamtenfreifen noch zahlreicher befanmt, dagegen 
fein Beispiel, daß ein Beamter, der im confervativen Eifer über 
das erlaubte Ma hinausgegangen, einen dauernden Nachtheil ers 
fitten hätte. Wen die Ermunterung nicht lockte, jchredte die Dro- 
hung. Pur fehr wenige energiiche Natıren wahrten ihre bürger- 
lichen Nechte und blicben als Wähler oder Gewählte im Befeimt- 
ni umd Streben oppofitionell. Eine andere, immer noch geringe 
Anzahl glaubte viel zu thun, wenn fie im der innern Gefinmumng 
treit blieb, feinen Beiltand leijtete, der Wahl fi) enthielt und den 
Boriprung der thätigeren Genofjen fich gefallen ließ. Der Durd- 
ichnitt gehorchte und betrieb die Wahlagitation als einen Theil der 
Amtspflicht oder mit dem größern Eifer, welchen das Intereffe oder 
das Temperament eingab. Der überwiegende Einfluß fiel dem 
Yandrathe zu, welcher den Streiseingefeffenen die fichtbare Spite der 
Berwaltung ift. Im den willigen Beamten, nachgiebigen Ortsvors 
jtänden, bejorgten Goneceffionsinhabern und Anderen, welche gern 
die Sumnjt der Verwaltungsbehörden jich erhalten, Hatte der Yand- 
vath für fich einen erheblichen Bruchteil aller Wahlberechtigten, 
welcher mehr bedeutete als fein Zahlenverhältnig zu den übrigen 
Berechtigten, weil neben den Theilnahmlojen die grimdfätßliche Ent- 
haltung von der Wahl den größern und vührigiten Theil der Op: 
pojition verihlang. Die vereinigten Yandräthe des Wahlbezivks 
hatten die Weandate zur vergeben. Wollte einer von ihnen im Par- 
lament tagen und ftanden ihm nicht höhere Ansprüche im Wege, 
jo Fonnte er das Mandat für fich behalten. Den Miniftern waren 
Abgeordnete genehm, welche zu gehorchen gewohnt und im Danfe 
von feinem andern Geijte bejeelt waren, als im Aınte. So fan 
es, daR unter den Abgeordneten von 1855 eine ungewöhnlid) und 
über Berhältiig große Zahl von Verwaltungsbeamten jaß. Pta- 
mentlid) war das Clement der Kreisverwaltung fo Stark vertreten, 
dag man von der „Yandrathsfanmer‘ Iprad) und heute noch diefen 
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Namen fennt. DVBergeblid, wie über die Unmnatur der Wahlbezirfe, 
beichwerte fi) die Dppofition im Haufe der Abgeordneten über den 
bis zum Zwange gefteigerten Druck bei den Wahlen. Der Bor- 
wurf, daß fie der Regierung neue Verlegenheiten bereiten wollte, 
fand den Beifall der Mehrheit. Aber die TIhatfachen waren un- 
widerlegt, und auch ohne die in Einzelheiten eindringende Nachhülfe 
der Preffe aus unmittelbarer Erfahrung weithin befannt. 

Als am Ende der Legislaturperiode die Kammer wieder wad 
gerufen war und wegen der hochwichtigen Negentichaftsfrage weit 
mehr Aufmerkfamfeit auf fich z30g, als während ihres ganzen DBe- 
jtehens, trat das Andenken ihres Urjprungs im den lebhafteiten 
Farben hervor. Einer fo gewählten Kammer, jagten die Eifrigen, 
welche felbit von der Wahl ji fern gehalten Hatten, gebühre nicht 
einmal der Name einer Volfsvertretung. Gemäßigtere verwarfen 
die Mittel, welche die Kegierumg angewendet Hatte, als unverträg- 
lid mit dent Grundbegriffe dev Wahl, umd bejchwerten jich über 
den Erfolg, weil das Uebergewicht des einen Standes der Gemeit- 
tüchtigfeit und dem Anfehen der Kammer fehadete, zu Haufe aber 
die Abwejenheit der vielen und wejentlichen Beamten den Gefchäfte- 
gang empfindlich benachtheiligte. Kine der früheiten Wahlverfammt- 
lungen, welche von den angejeheniten Bewohnern des Kegterungs- 
bezivfs unter Betheiligung des Negierungspräfidenten geleitet wurde, 
erörterte das Verwaltungsbedürfuiß und entjchied jich namentlich 
gegen die Wahl der Yandräthe. Doc mit Fleinen Auskünften war 
die Beamtenfrage nicht zu erledigen; dazu war fie zu bedeutungs- 
voll für die Zukunft der Parlamente. Was wird die Regierung 
von dem Beamten fordern und welches Maf von Wahlfreiheit ihm 
zumefjen? Wird fie den Gang der Wahlen ji jelbjt und dem Be- 
rufe der Wähler überlaffen, oder wird jte das Anjehen und die 
Befugniffe des Amtes für einen günftigen Wahlerfolg in Anfpruc) 
nehmen, und wo wird fie die Grenzen ziehen? Auf alle dieje Fra- 
gen antwortete der Minijter, in dem Erlap vom 19. October, libe- 
val doch bedingt, nicht ausweichend doch nicht mit unbejtreitbarer 
Klarheit. andidaturen von Beamten ließ er der Seichäftsfenntnig 
wegen gelten. Dod den zu Haufe jchwer Entbehrlichen empfahl 
er zu erwägen, ob nicht die Verwaltung des häuslichen Amtes den 
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wichtigern Theil ihres Berufs bilde; dahin neige jeine Meinung. 
Bon anderen Beamtencandidaten forderte er die Vorprüfung, ob 
fie „mit der Yandesregierung derart im Einflange fich befinden, um 
diejelbe im ihren Anträgen und Beichlüffen unterftüsen zu fünnen“, 
Das Stimmrecht der Beamten ließ er unerwähnt. Die freiwillige 
Agitation warnte er, ohne fie herauszufordern oder gänzlich zurüc- 
zuweifen, daR fie die Grenzen der amtlichen Stellung nicht über- 
Ichreite. Als unerlaubten UVebergriff müjje jeder Beamte ,,aud) 
jolhe Einwirkungen vermeiden, welche eine Ginfhüchterung der 
Wahlmänner durch Drohungen der Entziehung gewiffer von den 
u abhängigen Bortheile und Nechte in fich Schließen‘. 
Dagegen verlangte der Minifter von allen föniglichen Beamten, 
eleh bei den Wahlverhandlungen direct oder indirect betheiligt 
find, die Agitation als Amtspflicht, welche innerhalb der gejtatteten 
Grenzen darauf hinwirfen müffe, daß die Wahlen auf Männer von 
umwandelbarer Treue, Zuverläfiigfeit und Nechtichaffenheit gelenkt 
werden. Die Einwirkung und die Ausübung der Aıntsgewalt dür- 
fen zu feinem Zwange gegen die Wähler führen, aber geftattet, 
rathjan umd ausfichtsvoll fer, mit einflußreichen VBertrauensmän- 
nern in Verbindung zu treten, auf die richtigen Perfonen und Eigen- 
Ichaften Hinzumeien, in geichloffenen Kreifen umd öffentlichen Wer- 
jammlungen diefen Zwed zur verfolgen. Mit den bezeichneten Mit- 
teln legte der Minifter die Herbeiführung eines günftigen Erfolges, 
das Ergebnig jolher Wahlen, welche den gerechten Erwartungen 
der Negierung und des Negenten entfprechen, vertranensvoll in die 
Hände der DOberpräfidenten, Negierungspräfidenten und Yandräthe, 
Die Organe der Neaction deuteten den Crlaß ermuthigend in 
ihrem Sinne. Sie übergingen den nachdrüdlichen Ernft, mit wel- 
chem der Meinifter jeden Zwang unterfagte, unterdrücten den Ge- 
genjak, daß 1855 das Gefammtminifterium die Wahlitimmen fämmt 
liher Beamten, einzelne Meinifter von ihren Untergebenen Agita- 
tion im conjervativen Stimme md ein Zufammenhalten der coı- 
jervativen Clemente verlangten, jett aber die Regierung die 
Stimmen freigab und die Gewifjensfreiheit bei den Beamten be= 
ginmen ließ. Sie unterdrücten das gefchichtlich Tcbendige md freie 
Bild der früheren Wahlen, wie cs die Verhandlungen der Abgeord- 
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neten von 1856 aufbewahrt haben, indem fie mm einzelne mit dem 
thatfächlichen Verhalten umvereinbare Worterflärungen der damali- 
gem Negierung herbeizogen, ließen die Sachmerfmale der gegemwär- 
tigen Situation unbeachtet und drängten alle Aufmerkfamfeit auf 
die Wortfaffung und die Slanggleichheit im Stil beider Erlajfe. 
Ganz wie Weftphalen, fordere der jetige Meinifter die unbedingte 
Hingabe der Beamten an das Interejje der Regierung und das 
volle Einftehen für den Erfolg. Gegen Ueberjchreitung der geitat- 
teten Grenzen jei jhon 1855 gewarnt worden. Misverjtandener 
Dienfteifer Habe darüber hirrausgeführt und Misbilligung erfahren; 
in demfelben Geifte werde die Warnung jest wiederholt. Neu, 
aber fein Liberaler Fortjchritt, jondern eine bureaufvatiiche Ueber- 
hebung jei, was den Beamten als Wahlcandidaten zugemuthet 
werde. Nicht umdentlich verlange der Meinifter befonders von den 
Yandräthen Verzicht; doch mögen diefe immerhin den höhern Beruf 
in der Kammer furhen, der ftändische Urfprung ihres Amtes berec)- 
tige fie hierzu. Das Anjinmen an alle Beamten, nicht anders um 
ein Mandat fich zu bewerben, als mit dem Vorjate, die Negierung 
in ihren Anträgen und Beichlüffen zu unterjtügen, verlange gejinz 
nungslofe Willigfeit, da ja die Richtung der Negierung weder be- 
faunt, noch angedeutet, und überdies dem Wechfel unterworfen fet. 
Das Anfinnen in feiner Allgemeinheit fomme für den Gewifjens 
haften einem Verbote der Mandatsannahme gleich, aber praftiic) 
dürfe jeder Beamte ergänzen, dag die Nichtung der Negierung con- 
jervativ fei, wie zuvor. So mijchte die Neactton Tadel und DBet- 
fall, ermunterte zum Gehorfam umd zur Dppofition, jedes, wie e8 
ihrem Bortheile zujagte. Die Liberalen aber mußten zum DOppo- 
fition das Net, und im Beifall der Gegner wie im Tadel die 
Kraft der Gründe zugeftehen, welche die Wahlfreiheit als umzus 
länglich gewahrt darjtellten. Veicht unähnlich im Ausdrude, wenn 
auch verjchieden gemeint, war das Berlangen einer privaten Agita 

tion mit dem Gebrauche des amtlichen Anjehens gegen „alle ver- 
werflichen Beitrebungen‘. Das Verlangen war freilic nur au die 
füniglihen Beamten gerichtet, welche „‚divect oder indirect bei den 
Wahlgefhäften betheiligt find“ Aber die Amtsgejchäfte betreffen 
nad) den VBorfchriften der Gejeße immer nur die Form und ver: 
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halten fich gleichgültig zu dem Ausfalle dev Wahlen. Unabhängig 
von feiner Gefinnung und parteilos muß der Beamte die Wahlen 
feiten; für ein vorgezeichnetes Ergebniß fan er nur im Dienfte 
einer Partei wirfen, aus eigenem Antriebe, wenn die VBorjchrift 
zufällig mit feiner Barteirichtung zufammenfällt, oder als Werkzeug 
gegen feine Neigung. Die Yiberalen empfanden eine aufrichtige 
Genugthuung über den abjoluten Befehl, daß die Beamten nicht 
bis zu einem Zwange gegen die Wähler fich verivren follten, aber 
unbedacht Ichien daneben die aufgebürdete Verantwortlichfeit für den 
Erfolg. Da ihnen fein anderes Mittel gelaffen war, als diejelbe 
Kraft der Ueberredung, welde auch Privatperjonen zujtand, wodurd) 
follten fie bejfer wirken als diefe? Noch Fehlimmer vertrug fich die 
Inftruetion mit der Unbejtimmtheit, im welcher das Schidjal des 
Minifteriums und die nächjte Zukunft der Negierungspolitif Shweb- 
ten; denn auch die Yiberalen mußten zugejtehen, daß nach den Wor- 
ten des Grlafifes die Aufgabe der Beamten danach verfchieden war, 
ob das Minijteriun Manteuffel bleiben und wie es von jest ab 
die Negierung handhaben, ob es abtreten und welche Nichtung das 
nene Minifterium einjchlagen würde. 
Aus den Widerfprücen des Erlaffes md aus der Unbejtimmt- 
heit der allgemeinen Politif zogen die Entjchiedenen das größte 
Ma von Freiheit für eine Agitatton nad ihrem perjönlichen Win 
ice. Wirklich gouvernementale Beamte fühlten jich gelähmt. Wer 
jelbjtändiger angelegt war, brauchte blos den Standpunkt feiner 
Partei für den der Negierung zu erklären, um dafür zu agitiven 
ohne Ungehorjam gegen den Amtsobern. Die eben zuvücgelegte 
Vergangenheit wendete natürlich den vollen Vortheil der veactionä- 
ren Partei zu. Sie war im Befi; ihre Bertreter unter den De- 
amten hatten den Muth der Uebung und der Gewohnheit, während 
die liberal Gefinnten an Borfiht und Zurücdhaltung gewöhnt wa- 
ven. Die Anweifungen der höheren und die Mapregeln der untes 
ven Provinzialbeamten jpiegelten diejes Berhältnig treu ab. Unter 
allen Wahlerlaffen der Negierungspräfidenten au die Behörden ihrer 
Bezirke ging feiner im liberalen Sinne über das Niveau des mini- 
jteriellen hinaus; die günjtigjten übernahmen aus dem minijteriel- 
fen Borbilde alle Unbejtimmtheiten des Ausdruds und des Inhalts. 
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Die abgeneigten Präfidenten dagegen empfahlen amtlich das Inter- 
ejfe der „confervativen” Partei umd leiteten ihre Agitation offen 
gegen die liberale Bewegung umd die unzweifelhaften Abfichten der 
Regierung. Der Wechiel des Minifteriums unterbrach nicht überalf 
das begonnene Werk. Herr von der Heydt fchütte nicht der Ueber- 
tritt in das nene Meinifterium, Herrn von PBatow nicht die Ernen- 
mung vor der amtlichen Gegnerjchaft der Yandräthe in den heimat- 
lichen Streifen. Die Theorie, dar das Wahlrecht der Beamten dem 
Minijterium als eigen zugehöre, verjchwand im diefer Wahlperiode 
jo plößlich, wie jte in der frühern aufgetaucht war. Geistliche ftimm- 
ten gegen Herrn von Bethmann, den ftrengkirchlichen Gultusminifter, 
Dffiziere der Garde gegen den eben ernannten Kriegsminifter von 
Bonin. Wenn auch nicht die perfönliche Mehrzahl der Beamten, 
jo war doc) das Mebergewicht der Energien dem liberalen Sinne 
entgegen, welcher im Wechjel der Negierung ausgedrückt war. 
Aber die Vorfchriften des Minifters und die Agitation der 
Beamten waren weder die allein bejtimmende Urfache des Wahl- 
ausganges, noch die überwiegende Straft in der Bewegung. Die 
Einwirfung der Beamten wäre für fich allein in der damaligen 
Stimmung der Gemüther von jehr geringer Folge geweien; ihre 
Wirkung jtieg, als die Parteihäupter umd die örtlichen Führer fich 
freiwillig im eine gewijje Unterordnung brachten. DBerleitet von den 
Ergebnifjen der letten Wahl, deren Elemente fie nicht zu fcheiden 
umd gegeneinander zu wägen verjtanden, überjchätsten fie, überfchätte 
die Regierung den Einfluß, welcher nach Abzug des Druckes dem 
Anjehen der Beamten .übrigblieb. Das Wolf jchreibt ihnen Wif- 
jen, Bildung und Gefchäftsgewandtheit zu, aber es fennt auch den 
Zwang, welchen Biele vermöge ihrer Stellung unterworfen, umd 
den freiwilligen Zug des Gehorfams, welchem die Meiften ver- 
möge ihrer Erziehung Hingegeben find. Bei den Wahlen ent- 
Ipringt hieraus ein Mistrauen der Menge gegen die Beamten, wel- 
ches mit der Höhe der Nangftufe fteigt. Hat Erfahrung das 
Mistrauen bejeitigt, oder gelingt es einem Beamten durd) die 
Wahrheit des Ausdruds von feinem wirklich volfsthümlichen Stre- 
ben zu überzeugen, jo fließen ihm Dankbarkeit und Anerkennung 
veichliher zu, als einem andern unabhängigen Manne. Die Zus 
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neigung jteigert ich Leicht bis zum ıumbedingten Vertrauen. Gegen 
eine unvolfsthümliche Negterung übt alfo die Dppofition von Be- 
amten eine bedeutende Gewalt. Die Wirkung nimmt ab, wenn zu 
dem Berhalten der Beamten fein ungewöhnlicher Fonds von fitt- 
liher Kraft und Dpferfähigfeit mehr vorausgejett zu werden 
braucht. Einer befohlenen Agitation zu Guniten liberaler Wahlen 
würde geringerer Einfluß zufallen, als dem Meuthe Iiberaler Op- 
pofition. Das Wirken gegen volfsthünliche Forderungen auf Be 
fehl oder aus bevechuetem Lortheil geht gänzlich verloren, wenn 
nicht Gunst und Ungumjt zwingenden Nachdrud verleihen. Die 
materielle Gewalt auf der einen, der im der misliebigen Dp- 
pofition zum VBorfchein fommende moraliiche Gehalt auf der andern 
Seite geben den Beamten Gewicht; dagegen ift die „natürliche 
Autorität umd Yeitung der Obrigkeit“, welde die Neaction nad) 
1855 für den Grumd der „erzielten Webereinjtimmung‘ zwijchen 
Bolk und Megierung ausgab, bei den Wahlen gering zu veranjchla- 
gen, Am meijten gilt dies gerade von den Beamten, denen Slott- 
well für den Erfolg der Wahlen die Verantwortlichkeit aufbürdete. 
Vermöge der Drgantjationsgejete md des gewohnten Gejchäfts- 
ganges befiten fie die meijten Weittel zur Ausübung eines Drucdes, 
fonjt aber fcheinen fie den Wählern ein fait gegnerifches Interefje 
zu vertreten. Die DOberpräfidenten, Negterungspräfidenten umd 
Landräthe find die Häupter der verjchtedenen VBerwaltungsinftanzen, 
welche jo viele Dinge des gewöhnlichen Yebens gejtatten und ver- 
jagen fünnen; fie find von dem Meinifter an meiften abhängig, 
weil das Gejet fie zu politifchen Beamten. gejtempelt und für ab- 
jetsbav erklärt Datz fie find perfönlich beim Ausfalle dev Wahlen 
betheiligt, imjoferu das Haus der Abgeordneten in den Augen der 
Wähler für die lette Bejchwerdezuflucht gilt. Die häufigen Ueber 
griffe der Verwaltung ımd der heimliche, jchleppende, den einfeiti- 
gen Amtsberichten verfallende, meijt erfolglofe und in jeder Bezie- 
hung unfichere Verwaltungsbejchwerdeweg haben unter allen Sewal- 
ten der Kammer die der Beichwerdeprüfung am früheiten popula- 
rifirt. Im diefer Thätigkeit jtcht ihr die größte Zukunft bevor, 
jobald die Einzelnen die vichtigjte Weife, ihre Klagen zu unter 
jtüten, und die Abgeordneten die geeignetjte Weife, fie zu prüfen, 
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gelernt haben werden. Schon jebt denft der Wähler lebhaft an 
den Auffichtsberuf der Kammer, Deshalb dünfen ihm die Häupter 
der Verwaltung, die bei dem Wahlgejchäfte direct oder indivect De- 
theiligten Beamten nicht unparteiiih, da die meiften Bejchwerden 
gegen fie oder ihre Anordnungen gerichtet find, umd er hört nur 
die Schutrede für das eigene Haus, wenn fie ihm einem Gandida- 
ten empfehlen, weil er rvegierungsfreimdlich jei. Su den Wahlen 
von 1855 hatte die ‚natürliche Yeitung‘, die freie Yuft, dem Beant- 
ten als dem befter Führer zu folgen, nichts, viel der Drud umd 
mehr nod) die Furcht gethan, welche von jelbjt weiter ging, als 
die Zwangsmittel reichten. Debt glaubte man an den ernit gewoll- 
ten Fortfall des Zwanges, fo jehr der Wahlerlaß den einfachen 
Gedanken der Freiheit mit Widerfprüchen zu verdunfeht fchien. 
Das DVolf vertraute der gigenen Stimmung und dem offenbaren 
Sinne der Greigniffe. Den Leitern aber fehlten anfangs Ueber- 
zeugung und Muth, jpäter der Wille, dent Strome der Volfsmei- 
nung die Bahn freizugeben; fie begannen früh mit Bedenken und 
Zweifeln. 

As Grfter aus dem Yager der bisherigen Dppofition 
erhob Wentel bei einem Gaftmahle nad) dem Schluffe des Yand- 
tages unter dem Beifalle der gefammten Linken den mwarnenden uf 
vor übertriebenen Erwartungen. Die lange Ungewißheit des Mi- 
nifterwechfels, die wiederholten Misgriffe namentlich in dem Neini- 
jterium de8 Innern, welche der Bolksinjtinet umngereimt fand 
die Meberlegung aber für ein Zeichen verfänglicher Syn- 
pathien hielt, das auffällige Streben der neuen Minifter, eine um 
wandelnde Berjchiedenheit in Abvede zur jtellen, verwirrten die Yei 
ter zuerft. Noch war der Unterfchted zwifchen Wort und Meinung 
nicht angedentet. Wenige waren im den wirklichen Stand der 
Dinge eingeweiht. Aus den Stodungen, Widerfprüchen und hal 
ben Abfindungen jchloffen Uneingeweihte auf große Hemmmiffe, md 
die man eingeweiht glaubte, beftätigten dies, fer es durch Sad)- 
fenntniß belehrt, jet e8 um die -mitwirfenden Yiberalen zu entlaften, 
das Zutranen md das Intereffe für Arerswald und 'Patow zu 
ihärfen und fich felbjt die Yeitung zu erhalten, Dieje übten fie in 
jtetem Hinbfie nad oben; von dort erwarteten fie Wind, Nichtung 
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und Slippen angefimdigt, um das Schiff aus den umgebenden Ge- 
fahren glücklich Herauszulootjen. Und doch Fam von den Freunden 
nicht das entjcheidende Meerkwort; Duellenfenntnig und Organifa- 
tion waren dazu nicht ausreichend. Mehr von beidem hatten die 
„Sonfervativen‘‘, denen, nach einem Ausspruche Gerlacd)’s, die Ber- 
waltungsbeamten von jeher die Organtjation entgegenbrachten, und 
ihre bejjere Qiuxrellenfenntniß bewährte ih im Empfang vertranlicher 
Yachrichten, mit welchen die veaetionären Ylätter jett noch bevor- 
zugt widen. Deshalb glaubte man aus dem Benehmen der 
reactionären Beamten am ficherften zu fchließen, wie der Wind 
oben wehte. Sp stellten jich die Liberalen Yeiter freiwillig unter 
den Einfluß der Wiafregeln, mit welchen diefe vorgingen. Berrieth 
ihnen die Demonjtration eines widerjtrebenden Beamten eine Nüd- 
bewegung an mahgebender Stelle, jo ward ihnen ein Mlinifterial- 
erlaß oder ein anderer Wink eines liberalen Meinifters zum Finger- 
zeig, wejfen die Srenmde bedurften; aus den feinjten Wortwendungen 
erforjchten fie das Maß ımd die Weife der geforderten Hilfe. Es 
entjtand ein allgemeines Diplomatifiven; jeder Wann von einigem 
Einfluß fühlte eine jchwere VBerantwortlichkeit auf fich laften. Die 
Wahlverfammliimgen nahmen diefes Ausfehen an. Man lobte die 
Huhe, vühmte die Würde umd vergaß, daß man mit der Behut- 
jamfeit, aber nicht mit der Einfiht von Staatsmännern zu Werke 
ging. Ein fünftliches, auf Jrrthümern gebantes Syitem der Selbit- 
einichränfung erwarb allgemeinen Beifall umd verdarb die guten 
Anfänge, welche die friiher ich jelbjt überlajfene Wahlbewegung 
gemacht hatte. 

Die Tpontane Wahlbewegung des DVBolfes hatte im Sommer 
begonnen. Sie gewann eimen bedeutenden Nüchalt in dem fchnelt 
duch das Yand verbreiteten Ausipruche des PrinzBevollmächtigten, 
daß er die Wahlen frei wilfen wolle. Der anregende Ausfpruc) 
traf zuw vechten Zeit mit der wieder erwachenden Cmpfäng- 
lichfeitt der Barteien  zufammen. Die Wahlenthaltung, aus 
einem  tiefgefränkten Mechtsgefühl  entfprungen,  büßte ihren 
fräftigen Bewegungstrieb ein, wie die Sränfung mit der Zeit ver- 
blaßte. Man merkte, dak das gewaltfam eingepflanzte Wahlgefet 
Wirzelm schlug, und gejtand fich, daß es munmehr eine. gefchichtlich 
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berechtigte Erjcheinung geworden, die man durd) Neform aus der 
Drganifation, wieder ausscheiden, aber nicht ignoriven dürfte oder 
wie einen loje hineingeworfenen Körper entfernen fünnte. Anderer- 
jeits famen die Grenzen der Reaction in Gefichtsnähe. Schon am 
Beginn der leßten Kammerperiode hatten die Begünftiger der Ver- 
fafjungsrevifion von 1849 gleiche Klage mit den Liberalen von 1848. 
Die Anfprüche der Negierung hatten felbjt die Folgewilligfeit der 
Yandrathsfammer erjchöpft. Die Bureaufratie war mit dem Klein- 
adel in Streit gerathen. Der Zwiefpalt hatte in dem blutigen 
Ausgange des Dindeldey-Duells ein bleibendes Denkmal fich gejett 
und ein fürmlicher Befchluß des Herrenhaufes die That des Hans 
von Nochow der Partei zu eigen gemacht. Alles dies hatte die Neu- 
bildung von Parteien vorbereitet, welche am natürlichjten ihren 
Sormanfang an die Wahlen fmüpften. Wie in einen langgejchonten 
und aufgeloderten Voden fiel befruchtend der Ausipruc des Prinzen, 
dar Wahlfreiheit walten möge. In den Städten jammelten fich 
die Freunde der Berfaffung, auf dem Yande traten die liberalen 
Gutsbefiger zufammen, befonders in den PBrovinzialhauptitädten 
organifirten jich die Konjtitutionellen zur Partei mit Comites und 
Programmen. Breslau war zuerjt mit der Organijation fertig 
geworden und mit einem Wahlprogramm hervorgetreten, welches 
maßvoll die dringendjten Bedürfniffe zufammenftellte und im ganzen 
Lande Beifall fand. An der Spite jtand das Belenntniß wahrer 
Berfaffungstreue, dann folgten die Forderungen: Sicheritellung der 
Wahlen durch Gejete und gefetliche Abgrenzung der Wahlbezirke; 
Selbjtverwaltung in den Gemeinden und der Erlaß einer hierauf 
hinzielenden Provinzial und SKreisverfaffung, Städte und Ge- 
meindeordnung; Wiederaufhebung dev gutsherrlichen Polizei; Auf- 
hebung der Grundfteuerfreiheit; ein Gefeß, welches die Verantwort 
lichkeit dev Minifter zur Wahrheit macht und das Verfahren ordnet; 
Kevifion des Prefgejetes; Erlaß des Unterrichtsgefeges; thatjächliche 
Ausführung der Neligionsfreiheit; Nevifion dev Gefete, welche die 
Zuftändigfeit dev Verwaltung und der Nechtspflege beitimmen. 
Nicht ein einziger Punkt, der nicht als unabweisbares Bedürfnik 
erprobt, oder gar in der VBerfalfung ausdrüdlid verbürgt oder 
veriprochen war und ohne entjchuldigenden Grumd verzögert wurde, 
10* 
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Das Wahlgefeß von 1849 mit feinem Dreiflaffenfyiten und der 
wirnderlichen Vertheilung des Stimmgewichtes *) gefiel wenig, def 
Misbraunch der öffentlichen Abjtimmung war nicht zu überjehen, 
aber die breslauer Yiberalen vertagten das Verlangen eines 
wirflih allgemeinen, eines vernünftiger geordneten Stimmrechts 
und der Zettelmahl, wie ie jagten, auf eine ganze Yegislatır. 
periode, um für jest jeden Anlaf zu einer Spaltung wegzuräumen 
und das Beijpiel äuperjten Mafhaltens zu geben. Mit ähnlichen 
Vorbehalten Schloffen fich die Liberalen aller Orten an. Aus ihrer 
Mitte jonderte jich eine Anzahl mehr entjchiedener Männer. Sie 
fügten jetst jchon das gleihmäßige Wahlrecht, geheime Abjtimmung, 
Berbejjerung des DVereinsgefetes den Neformbedürfniffen Hinzu, 
legten aber das Hauptgewicht auf die Wahl der Berjonen; fie ver- 
langten von den Abgeordneten volle Unabhängigkeit und bezeichneten 
deshalb als ihren HDauptzwef unabhängige Wahlen, nicht das 
Mehr von Forderungen. Zu den Vertretern diefer Schattirung 
gehörten gefannte und hervorragende Namen der früher demofrati- 
ichen Partei, welche fich 1849 zurücgezogen hatten. Sie befannten 
einen völlig verfühnten Sinn und eine Nückfehr ohne irgend einen 
Hintergedanfen. Aus dem Mumde der bedentenditen, in Wahrheits- 
liebe umd Dffenheit bewährten Männer, wie Johann Sacoby’s, 
fam die Berficherung, dap man nicht alles mit Einem Schlage ver- 
wirklicht erwartete umd jede liberale Negierung in ihren jchrittweijen 
Sortichritten umterftüssen, doch eine VBolfsfammer haben wolfte, 
welche ihre Unterjtättug in freier That gewähre. An Orten, wo 
das politifche Yeben amt vegjten war ımd alle politifchen Charaktere 
durch den Gegenfat zur lebendigen That eveifert wurden, traten 
auch die Conjervativen ein, ohne ein beftimmtes Programm, doch 
mit dev Erklärung, auf dem Boden der VBerfaffung zur ftehen ımd 
ihn nicht verlafjen zu wollen. Die frei entfprungene Wahlbewegung 
hatte fich jelbit geordnet; für jede Kraft war ein Plat, fiir jedes 


*) Oft überwiegt au demjelben Orte die Stimme eines wenig vermögen- 
den, wenig einfihtigen Mannes von geringfügiger Gejchäftsthätigfeit und ge- 
vingem Anfehen das Stimmgewicdht von hundert reicheren, angejeheneren und 
in jeder Beziehung bevorzugten Mitbürger. 
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Streben ein Sammelort gewonnen. Auf dem gemeinfamen Boden 
des Yandesgejetses hätten die Gegner mit Eifer, aber unter wechlel- 
jeitig anerfannter Berechtigung, ohne Zorn und Ausschliegumgsfucht 
ihre Gegenjäge erläutern und um den Sieg ihrer befonderen Ziele 
ji) bewerben fünneıt. 

sn diefen maturgemägen DBerlauf der Bewegung griff 
zuerjt die Unbejtimmtheit ein, welche die über Erwarten hin- 
gezogene Dauer des Minifteriums Manteuffel jchuf, und mehr noch 
die amtliche Handhabung der Wahlen. Kaum hatten die Männer 
von 1848 und 1349 ji) hören lafjen, faum waren einige ihrer 
Borzüglichen als mögliche Kandidaten genannt, als die Organe der 
Reaction ihr Gejchrei erhoben: die Nevolution erhebe ihr Haupt, 
der Zuftand von 1848 fehre wieder. Und das liberale Spieh- 
bürgerthum, welches auger Zufammenhang mit bedeutenderen Bo- 
litifern in Eleineren Zirfeln die Führerfchaft übernommen hatte, 
war fleingefinnt genug, um entweder felbft von der Furcht ge 
biendet in das Gefchrei aufrichtig einzuftimmen, oder aus ihm 
einen angenblicklihen VBortheil zu ziehen umd den unbequemen 
Gegner aus dem Felde zu jchlagen. Auch im frommen Betruge 
dünfte fich die Mittelmäßigfeit patriotifch und weije; die Gegenwart 
bedürfe am dringenditen der Einheit aller Yiberalen und fünne den 
Schein zu hochgeipannter Forderungen am wenigjten ertragen. 
Nur deshalb jchwanfe man zwijchen neuen und den alten Näthen, 
weil man bejorge, dag der unmittelbare Wechjel einen falfchen 
Schein über die mapgebenden Abfichten verbreiten und unberechtigten 
Anjprüchen ein legitimes Ausjehen geben würde. Unter diefem 
Eindrude verliefen die Vorbereitungen zu den Wahlmannswahlen. 
Mach der endlichen Berufung des Minijteriums Hohenzollern, das 
vier Tage vor dem erjten Wahltermine feine erjte Sitsung hielt, 
jpanı man denjelben Gedanken fort. Noch fei für die Unterarten 
des Yiberalismus nicht die Zeit, ji auseinanderzufesen. Noch) 
miüjfe, wie die Namen der neuen Minifter beweijen, der vorge 
ichrittenfte Yiberalismus init dem abgefchwächteiten (Bethmann- 
Hollweg) Fich vertragen lernen, jelbjt ein Kontingent dev Reaction 
in den beiden alten Miniftern übernehmen. Tvoft genug, daR die 
beiden Liberaliten Minifter perfönlich weit voranitchen, dar man 
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ihren Geift für den überwiegenden Halten und das Minifterium 
bei den Namen Auerswald und PBatow nennen dürfe Nun, des- 
halb jet jeder Yiberale zugleich minijteriell; ev fei praftifch und 
gehe nicht über das mögliche Ziel hinaus; ev jet loyal und gebe 
den liberalen Deiniftern den popwiären Rückhalt, welcher ihre per- 
jönlihen Borzüge bedeutender mache. Selbit in den größeren 
Städten überwog diefer Fdeengang, vorzüglich in Berlin, was als 
zuverläffiges Kennzeichen der fiegerifchen Tagesmeinung gelten 
fonnte. ,„Minifteriell‘” drang durch; wer unabhängige, freifinnige, 
oder anders bezeichnete Wahlen betonte, wurde als unpraftifch oder 
noch nicht an der Zeit beifeitegefchoben. Nur in wenigen, jeit lange 
im Barteileben hervorragenden Städten erlangten die Unabhängigen 
gejonderte Wahlmannsliften und einige Erfolge, nirgend jedoch über 
eine achtbare Minderheit hinaus. 

Der Wahlmannstag brachte den Yiberalen glänzenden Sieg; 
im größten Theile des Yandes waren ihnen große Mehrheiten zu- 
gefallen. Aber in ihrer Mitte war die Perfonenfrage noch offen. 
Die Urwähler gehen felten auf die politifchen Fragen fpeciell ein. 
Sie befprechen die allgemeine Yage, erwägen das politische Vorleben 
umd die perjönliche Wirdigfeit dev Bewerber und Yafjen fic) von 
ihnen die Richtung andenten. Verpflichtungen für beftimmte Gan- 
didaten werden felten übernommen, und die übernommenen dürfen 
in der Regel ohne Anftoß aufgegeben werden, wenn die veränderte 
Yage den abweichenden Entjchluß rechtfertigt. Unter den Wahl- 
männern befinden fich allerdings politifch hervorragende Berfönlich- 
fetten; denn wo ein ausgeprägter Parteicharafter umter den Ilr- 
wählern sich. befindet, treten die Parteien fcharf gefondert für 
und wider ihn ein. Doc die weit überwiegende Zahl läkt fich 
noch von Greignilfen, Eindrücden und thatfräftigeren Natıren aus 
einer Schattirung in die andere bejtimmen, wenn nur die großen 
Züge ihrer Gefinnung unverwijcht bleiben. Von den Einwirkungen 
der elftägigen Frilt zwifchen den beiden Wahltagen hing es ab, ob 
die „Meinifteriellen‘‘ ganz unvermifcht die Vertretung der Yiberalen 
übernehmen, oder ob jie eine loyale Dppofition beigefellt erhalten 
würden. Abjicht und Umftände entfchieden für einen undıldfamen 
Ausschluß der „Unabhängigen“. Die Schritte der Regierung, 
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ihrer umbedingten Anhänger und unbedingten Gegner führten auf 
verjchiedenen Wegen zu demfelben Ziele, welches in dem Berhalten 
der „Unabhängigen“ feinen feiten Widerftand fand. In den Bor: 
verfammlungen zu den Abgeordnetenwahlen herrichte von Anfang 
an die Neigung zum Maßhalten; man hatte vielfach mit der Ab- 
wehr einer aufdringlichen Neaction, auch heftiger Amtsagitationen 
gegen die Negierung fich zu befchäftigen. Wohl nirgend gingen die 
Wahlmänner, went fie die politifchen Bedürfniffe fachlich anvegten, 
über die Punkte des liberalen Programmes hinaus. Die eigentlich 
bedeutende Erwägung fiel den perfünlichen Candidaturen zı. Da 
wurden denn in einigen Wahlfreifen, fajt nur in Berl umd den 
Hauptjtädten der alten Provinzen, Namen wie Rodbertus, Sohann 
Sacoby, Umruh, Shulze-Delitich genannt, ihre Verdienfte vor dem 
Sedächtnig der Wahlmänner aufgefrifcht, ihre Wiederkehr und treue 
Dffenheit freudig begrüßt, ihre Entjchiedenheit als ein vortreffliches 
Element anempfohlen. Leber dieje Linien hinaus war die Agita- 
tion der „Unabhängigen‘ nirgend gegangen — denn das Yob des 
veränderten Zuftandes und den Ausdruck fröhlichen Vertrauens 
hatten fie mit den übrigen Liberalen gemein —, als in der zweiten 
Hälfte der Wahltage ein überrafchendes Negierungsichreiben eintraf 
und das Ausjehen der Dinge völlig veränderte. Es war ein 
Girenlar des Minifters des Innern, welches an die Oberpräftdenten, 
Pegierungspräfidenten und ungewöhnlicherweife auch direct ar die 
Pandräthe gerichtet war. Der Minifter theilte feine Wahrnehmung 
mit, „wie bei Gelegenheit der Berfammlungen zur Vorbereitung 
der Wahlen zum Abgeordnetenhaufe Erwartungen, Winjche umd 
Hoffnungen zum Ausdruce gelangt jind, deren Erfüllung die gegen- 
wärtigen Organe der Staatsregierung auf Grund ihrer mit 
Wiffen und Willen der föniglihen Macht jich gejtellten 
Aufgabe entichieden abzulehnen verpflichtet ind“. Die ange 
iprochenen Beamten werden beauftragt, „diefen iwrthünmlichen Mei 
nungen und Ansprüchen und folchen das Maß einer richtigen Wür- 
digung der VBerhältniffe und Bedürfniffe überjchreitenden Erwar- 
tungen auf jedem gefelichen Wege überall entgegenzutreten.“ Denn 
die Regierung fer nicht geneigt, „irgend eine Ausfchreitung, wohin 
fie Tih auch richten möchte, zu gejtatten“. Die Beauftragten be 
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eilten ji, den Erlaß am Tage des Empfanges in den Zeitungen 
amtlich mitzutheilen. Mit veigender Schnelligkeit glitt ev in die 
Hände der übrigen bei dev Wahl betheifigten Beamten. Se nad) 
Yuft und Gefinmung begleiteten Einzelne ihm mit Gloffen, deren 
auslegenden Sinn man faum als unwahr zit beftreiten vermochte. 
Das neue Minifterium, jagten viele, jei eben mm ein theilweijer 
Wechfel der Perfonen, in den Grumdjäßen werde nichts geändert. 
er Hätte in den gejchäftsvollen, zur Entjcheidung drängenden 
Stunden Mufße gefunden, das Sinmgemäße von dem llebertriebenen 
zu unterfcheiden. Man überjah, daß der Grlaß in feiner grund- 
jäßlihen Anlage gegen die Extreme von beiden Seiten, aljo aud) 
gegen das jtark hevvorgetvetene Gegenwirfen ungefügiger Beamten 
gerichtet war, daß wahrfcheinlich nur der Abfafjfer, feiner Neigung 
folgend, die Worte ungleich zugewogen, die angeblid) ausjchreiten- 
den Anfprüche mit chwer treffendevr Schärfe und Ausführlichkeit 
bevadht und die andere Seite nur leife im Schlußfaße berührt 
hatte. DVergebens fuchte die offtciöfe Zeitung, welche nunmehr mit 
verändertem Namen im effort Auerswald’s geleitet wide, den 
Grlaß ruhiger zu deuten. Es war umfonft, daß fie gegen die 
maßlojen Berdächtigungen ver veactionären Blätter eiferte, die vege 
Wahlbewegung als ein gefundes Zeichen des Vollslebens begrüßte. 
Umfjonft verfündete fie im Namen der Kegierung, daß diefe, vom 
Gange der Dinge befriedigt, am wenigften daran denke, den be- 
vechtigten Aeußerungen des Berfaffungslebens entgegentveten zu 
wollen; umfonft deutete fie zuerjt auf den Inhalt, brachte fie dann 
den Wortlaut einer ältern umveröffentlihten Zufchrift Flottwell’s 
an die Kegierungspräfidenten (vom 10. November), daß „die Ber 
günftigung extremer oder exelufiver politifcher Nichtungen bei der 
den Kegierungsorganen obliegenden Thätigfeit für die bevorjtehenden 
Wahlen gänzlich zu vermeiden und zu unterlaffen“ fei. Die Er: 
läuterungen und Nachrichten blieben wirkungslos gegen das neuere 
Datum und die Autorität des Erlaffes und gegen die noch höhere 
Autorität der Ansprache des Negenten, welche mit genau berechneter 
Sleichzeitigfeit in die Welt gefest wurde. Denn an demfelben 
Zage, an welchem der Erlaß aus dem Minifterium ging, wanderte 
das Bruchjtüd der Anfpradhe im die Druckerei der reactionären 
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Zeitung. Abjehriften und Inhaltsangaben waren jhon Tage vor- 
her vertraulich mitgetheilt worden. Dem Style nad) lautete das 
Brucjtüd wie ein Ganzes, und in der Gliederung und Gejammt- 
wirfung entfprah es dem Erlaffe. Wohlunterrichtete Perjonen 
hatten das Zufammentreffen beider Manifejtationen vorbereitet und 
den Zeitpunkt jo bejtimmt, daß eine authentiihe Aufklärung vor 
den Wahlen faum zu erwarten ftand. Die berechnete Wirkung 
trat ein. Aber der unmittelbare Erfolg fiel doch nicht der Partei 
zu, welche die täufchende Anordnung getroffen hatte, jondern dein 
‚„Meinifteriellen“‘. Ihr Anhang wuchs mit dem Anjchein dev Ge- 
fahr, in welcher man den Liberalen Theil des Minifteriums jchwe- 
bend glaubte. Die Führer felbjt der „Unabhängigen‘ wurden von 
dem Strome der öffentlihen Meinung fortgeriffen. sn Berlin 
fieß man 8 gefchehen, daR die von dem Wahlmannskörper ange- 
nommene Gandidatur Johann Jacoby’s um des Ichledhten Eindrucs 
willen wieder geftrichen wurde. Nodbertus, Umruh und minder 
befannte Männer von gleichartigem politifchen QVorleben Tehnten 
ihre Candidaturen ab. Schulze- Delisich entfagte im Namen der 
Sciefalsgenoffen, mit denen ev Rath gepflogen umd bejchlofien 
hatte, für diefes mal auf die Wahl zu verzichten, weil fie durch) 
zuverläffige Auskunft darin bejtärkt worden wären, daß ihre Wahl 
dem Minifterium Schwierigfeiten bereiten würde. Das breslauer 
Somite für unabhängige Wahlen jtellte feine Ihätigfeit förmlich 
ein. Die Menge zollte Beifall. Es follte bewiefen werden, dal 
die Elemente der früher demofratifchen Partei von der allgemein 
liberalen aufgefogen, die ehemaligen Führer aber vereinzelte Per- 
jonen wären. Die Stimme des Grafen Schwerin, welcher den 
Eintritt der Demokraten als ein erfvenliches Greigniß begrüßte und 
fo weit, wie die gemeinjchaftlichen Interejfen, mit ihnen gemein 
Ihaftlid gehen zu wollen und von da ab jie nicderfämpfen zu 
fünnen evflärte, verfcholl erfolglos, weil nirgend in diefem Sinne 
gewirkt war. Kajt an feinem Wahltifche trat die bejondere Can 
didatır eines ‚„„Unabhängigen‘ der liberalen entgegen, nirgend drang 
einer don der Yinfen der Jahre 1848 und 1849 durch, faum dak 
jih hiev und da im erjten Wahlgange die Stimmen zeriplitterten, 
Mit großen Mehrheiten wurde die Mehrheit des Haufes aus jol- 
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chen Männern gewählt, welche unbedingtes Vertrauen zum Pro- 
gramm hatten. Die Partei de8 Kleinadels muRte zufanmen mit 
den verwandten Parteirichtungen an wenigen Vertretern fih genügen 
fafjen. Die frühere Negierungsmehrheit war verweht. Die „Miz- 
nifteriellen‘ ernteten felbjt da, wo die reactionären Gegner gefäet 
hatten. Aber der Samen zufünftiger Srrungen war gelegt. Die 
ganze Partei der „Unabhängigen‘ war umvertreten und ihrer Ge- 
finnung war fein Organ in der Kammer zuertheilt. Die Ein- 
fihtigen empfanden und bedauerten jett Schon den Mangel. Wer 
nicht über die nächjten Gegenjtände hinweg in die Kerne zu fehen 
vermochte, hatte an den Fleinen Mängeln der gegenwärtigen Wer- 
waltung manches auszufesen. Wem mit dem größern Gefichts- 
freife zugleich die größere Ueberficht über das Allgemeine eigen war, 
der fah im tiefern HDintergrunde die jet noch unfcheinbaren Wolfen 
fih erheben, doch im der Gegenwart fchenfte ev dem ganzen 
Sinne der Verwaltung Beifall, dur einige Misgriffe wenig be> 
hindert. Nicht jetige Beichwerden, fondern Gefahren der Zufunft 
verfümmerten ihm den Genuß. 


> 

Der Zweifel und die Spannung der Uingewißheit waren vorüber. 
Sedeneue Post brachte willfommene Nachrichten. Yon welcher Seite man 
den Erfolg der Wahlen betrachtete, in Zufammenftellungen und in Ver- 
gleichen bewährte jich der bewurte Gegenfat zu dem Charakter des cben 
geichlojjenen Haufes. Bis auf ein Mitglied, welches zwifchen liberal 
und ultramontan in allen Parteifarben jchillerte, waren jänmtliche 
Doppelwahlen auf bewährte Männer gefallen, und wenn auch nicht 
von einen durchgereiften Berjtändnig der Wahhvürde, jo zeugte cs 
doch von dem Schwunge der Semüther, dag Auerswald, Schwerin 
und Grabow je vier mal, Batow drei mal, meist in ländlichen 
Bezirken gewählt wırden. Die Häupter der Kleinadelspartei waren 
an ihren ficherit geglaubten Wahlitätten erlegen; von der frühern 
DOppofition wurden alle wiedergewählt. Die Zahl der theilnchmen- 
den Wähler hatte jih vermehrt, in der breiten Ehicht der dritten 
Kaffe beinahe verdoppelt. Aber nicht dev Zuwachs allein, jondern 
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der gleichzeitige Wechfel der Gefinnung unter den frühern Wählern 
bejtimmte das veränderte VBerhältniß der Parteien und machte die 
Niederlage aller altminijteriellen und confervativen Fractionen voll 
tändig. Ein folder Umfhwung des Wahlergebnijjes unter un- 
veränderten Gefeßen war im Preußen ohne Beilpiel und in der 
wechfelreichen Gejchichte moderner Parlamente ohnegleichen. Nicht 
mehr als 110 Abgeordnete der frühern Kammer wurden wieder- 
gewählt, unter ihnen nur 45 von den 231 Mitgliedern der Rechten, 
und zwar die minder Bedeutenden, welche nicht fo jtarr abgejchlojien 
waren, wie die hervorragenden Führer; einige hatten jogar das 
Mandat mit dem DVerfprechen erfauft, daR fie das Veinifterium 
unterftügen würden. Ergänzt mit den nen Hinzugefommenen zählten 
alle confervativen Fractionen 44 Mitglieder. Die Zahl der Yand- 
räthe, unter denen Liberale an Stelle von conjervativen getreten 
waren, verminderte ji) von 77 auf 27, die der richterlichen Be- 
amten vermehrte ji) gegen die Leiten Wahlen beinahe um das 
Doppelte. Bon 48 VBerwaltungsbeamten, welche in der frühern 
Kammer eine dem Meinifterium blindlings ergebene Fraction ge- 
bildet Hatten, wurden nur 5 wiedergewählt, welche jich für An- 
hänger des jetigen Meinifteriums erflärten. Bon den entlafjenen 
Miniftern hatten 6 im Haufe gefeffen; jett erhielt nur der frühere 
Minifterpräfident Manteuffel ein Mandat, aus localer Schonung 
in feinem Heimatsfreife, wo ev zugleich mit Patorw gewählt wurde. 
Der jüngere Manteuffel unterlag an vier Orten. 

Alle diefe Nachrichten trafen nah und nad) ein. Nreilich 
meldete man zugleich) veactionäre Agitationen von Beamten aller 
Grade, aber jie machten nicht mehr bejorgt wie früher, als der 
‚Ausgang ungewiß war, jondern verdoppelten die Freude über den 
Sieg. In der zuverfichtlihen Stimmung erregten fie eine Art von 
Heiterkeit, al8 ob die nachzügelnden Beamten die Krifis verjchlafen 
hätten, Der richtige Text der Anfprache des Negenten wurde be- 
fannt, Der Gegenfat gegen das veröffentlichte Bruchitük umd 
feinen entmuthigenden Eindrud bewirkte, daß das Volk jett allen 
Nahdrud auf die verheißenen Reformen legte. Die  offictöfe 
Sprade wurde freimüthiger. Die Regierung jprad offen ihre 
Zufriedenheit mit dem Ausfall dev Wahlen aus und ging jogar 


156 II. Die Regenticaft. 


der Stimmung ihrer Anhänger einen Schritt voran. Als in einer 
berliner Nachwahl die Kandidatur Diejterweg’s, des berühmten 
Borfämpfers für vationelle Erziehung, an Ausficht gewann, Die 
reactionäre Partei, für ihre Schulvegulative bejorgt, in der Perjon 
des Candidaten das Unmaß der Anfprüche demmmeirte, und felbjt 
die Minifteriellen die Kleine Abweichung von der Yinie dev Haupt: 
wahlen bedenklich fanden, erklärte das Weimijterium fich beruhigt. 
Der Name Diefterweg’s deute die berechtigte Korderumg der Eultug- 
freiheit an. Den oppofitionellen Steim diefer Candidatur möge 
man gelten laffen, denn ihr liege nicht an einer unbedingt willigen 
Kammer; fie brauche eine loyale Unterjtügung, und dieje fer ihr 
in den vollzogenen Wahlen reichlich gewährleiftet. Aber gegen eine 
Anfnüpfung an die Demokratie von 1545 und 1349 zeigte fie jid) 
nod empfindlich, als der Name von Kirchmann’s unter den Bor: 
ihlögen der Wahlmänner gelegentlich genannt wurde. 

Gine folhe Webereinftimmung zwifchen Bolf und Regierung 
in fo harmonifcher Ruhe, frei von Widerwillen ımd Enthufiasnus, 
hatte in Preußen nod nie geherrjct. Die Wirkung kam aud in 
anderen Zweigen des öffentlichen Yebens zum Vorfjcein. Die 
jährlich wiederfchrenden Stadtverordnetenwahlen fanden eine weit 
vegere Theilnahme. Die dem Turnus nad) Ausjcheidenden wurden 
in Berlin und auf dem Yande durch Liberalere Bürger evfeßt. 
Man konnte in diefen Tagen lernen, wie allfeitig eingehülft der 
Bürger inmitten der ftaatlichen Berhältniffe jteht, wie viel von dem 
idealjten Genufje der Staat ihn entbehren läßt, wenn die öffent- 
fihen Dinge den Anfprüchen zuwidergehen. Auf den Straßen, an 
Erholungsorten, in Privathäufern Lebte man unter leichten Ge- 
müthern, jfah man frohe Gefichter. Seit lange wohl war die Neu: 
jahrsnaht auf den Straßen Berlins nicht jo bewegt umd von fo 
heiterem Anftand. Man jah feinen Pöbel, der in jolchen Nächten 
jeinen Kleinen Unfug zu treiben pflegt. Die VBorübergehenden be- 
grüßten fi brüderlid) mit den wohlbefannten Nenjahrsinfen. Die 
?eierfaftenträger fpielten patriotifhe Weifen, jammelten wohl- 
gefleidete und gefittete Hörer um fich, und die Gejchenfe floffen 
ihnen veihlih zu. SZwilchen dem Friedrichs Denkmal und dem 
Palajt des Negenten wogte um Mitternacht die bunte Menge mit 


II. Die Negentichaft. 297 


immer fich ernenernden Hochs. Aus dem Munde gewöhnlicher 
Leute hörte man das bedeutungsvolle Symbol des Plates, auf 
welchem man ftand: zwifchen dem großen Friedrich) und dem Re- 
genten. 

Das Bolf Hatte feine Arbeit gethan; die Gejchäfte und Sorgen 
gehörten jest den Staatsmännern. Es fehlte nicht an Gründen zu 
Beforgniffen, die einige von ihnen wirklich jpürten, und nicht die 
geringjte darüber, daß die Negierungspartei nicht in dev Meitte zoifchen 
den Oppofitionen ftand, weil das eine Ende, die liberale Oppofition, 
gänzlich fehlte. Und was mit dem Herrenhaufe beginnen? Schon 
fah man die Konfervativen fich jfammeln. Man vernahm, daR 
feine Reform des Oberfirchenrathes, feine Nevifion der Schul- 
regulative zu erwarten wäre. Geldforderungen, Umgeftaltungen des 
jtehenden Heeres und der Yandwehr wirden angedeutet. Dann 
famen wohl auch beruhigende Widerlegungen. Alles dies glitt im 
den wenigen Tagen faft fchattenhaft vorüber. Indejjen den fejtern 
Kern bildete das BVBertrauen auf die Regierung; darauf Hin fühlte 
fie) die Liberale Mehrheit der Abgeordneten gewählt. Von ihren 
vorbejtimmten Führern gingen Aufträge ein, die Pläße auf der 
Rechten des Haufes zu belegen. Auch äußerlich, den Sinnen 
wahrnehmbar wollte man darthun, daß man jest eine Negierungs- 
partei fei und feinem Minifterium kräftig durchhelfen wolle. Die 
Confervativen follten den Bänfen abjehen und aus ihrer Gefichts- 
wendung zur Tribüne und zum Präfidenten daran erinnert werden, 
daß fie in der Dppofition gegen die Regierung jich befinden. Eine 
Auffaffung, von der nicht jo gering zu denfen tft, wie man fie zur 
Zeit veranfchlagte. 

Das Minifterium zeigte eine liberale Ungeduld nach dem Be- 
ginmm der parlamentarifchen Thätigfeit. Die Häufer waren auf den 
12. Jamtar, fait den letten Tag der gejtatteten Srift, einberufen; 
die Vorarbeiten liegen feinen frühern Termin zu. Im den Mi- 
nijterien ging e8 während der Zwijchenzeit lebhaft her, im jedem 
gab es eine Fülle von Gefchäften. Aber die Regierung beeilte jich, 
no) vor dem Zufammentritt dev Häufer in die parlamentarische 
Sphäre zu gelangen, die Art im voraus zu bezeichnen, in welcher 
fie die Reformen zu behandeln, das Parlament zu achten und ihre 
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vielbetonte Initiative zu handhaben gedenfe. Aus diefen Geiite 
entiprang die inberufung einer parlamentariichen Commiffion, 
welche den im Ministerium ausgearbeiteten Entwurf des Ehegefetes 
berathen folltte und eine Woche vor der Yandtagseröffnung zu- 
fammentrat. Die Auswahl der Weitglieder gewährte ein ımgefähres 
Borbild, wie die Negierung zu beiden Häufern und zu ihren PBar- 
teten sich zu verhalten gefonnen war. Kine gleiche Anzahl aus 
jedem Haufe, die Perfonen anjcheinend aus der Mehrheit von 
leitenden Gewicht, mit Weglaffung der äußerjt confervativen Partei- 
gänger. Die geladenen Abgeordneten Graf Schwerin, Wentel, 
Mathis und Simfon erjchienen vollzählig, von den „Herren“ 
lehnte der bedeutendfte und wichtigite, Graf Arnim=-Boitenburg, ab 
mit dem conftitutionellen Bedenken, daß der Negierung nicht zuftehe, 
parlamentarische Commiffionen einzuberufen. 

Noch am Cröffnungstage jah die Meenge der Zufchauer die 
Mitglieder beider Häufer nebeneinander auf dem Wege nad) dem 
Weißen Saale, gewiffermaßen wie Gegner an einem umnpartetifchen 
Drte fih zufammenfinden. Die erjte gejonderte Situng zeigte den 
Antagonismus in feiner ganzen Schroffheit, che noch die Häufer 
conftitwirt waren. Im Abgeovdnetenhaufe waren die Bänfe der 
rechten Seite belagert; die Mafje drängte jich, die angewiefenen 
Pläte fuchend. Immer Lichter wurde es nach linfs Hin, wo weit 
hinten, zufanmengefchmolzen und doch zerjplittert, die conjervativen 
Fractionen Plaß nahmen. ber das Herrenhaus bot fein ver- 
ündertes Ausfehen. Nur war e8 zahlveicher befucht, und die 
Mienen der Mitglieder fchienen gefpannt oder entjchloffen. Noch 
war fein jachliches Wort gefallen, als die frühern Präfidenten 
wiederum aus dev Urne hervorgingen. Kinzelne Mitglieder aber, 
denen man größere oder geringere Hinneigung zur Negterung zu= 
traute, wurden aus den Kommiffionen entfernt, in denen fie üblicher- 
weife gefjejfen hatten, — — — 
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Mas in Preußen 1858 fich zutrug, war feine bloße Ab- 
löfung der Parteien in der Regierung, wie fie in Yändern von 
conjtitutioneller Gewöhnung jtattzufinden pflegt, fondern es war 
ein gejchichtlihes Creigniß von ungewöhnlicher Tragweite, Mit 
alleiniger Ausnahme des Jahres 1845, welches wegen feiner un- 
gewifjen und jchnell veränderlichen Zuftände nicht in Betracht fan, 
hatte Preußen noch nie zuvor eine liberale Negierung bejefien. 
Jeßt befand jich zum erjten mal die große Mehrzahl des Volkes 
in Uebereinftimmung mit der leitenden Gewalt, fie erwartete unter 
der Yeitung dev Regierung einen maßvollen Fortichritt und fie 
begrüßte diefen Zuftand, welcher den Imftineten des preußischen 
Volkes am meijten zufagt, wie den Anbruch einer neuen Aera; 
im VBolfsmunde wurde jogar diefer Name fchlechtweg gebraucht. 
Benn auch nicht alle Mafnahmen der neuen Regierung gebilligt 
jogar Zweifel über die Abficht jchon früh laut wurden, jo über 
wog am Anfang doch das Vertrauen und das Ergebniß der all 
gemeinen Wahlen durfte als der richtige Ausdrud der öffentlichen 
Stimmung bezeichnet werden. Den Abfichten der Wahlen ent 
Iprechend bildete fi im Abgeordnetenhaufe unter der Führung des 
Herrn von Vinde eine Partei aller Yiberalen, welche die entjchiedene 
Mehrheit der Abgeordneten umfaßte und die Unterjtütung der 
Regierung zum Programm erhob. Im Yandtage und außerhalb 
wirkten die Vertreter diefer Partei dafür, daß die Negierung mit 
feiner Forderung gedrängt wurde, Der Wechjel in den Negierungs- 
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grumdfägen habe fich durch den freiwilligen Entfehluß des Negenten 
vollzogen; aus Dankbarkeit und Klugheit gezieme jich gleich Fehr, 
dem hohen Willen fich anzufchliegen und den Antrieb, anjcheinend 
oder thatfächlich, dort fortwirfen zu laffen, woher er gefommen fei. 
Eingeweihte warnten, dag man nicht, indem man die Negierung 
drängte, populären Strömungen zu folgen, den Anfchein hervor- 
rufen möchte, als ob die Machtverhältniffe in Preußen fi zu 
verändern beginnen. E8 dürfe nirgends jchroff hervortreten, daß 
der fünigliche Wille mehr als früher gehindert fer. Am preußischen 
Hofe erhalte fich noch die alte Lleberlieferung, daß die Königsge- 
walt nicht zu vermindern jei; man dürfe der Negierung bet der 
erften Wendung, welche freiwillig von oben her im liberalen Sinne 
vollzogen werde, nicht zur Yaft legen, daß fie jene Ueberlieferung 
verlaffe. Man müfje vielmehr im dem bedentfamen Wechjel die 
Wege eben und die freiwillig gewählte Bahr auch als die be- 
quemfte werth machen. 

Diejen Mahnungen Fam ein allfeitig. guter Wille entgegen. 
Die große Mehrzahl war ohnehin befriedigt, im Vergleich mit der 
eben beendeten Neaction und in dem völlig neuen Gefühle, die 
Freiheit in geordneten Berhältniffen und unter dem Beifall der 
Kegierung zu genießen. Andere fahen freilich mit Beforgnig den 
günstigen Angenblick verfänmen und einen Zuftand einleiten, in 
welchem die neugewonnene Freiheit nicht dur) Bürgfchaften des 
Sefetes gejtütt, nicht durch Anftrengungen des Bolfes befeitigt, 
fondern allein durcch- die Neigungen des Herrichers getragen wide, 
Der Wille eines Einzelnen galt ihnen al8 feine genügend 
fefte Grundlage, auch nicht für die Dauer des Veberganges. Im 
Gegenjaß zu dem Vertrauen der meiften forderten fie zunächit von 
den Miniftern, und wenn diefe auf umiberwindliche Hinderniffe 
jtießen, von dem Abgeordnetenhaufe den Anfang einer Politik, 
welche durch Entjchlojfenheit die Freunde anvege und die Gegner 
entmuthige. Doch als jie mit ihren Winfchen weder hier noch 
dort durchdringen fonnten, bejchränften fie fi), von der Stelluna 
aus, in welche jie gedrängt wurden, die Entwidelung zu beobachten. 
Sie traten weder in offene Dppofition, noch zogen fie Sich 
von dem öffentlichen Yeben ganz zurüd, jondern im Gegenjaß 
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zır den eben überwundenen fehlimmeren Zeiten befundeten fie durch 
ihre Theilnahme an der Wahl und auf jede andere Weife, daß fie 
die Wohlthat des Wechfels anerfannten. 

So befchaffen waren die Anfänge der neuen Aera. DVielleicht 
hat feine Zeit ein zufriedeneres VBolf gefehen, als das preußijche 
damals war. Ganz Deutfchland erfreute sich des Umjchwunges; 
bis zum Äufßerften Süden erwachte die Sympathie. Die Grenzen 
waren plößlich überfprungen, alle Hoffnungen wendeten ji nad) 
Preußen; nad fat zehmjähriger Unterdrücung fing der natio- 
nale Gedanfe wieder au, um die Yeitung Preußens zu werben. 
Aber in den ungewijfen Anfängen lagen jchon die Keime zu den 
Srrungen, welde unaufhaltfam fich entfalteten und immer größere 
Kreife ergriffen. Gegenüber den lange eingelebten Gewohnheiten 
um den Hof mußte die Regierung auf die Shwungvolle Theilnahme 
des Volfes fich ftüßen, und hierfür fehlte von vornherein die Dirch- 
jichtigfeit der Ziele. 

In den erften Monaten fchon erhielt die Regierung ohne ihr 
Hinzuthun, durd) den zwifchen Defterreich, Italten und Frankreich) 
ausgebrochenen Krieg, die fojtbarjte Gelegenheit, den deutfchen Beruf 
Preußens fichtbar zu machen. Der günftige Augenblie wırrde durch 
Zögern verfäumt. Preußen erjchien zu jpät auf dem elde, und 
die populäre Nachwirkung des endlichen Fräftigen Entjchluffes ging 
gänzlich verloren, weil die Negterung ihre Abfichten im eim un- 
durchdringliches Dunkel hüllte. Kür den greifbaren Inhalt der 
nationalen Bewegung war e8 von der größten Wichtigkeit, welche 
Stellung Preußen zu den Berlegenheiten Defterreihs in Italien 
und zu deffen Beziehungen in Deutjchland einnahm, und doc) 
fonnte außerhalb der Negierung niemand enträthjehr, zu welchen 
Zweden die Armee aufgeboten, ob. umd in welchem Umfange die 
beffere Einigung Deutfchlands in Betracht gezogen wurde, ob ıms- 
mittelbar nur Defterreich unterjtüßt oder gleichzeitig die Yeitung in 
Deutfchland verändert werden follte. Als jpäter patriotische Männer 
den nationalen Gedanfen in eine organifirte Bewegung braten und 
im Nationalverein für die Yeitung Preußens und den Ausjchlur Deiter- 
rveich8 die öffentliche Meinung vorbereiteten, wußte man nicht, ob die 
Negierung zu begünftigen oder entgegenzumirken ftrebte, Nicht allein 
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die Aenferungen einzelner Minifter, jondern auch VBerwaltungs- 
acte fielen verfchiedenartig aus. Bis in die KHeinften Einzelheiten 
ichwanfte das Benehmen. Im Crmangelung einer erfennbaren 
Yeitung jtrebten die populären Nationalgefühle mit doppelter Be- 
gierde fich bei jedem pafjenden Anlaß zu äußern, aber von der 
preußifchen Negierung erfuhren fie feine Ermunterung, und objchon 
fie niemals die gejetsmäßigen Bahnen verließen, hatten fie doc) 
mit der obrigfeitlichen Ungunft zu fämpfen. In Berlin regte der 
hundertjährige Geburtstag Schiller’s zu einer großen nationalen 
Demonftration an. Der Grumditein zu eimem Sciller-Denfmal 
follte gelegt und eine öffentliche Feier mit Aufzügen der Gewerfe 
in den Straßen veranftaltet werden. Dazu bedimfte es der obrig- 
feitlichen Erlaubniß. Yange dauerten die Unterhandlungen, Meint- 
jtev betheiligten ji bei dem polizeilichen Acte, die Erlaubniß 
wurde in Ausjicht geftellt, verfagt und wieder in Ausjicht ge- 
jtellt. Erft im dem allerletten Tagen nahm die Negierung felbft 
die Feier in die Hand, mit der unverhehlten Abfiht, eher dem 
Helden der Literatur als dem Nationalhelden die Huldigung dar- 
zubringen. 

Drei und ein halbes Jahr war das liberale Minifterium amı 
Kuder, aber noch bis heute it unbekannt, welchen Yeitfaden es in 
der deutjchen Bolitit befolgte, was es freiwillig oder nur aus 
Hengjtlichkeit verwarf. Bon der amtlichen Negierungspolitif erfuhr 
man nur, daß Preußen eine verbejferte Bundesfriegsverfaffung 
forderte. Auch diejes eingefchräntte Verlangen trat entweder im 
den preußifhen Anträgen Thüchtern, oder wenn diefe den ganzen 
Inhalt des Strebens ausdrüdten, in unammehmbarer Gejtalt 
anf. Im der fräftigen Durchführung einer einheitlichen Kriegs- 
leitung founten die Keime einer wahren Nationaleinheit gewonnen 
werden. Aber was die preußifche Negierung forderte, trug zu- 
nächft em Moment der Schwähung in fi) und führte vom 
Ziele ab. Das Bumdescontingent follte im zwei Armeen zu- 
jammengefaßt und der Oberbefehl der nördlichen Armee an Preußen 
übertragen werden. Diefer Borichlag wurde als das Gegentheil 
deutfcher Einigung von nationalen Streifen mit Deistranen aufgenommen 
und man wollte ihn durchaus nicht als den letten Zielpunft einer 
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liberalen preußifchen Regierung auffaffen. Als jedoch (1561) tm Ab- 
geordnetenhaufe beantragt wurde, in der Adrefje an den König 
diefen Theilungsplan abzulehnen umd die oberite Führung des ges 
jammten deutfchen Heeres in der Hand Preußens als die allein 
annehmbare Veränderung zu bezeichnen, widerjegte ji) die NRe- 
gierung dem Beihluffe. Eine Gefahr war zwar, nad) der Aeufe- 
rung des Minijteriums, mit einem jolchen Beichluf nicht verbunden, 
aber der Regierung war er „im höchiten Grade unerwünfcht”. 
Die große Mehrheit lehnte den Antrag ab, in gewohnter Willigfeit 
gegen die Regierung. Die leitenden Meinifter waren von natio- 
nalen Gefühlen befeclt; niemand zweifelte daran. Aber für die 
Yöfung des nationalen Dranges hat die Negierungspolitif der neuen 
Hera fein erfennbares Merkmal Hinterlaffen. 

In der innern Verwaltung hat die liberale Negierung durd) 
ihr Beifpiel bewiejen, wie viel eine wohlgelittene Negierung zum 
Behagen des Einzelnen beitragen fan. Die Anfänge jener Pe- 
viode werden überdies ein dauerndes Zeugniß bleiben für die wich- 
tige Erfcheinung, daß das preußische Volk feine volljte Befriedigung 
im Einverftändniß mit einer gejeßestreuen Negierung findet; eine 
werthvolle Yehre gegen diejenigen, welche über die Oppofitionsluft 
des Bolfes fich beflagen oder auf diefelbe fpeculiven. Aus jener 
teigung entfprang das Webergewicht des Vertrauens und der gute 
Wille, welche der Negierung entgegenfamen. Aber die Wir- 
fingen diefer Stimmung wurden zuerjt durch die Unklarheit der 
Adfichten beeinträchtigt, dann durd die Unentjchloffenheit der Aus- 
führung allmählich aufgehoben. 

Wie während der allgemeinen Wahlen, jo blieb es jpäter 
noch zweifelhaft, ob die Negierung entjchloffen war, alle Hinder- 
niffe wegzuräumen, welche dem Geifte der Berfaffung entgegen- 
wirkten, oder ob fie jich begnügen wollte, auf den alten Wegen die 
groben Misbräuckhe abzustellen. Die Ansprache des Negenten ließ 
verjchiedene Deutungen zu, und von den Mliniftern wurde bald 
die eine, bald die andere Meinung unterftüßt. In der Verwaltung felbjt 
famen die Folgen dev ungewilfen Bolitif zum Borfchein durch Wider: 
Iprüche, welche das öffentliche Urtheil verwirrten und das Anfehen 
der Negierung Ichwächten, Die frühere Regierung hatte mit der 
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größten Strenge die Beamten dazıı angehalten, dem leitenden 
Willen ihrer Chefs unbedingt zu folgen ımd als ausführendes 
Drgan ihrer Anwerlungen und Abfichten zu dienen. Unzweifel- 
haft hatte die Neaction hierin die Grenzen des Verwaltungs: 
bedürfniffes und des DVBerwaltungsrehts weit überjchritten, aber 
jet rig die enigegengejeßte Praxis ein, weit über das gejtattete 
Maf hinaus. Befonders unter den politifchen Beamten traten 
einzelne in offenen Widerjprucd jogar gegen den Geift der Ber- 
waltung, welchen die Anfprache des Negenten unzweidentig ange- 
fündigt hatte. - Solange Herr "lottwell das Meinifterium des 
Innern leitete, Ind man die Schuld auf die Berfon des Neinifters, 
welcher zwar von vedlichen Willen befeelt, aber den bedeuten- 
ten Ansprüchen des Amtes umd dev Yage nicht gewachjen war. Im 
Miniiterium des Innern lag der Schwerpunkt der Verwaltung, zu 
diefem Reffort gehörten die politifchen Beamten, welche die frühere 
Regierung aud) aus den lebhaftejten Parteigängern dev Neaction 
ausgewählt hatte; und gerade hier begegneten die Beamten einer 
durch Unfenntnig der DBerhältuiiie gehemmten, durch) das hohe 
Alter gebeugten Energie. Es war ja befannt, dak Herr Alottwell 
jelbjt diefe feine Schwäche gegen den Eintritt in das Mlinifterium 
eingewendet Hatte, und daß er wie früher zum Eintritt, jo jeist 
gegen fernen perfönlichen Wunjch nur durch die Noth der Umftänvde 
und aus patriotifchem Prlichtgefühl zum VBerbleiben fich bewegen 
ließ. Aber welcher Art war die Noth; gab es feine für das Amt 
und die Yage geeignete PBerfon? Graf Schwerin war in aller 
Munde Durch fein politifches Vorleben und feine perjünlichen 
Eigenschaften galt er vom erjten Tage der Wendung an als der 
Staatsmann, welcher die politiiche Nichtung der neuen Nera am 
beiten bezeichnete umd deren Träger zu werden verdiente. Sein 
Anfehen im Yande vührte vom Bereinigten Yandtage her, wo er 
gegen das Februarpatent die Aniprüche des Yandes auf eine wahre 
Berfaflung bejonmen und entichieden vertheidigte und bald am der 
Spiße der Verfaffungspartei itand. Nac) der Revolution von 
1545 gehörte er zu den eviten, welche der König in das Minifte- 
vium berief, aber al8 er die Schwierigkeiten der Lage überfah, 
gab er jogleih das Amt auf umd behielt feinen Namen unver: 
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fehrt. Seitdem blieb er der furchtlofe VBertheidiger der gejeglichen 
und zugejagten Rechte gegen die Reaction, der maßvollen Entwide- 
fung gegen die drängende Ungeduld. Während der ganzen Neac- 
tionszeit war er der hervorragende Führer der Oppofition in dem 
parlamentarifchen Sampfe, in welchem er als Abgeordneter und 
wiederholt als Präfident des Abgeordnetenhaufes fich bewährte. 
Seine derbe Ausdrucdsweife Hatte ihm den Auf eines emerz 
gischen, feine Anerkennung der Gegner den Kuf eines gerechten 
Mannes verfchafft, und als ficheres Zeichen feiner Vorzüge galt, 
daß er troß feines fchroffen Wefens in dev unmittelbaren ms 
gebung die Wwärmfte Zuneigung und im Yande die weitejt ver- 
breitete Popularität genof. Im den allgemeinen Wahlen des Jahres 
1858 wurde er von vier Wahlfveifen gleichzeitig in das Ab- 
geordnetenhaus und hier wurde ex mit fieben Achten allev Stimmen 
zum Präfidenten gewählt. Auffällig war, daß in der Bildung 
des neuen Minifteriums diefer Mann umgangen wurde, und allge 
mein gab man der Noth der Verhältniffe, welche Herrn Flottwelt 
zur proviforifchen Uebernahme und Yeitung feines Nejjorts bewog, 
die Auslegung, daß die leitenden Minister den Grafen Schwerin 
als Amtsgenofjen wünfchteh, aber nicht erlangen konnten. Aucd) dies 
zählte man zu den Merkmalen der Unficherheit. Deshalb nahm 
man e8 wie ein bedeutungsvolles Ereigniß auf, als im Auguft 1859 
Herr Flottwell zurücdtrat und Graf Schwerin das Minifterium des 
Innern übernahm. DIett endlich war das Provijorium vorüber 
und das Meinifterium hatte ein entjchiedeneres Ausfehen, da die 
liberale Mehrheit durch den vorzüglichiten Nepräfentanten der 
liberalen Partei und des parlamentarifchen Berufes verftärft war. 

Einen wefentlich verfchiedenen, fait entgegengefeßten Charakter 
trug eine Ergänzung des Minifteriums, welche einige Wochen nad) 
dem Eintritt des Grafen Schwerin erfolgte. Ohne irgend ein 
vorausgegangenes Anzeichen wurde plötßlic) der Kriegsminifter von 
Bonin entlaffen und Herr von Roon an feine Stelle berufen. 
Seit dem Anfang der Negentfchaft fchwebten Verhandlungen über 
die Neorganifation der Armee; das Shitem des Kriegsminifters 
wurde nicht durchweg im militärischen Kreifen gebilligt, und Herr 
von NRoon war mit Gegenplänen amtlich befchäftigt. Unter 
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diefen Umftänden Fonnte der Wechjel des Kriegsminifters einen 
blos technijch-militäriichen Grund haben. Aber eine politiihe Be- 
deutung lag im Gegenfaß der Perjonen und im der Art, in 
welcher der Wechfel fi vollzog. In Preußen pflegt jönft die 
Entlaffung auch nur eines Minifters mit der Umftändlichkeit einer 
Cabinetskrifis behandelt zu werden; diefer Wechjel aber erfolgte im 
überrafchender Eile. Man jagt fogar, daß die übrigen Minifter 
von der Entlaffung ihres bisherigen und der Ernennung ihres 
neuen Gollegen exjt durch die vollbradhten TIhatjachen Kenntniß ev- 
halten haben. Im PBublifum zählte überdies Herr von Bonin zu 
den wenigen Generälen, denen man ein nterefje für liberale Re- 
gterumgsweije zujchrieb. Für den General von Noon fiel minde- 
jtens diefe Empfehlung weg, jiher aber haben damals jchon feine 
Gollegen an ihm das jchneidige und Ichroffe Wefen gefannt, welches 
ihn fpäter zu einer jo hervorragenden Rolle im Conflict bejtimmt 
haben. Einiges von diefen Misahnungen drang in das Publikum, 
welches ihn als einen in das Minifterium eingetriebenen Keil be- 
zeichnete; die im den Herren von der Heydt und Simons etwas 
lälftg vertretene Gegenfeite habe jest ein handelndes Haupt ev: 
halten. ndeffen die liberalen Minifter befehwichtigten, Herr von 
Koon jelbit legte jich die Rolle der Klammer bei, welche das Mi- 
niftertium mm noch feiter zufammenhalten würde, und die weiteren 
Bolfsfreife, welche für jetst noch mehr mit den allgemeinen Fragen 
der Verwaltung, als mit den beabfichtigten Veränderungen in 
der Heeresorganifation vertraut waren, hielten fih an die für fie 
wichtigere Ernennung des Grafen Schwerin. 

Selbjt die eigenen Kollegen diefes Minifters jollen, wie ich 
glaubwürdig berichtet bin, damals der Meinung gewejen fein, daf 
Graf Schwerin über die wichtigjten Differenzpunfte feines Faches 
und der allgemeinen Politik bejtimmte Bedingungen geftellt und 
Zufagen erhalten habe; fein Wunder, daR Entfernterftehende feinen 
Eintritt für die Erfüllung eines Programms nahmen und ihre 
Grwartungen danach eimvichteten. DWor allem erwartete man das 
fräftigjte Einjchreiten gegen die Beamten, welche fi) durd die Aus- 
übung ihres Amtes in einen offenfundigen Gegenfat zum Shftem der 
Kegierung bradten. Der Zwiejpalt innerhalb der Verwaltung 
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verwirrte den Sinn der Negierten und überhäufte die Minijter 
mit Verlegenheiten und Gejchäften. Wer im feiner Heimat nad 
Art der bisherigen Bolizeiwirthichaft beeinträchtigt wurde, brachte 
natürlich feine Befchwerden an den Minifter. Graf Schwerin lieh 
es niemals an Abhülfe fehlen, wenn er angegangen wurde, die um- 
gefesmäßige oder willfürliche Handlung eines untergeordneten Be- 
amten aufzuheben. Aber der Gang der Berwaltung und das An- 
chen der Negierung litten gleihmäßig Schaden, jolange zwei 
Syiteme um die Herrfchaft miteinander zu Fümpfen fchienen. Be- 
jonders auffällig traten einige Spitzen der Provinzialbehörden und 
andere politifche Beamte hervor, deren Benehmen geradezu feind- 
jelig und nur dadurch erflärtih war, daß jie der Liberalen Kegie- 
rung feine lange Dauer und im der Gegenwart nicht die Kraft 
zutrauten, die widerftrebenden Beamten zum Gehorjam zu zwingen 
oder aus den Aemtern zu entfernen. Gegner und Freunde nahmen 
e8 für ein Zeichen der Schwäche, dar die Denifter einen jolchen 
Widerftand nicht durch Entfernung der Berfonen brachen, fondern in 
einen läftigen Einzelfampf gegen die Mahregeln fich einließen. Die 
Minifter vechtfertigten ihr Verhalten damit, daR fie mit Umficht 
und Ausdauer das Ziel gleich ficher zu erreichen Hofften und die mildere 
Weife einem tief einjchneidenden Wechjel vorzögen. Im Volke aber 
glaubte man an Hindernifje, welche das entfchiedenere Vorgehen 
nicht geftatteten. Hierfür fprach nicht allein die jonjt unerflärliche 
Nichtachtung der Gründe, welche im augenfälligen Staatsinterefie 
die Einheit der Berwaltung forderten, jondern auch die Duldung 
und befcheidene Rolle, welche die Miinifter in der Gefeßgebung einem 
an fie unmächtigen Factor gegenüber jich auferlegten. 

Bon erjten Tage an hatten das Minifterimm und das Syitem 
der neuen Aera in der Partei des Kleinadels einen unvderfühnlichen 
Gegner. Die endliche Einfeßung der Negentjchaft empfand die 
Partei als eine Niederlage, aber fie glaubte an feine lange Dauer 
de8 neuen Zuftandes. Aus den begleitenden Umftänden und aus 
ihren Nachrichten vom Hofe jchöpfte fie Hoffnung. Sie war mit 
den Bewegungen des Hofes genug vertraut, um aus gewilien An- 
zeihen auf die Grenzen zu fchliefen, welche von oben her dem 
Spftem gezogen waren. Im der ftrengen Durchführung einer 
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gejesmäßigen Verwaltung hatten die Meinifter offenbar freie Hand, 
den Perfonen gegenüber waren fie bejchränft. Schon in der Zu- 
jammenjetung des Minifteriums lag die Beichränfung ausgedrückt, 
indem c8 gewiß nicht mit dem Willen der Minifter gefchah, dak 
der Eintritt des Grafen Schwerin verzögert und das Proviforium 
unter Heren Slottwell verlängert, daß Herr von Bonin entlaffen 
und Herr von Nooı berufen wınrde, daß der Präfident Wentel, 
der nächjt dem Grafen Schwerin hervorragendfte Vertreter der 
parlamentarifchen Mehrheit, nicht in das Meinifterium gelangen 
fonnte, objchon das Yuftizportefeuille des Herin Simons jeden 
Augenblick fich erledigen Fieß und Herr Wentel in allen Beziehun- 
gen der geeignete Mann war. Die Unbotmäßigfeit hoher Beamten 
war der Partei eim jicherer Beweis dafür, daß der Kampf frei jtand. 
Das Herrenhaus war zum Widerjtand in folchen vorübergehenden Zu- 
Händen organifirt, umd die Partei machte Fein Hehl daraus, daß 
jie die Kraft der Organifation gegen die populären Beftrebungen 
verjuchen wollte. Der Verfuh gelang. Mit geringfügigen Aus- 
nahmen unterlagen alle liberalen Gefetesvorlagen im Herrenhaufe, 
und die Ziele wurden vereitelt, über welche die Kegierung und das 
Abgeordnetenhaus ohnehin auf den mäßigjten Grundlagen fich ver- 
jtändigt hatten. Auf diefe einfachite Weife wurden die weit verbreiteten 
Forderungen befeitigt und die Regierung fehien gegen die vegel- 
mäßig wiederfehrenden Niederlagen wenig empfindlich zu fein. Der 
grumodjätliche Zwieipalt, welcher feinem Inhalt nad einen Conflict 
zwijchen der Negierung und einem Nactor der Gefeßgebung bildete, 
jchien von der Negterung nicht in diefem Lichte aufgefaßt zu werden. 
eben der DOrganifation des SKleinadels im Herrenhaufe hatte das 
DVerfafjungsgefeß der monarchifhen Autorität gegen die Gefahr des 
Sonfliets die freie und unbeihränfte Ernennung von Mitgliedern 
vorbehalten; jest war es an der Zeit, das Herrenhaus durch ve- 
gierungsfrenndliche Mitglieder zu ergänzen, aber das wirffame und 
naheliegende Mittel blieb unbenutt, obfhon das Werwerfen der 
Kegierungsvorlagen ji zur Negel ausgebildet hatte. Wie viel 
jedoch) der bloße, aber energifche Wille der Regierung gegen diefe 
Dppofittion vermochte, zeigte fich bei einer bedeutenden Gelegenheit, 

Die Beihwerden über die Ungleichheiten der Grumdfteuer 
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waren bon fehr altem Datum, die Provinzen gegeneinander, Kreife 
derfelben Provinz, Einwohner derfelben Kreife und Ländliche Nad)- 
barır Eagten wegen UWeberbürdung. Seit dem Jahre 1843 war 
die Einführung einer allgemeinen Grundftener und die Aufhebung 
alfev Freiheiten gefetlic) zugefagt, das föniglihe Wort war in 
gleihem Sinne wiederholt verpfändet. Das erjte Unternehmen der 
Hegierung wendete fi) diefer Aufgabe zu; die liberale Regierung 
hatte jeden Anlap zur fchleunigen Yöfung, da c8 gleichzeitig galt, 
Privilegien zur befeitigen, Ungleichheiten zu Heben, eine wichtige 
Einmahmequelle erträglich und um einiges evgiebiger zu machen. 
Die Aufhebung der Privilegien aber vief dei heftigjten Widerjtand 
des Herrenhaufes hervor. I eriter Yinie fühlte dafjelbe als feinen 
eigenften Beruf, bedrohte Privilegien zu schüten; auf dev Hüdzugslinte 
hielt es für eine wichtige Sorge, mindeftens die Vermögensinter- 
effen der Brivilegirten durch reichliche Entihädigungen zu wahren. 
Die Regierung hatte mit großer Mühe das Abgeordnetenhaus für 
weitgehende Zugejtändniffe in der Entihädigung gewonnen, dennoch 
war der erite Verfuch an der abweifenden Haltung des Herren- 
“ Haufes gejcheitert und der im der mächiten Sejjton wiederholte 
Berfuch begegnete Hier einen gleich jchroffen Widerjtande. Um 
das Schiefal diefer Vorlagen fpitten ji) die Gegenfäße us 
gewöhnlich fcharf zu. Auf Seiten des Herrenhaufes fam zu der 
politifchen Abneigung die perfünliche Empfindung, weil die meijten 
und entfcheidenden Mitglieder dem Fleinen Adel der öjtlichen 
Provinzen angehörten und an den bedrohten Privilegien ıummittel- 
bar betheiligt waren. Auf der andern Seite drängten nicht nur 
die vielfachen Nückjichten, welche ich bereits erwähnt habe, fondern 
die Regierung fügte noch ein neues Motiv Hinzu, welches jogar die 
militärifchen Intereffen an die glücliche Yöfung der Aufgabe 
feffelte. Die Bedürfniffe des Heeres follten erhöht, die neuen 
Mittel aus den Erträgen befchafft werden, welche die Gejete 
über die Grund» und Gebäudeftener in Ausficht ftellten. So 
brachte die Regierung die Bedürfniffe der Armee in Zujammten- 
hang mit der beabjichtigten Steuerreform. Den vereinten Nüd- 
fihten gegenüber fiel die gewohnte Nachfiht weg, der Fönigliche 
Wille jelbit Fam zum unzweidentigen Ausdrud, und die bis dahin 


172 III. Anfang und Ende der neuen Aeva. 


in dev Mehrheit des Herrenhanjes erhaltene Disciplin der Partet- 
genofien Loderte jich. Nur die ftarriten Vertreter hafteten an dem 
Barteifpruch, daß das Herrenhaus breche, aber nicht biege, und for- 
derten die Entjcheidung für die „Heiligkeit der wohlerworbenen 
echte” heraus; die Mehrzahl forgte für eine gute Entjchädigung 
und ging der gefährlichen Probe aus dem Wege. Ohnehin Hatte 
die anderweite Entwicelung für den Kampf der Partei einen güns 
jtigern Boden bereitet. Das Minifterium wurde, mindeftens in 
der bisherigen Negierungsweife, bereits durch die veränderte Stim- 
mung der Kreife bedroht, von deren Vertrauen es bis dahin ge- 
trageır war. 

Diefe hatten jeden möglichen Anftoß jorgfältig verhütet und 
der Negierung die ausschliegliche Initiative überlajlen. Aber die 
Seduld fing am zu ermüden, als die Monate Hingingen und auch 
im zweiten Jahre fein ernjtliher Schritt zur Sicherung des neuen 
Zuftandes gejchah. Auch nad) der Ernennung des Grafen Schwerin 
dauerten alle Ungewißheiten fort. Die Verwaltung nad) Gefeten 
wide befeftigt, aber die Fortichritte der Gefeßgebung ftocten, und 
außer der bejjern Gewöhnung winde für die Zufunft wenig ge- 
wonmnen. Das Mistrauen wuchs, als man wahrnahm, daß man 
in entfcheidenden NKreifen die größere Aufmerffamfeit der Res 
organtifation md den Mechrbedürfniffen der Armee  zumendete 
und daß das liberale Syitem von jenem Hauptziel in Abhängigkeit 
gerieth. Se niehr ich die anfangs unbeitimmten Umrifje des 
Neorganifationsplanes verdentlichten, je weiter die Berhand- 
lungen um die Geldbewilligung vordrangen, um jo bedeutungs- 
voller trat der Sinn hervor, welcher in dent Wechfel des Kriegs: 
ministers umd in der Verfon des Herrn von Noon ausgedrückt 
lag. Bon der Art, in welcher diefer Theil der Gefchäfte betrieben 
werden follte, erhielt man einen Vorgefhmed, als die Regierung 
im Yandtage jih Mittel zu blos vorübergehenden Bedürfniffen der 
Armee bewilligen ließ, unter den bündigjten Zuficherungen, daß 
feinerlei definitive Ginvihtung gefchaffen werden follte, drangen 
aber mit denfelben Mitteln im militärischen Sinne definitive Heeres- 
einrichtungen gejfchaffen und in öffentlicher Feier als jolche anges 
fündigt wurden. Die Bejorgniß verbreitete ji, daß, nad) einer 
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nicht unbefannten ZTaftif, ein vorübergehender Tiberaler Zujtand 
zur Aufbürdung neuer Yaften ausgenütt werden jollte. Zwei Nad)- 
wahlen im Jahre 1860 waren jichtbare Beweife der veränderten 
Stimmung. Kurz hintereinander wurden Herr Walded in Diele- 
feld, Herr Schulze-Deligjh in Berlin zu Mütgliedern des 
Abgeordnetenhaufes ernannt. Beiden Männern hat der Auf ihres 
verdienftlihen Wirfens und das Anjehen der Berfon zu den 
Mandaten verholfen, aber immerhin zeigten die Wahlen die gegen 
1858 veränderte Stimmung an. Im den Wahlcollegien jaßen noch) 
diefelben Wahlmänner und beide Abgeordnete gehörten zu den Mit 
gliedern der Nationalverfammlung von 1848, welche in den letsten 
allgemeinen Wahlen aus patriotijchen Nücjichten fern gehalten 
wurden umd fich jelbjt fern hielten. Unzweifelhaft wurde ihre jetige 
Wahl durch Nüdfichten derjelben Gattung, doc entgegengejetten 
Sinnes bejtimmt. 

Am längften behauptete fi) im Abgeordnetenhaufe der Charat- 
ter, welchen der Geift der allgemeinen Wahlen ausgeprägt hatte, 
Die Misitimmung brad) ab umd zu fogar in den öffentlichen Ber: 
handlungen durch, aber die Mehrheit verjagte feine Hülfe und be> 
reitete feine DVerlegenheit, wenn der Beftand des Weinifteriums 
auch nur entfernt berührt werden fonnte. Anders jedoch, als in 
den Beichlüffen der Mehrheit zum Ausdrud fam, jah e8 unter 
den einzelnen Meitgliedern und in den Verfammlungen aus, im 
denen die öffentlichen Bejchlüffe vorbereitet wırden. Ganz zufrieden 
mit dem Gange der PBolitif waren nur Wenige. Immer deutlicher 
trat hervor, daß die leitenden Meinifter in der Ausführutig ihrer 
PBolitif feine freie Hand hatten und Bedingungen unterworfen 
waren; fie verdienten Dank, daß fie den fchwierigen Gejchäften der 
Bermittelung fi unterzogen, aber fie Leifteten offenbar im Nac)- 
geben mehr, als im Erlangen. Biele Mitglieder der Weehrheit 
erblicten eine erhebliche Gefahr für die Zukunft darin, daß aud) 
die Mehrheit ohne einen gewifjfen Yeitfaden auf den umgewifjen 
Wegen folgte. Sie waren nicht abgeneigt, auf die immer dringen- 
der werdenden Ansprüche einzugehen und felbt in eine durchgreifende 
Erledigung der Armeereorganifation einzutreten, aber jie verlang- 
ten, daß die liberale Partei, welche die Mehrheit des Abgeordnetens 
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haufes bildete, die unbeftreitbaren Bedürfniffe des Yandes in einem 
Programm zufammenfaffe und das Miniftertum zur Dinchführung 
dejjelben verpflichte. Der hierauf gerichtete Antrag wirde aus 
„Srinden der Opportumität” von den Parteigenofjen abgelehnt, aber 
feitdem hervfchte der Zwiefpalt in den Neihen der liberalen Nit- 
glieder unausgeglichen, objfchon äufgerlih die Mechrheit in ihrem 
ursprünglichen Umfang vereinigt blieb. Zum offenen Ausbruch kam 
der Ziwiefpalt am Beginn in der letten Seffion (1861), als bei 
Gelegenheit der Adreffe die Verhandlungen über die Nefornt der 
Bundesfriegsverfaffung geführt wurden, welche ich bereits erwähnt 
habe. Die Anficht, dak die Neform nur annehmbar wäre, wenn der 
Dberbefehl über die gefammte Bıundesarmee umngetheilt im Die 
Hände Preußens überginge, hatte die große Mehrheit des Abgeord- 
netenhaufes, vermuthlich auch den Beifall des Minifteriums für 
jich.*) Die befannten Hindernifje bejtimmten die Negierung, den 
Antrag, mit deffen Annahme zwar feine Gefahr verbunden wäre, 
doc „als im höchften Grade unerwünscht” zur bezeichnen, und diefe 
Bezeichnung veranlafte die große Mehrheit, unter ihnen fogar 
den urfprünglichen Antragfteller jelbit, fi zuletst gegen den Antrag 
zu entjcheiden. Aber 44 Mitglieder der Mehrheit, welche nicht mehr 
wie bisher die Nothiwendigfeit des Meimifteriums als alleinige 
Jichtfehnun ich dienen lajien wollten, hielten an dem Antrage feit 
und ließen den beabfichtigten Wendepunkt unzweidentig erfennen, ins 
dem fie, objchon fie wegen ihrer geringen Zahl Hindernifje der Ge- 
Ichäftsordnung überwinden mußten, einen namentlichen Aufruf herbei- 
führten und mit ihren Namen für den Antrag jtimmten. Einige von 
ihnen, 14 ander Zahl, hielten es für angemeifen, fortan auc) die Bor- 
berathungen in einer gejonderten parlamentarifchen Vereinigung zu 
führen. Der Neft behielt zwar die äußere Sractionsgemeinfchaft bei, 
aber der innere Zufammenhang Löfte fi) auf. AmSchkuffe der Seffion, 

*) Es ift geftattet anzunehmen, obihon ich feinen beftimmten thatjäch- 
lichen Beweis dafliv in Händen habe, daß die wenige Monate jpäter erfolgte 
Entlaffung des Minifters dev auswärtigen Angelegenheiten, Herin von Schlei- 
miß, an deffen Stelle Graf Bernftorff berufen wurde, unmittelbar mit den 
verfehlten Verhandlungen über die Reform der Bundesfriegsverfafjung zu- 
jammenhing. 
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welche zugleih den Schluß der Yegislaturperiode bildete, wurde 
gewiljermaßen das Urtheil über die bisherige Negierungspolitik in 
einer Hauptentjcheidung zufammengefaßt, und cs zeigte fich dabei, 
wie weit die Regierung und die Mehrheit, jowie die einzelnen 
Mitglieder der Mehrheit von einander fich entfernt hatten. 

Den brennenditen Punkt in den Verhandlungen diejer Sefjion 
bildeten von Anfang an die Geldforderungen, welche die Kegierung 
im Militäretat für die Bedürfniffe der Armeereorganifation mit 
erhöhten Summen erneute. Yange jchwebten die VBerhandhimgen, 
aber alle Berfuche der Berftändigung mislangen, e8 war feine auf 
beiden Seiten annehmbare Grundlage für ein Gefet zu gewinnen, 
welches die Neorganifation endgültig abjchlöffe. Das nächjtliegende 
Hülfsmittel war eine abermalige vorübergehende Bewilligung für 
die Bedürfniffe des einen Jahres, welche nach) dev ausdrücklichen 
Zufiherung der Negierung zu feiner endgültigen Durchführung der 
Neorganifation dienen und den zufünftigen Yandtagen feine aud) 
nur moralifhe VBerpflihtung auferlegen jollte. Die Regierung 
ließ fc hierzu beveit finden, aber gegen diejen ohnehin verfüng- 
lihen Ausweg jprach die nicht wegzuleugnende Erfahrung, daß die 
Militärverwaltung mit den gleihartigen Bewilligungen des vorigen 
Sahres den gleichartigen Zuficherungen entgegen Theile ihres Ne- 
organifationsplanes definitiv eingerichtet hatte und jchon jetst ms 
möglich fchien, diefelben rückgängig zu machen. Dennoch fand fich 
für die Vermittelung fein bejjerer Plan, und es jtanden, abgejehen 
von untergeordneten Einzelheiten, die Gegenfäße ji) gegenüber, 
daß die Forderung zur endgültigen Neorganifation, dag jie mr zu 
vorübergehenden Bedürfniffen diefes neuen Jahres bewilligt, daß 
fie gänzlich) verfagt und die Negierung gezwungen wirde, zuvor 
über die Grundlagen der Neorganifation jich zu verjtändigen. Cs 
ift bezeichnend, daß für die vermittelmde Auskunft nur eine ganz 
fuappe Mehrheit zu Stande fam, während für die definitive Bes 
willigung einige unbedingte Anhänger und alle confervativen Geg- 
ner mit den Miniftern zufammenftimmten und cs auf nicht mehr 
als 98 Stimmen bradten. Nahezu die Hälfte des Haufes und 
unter den liberalen Abgeordneten gewiß die Meijten wollten jett, 
jelbjt auf die Gefahr einer Minifterkrifis, eine endgültige Yöjung umd 
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als Theil derfelben eine entjchiedene Politik, welche endlich von der 
Sefetsgebung den Bann der Unfruchtbarkeit löje und die vertagten 
Reformen wirkfam einleite. 

Dies war die günstigere Gelegenheit, welche die Weehrheit des 
Herrenhaufes heranfommen jah, als fie in der Grumdjtenerfrage 
vor dem ausdrüdlichen und perjünlichen Willen des Königs zurüd- 
wich. Im Gegenfat zu dem Wortlaut md Inhalt der Beichlüffe 
billigten ihre Wortführer jede Maßregel, welche nicht anders als füreine 
dauernde Einrichtung der Neorganifation aufgefaßt werden fonnte. 
Noch zu dem Testen Bejchluffe, weldhem das Herrenhaus in der 
Faffung des Abgeordnetenhaufes beizutreten gezwungen war, fügten 
fie die Aufforderung Hinzu, daß die Regierung dennoch die be- 
willigten Gelder zur endgültigen Durchführung ihres Neorgani- 
jationsplanes verwenden möchte; für den vorausfichtlichen Conflict 
boten fie den Beiftand des Herrenhaufes an. Unter jolchen Vor- 
gängen endete die Yegislatırrperiode, welche mit jo jchönen Ausfichten 
begonnen hatte, Nach wie vor ftanden die beiden Häufer des Yandtages 
im fchroffen Gegenfate zueinander, aber ihr VBerhältnig zur Kegie- 
rung war wesentlich verändert. Das Herrenhaus war zum Beiftande 
bereit für die Zöfung der Aufgabe, welche die Negierung am mei- 
jten zu befchäftigen jchien. Das Abgeordnetenhaus dagegen, welches 
am Anfange der Yegislaturperiode vertranensvoll dev Negierung 
gefolgt war, bot am Schlufje untrügliche Anzeichen, daß die Kegie- 
rung ohne völlig veränderte Politif nicht ferner auf eine Mehrheit 
rechnen fonnte, 

Im Bolfe war die Umftimmung noc allgemeiner. Zu den 
wiederfehrenden allgemeinen Wahlen organijirte jich durch das ganze 
Fand die liberale Partei für die Wahl von Abgeordneten, welche derXte- 
gierung nur gegen eine fräftige dentjche Politif und ein entjchiede- 
nes Handeln in Preußen ihre Unterftüßung geben follten, und die 
Jichtung diefes Handelns bezeichnete ein Programm, welches die 
dringendften Forderungen bezeichnete und eine völlige Neform des 
Herrenhaufes als die erite aller Forderungen an der Spite trug. 
Das Misverhältnig zwifchen Anfprüchen der Wähler und den Ab- 
fichten der Negierung trat jcharf hervor in der Verordnung, welche 
frz vor dem Beginne der allgemeinen Wahlen eine Neform des 
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Herrenhaufes feitfette, daß in Zukunft ftatt je zwei weg- 
jterbender Mitglieder nur Ein Mitglied aus dem Verbande 
des alten und befejtigten Grumdbefites präfentirt, demnach die 
Mitgliederzahl diefer Kategorie in etwa 15—20 Sahren auf 
die Hälfte Herabgedrüdt werden und überdies fchon der fünf- 
zigjährige Befit im derjelben Hand jtatt des Hundertjährigen 
zur Präfentationswahl berechtigen jollte. Die Berordnung war 
vermuthlich darauf berechnet, das allgemeine Verlangen zu bejchwich- 
tigen, fie brachte aber die entgegengefetste Wirkung hervor; man 
Ichloß daraus, mit wie geringen Abjchlagszahlungen die Regierung 
entgegenzufommen bereit war. Die allgemeinen Wahlen aber be- 
jtätigten den Zug der neuen Bewegung. Die ihr zır widerjtre- 
ben juchten, jahen fih jchon in den Wahlverfammlungen völlig 
verlaffen. Ueber zwei Drittel aller Gewählten waren zu den Be- 
dingungen des Programms verpflichtet. Bon denjenigen Witglie- 
dern der frühern Meehrheit, welche nicht energifch der neuen Be- 
wegung fich anfchlojfen und das neue Programm annahmen, ge- 
langten nur wenige, denen das perjünliche Anfehen und das Anz 
denfen ungewöhnlicher Dienjte zur Seite ftand, in das Abgeord- 
netenhaus und fie fanden ji) dort völlig vereinzelt. 

Das neue Abgeordnetenhaus verhandelte in einem lebhaftern 
Tone und befimdete ein von der Stimmung der Minifter unab- 
hängiges Temperament. Gleich während der erjten Situngstage 
und vor der Erledigung anderer ‚Gefchäfte wendete es jich der 
deutschen Berfaffungsfrage in mehrfachen Formen zu. Aber mod) 
war fein wefentlicher Streitpunft hervorgetreten, nicht einmal der 
Kern der Gegenfäte berührt, als das Minifterium einen an fic) 
untergeordneten Anlap benütte, um eine Krifis herbeizuführen. Es 
handelte fich) darum, ob eine ftärfere Zerlegung der Etatspoften in 
getrennte Titel an dem gegenwärtigen oder evit an den mächit- 
jährigen Budget vorgenommen werden jollte. Die Regierung ver 
langte den Auffchub, eine Mehrheit von 28 Stimmen bejchloß die 
jofortige Abänderung. Die Dringlichkeit war als eine gefchäft- 
fiche erläutert worden, die Minifter aber fanden in der Ber: 
fagung des Auffchubes den Ausdruck eines ungenügenden Ber: 
trauens und baten um ihre Entlafjung. Das Gefuch wurde abs 
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gefehnt, weil die Entlafjung nicht entfprechen würde dem Vertrauen, 
in welchem das Minifterium bei dem König, und der Achtung, in 
welcher e8 bei dem „wohldenfenden Theile der Nation“ ftände, 
Das Minijteriunm biieb im Amte und zum DVBorjchlag weiterer 
Wapregeln aufgefordert, bewirkte es die Auflöfung des Abgeord- 
netenhaufes. So -weit gingen alle Neinifter einig zujanmen und 
Herr von der Heydt war e8, welcher, vermuthlich als ültefter unter 
den anwefenden Miniftern, den Bericht hierüber im Abgeordneten- 
haufe abjtattete und die Auflöfungsordre jofort verlas. Bon da 
ab entwicelte jich, wie ich nach glaubwirdigen Nachrichten mit- 
theile, unter den Miniftern eine Spaltung, in welcher die Herren 
von der Heydt umd von Noon zur Minderheit gehörten. Die Miehr- 
zahl entwicelte in einem Immediatberiht die Bedingungen, unter 
denen allein fie glaubten, mit erfprießlicher Wirkfamtfeit im Amte bleiben 
zu fünnen. Che fie hierüber befchieden waren, wurde unter Mitwirkung 
des Herrn von der Heydt der damalige Präfident des Herrenhaufes, 
Prinz von Hohenlohe - Ingelfingen, zum ftellvertretenden Präfidenten 
des Minijteriums ernannt und im Abwefenheit des Fürften von 
Hohenzollern als thatfächlicher Yeiter der Gejchäfte eingeführt. Der 
Poften war nad) den bisherigen Ueberlieferungen neu und fam um- 
erwartet. Die Meinifter aber, welche die Bedingungen ihres Ver- 
bleibens vorgetragen hatten, fchlojjen aus der unerwarteten Schöpfung 
des neuen Voftens, aus der Wahl der Perfon umd aus der Art 
der Berufung, daß die Bedingungen abgelehnt wären md erneneten 
ihr Entlaffungsgefuch, weches nunmehr, wenige Tage nad) der Ab- 
(ehnung des evjten Gefuches und der hierauf hevbeigeführten Auf- 
löfung des Abgeordnetenhaufes bewilligt wurde. Die Herren von 
der Heydt, von Moon ımd der ımlängit evft ernannte Graf Bernftorff 
gingen im das neue Meinifterium über, welches jonft aus unbe- 
fannten Namen nad) dem Sinne des Herrn don der Heydt zu- 
jammengejett war. 

Sp endete die neue Aera. Zu den unerfüllten Hoffnungen 
und ungelöjten Aufgaben fam die verworrene Yage der Armeereor- 
ganifation, welche durch den Widerspruch zwischen den Worten und 
Handlungen, den Gefeßen umd den Thatfachen die Gefahr eines 
Sonflicts nahe brakte. 


IV, 
Volizeigewalt und Redhtsfhuß in Preußen, 


(1861.) 


ri 


Vor vierzig Jahren, in der befannten Periode der erjten 
Umfehr, fing die Gefeßgebung an, der Verwaltung die Hand zu 
jtärfen. So forgfältig die älteren Gefebücher die Nechtsherrichaft 
vorbereitet hatten, jo treu die Gefete von 1808 und der nacdfol- 
genden Jahre diefem Geifte geblieben waren, ebenjo jyjtematifch und 
durchdacht wurde von den zwanziger Jahren ab die vichterliche Macht 
immer mehr eingeengt und die verwaltungsmäßige Entfeheidung in- 
mer mehr begünftigt. Anfangs ging man behutfam mit einigen 
Gegenjtänden vor, deren Zufammenhang mit der Politik nicht Klar 
erfichtlih war oder welche auf der fchwanfenden Grenze zwifchen 
Kechtsweg und Verwaltung jtanden. Dann jehritt man zu einer 
breiten und principiellen Auslegung der ältern Gefege, namentlich 
legte man das Allgemeine Yandrecht in diefem Sinne aus. Viele 
Sefeße folgten, welche einzelne Streitgegenftände der Verwaltung 
üiberwiefen. Endlich ftellte ein Gefet aus dem Jahre 1842 (vom 
11. Mai) das Programm des BPolizeiftaats auf, deijen leitender 
Gedanke darin bejteht, daß Bejchwerden über polizeiliche Verfügun- 
gen jeder Art, fie mögen die Gefeßmäßigfeit, Nothwendigfeit oder 
Zwecdmäßigfeit derjelben betreffen, lediglich vor die vorgefette 
Dienjtbehörde gehören. Nur wer ein Privilegium oder ein cons 
tractliches Recht aufzumweifen hat, welches von der polizeilichen Alt= 
ordnung verletist wird, fan den Weg zum Nichter finden; die Be- 
rufung auf die allgemeinen Gefege, auf die verbürgten perjönlichen 
Nechte, auf das Eigenthum öffnet den Weg zum Richter nicht. Die 
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Tragweite dieferv Beltimmung findet ihren Mafjtab am dem Lm- 
fange der polizeilichen Thätigfeit. Die Wahrung des öffentlichen 
Intereffes gehört zum Aınte der Polizei. Die eigentliche PBolizei- 
behörde fündigt jchon durch ihren Namen an, daß ihr Amt ganz 
und gar im das geheiligte, dem Nichter unzugängliche Gebiet fällt. 
Aber der Glanz der Unnahbarfeit verbreitet fi über alle Obrig- 
feiten. Inirgend einem Zweige der Verwaltung hat jede Behörde 
in Preußen das öffentliche Intereffe zu wahren, und in diefer Eigen- 
Ihaft gebühren ihr vechtmäßig die Befugniffe dev Polizei. Andere 
Amtsübungen Lafjen fi Jo weit dehnen und deuten, bis fie in die 
jes Bereih hineingelangen. Vchme ich die Polizei im weitern 
Sinne, jo darf ic) ohne Lebertreibung jagen, daR bei uns der 
öffentliche Verkehr faft gänzlich und daß die größere und wichtigere 
Hälfte der perfünlichen Kechte unter ihrer Aufficht jteht und ihrer 
Macht verfallen ift. Will ich den engen Naum meiner Geburts- 
Itadt verlafjen, jo emtjcheidet an dem neuen Wohnorte die Polizei, 
ob der Aufenthalt mir zu gejtatten fei. Sie gibt, verweigert und 
entzieht mir die Erlaubnig zu einer großen Anzahl der wichtigiten 
Gewerbebetriebe. Sie jchreibt mir vor, ob und wie ich mein Srund- 
jtüc bebauen darf, fie prüft den Plan, fie geitattet oder verwirft 
bauliche Veränderungen, welche ich an meiner Wohnung vornehmen 
will, fie genehmigt oder verweigert mir die Anlage einer Fabrik, 
die Aufjtelung von Mafchinen, fie gewährt oder unterfagt mir, 
neue Anfiedelungen zu errichten. Sie führt die Wege über meine 
Selder, legt Gräben und Kanäle auf meinem Grund und Boden 
an. Sie dringt in meine häuslichen Verhältnijfe, beaufjichtigt meine 
Führung, die Erziehung der Kinder, den Schulbefuh, den veligiöfen 
Unterriht. Ste bewaht mich in den Vereinen. Sie beftimmt mei- 
nen Beitrag zu den Schul- und Pfarrlaften. Sie dringt bald als 
Steerbehörde, bald als Sicherheitsbehörde in mein Daus, jtellt 
Nahforihungen au. 

sh würde alle venfbaren Yagen des Alltagslebens erfchöpfen 
müfjen, wenn ich die praftiiche Bedeutung der aufgeführten Thätig- 
feiten ins einzelne ausführen wollte. Doc ich darf vorausfegen, 
daß jeder Preufe an fich jelbjt oder an dem Schicfal eines Freundes 
oder Nachbarn Gelegenheit gehabt hat, über die Mitwirfung der 
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Polizei in den Privatangelegenheiten des Bürgers nachzudenken. 
Vor einem Eingriffe in meine Privilegien muß fie jich hüten; 
aber das allgemeine Landesgefek Hilft mir nicht zu meinem 
Kechte, wenn die vorgefeßte Behörde fich nicht meiner annimmt. 
Das Ohr des Nichters bleibt meinen Klagen verjchloffen, und ich 
habe fein Mittel, die Unterfuchung der Thatfachen zu fordern, aus 
welchen ich den gejeßwidrigen Eingriff in meine Rechte nachweisen 
zu fünnen glaube. Zur Erläuterung mögen einige Beifpiele die- 
nen, welche ich nicht erfonnen Habe, jondern aus dem überreichen 
Borrathe wirklicher und wohlbeglaubigter Vorfälle entnehme. 

Ein Zimmermeifter hatte ein Haus gebaut. Die Polizei er- 
Härte die obern Gefchoife für vorjchriftswidrig. Die Nüge ent- 
Iprang aus einer Vorfchrift, welche jte jelbjt während des Baues 
erlaffen Hatte. Sie gibt dem Zimmermeifter auf, den Bau der 
obern Gejchofje umzuändern, droht eine Strafe von 10 Thalern 
an, treibt fie ein und erzwingt durch fortgejette, Tteigende Strafen 
die Umänderung. 

Die Regierung hatte einer Dampfichiffahrtsgefellichaft auf 
fiscalifchem Boden einen Plat zum Schiffbau eingeräumt. Im au- 
grenzender Nachbarichaft an der Baujtelle befiist ein Kaufmann einen 
Ausladeplaß, welcher nach der Uferfeite mit einem Bollwerfe und 
Borrichtungen zum Cin- und Ausladen von Kaufmannsgütern ver- 
jehen, von den übrigen Seiten aber umzäunt und nur durch einen 
verjchließbaren Thorweg zugänglich ift. So befitt und bemutst der 
Kaufmann den eigenthümlich ihm zugehörigen Pla, und hält ihn 
- mit polizeilicher Genehmigung jeit länger als zwanzig Jahren unter 
Berichluß. Bett will die Dampffchiffahrtsgefellfchaft zu der ihr 
eingeräumten Bauftelle freien Zutritt Haben. Ihr Director wendet 
fih an die Polizeidirection, diefe geht auf die Sadhe cin. Sie ev: 
öffnet dem Kaufmanne, daß ein öffentlicher Weg über feinen Aus- 
ladeplat führe, und daß er den Durchgang der Dampffchiffahrts- 
gefellfchaft. zu gejtatten und das Thor zu diefem Zwed zu öffnen 
habe. Da der Eigenthümer feinen Ausladeplaß immer noch nicht 
freigibt, läßt die Polizei das Thor fprengen und verichafft der 
Dampfichiffahrtsgejellichaft den Weg durch Hülfe zweier Gens: 
darmen. 
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Ein Gutsbefiter liegt mit der Dorfgemeinde wegen eines 
Brunmnens in Streit. Die Einwohner hatten von Urzeiten hev aus 
demfelben gejchöpft. Setst behauptet dev Gutsbefier, der Brunnen 
liege auf feinem Grund und Boden, und er will die Gemeinde 
von der Mitbenußung ausschließen. Die Gemeinde weilt nad, daf 
der Brunnen auf der Dorfaue liegt, und fett den Befit fort. 
Eines Tages läßt der Gutsbefiter den Brummen zujchütten. Der 
Yandrath Fommt während des Zufchüttens zufällig ins Dorf, erfährt 
den Streit und reift wieder ab. Kin Gemeindemitglied, welches 
aus dem Brummen gejchöpft hatte, Flagt auf Wiederherftellung, hört 
aber im Proce, der Gutsbefißer, welcher zugleich Polizetobrigfeit 
des Drtes war, habe beim Zufchütten des Brunmens nicht ale 
Sutsbefiger, jondern als Polizeibeamter gehandelt. Er habe dei 
Brummen zugejfchüttet, weil der Weg breiter gemacht werden müjfe, 
und überdies Kinder in den Brunnen hätten fallen fünnen. Der 
Yandrath habe mündlich diefe obrigfeitliche Anordnung genehmigt. 
Damit war die Sache der Gewalt des Nichters entzogen. 

Zwet ländliche Nachbarn ftehen im Streite. Der eine befitt 
das Necht, aus dem Brummen, welcher im Garten des andern liegt, 
Wafjer für feine Wirthichaftsbedürfniffe zu jchöpfen. Der Ver: 
pflichtete verfucht viele Mittel vergeblich, jenem das wohlverbriefte 
echt zu verleiden. Endlich läßt ev einen Theil der Brunnenums 
fleidung niederreißen umd vuft einen Gensdarmen, der fejtjtellen 
joll, daß der Brunnen in diefem Zuftande polizeiwidrig fer und 
zugefchüttet werden mülje. Der evite Verfuch jchlägt fehl; aber ein 
zweiter Gensdarın befindet nach Wunfch, ordnet im öffentlichen In- 
tereffe an, daß der Brunnen zugejchüttet werden mülfe, und der 
Befehl wird willig ausgeführt. Cine Befisftörungsflage ift ausge- 
fchlofjen. 

Der Fiseus nimmt einen Theil eines Gartens, welcher durd) 
eine feite Mauer von der Yandjtraße abgegrenzt ift, als fein Eigen: 
tum in Anfprud. Die Unterhandlungen zwifchen ihm und dem 
Machbar werden nach den Negeln des Privatverfehrs geführt und 
bleiben erfolglos. Der Eigenthümer hatte erft jüngft das Grund- 
ftüd gefauft und befaß es noch fo, wie cs ihm übergeben worden. 
Plöglid) wird der Zon geändert. Der Fiscus verwandelt fi in 
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die Bolizei und befichlt dem Nachbar, feine Gartenmauer niederzu- 
reißen und einen Theil des Gartens freizulegen, weil, wie e8 in 
der Berfügung Heißt, e8 gegen die öffentliche Ordnung verjtoße, 
fremdes Eigenthum unvedlicher Weife zu bejisen. Der Nachbar be- 
fchwert fi) bei der Negierung; diefe hält an der Sache feit, Eleidet 
aber ihren Befhluß in ein befjeres Gewand: weil die Chauffee 
breiter gemacht werden müffe. Diejer Grund hält feit gegen alle 
Gerichtsbehörden. Und in der That erjchienen nach vorheriger Aı= 
drohung Maurer, Zimmerleute und Arbeiter des Polizeipräfidiums, 
welche die Gartenmauer niederrijien. Die Polizei verauslagte 
die Koften, trieb die Rechnung vom Gigenthümer ein und 
jtellte ihm die zerbrochenen Ziegel und Balfen zur freien Ber: 
fügung. Wegen der Koften jtand ihr unzweifelhaft das Erecutions- 
recht zır. 

In einem Dorfe wird lange hin und her über die Verbefje- 
rung des Dorfweges geftritten. Die Polizei madht ein jchnelles 
Ende, indem fie einen neuen Weg mitten dur) die Felder eines 
Befiers führt und dejjen Aecder durch breite Gräben trennt. Das 
öffentliche Iuterejje erfordert, daß ein neuer Weg angelegt werde 
und hier durchgehe. 

Einem Hausbefiter ijt der Raum zu feinen Benutungszweden 
zu.eng geworden, und er will fein Haus nad dem Hofraume zu 
erweitern. Zu jeder baulichen Veränderung gehört eine polizeiliche 
Concejfion. Er jucht fie nach; fie wird ihm aber verweigert, weil 
die Straße, welcher die Sronte des Haufes zugefehrt ift, in Zu- 
funft erweitert werden foll, die Wegräumung des Fronttheils dazu 
nothwendig fein und der Neubau die zu gewährende Entjchädigungs- 
jumme vergrößern würde. Die Straße ift feitdem jahrelang uner- 
weitert geblieben. 

Einem Bauunternehmer, welcher eine neue Straße anlegen 
wollte, jchrieb die Polizei den Stil der Facaden vor, und mim unter 
diefer Bedingung wurde die Bauerlaubnif extheilt. 

Einem Grundftüdsbefiser wird die Erlaubnig zum Bau eines 
einfachen und dem Plane nach nicht beanjtandeten Haufes jo lange 
vorenthalten, bis er ji) dem Meagiftrat gegenüber verpflichtet, einen 
Theil der Straße vor feinem Grundftüde auf eigene Koften zu 
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pflaftern. Dhne die von ihm erzwungene Uebernahme diejer Yaft 
wäre fie eime jtädtifche gewejen. 

Ein mohlhabender und völlig unbefcholtenev Bürger einer 
Stadt von mehr als 2000 Einwohnern fauft ein Grumpdjtüc für 
mehrere taujend Thaler, um eine Saftwirthichaft zu errichten. Die 
Stadt gehört zu einer Steuerflaffe höherer Ordnung, und in Städ- 
ten diefer Art it die Ertheilung einer Concefjion zum Gajthaus- 
betriebe bei geeigneten perjünlichen Verhältniffen gefeslih nur nod) 
davon abhängig, ob das Grundftüd zu einem Gafthaufe fich eignet. 
Die Polizei läßt das gefaufte Grundstück durch die Baubehörde des Ktrei- 
jes prüfen. Es werden einige Ausstellungen im einzelnen gemacht, fonft 
aber wird das Srimdjtüd tauglich befunden. Der Eigenthümer ftellt 
die als nothwendig bezeichneten Reparaturen mit vielen Roten her. 
ad einer nochmaligen Unterfuchung bejcheinigt die Baubehörde 
die Abwesenheit jedes Mangels. Die Conceffion wird ertheilt, die 
Wirthihaft wird fofort eingerichtet und im December eröffnet. Am 
Anfange jedes Jahres müffen die Conceffionen erneuert und die 
Urkunden zu diefen Zweck bei der Polizei eingereicht werden. Unfer 
Sajthausbefiter fommt im Sanuar des nächjten Jahres feiner Ver- 
pflihtung nad. Die Polizei verjagt die Erneuerung, behält den 
Schein zurüd, befiehlt die Abnahme des Schildes und verbietet die 
Aufnahme von Gäften bei Strafe. Der Befiter führt Befchwerde, 
und erit nach anderthalb Jahren gelingt es ihm, die Gonceffion 
vom Höchjten Chef der Verwaltungsbehörden wieder zu erlangen, 
welche alle frühern Polizeiinftanzen, Regierung und Oberpräfidium 
eingefchlofjen, wider Sefeß und Necht und ohne Angabe von Grün- 
den ihm anderthalb Fahre lang entzogen hatten. Die Gründe weiß 
der Befiser Heute noch nicht; denn das Gefet entbindet die Polizei 
von der Pflicht, Für Anordnungen diefer Art der betroffenen Pris 
batperjon die Gründe anzugeben. 

Dhne vorangegangene Warnung erläßt der Bolizeicommiffar 
für das öffentliche Fuhrwejen den Befehl, dak eine concefjionirte 
Dnmibuslinie außer Betrieb zur jeßen, weil das Nuhrwefen nicht in 
gehöriger Drdnung fie befinde. Die Einftellung muß fofort ge- 
ichehen. Der Befiter läkt das Kuhrwefen jofort von unzweifelhaft 
urtheilsfähigen Sahverjtändigen unterfuchen und wendet fich be- 
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Ichwerend an den vorgefeßten Bolizeichef, der jede Prüfung ablehnt, 
weil ihm das Urtheil des Commiffars genüge. Der Befiter nennt 
Zeugen, gegen welche derfelbe Kommifjar vor ganz furzer Zeit ger 
vade diejes Kuhrwefen als ein muftergültiges gerühmt habe; aber 
Beweis wird nicht erhoben. Nebenher und mündlich jagt man dem 
Beliker, daß auf einer Strafe, welche zur Ommnibuslinie gehört, 
ohnehin zu viele öffentlihe Wagen (unter polizeiliher Conceffion) 
eurfiren. Aber der ungehenere Schaden der Betriebseinftellung fällt 
dem Befiter allein zur Yaft, mit Ausschluß jedes Nechtsweges jogar 
wegen der Entfhädigung, da die fchlehte Bejchaffenheit des Fuhr- 
wejens der angegebene Grund umd ein vichterliches Beweisverfahren 
nicht zuläffig tit. 

Dem Befiter einer Badeanftalt, einem allgemein geachteten 
Bürger, wurde die GConcejfion von der Polizei unter dem Vor- 
wurfe entzogen, daß er feine Anftalt zur Ausübung von Unzucht 
hergegeben hätte. Der doppelt Gefränfte weift den infamen Bor- 
wurf als eine aus der Yuft gegriffene Verleumdung zurüd. Gr 
bejhwert jih umfonjt, ev verlangt umfonjt die Angabe von That: 
jachen, die Nennung des Hinterbringers, die Eröffnung einer ftraf- 
gerichtlichen Unterfuchung wider ji) oder den WVerlemmder; die 
Schmad bleibt ungetilgt, die Concejfion verloren. Erft nad) vielen 
Jahren Hat ein neuer Minifter ihm die Konceffion wiedergegeben, 
jedoch ohne Abhülfe für die Vergangenheit. 

In derfelben Stadt wurde einem Buchdruder die Koncefjion 
-pon der Verwaltungsbehörde entzogen gegen den umnzweideutigen 
Wortlaut des Gefetes ($.D4 des Profgefetes vom 12. Mai 1851), 
welches nur die Entziehung einer jolchen Conceffion durch den Nich- 
ter Fennt. Die Befchwerdeinftanz wurde wie in andern Fällen glei- 
cher Art unter dem alten Minifterium erfolglos erjchöpft, und eine 
Wiedererlangung durch den Nichter hat das Sefeß nicht vorgefehen. 

Die Ehefrau eines frühern Yehrers will in einem Dorfe einen 
Spezereiwaarenladen eröffnen. Die Drtspolizei hat nichts dagegen. 
Der Yandrath tritt mit einem Verbote dazwijchen und veferibirt au 
die Ortspolizei, dar die Eröffnung des Yadens nicht zu geftatten, 
weil der Ehemann wegen eines aus chrlofer Sefimmung gefloffe- 


TI 
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aufrecht. Der Schullehrer war bejtraft: 1) disciplinarifch mit Ent- 
laffung aus dem Almte wegen Entfernung ohne Urlaub, 2) wegen 
Aufruhrverfuchs mit 50 Thalern Geldbuße, 3) wegen Beleidigung 
eines öffentlichen Beamten im Dienfte mit vier Wochen Gefängnif, 
4) wegen öffentliher Schmähumngen der Einrichtungen des Staates 
mit 20 IThalern Geldbuße. Deswegen durfte die Srau nicht mit 
Spezereien handeln. Die Beleidigungsklage wurde für umjtatthaft 
erklärt. 

Ein Viehhändler treibt Schweine auf einem Dorfwege Ein 
Mann tritt entgegen und fragt ihn nach feiner Yegitimation. 
Sener verweigert die Angabe. Der Mann pfändet ein Schwein 
und verjteigert e8. Die Pfändung wird feitens der Obrigkeit für 
unvechtmäßig erklärt, und der Pfänder ftellt das erlofte Geld dem 
Viehhändler zu. Diefer hat Schaden erlitten und Flagt auf Erfak. 
Aber auf Einfpruch der Negierung und des Minifteriums wird 
die Klage für unzuläffig erklärt, weil dev Pfändende als Polizei 
beamter gehandelt habe und als folcher berechtigt gewejen ei, nad) 
den Yegitimationspapieren zu fragen, objehon er diefe feine Eigen- 
ichaft dem Viehhändler verfchwiegen hatte und der Viehhändler fie 
nicht Fannte. 

Einem Arzt, welcher wegen politifcher Vergehen zu mehrern 
Jahren Feitung verurtheilt war, unterfagte die Berwaltungsbehörde, 
nachdem er die Strafe verbüßt hatte, die Ausübung der ärztlichen 
Praris, und er mufte auswandern. Dies war am Anfange der 
funfziger Jahre, wie ich glaube, die erite Probe polizeilicher Aufficht 
über den ärztlichen Stand. 

In dem Haufe eines Shuhmadhers wohnt ein Mädchen. Das 
Paar wird bezichtigt, im Koneubinat zu leben. Die Volizei hält das 
Berhältnig für öffentlich anftörig und gibt dem Schuhmacher auf, 
bet Bermeidung einer Strafe bis zu 100 Thalern das Mädchen 
aus dem Haufe zu entfernen. Die Strafe wurde eingezogen und 
die Entfernung des Mädchens bewirkt. Duelle der polizeilichen 
Berfügung war eine allgemeine an die Polizeibehörden gerichtete 
Anweifung des derzeitigen Minijters von Wejtphalen. 

Das Polizeipräfidiun hatte ein Dienftmädchen wegen aufßer- 
eheliher Schwängerung aus Berlin gewiefen. Das Mädchen findet 
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auf dem Lande in dev Nähe bei einem Milchpächter ein Unterfom- 
men, und e8 gehört zur feinem Dienfte, täglich den Milchwagen nad) 
Berlin zu begleiten, den Wagen zu bewadhen und die Milch aus- 
zutragen. Dabei wird e8 eines Tages von einem Schugmanne er- 
fannt. Er bringt es auf das Polizeipräfidium, wo e8 gegen die 
Nückfehr mit einer Androhung von Arbeitshaus verwarnt wird. 
Das Mädchen mochte wol aus Furcht die Mittheilung an den 
Dienftherrn unterlaffen haben. Cs wird wieder einmal in der 
Stadt beim Bewachen des Milchwagens betroffen, nad) dem Boli- 
zeipräftdium und von dort ins Arbeitshaus gebradt. Der erjtaunte 
Dienftherr findet feinen Wagen verlafjen, erfährt das VBorgefallene, 
eilt auf das Polizeipräfidium, wo man ihm das Vergehen feines 
Dienjtmädchens mittheilt, und weder Fürfprade nod Bürgichaft 
gegen eine abermalige Niückfehr befreit das Mädchen von dem ihm 
zugedachten Xofe. 

IH muß darauf verzichten, durch Häufung von Beifpielen ein 
wenn aucd nur einigermaßen volljtändiges Bild zu geben. Air die- 
fer Abficht würde ich die Zufammenftellung der Beijpiele zu einem 
weitläufigen Werfe ausdehnen müfjen. Ich habe mic auf Anordnuns 
gen rein polizeilicher Iatur bejchränft, habe nicht das Ungewöhnz- 
liche, nicht gerade das Auffälligite, jondern folcdhe Beifpiele gewählt, 
welche den Einfluß der polizeilichen Macht auf das gewöhnliche 
Yeben und die eriten Bedingungen der Ernährung, der Bermögens- 
fiherheit und der perfünlichen Freiheit Hlav machen. Im den weni- 
gen Fällen, im welchen mir die Abhülfe durch die höhere Berwal- 
tungsbehörde befannt geworden tft, habe ich dies ausdrüclich ev- 
wähnt. Nichterliche Hülfe ift in feinem der angeführten Fälle zu- 
lälfig, in den meijten Fällen it fie erfolglos angerufen worden, 
das richterliche Berfahren hat auf Einfprucd) der Verwaltungsbehör- 
den wegen Unjtatthaftigfeit eingeftellt werden müfjfen. Wo der 
Nechtsweg nicht verfucht worden ift, da würde fein guter Jurift die 
Berfchwendung der Koften angerathen haben, Won den zahlreichen 
Tüllen, in welchen die Verwaltungsbehörde einjtweilen ihre Ver: 
fügungen ausgeführt und nachträglich den unzweifelhaft zuläffig ge- 
wejenen Nechtsweg jtreitig gemacht hat aber nicht durchzudringen 
vermochte, habe ich Feine bejondere Notiz genommen, weil es mir 
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hier mehr um Nechtsverweigerungen als um Nechtsjtörungen zu 
thun war. Dft laffen fich die erhobenen und zurücgewiefenen Com- 
petenzconfliete nur aus einer vollftändigen VBerdimfelung des Rechts- 
begriffs erklären, welche aus dem ewigen Ineinandergreifen der 
verschiedenartigiten Berufsthätigfeiten entjprungen fein mag. Und 
doch werden der Negel nach nur folche erhobene Competenzconflicte 
befannt, welche der höchite Verwaltungschef (der Nefjortminifter) 
gebilligt hat. Auch) in die vein fiscalifche Station überträgt die 
Kegierung die ihr als Polizei zuftehende Macht des erjten Angriffs, 
und wo ihr die gerichtliche Suftiz zu folgen vermag, gilt doc big 
zur endgültigen Entfcheidung des Richters der polizeilic) angeord- 
nete Zwifchenzuftand, nicht ohme erhebliche Nachtheile für die DBe- 
troffenen und zuweilen auch für den erfaßpflichtigen Fiscus. Die 
Behörden wollen die Weide-, Korfi- und Wegegerechtigfeiten auf 
den fiscalifchen Befitungen ablöfen. Alte Gerechtigfeiten diefer Art 
beruhen auf privatrechtlichen Erwerbungen. Statt gütlicher und 
ausdanernder Unterhandlungen verbietet die Regierung in ihrer po- 
fizeilihen Eigenfchaft den Berechtigten die Ausübung ihrer Rechte, 
Zahllofe Proceffe find in diefer Art entjtanden, in welchen der Fis- 
cus die Erwerbungstitel dev Berechtigten mit feinem jtichhaltigen 
Grunde hat anfechten fünnen. Die Brocejje dauern jahrelang, ver- 
urfachen Störungen in der Yandwirthichaft und endigen mit langen 
Koftenrehnungen gegen den Fiscus und einer Verbitterung der Ge- 
müther. Die gütliche Vereinigung ijt jpäter der Negel nad) viel 
jchwieriger. 

Mit verfchiedengradiger Wucht trifft die Yajt des polizeilichen 
Eingriffs; am gelindeften, jobald der Privatınann Erjat zu fordern 
berechtigt it. Wen Eigenthum im Intereffe des öffentlichen Wohle 
entzogen wird, der darf zwar nicht den frühern Zuftand wiederher- 
geftellt, wohl aber eine Geldentjchädigung vom Staate verlangen 
und einflagen. Sch will hier nicht näher eingehen auf die |prich- 
wörtlich befannte Schwierigkeit, welche das preußiiche Privatrecht 
jeder Schadensklage entgegenftellt, welche oft den muthwilligiten 
Beichädiger unbeläftigt entjchlüpfen läßt. Sc nehme den günftig- 
jten Ausgang, daß volle Entjhädigung im Geld geleiftet wird. Aud) 
diefer günftigite Erfolg bietet in den meilten Fällen einen nur 
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geringen Erjat für den Privatmanıı, welhem die Behörde fein 
Befitthum wider feinen Willen entzieht. Dazu fommt der mora- 
fifche Nachtheil. Nur jelten wird der Befiter von der Nothwen- 
dDigfeit der polizeilichen Weapregel, von der Gefahr für das üffent- 
liche Wohl überzeugt, welchem die Unverletlichfeit feines KCigen- 
thums weichen muß; denn es fehlt die moralifch wirfjame Grund- 
lage eines Nechtsverfahrens. And vom politischen Gefichtspunfte 
aus betrachtet: welche Genugtduung findet der Bürger gegen Leber 
griffe der Polizei, wenn die Staatsfafjfe in Mitleidenjchaft gezogen 
wird umd die Zeche zu bezahlen hat? Ein altes, in der Berfafjung 
(Art. 9) aufs neue verbürgtes Gefet behält dem Könige allein vor, 
aus Gründen des öffentlichen Wohls das EigentHum gegen Ent- 
Ihädigung zu entziehen oder zu bejchränfen, und objchon ein voll- 
ftändiges Expropriationsgefes noch nicht erlajfen tft, jo find doc) 
einige Körmlichkeiten fir das Berfahren angeordnet, wenn die Cr 
propriation auf ein bejtimmtes Srundftück angewendet werden joll, 
umd der Befißer wird gehört. Das Gefeß vom 11. Mai 1842 
macht es jedem Drtspolizeiverwalter und jedem Yandrathe möglich, 
ein Gleiches zu thun, fogar ohne die Umftände und ohne den Schuß 
irgendeines Berfahrens. Die einjtweilige Gültigfeit des polizeili- 
chen Befehls ift gar nicht ziı vermeiden, und die definitive hängt 
von dem Befcheide der vorgefetten Behörde ab, die in feinem Falle 
weiter als bis zum Mlinifter veicht und vorwiegend durd) die Be 
richte der heimischen Behörden bejtimmt wird. Der Anfprud auf 
Entjchädigung durch den Staat pflegt der Kegel nach fi auf Fälle 
zu befchränfen, in denen Grund und Boden entzogen oder durd) 
Wegegerechtigfeiten „zum Nuten des Publikums“ verfüimmert wird. 
Hier treffen die Folgen zugleich den Privatmanır und die Staats 
faffe. Im den allermeiften anderen Fällen trifft das Uebel den Pri- 
vatmann allein und mit gedoppelter Wucht. Cinen Crjaß aus 
Staatsfonds gibt e8 nicht, wenn Conceffionen verweigert, Bauten 
als vorfchriftswidrig nmiedergeriffen, Approbationen entzogen, Per- 
fonen ausgewiejen, Unfolgfame mit Geldftrafen belegt, Ausgewie- 
jene verhaftet und mit Liederlichem Gefindel zujfammengefperrt wer 
den. Das einzige Mittel zur Abwehr ift die Beichwerde, die bis 
zum Meinifter freifteht. Das Verfahren hat feine andere Norm als 
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die bureaufratifche Gefchäftsregel; die Behörde, gegen welche man 
Beihwerde führt, wird zum Bericht aufgefordert. Bis auf wenige 
im neiterer Zeit eingeführte Ausnahmen wird der Bejchwerdeführer 
nicht weiter gehört. Alles muß im feiner Befchwerdejchrift jtehen, 
und doch fennt er oft gar nicht die Gründe der anzırgreifenden 
Mafregel, weil ihm diefe Gründe nicht mitgetheilt zu werden 
brauchen. Die VBernehmung von Zeugen und Sachverftändigen ift, 
wiederum Dis auf die wenigen Ausnahmen, nicht erforderlich, die 
Bereidigung nicht ftatthaft und das öffentliche Verfahren in allen 
Fällen ausgejchloffen. Die Kammern nehmen zwar auch gegen die 
Minifter Befhwerden entgegen; aber mit welcher Machtbefugniß? 
Sie überweifen die ihnen geeignet [cheinenden der Negterung zur 
Erwägung, zur Berücdfichtigung, zur dringenden Berüchichtigung. 
Db der Minifter ftattgeben, ob er auch nur einen wiederholten 
Bericht einfordern, den Ausgang mittheilen will, jteht in jeinem 
Belieben. 

Hat ein Bürger dur die Verfügung eines Beamten, welche 
deffen Vorgefetster felbjt fir ungeeignet hält und aufhebt, eine Ver- 
mögensbefhädigung erlitten, Jo fan er jein Recht gegen den Beamten 
vor dem Richter doch nur ausführen, wenn der Vorgefetste die Ver- 
fügung ausdrüclich als ‚‚gejetwidrig” oder „unzuläffig‘ bezeichnet; 
und auch dann noch nicht unbedingt. Der Ninifter als die höchte 
Behörde ift gegen eimen folchen Angriff immer gejchütt; denn es 
gibt Feine Inftanz, welche feine Mafregel als „‚gejetwidrig” ver- 
werfen fünnte. Gegen die anderen Beamten ift zwar eine Geneh- 
migung der DVorgefetten nicht mehr nothwendig, die Berfafjung 
ichließt fie aus (Art. 97); aber auch diefe wichtige Birgichaft hat 
die jpätere Neaction in der Gefetsgebung erheblich umd weit über 
das nöthige Maß hinaus einzufchränfen gewußt. Objchon die Ent- 
ihädigungsflage vor dem Nichter mr zuläffig ift, wenn die vor- 
“gefetste Behörde die Verfügung aufgehoben und als „‚gejeßwidrig‘ 
oder „unzuläffig‘ bezeichnet hat, jo ijt das Nechtsverfahren immer 
noch nicht vor Hemmung ficher. Dev Proceß wird anhängig ge 
macht. Während er vor dem Nichter verhandelt wird oder wäh- 
rend das ergangene Erfenntniß die Nechtsfraft erwartet, darf die 
vorgefetste Central- oder Provinzialbehörde gegen den Rechtsweg 
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Einfprud) thun. Das rvichterliche Verfahren wird gehemmt, die 
Sade vor eine Behörde gebracht, welche unter dem Namen des 
Gerichtshofs zur Entfcheidung der Competenzconflicte befannt ift, 
und wenn der NRefjortminifter den Einfpruch aufrecht hält, jo ent- 
icheidet der GCompetenzgerichtshof, ob das für gejetwidrig oder um- 
zuläffig erklärte Benehmen des Beamten zur Berfolgung vor dem 
Kichter geeignet fei oder nicht. Fällt die Entjcheidung zu Guniten 
des Beamten aus, fo ift der Rechtsweg verichloffen. 

Dies gilt vom Civilproceh. In Criminalfahen fcheinen auf 
den erfterr Anblie die Hemmungen nicht jo mannichfah. Wenn ein 
Beamter eines ftrafvechtlichen Vergehens im Amte jih Tchuldig 
macht, darf die Unterfuchung eingeleitet werden, ohne daß vorher 
fein Borgefeßter fich geäußert, die Verfügung oder das Benehmen 
für gefetwidrig oder unzuläffig erklärt hat. Aber die größere Srei- 
heit der Suftiz ijt hier nur Schein. In Griminalfachen it der 
Nechtsweg für den Privatmanın jchon durch die allgemeine Ge- 
jetgebung verfümmert. Der Privatıranı fann mit Ausjchluß der 
Injurienfachen niemals den Strafrichter direct angehen. Der Weg 
führt immer durch das Gebiet einer Berwaltungsbehörde, durd) das 
der Staatsanwaltichaft. Keine Handlung wird zur jtrafgerichtlichen 
Unterfuhung gezogen, welche nicht die Staatsanwaltichaft für ges 
eignet Hält. Aus welchen Gründen und nach welchen Grundfägen 
fie fic) zu dem Urtheile leiten läßt, das ift eine Verwaltungsjache 
wie jede andere, wird als folche behandelt, und ein Conflict wird 
auch hier auf dem Bejchwerdewege bis zum Juftizminifter endgültig ev- 
örtert. Hat der Staatsanwalt das Benehmen des Beamten für geeig- 
net zur strafgerichtlichen Unterfuchung gehalten, die Einleitung der- 
jelben beantragt, hat das Gericht fie eröffnet, und erhebt die vor- 
gefeßte Behörde den Conflict, fo tritt dafjelbe Verfahren ein, wie 
ic) e8 eben für die bürgerlichen Nechtsitreitigfeiten dargeftellt habe. 
Die gerichtliche Verfolgung ruht. Sie wird wieder aufgenommen, 
wenn der Kompetenzgerichtshof fie geftattet. Heikt er fie nicht 
gut, fo ift fie für immer beendet. Das Gefeß vom 15. Februar 
1854 gibt dem Verfahren über den erhobenen Konflict ein procej 
jualifches Ausjehen; aber in Wahrheit it das „Erfenntnip‘ des 
Competenzgerichtshofes, welches ohne mündliches Verfahren erfolgt, 
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feinem Wefen nach nichts anderes als eine neue Art von Genehmigung. 
Die Behörde entfcheidet, ob die Handlung des Beamten zur gericht- 
fihen Verfolgung geeignet, nicht ob fie gefetwidrig oder tvafwür- 
dig jet. Grumdfäge für die Entjcheidung find nicht vorgejchrieben 
und fönnen nicht vorgefchrieben werden, da jede einzelne Sache 
ihrer eigenen Würdigung bedarf. DBefreit von jeder gejeglichen 
Schranfe, läuft der in Form eines Erfenntniffes abgefaßte Beichluß 
der Behörde auf ein Gutachten hinaus, welchem eine unangreifbare 
Wirkung beigelegt ift. Die Gründe eines jeden „Erfenntnifjes“ 
diefer Art Laffen fih in zwei Theile zerlegen, in die Gefchichtserzäh- 
fung und in die Schlußformel: wir halten danach) die Sache für 
geeignet, vor dem Nichter verfolgt zu werden; oder: für jo arg 
halten wir das Benehmen des Beamten nicht, wenn c8 auch gejet- 
widrig fein mag oder als folches bereits feitgejtelt ift. Der Art. 97 
der Verfaffung ift feinem Wortlaute nach gewahrt, der Genehmi- 
gung der vorgefetten Dienftbehörde bedarf es nicht. Aber wenn 
die vorgefeßte Behörde den Nechtsweg hindern zu miüfjen meint, jo 
ift fie in der Yage, die gerichtliche Verfolgung von dev Genchmi- 
gung einer andern Behörde abhängig zu machen, welche nicht nur 
überwiegend aus Verwaltungsbeamten zufammengejett, jondern auch, 
und darauf lege ich das meiste Gewicht, im diefem Zweige ihrer 
Thätigfeit mit allen Machtbefugniffen einer Berwaltungsbehörde 
ausgeftattet ift. Das Gejet hat den Wortlaut der Berfafjung ver 
ichont, den Geift aber misachtet. Die VBerfaffung hat im Art. 97 
der ordentlichen Gefeßgebung geftattet, Bedingungen feitzuftellen, an 
welche die gerichtliche Verfolgung der Beamten gefnüpft werden 
dürfe; aber die VBerfaffung wollte die Bedingungen durch den Wort- 
faut des Gefetes fejtgeitellt und jede arbiträre Entjcheidung irgend 
einer Behörde über die Zuläffigfeit des Nechtsweges ansgejchloffen 
wiffen. Das Gefet follte herrfchen und nicht das Gutdünfen. 
Das war der Geift der Verfaffung. Die Gefetsgeber aus dem 
Sahre 1854 hielten fih an den Wortlaut, nur die Genehmigung 
der vorgefegten Behörde fer ausgefchloffen. Das freie Ermeifen 
wurde im anderer Korm wieder eingeführt. So frei und don den 
allgemeinen Gefegen unabhängig wurde die Behörde gejtellt, daR 
ihr ohne jede Anweifung überlaffen it, ob fie vor ihrem Spruche 
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eine thatfächliche Ermittelung anftellen lafjen, ob fie mit einer fol- 
chen die Verwaltungsbehörden oder die Gerichte betrauen, ob fie 
Zeugen vereidigen lafjen will. Mit Einem Worte, fie ift von jedem 
Itvengen Verfahren emancipirt, und diefe Stellung entfpricht dem 
völlig unfapbaren Inhalte der Schlufentfcheidung: geeignet oder 
ungeeignet. 

Lag ein Bedürfnig zum Grlaffe eines folchen Gefetes vor? 
Auch wenn ih) mich auf den Standpunkt derjenigen ftelle, welche 
vor allem eine jtarfe Verwaltung haben wollen, verneine ich die Frage. 
Abgefehen von dem Schuße, welchen jeder Bürger in dem Richter 
findet, waren ja die Beamten gegen hicanöfe Civilflagen ohne- 
hin durch die Vorfchrift gefhütt, dar nur folche Amtshandlungen 
zum Gegenftande einer Entfhädigungsflage gemacht werden dürfen, 
welche die vorgejette Behörde für gefeßwidrig oder unzuläffig erflärt 
hat. Und eine ftrafgerichtliche Unterfuchung it nur durch die 
Staatsanwaltfchaft herbeizuführen, durch eine Behörde, welche vom 
Sujtizminifterium abhängig it, den Anweifungen ihres Chefs 
Folge leiften und dejjen Grundfäte jih zur Norm dienen lafjen 
muß. Zu jeder vichterlichen Berfolgung gegen einen Beamten war 
aljo jhon vor dem Gefe vom 13. Februar 1854 die Mitwirkung 
einer Berwaltungsbehörde erforderlih. ES wäre wahrlich nicht zu 
viel, wegen einer bereits für ungefeßlich oder unzuläffig erflär- 
ten Amtshandlung eine Stlage auf Schadenerjaß ohne weitere 
Hinderniffe zu gejtatten und dem ordentlichen Nichter die Entjchei- 
dung zu überlaffen, ob die für gejeßwidrig erklärte Handlung des 
Beamten nad) den gemeingültigen Gejeten wirklich gejettwidrig und 
nach der Yage der Sache vertretungspflichtig je. Mean vühmt, daR 
der Competenzgerichtshof von feiner arbiträren Gewalt einen gemä- 
Bigten Gebrauch mache, und ich will nicht das Gegentheil behaup- 
ten. ‚Aber jeder einzelne Fall, im welchen der Nechtsweg als ums 
geeignet ausgefchlojfen wide, war eine Nechtsverweigerung, jeder 
erhobene Conflict war eine Herausforderung gegen die Juftizpflege. 
Unabhängig von dem PBrivatjchaden, das allgemeine Nechtsbewußt- 
jein leidet unter dem im Gejeß ausgedrücten Gedanken, daß der 
Beamte jelbjt in feinen gefeßwidrigen Handlungen nicht nad) 
den gewöhnlichen Yandesgefegen zur beurteilen, nicht immer von den 
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Sefeten erreichbar it. Imdefjen die Gejetgeber des Jahres 1854 
fahen darin feinen Nachtheil, jondern ein werthvolles Hülfsmittel 
für die freie Hand der Verwaltung. Die Somderitellung jollte 
den Beamten das Bewuntfein ihrer Macht und Selbjtändigfeit 
geben und den Bürgern die Grenzen verdeutlichen, an denen die 
Nechtspflege vor den höhern Intereffen der Verwaltung fich zurüd- 
ziehen müjje. 

Sp jtrebte die Gejeßgebung feit den zwanziger Jahren in 
Itarfer Strömung gegen den einengenden Damm der Nechtspflege; 
fie durchbradh ihn an manchen Stellen und entfeffelte die Macht 
der Verwaltung. Die wictigjten Gefete aus diefer Zeit, jelbit 
die Verfaffung umd leider auch die Nechtspraris tragen die Er- 
fennungszeichen diefes Geiftes. Den Gefeßen, in welchen die jtaats- 
bürgerlichen Garantien niedergelegt find, fehlen die Eigenschaften, 
welche das Gejets zur unverbrüchlichen Negel machen. Sie find 
im Ausdruc dunkel oder bis zur Zweideutigfeit allgemein, voll von 
Vorbehalten und Mafgaben, unabgefchloffen, weijen auf jpätere 
Ergänzungen Hin, welche dann im einem widerfprechenden Geifte 
nachgeholt wurden, jodaß jchwer wird, zu unterfcheiden, was Pegel 
und was Ausnahme ijt. Su der Praris findet jede Meinung ihren 
Anhalt, jede Auslegung ihren Beweis, und unvereinbare Gegner 
berufen ich gleichzeitig für die entgegengefetten Anfichten bald auf 
das Wort, bald auf den Geift der Gefete. Das Syftem der 
unvollfo mmenen Gejeße ift in Preußen eingebürgert. Gegen 
diefes Uebel waren zwei Paragraphen des Yandrechts gerichtet, 
welche mir von jeher fehr werthvoll erfchienen, jowol als Nechts- 
jüte jowie als Zeugniß von dem damals vortrefflichen Geifte der 
Gefeßgebung. Die beiden Baragraphen fprechen aus, daß jeder fein 
Recht in den gejeßmäßigen Schranken auszuüben befugt ift, und 
daß die Gefeße jedem, dem fie ein Necht geben, auch die Mittel 
bewilligen, e8 auszuüben. IH Habe geiftreiche Yente über diefe 
beiden Säte jpötteln Hören. Wie doch das Yandrecht philofophire, 
wie cs in gefälliger Breite allbefannte Dinge vortrage. Wozu die 
allgemeinen Befenntniffe, wozu Selbjtverftändfiches in einen Ge- 
jegbuche? Mean braucht blos in den heutigen Zuftand der Nechts- 
pflege und im die heutigen Gefege Hineinzufchanen, um die Leber- 
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zeugung davonzutvagen, da die beiden Sätse die Devife des Rechtsitaa- 
tes bilden, daß fie leider nicht mehr gültiges Necht find. Wo nur im- 
mer ein Geje mit den Anordnungen der Bolizei in Widerspruch ge- 
räth, hören die Mittel zur Ausübung des Nechtes bald auf. Nicht 
die großen Garantien politifcher Freiheit, nicht die täglich wieder- 
fehrenden Bedürfniffe der bürgerlichen Freiheit entziehen fi den 
Cinflüffen diefer Regel. Das Gejet (vom 31. December 1842) 
gewährleiftet den preußifchen Unterthanen Freizügigkeit. Es gez 
jtattet der Polizei nur die eine VBorbedingung zu prüfen, ob der 
Kenanziehende hinveichendes Bermögen oder die ausreichende fürper- 
liche Kraft befitse, ji und feinen nicht arbeitsfähigen Angehörigen 
den mothdürftigen Unterhalt zu verichaffen. Dagegen übt die Boli- 
zei thatfächlich die Befugnig der Ausweifung aus, ohne fih an 
diefe eine Bedingung zu fehren. Taufende kräftige und wohlhabende 
Preufen find des Aufenthaltes an bejtimmten Drtem verwiejen 
worden, ohie daß ihnen ein Mittel dev Abwehr zuftand. Die Ge: 
werbeordnung vom 17. Januar 1845 fchien die Gewerbefreiheit 
anzubahnen. Man begrükte fie. als den Grumdftein der Gewerbe- 
freiheit, und man durfte in der That mit den wenigen Bejchrän- 
fungen für die conceffionspflichtigen Gewerbe Teidlich zufrieden fein. 
Aber wer verjchafft mir das gefetlich gewährleiftete Recht zum Be- 
triebe eines Gewerbes, wenn die Polizei mir e8 verweigert oder 
entzieht? Die Freiheit des Cigenthums ift die Grundlage aller 
Itaatlichen Drdnung; das Gejeis erkennt fie ausdrüdiih an. Die 
Polizei fann den beliebigen Gebrauch des Grumdeigenthums, die 
Anlagen von Fabriken gewiffer Art verwehren und mein Cigen- 
thum dadurch entwerthen, objchon ich die Beweife in Händen habe, 
daß fein anderes Intereife, weder ein öffentliches noc) ein privates, 
unter dem von mir beliebten Gebrauche leiden würde „Strafen 
fönnen nur in Gemäßheit des Gefetes angedroht oder verhängt 
werden.” Diefer Art. 8 der Verfaffung jcheint zu verbürgen, daf 
jede Geldbuße oder Freiheitsentziehung, jeder vom Staate aufzu- 
erlegende Nachtheil irgendwo im Gejete angedroht, jeder ftraf- 
wiürdige Fall im Gefete verzeichnet fein müffe. Doc das wohl- 
jtififirte Grundrecht findet fein „Aber in dem Gefete, welches ihm 
beigegeben ift. Das Gefet vom 11. März 1850 gibt der Polizei 
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die Befugniß, innerhalb ihrer Amtsthätigfeitt Verbote und Gebote 
zu erlafjen, und zum Schuß ihrer Verordnungen Strafen bis zum 
Betrage von 10 Thalern umd an deren Stelle im Falle des 
Umvermögens Gefängniß bis zu 14 Tagen anzudrohen. Nur 
wenn die Verordnung Gegenftände der landwirthichaftlihen 
Polizei betrifft, bedarf fie der Zuftimmumng der Semeindevertretung, 
jonjt fjoll diefe blos gehört werden. Dev Bolizeirichter erfennt 
über die Strafen, die Nothwendigfeit oder Zweefmäßigfeit der At- 
ordnung Hat er nicht zu prüfen. sedes Feine Dertchen umd jeder 
größere VBerwaltungsiprengel des Königreichs hat feine zahlreichen, 
mit Strafe bedrohten Gebote umd Verbote, welche nicht das Ge- 
jeß, nicht die Gemeinde durch ihre Vertreter, jondern irgend ein 
höherer oder auch untergeordneter Beamter aus eigener Machtvoll- 
fommenheit erlaffen hat. Se größer, politifch wichtiger und ver- 
fehrsreicher der Drt, dejto größer die Zahl. Demm diefe Art von 
fleinev Gefeßgebung darf Sich aller möglichen Gegenstände be- 
mächtigen, jofern fie num unter eine der neun Nubrifen fich bringen 
läßt *): 

1) Schuß der Perfon und des Eigentums; 

2) Drdnung, Sicherheit und Yeichtigfeit des VBerfcehrs auf öffent- 
lihen Straßen, Wegen und Pläten, Brüden, Ufern und 
Sewäffern; 

3) den Marktverfehr und das öffentliche Keilhalten von Nah- 
rungsmittel; 

4) Drdnung und Gefetslichfeit bei dem öffentlichen Zufanmten- 
jein einer großen Anzahl von Perjonen; 

5) das öffentliche Iutereffe in Bezug auf die Aufnahme und 
Beherbergung von Fremden; die Wein-, Bier: und Staffees 
wirthichaften und fonjtige Einrichtungen zur Verabreichung 
von Speife und Getränfen; 

6) Sorge für Yeben und Gefundheit; 

7) Kürforge gegen Seuersgefahr bei Bauausführungen, jowie 
gegen gemeinfchädliche und gemeingefährliche Handlungen, 
Unternehmungen und Greignijfe überhaupt; 


*), Wortlaut des Polizeigejeßes vom 11. März; 1850, 
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3) Schuß der Felder, Wiefen, Weiden, Wälder, Baumpflan- 
zungen, Weinberge u. |. w.; 
I) alles andere, was im bejondern Intereffe der Gemeinden 
und ihrer Angehörigen polizeilich angeordnet werden muß. 
E8 dürfte fehwer fein, irgend einen Gegenftand der Gefeß- 
gebung zu erfinnen, der nicht gleichzeitig unter mehrere oder mindejtens 
eine der acht erjten Rubriken fich bringen ließe, und der leßten verfällt 
natürlich ein jedes, dejfen eine Polizeiverordnung fich bemächtigen 
will, fofern fie nur erklärt, daß ein bejonderes Interefie der Ge- 
meinde oder des Bezirkes c8 erfordert. Damit man aber nicht 
meine, daß die bejondere Nücjicht auf den Sprengel eine Erwägung 
jeiner befonderen Zuftände erforderlich mache, braucht man mr an 
den Fall zu denfen, in welchem die durd) das ganze Yand veran- 
jtalteten Sammlungen für einen Nationalfonds von dev einen Grenze 
des Yandes bis zur andern durd ein Syitem von Polizeiverord- 
nungen verhindert wurden, welche, für einzelne Negierungsbezirke 
einzeln erlaffen, den gemeinfchaftlichen Inhalt Hatten, daß jede 
Sammlung zu wohlthätigen Zweden nicht cher erlaubt fei, bis 
die Polizei fie gejtattet habe. Die Verordnungen reichten aus, um 
einen durch das ganze Yand begeiltert aufgenommenen Pla, durc 
welchen politifch verfolgte Beamte gegen die Äußerjte Noth gefchütst 
werden follten, in der Mitte feiner Ausführung zu hemmen. Dem 
innern Gehalt nad) erjtredt fich die VBerordnungsbefugniß nicht 
blos auf ein perfönliches Thun und Unterlaffen, jondern die Polizei 
fann auch fojtipielige Anlagen anbefehlen und erheblichen Ber 
mögensaufwand veranlaffen. Es jteht ihr nichts im Wege, wenn 
jie befehlen will, daß jedermann auf der Straße eine leuchtende 
Yaterne trage, einen Baß bei jich führe, daß man vechts oder Links 
gehe, eine Hutform oder ein jonftiges Kleidungsjtüc als verdäd)- 
tiges Abzeichen meide, des Befies von Waffen fich entjchlage, dak 
nicht mehr als cine bejtinmmte Anzahl von Perjonen zufammen 
gehe, fie darf Handelsartifel als gejundheitsgefährlid verbieten, 
Hausprdnungen als gejundheitsfördernd vorjchreiben. 
Zwei Süße des preußischen Privatrechts geben der polizeilichen 
Berordnungsbefugnig noc eine bejondere, unüberjehbare Tragweite, 
Üer eine unerlaubte Handlung ausübt, gegen den wird vermuthet, 
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daß ein bei folcher Gelegenheit entjtandenevr Schade dur) feine 
Schuld verurfacht worden fei. Wer ein Polizeigefes vernachläffigt, 
haftet für allen Schaden, welcher durch die Beobadhtung des Sefetses 
hätte vermieden werden fünnen, ebenfo, wie wenn der Schade u: 
mittelbar aus feiner Handlung entjtanden wäre Der Berftoß 
gegen einen Polizeierlaß ift aljo neben der verwirkten Strafe oft 
mit einen weit erheblichern Schadenerfat bedroht. And dennoc) 
fann cin einzelner Bolizeibeamter faft bis zu den unterjten Stufen 
herab alleinige Duelle folcher Nechtsfolgen werden. 

Wenn nad alledem die Polizei dennoch jchußfähige Grenzen 
gegen ihre gefeßerzeugende Gewalt anerfenmen muß, jo fühlt 
fie fich im der Executive gänzlich frei von gefeglichen Schranfen. 
Sseder Befehl it execeutionsfähig, fie befiehlt und vollitreeft, droht 
Seldjtrafen in beliebiger Höhe ohne jede Körmlichfeit an, zieht fie 
ohne vichterliche Mitwirkung ein und darf jelbjt mit Gefängnig 
und andern Zwangsarten ihren Befehlen Nachdrucd geben. Wer 
fih über einen DVerftoß gegen den Geift der Berfaffung beklagen 
wollte, dem diene zur Belehrung, daß dies alles bereits durch die 
Worte der Berfaffung angedeutet war, dap Strafen nur „in Ge- 
mäßheit des Gefetses’ angedroht oder verhängt werden fünneıt. 

Die erheblichiten Gefete, welche Grundpfeiler einer wohl- 
thätigen Volfswirthichaft md der bürgerlichen Sreiheit werden 
jollten, find zu Imftructionen für die Berwaltungsbeamten hevab- 
gejunfen, deren Befolgung oder VBernacdhläffigung zu einer innern 
Angelegenheit der Berwaltungsbehörden geworden it. Wie er fie 
handhabt, das hat der Beamte lediglich vor feinem Gewiffen und 
jeinem VBorgefeßten zu verantworten, und wer feinen Vorgefeßten mehr 
hat, vor jenen Sewiffen allein. Und wie hat diefe Verantwortlichkeit fich 
bewährt? Ungewöhnliche Ereigniffe, Zeiten ungeftümen Dranges ud 
ungejtümer Nücwirkung find die bejten Yehrmeifter. Da foll das 
Sefets gegen Verwilderung und Webermnth eine feite Stüße ein. 
ft 8 nachgiebig und umzuveichend, jo brechen die Yeidenjchaften 
los, die Hoheit de8 Staates wird in die Privatzwiftigfeiten gezogen 
und feine Macht zur Heinlichen Zwecen gemisbraudht. Wir Haben 
die Zeiten erlebt. Ne Jahre Hindurd) wuhte eine Partei das 
Sefets bald zur beugen, bald zu dehnen. Peglements überwucherten 
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die Gefeße, ein Minifterialerlak galt mehr als ein VBerfaffungsjak. 
Die Willkür wuchs und am üppigften gedieh fie, wohin die Gejete 
den Keim ausgeftreut hatten, in der Hand der Polizei. Die jähr- 
lich zu erneuernde Conceffion von Gaft- und Schanfhäufern fette 
dur) das ganze Land eine nach Taufenden zu zählende Schaar 
wohlhabender, mit Grumdftücen angejeffener Bürger in Abhängig- 
feit von dem guten Willen der Ortsobrigfeit oder dev Yandräthe. 
Andere Conceffionsentziehungen machten die Gewerbe unficher und 
die Gewerbtreibenden unterwürfig. Die Drohungen gegen den Bud)- 
händler und den Buchdrueer und einige abjchreefende Beifpiele hielten 
der Preffreiheit die Wage. Neligiöfe Gemeinden wurden als poli 
tifche Clubs behandelt, ihr Gottesdienft unter die Aufficht niederer 
Beamten geftellt, ihre Verfammlungen aufgelöft. Wer in eine 
größere Stadt ziehen, oder dort das Niederlafjungsrecht erwerben 
wollte, in defjen politischer Gefinnung wurde jorgfältig geforicht, 
und aud) ohne politifche Veranlaffung gab es jo viele Anjtände 
und Verzögerungen, daß der Bewerber die Macht der Polizei zu 
fühlen anfing und die endliche Zulaffung für eine Wohlthat halten 
mußte. Der eine wurde durch Pahverweigerung zu Daule ge 
haften, dev andere wurde zwangsweife entfernt; feinen von beiden 
ihütte der unbefcholtene Yebenswandel, jelbjt das bürgerliche Anz 
jchen nicht. Zeitungen und andere Schriften winden von Amts 
wegen colportirt, Abonnements anempfohlen oder abgerathen, und 
beides wurde ducch Verlängerung und Entziehung der Komncefjion 
oder durch andere Bedrohungen der Rolizeigewalt unterjtüßt. Das 
Sefeß zum Schute der perfünlichen Freiheit Tchütte weder das 
Haus noch die Perfon. Polizeibeamte drangen in die Häufer, um 
nad) Wechfeln und Schuldfcheinen zu fuchen; fie verhafteten ‘Perjo- 
nen, welche in polizeilicher Gewahrfam mit ihren Schuldnern Vergleiche 
ichloffen, oder ihren Släubigern Anerfenntniffe gaben, und entlafjen 
wurden. Vielleicht als ein äuferftes Merkmal polizeilicher Entartung 
darf bezeichnet werden, daß der Polizeipräfident von Hincdeldey den 
Beamten der Griminalpolizei ausdrüclich gejtattete, für Joldhe „„Ber- 
gleiche” unter Släubigern und Schuldnern Belohnung anzunehmen. 

Schon unter dem Minifterium Manteuffel wurde das Treiben 
den Einfihtigen aller Parteien zu arg. - Man evfanıte allge: 
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mein die Duelle des Uebels in der Unvollfommenheit der Gejeke 
und in der Beichränfung der Rechtspflege. Wohin waren wir ge 
fommen, von denen einjt das weltberühmte Sprichwort galt: es 
gibt noch ein Nanmmergericht in Berlin. 

Kurz vor dem Eintritt dev Negentfchaft Ichienen alle Parteien 
in dev Forderung fich zu vereinigen, daß man an die ältejte Ueber- 
lieferung des preußifchen Staates wieder anfnüpfe und das ernite 
Streben wieder aufnehme, aus Prenken einen vollendeten Nechts- 
Itaat zu machen. Gerlach, der jtrengite der Strengconfervativen, 
hatte früher Schon über die Vernichtung der Suftiz fich bitter beklagt. 
Seine Partei ftimmte in die Sage ein, jeit die Bureaufratie und 
voran die Polizei anfing, einen jelbjtändigen Zwed zu verfolgen, 
jeit fie der gefchloffenen Sunferpartei den unbedingten Schorjam 
gefündigt hatte und ihre eigene Macht als Selbjtzwec hinftellte. 
Die Sunferpartei erfuhr das Kränkende ungerechtfertigter Bejchlag- 
nahmen, unbefugter Einmifchungen in die Privatverhältniffe, und 
fie Shwor der Bureaufratie Urfehde. Die Yiberalen hatten von 
jeher auf das viefenhaft anfchwellende Ungeheuer der Nechtlofigkeit 
hingewiefen. Und die erjte freie Aeuferung des Volkes vor dem 
jetigen Haufe der Abgeordneten brachte einen jolchen Ausbruch des 
Umvillens, einen jolhen Sturm von Petitionen und Beichwerden, 
welche alle um den einen Punkt der Polizeiwillfür und der er- 
Littenen Nechtsfränfungen fich drehten, daß das Bedürfnig nach Ab- 
hilfe von oben herab bis in die unterjten Schichten offenbar wurde. 
Das Oberhaupt des Staates hatte für die Förderung des Nechte- 
lebens fein geheiligtes Wort verpfändet. Die Negierung war in 
den Händen folher Staatsmänner, welche zum Theil der liberalen 
Fahne jtets treu geblieben, zum Theil zu ihr zurücgefehrt waren. 
Eine ganze Yegislaturperiode liegt Hinter ung, und was tjt wäh 
vend derjelben gejhehen? Im der Gejetgebung leider jehr wenig. 

TIhatjählich Hat jich der Zuftand allerdings wie von Nacht zu 
Tag geändert. DBon oben her find die äÄrgjten Meisbräuche mit 
redlichem Eifer gemisbilligt worden, und, joweit dies mit einem 
Stabe verwöhnter Beamten möglich ift, werden je verhütet. Aber 
von der Spite der Verwaltung aus allein Fann zwar vieles ver- 
ichlechtert, doc) wenig gründlich verbefjert werden. Einen fejten 
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Zuftand begründet der befte Wille dev Minifter nicht. Die Zahl 
dev Beichwerdeführung im Verhältniß zu den Befchwerden tft ge- 
ring. Bei der großen Maffe fteht der nächte Beamte im größten 
Kefpect, und der Yandrath ift die fichtbare Spite der Verwaltung. 
Die wenigen, die fich weiter wagen, finden jchon bei der Negierung 
den Weg erfchivert, und in den meiften Fällen erfahren fie, daf 
die Regierung eben nur den Bericht der angegriffenen Behörde 
ihrer Entfcheidung unterlegt. Die meiften evmüden auf der Hälfte 
des Weges, und von der geringen Anzahl von Sachen, welche mit 
unfäglihem Zeitverluft, Schaden und Aerger in das Meinifterium 
gelangen, geben nur diejenigen Hoffnung auf einen günftigen Aus- 
gang, welche die Nechtsverletsung, die Gefetswidrigfeit breit an der 
Stirn tragen. Sobald aber Necht oder Unrecht nad einer be- 
jtimmten Sachlage zu beurtheilen, vor der Entjcheidung weitgehende 
thatjächliche Ermittelungen anzuftellen find, gibt es geringe Aus- 
fiht auf Abhülfe. Sobald c8 fih um Prüfung von Thatjachen 
und localer Umftände handelt, hört die Macht des Minifters auf. 
In die Details der einzelnen Borfälle ift ihm jelten möglich ein- 
zudringen. Wir haben neulich in der Mitte der Dauptitadt ge- 
jehen, wie unzugänglic; dem Weinifter die Wahrheit blieb, wie 
wenig die eingeforderten Verichte zur Aufklärung tauglid) waren, 
wie wenig jeine Commiffionen vermochten. So verhielt es ji in 
der Nefidenz, unter den Augen des Minifters; und cs handelte fich 
dabei um fchwere Misbräuche in der umfangreichen Verwaltung 
des Polizeipräfidiums, gegen welche die Theilmahme aller Schichten 
der Bevölferung wach gerufen war. Auf welchen Erfolg einer 
minijteriellen Unterfuchung hat eine winzige Sache im fernen Neiche 
zu vechnen? Graf Schwerin hat während feiner verhältnigmäßig 
kurzen Amtszeit viele lagen gegen feine Amtsführung, viele Angriffe 
gegen feine Befähigung erfahren, objchon gegen feinen vedlichen Willen 
fein Zweifel laut geworden ift. Aber auch befähigte und energijche 
Männer müfjen an der Verwaltung des Meinifteriums des Innern 
ihre Popularität abnusen. Und gejeßt, der gute Wille des Meinifters 
wäre im Stande, einen leidlichen Zuitand herzustellen, die gute 
Regierung würde die jchlechten Gejetge unjchädlich machen, woher 
füme die Garantie gegen einen Nüdfall? Die Gejundheit des 
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Ztaatslebens darf yicht von den Chancen eines Neinifteriums ab- 
hängen; die Unficherheit ift Ichon an fich eine gefährliche Krank 
heit. Eine ernjte und dauernde Abhülfe ift mu durch die Gefeß- 
gebung möglich. 

Aber was unter dem Liberalen Meinifterium in der Gejet- 
gebung geichehen und verfucht worden, it an Umfang und Gewicht 
gleich gering. Das Gefeß vom 21. April 1860 verbietet oc 
einmal (die im S. 54 des Preßgefeges vom 12. Mai 1551 bereits 
verboten gewefene) Entziehung der ertheilten Goncefjion für den 
Betrieb der Buchdruderei und des Buchhandels durch die Vers 
waltimngsbehörde. Das Gefeß vom 24. Mai 1361 überweilt einige 
Stempelitener-, Abgaben» und Gehaltsfälle dev vichterlichen Ent- 
Iheidung. Das Gefeß vom 24. Juni 1861 Gur Gewerbeord- 
nung) Stellt fir eine Anzahl wichtiger Gewerbe die Entziehung von 
Soncejfionen unter ein mehr gevegeltes, wen aud) nicht vichterliches 
Berfahren. Die Regierung nd das Abgeordnetenhaus Haben ferner den 
Berfucd gemadt, das Conflictengefeß vom 13. Februar 1854 auf: 
zuheben, dejfen Fortbejtand jedoch durch das überrafhende Votunt 
des Herrenhaufes gerettet wurde. Damit ift das BVBerzeichniß der 
Ergebniffe auf diefem Gebiete gefchloffen. Und wie leicht fallen 
diefelben im die Wage gegen die Yaft der umberührt gebliebenen 
Kechtsbeichränfungen. So wichtig auch an fich die beiden Gefebe 
vom 21. April 1860 und 24. Meat 1861 find, jo darf man den- 
noch dem Wejen nad) das alte Berhältniß zwifchen Polizeigewalt 
und Nehtsihus als unverändert bezeichnen. 

Diefer Verlauf ift nicht wenig überrafchend, nachdem Staats- 
männer aller Parteien und die Negierung das VBorhandenfein des 
Vebels umd dejfen verderbliche Wirkungen anerfannt hatten. Die 
in der Innern Politik jeltene Webereinftimmung ließ erwarten, daß 
gerade hier ein umbejtrittenes Feld für eine durchgreifende Neform 
geboten fein würde. Es ift belchrend umd für die Zukunft wichtig 
feitzuftellen, woran die Jo wohl begründete Erwartung zu Schanden 
geworden it. Sch Finde, daR die Schuld gemeinfam laftet auf 
jeiten der Gonfervativen, denen der Wille, wie auf jeiten der 
?iberalen, denen die Klarheit des Zieles und ausreichende Energie 
gefehlt hat. Die ablehnende Haltung des Herrenhaufes, welche 
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namentlich bet der Aufvechterhaltung des Conflietengejeßes Jh fund- 
gab, jtand zwar in offenem Widerfpruch mit den mannichfachen 
Erklärungen der bevdeutenditen Barteiführer; indejjen fehlte es aud) 
hier nicht an dialeftifhen Ausflüchten, an denen die Junferpartei 
zur Zeit der Reaction ji jo überreich erwiejen hatte. Die Formel, 
welche jede Neform abwehrte, war fchnell gefunden. Der heutige 
Kichter gehöre gleichfalls zur Bureaufratie; wozu die Rollen ver- 
ändern? Bureaufvatie hier, wie dort; in der Verwaltung umd in 
der Rechtspflege. Ext müfjfe eine neue Einrichtung gejchaffen werden, 
welche die Nechtspflege in andere Hände lege als in die des heuti- 
gen Kreisrichters. Welcher Art die neue Eimvihtung fein jollte, 
wurde forgfältig verfchwiegen, aber die Formel genügte, um jelbjt 
das bejcheidene Streben der Liberalen zu durchfreuzen. Dennoch hätten 
durchgreifende Neformen erzielt werden, der Widerjtand des Herren- 
haujes hätte gegen das allgemein gefühlte Uebel ji auf die Dauer 
nicht behaupten fünnen, wenn nicht das größere Verjchulden der 
Liberalen Hinzugefommen wäre. Es war fchon von jchlechter Bor- 
bedeutung, daR das für die Nechtsentwicdelung wichtigjte Fach, 
das Iuftizminifterium, in den Händen des frühern Minifters Simons 
geblieben war, dejjelben Mannes, welcher jogar als der verant- 
wortliche Urheber des Conflictengejetes von 1854 betrachtet werden 
muß. In der That fallen aucd) die verhältuigmäßtg wenigen Schritte 
der Regierung zur Erweiterung des Nechtsweges in die jpätere 
Periode, in welder Herr Simons bereits aus dem Minifterium 
gefchieden und Herr von Bernuth an feine Stelle getreten war. 
Aber am fchädlichiten wirkte die Halbheit und Unklarheit im Yager 
derjenigen Yiberalen, welche für die Mehrheit des Abgeordneten- 
haufes margebend waren. 

Der allgemeine Auf nad Abhülfe führte in der eriten Seffion 
eine Verhandlung über den Gegenjtand herbei. Im derjelben trat 
der Abgeordnete Wentel mit der Erklärung auf, dag die Materie 
fehr verworren fei und einev mühevollen Unterfuchung bedürfe. 
Ihm felbjt fehle die Zeit hierzu, und ein praktifcher Jurift, den ev 
mit der Aufgabe betvanen gewollt, Habe ihm verfichert, daß die Unter- 
juchung Iahre erfordere, Wejentlic) diefer Erklärung mejfe ich die 
Schuld bei, daß die alljeitig verlangte Reform in das Stadium 
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weitläufiger Borverhandlungen zurücgewiefen wurde und die Zeit der 
liberalen Aera darüber verloren ging. Die Erklärung des Herrn 
Wentel enthielt das Zugejtändnit, daR das Princip des Nechtsver- 
fahrens in allen ftreitigen Fällen feine umnbedingte Geltung habe, 
daß geprüft umd gefondert werden müfjfe, wo der Nechtsweg zu 
gewähren und wo der Ausfchluß defjelben aufrecht zu erhalten jet. 
Die Negierung lehnte fih gern an das Anjehen des bedeutenden 
Suriften und einflußreihen Barlamentsmitgliedes an; fie veranlaßte 
zunächit die Sichtung des Stoffes und verfchob inzwifchen jede 
veformatorifche Thätigfeit. Die Abgeordneten liegen jich den Auf- 
ichub gefallen umd vermittelten an die Berchwerdeführer die Ant- 
wort, daß die Materie jehr jchwierig jet und vorbereitet werde. 
In demfelben Geifte, in welchen die Borbereitungen eingeleitet 
wurden, fielen ihre Ergebniffe aus. Der Stoff wurde gefichtet, 
doch die Neform um feinen Schritt der Durchführung näher ge- 
bracht. Im Auftrage der Negterung wurde dur Herrn SYydom, 
damals Hülfsarbeiter im Suftizminifterium, eine überfichtlich ge- 
ordnete Zufammenftellimg der Gegenjtände, in Bezug auf welche 
der Nechtsweg ausgejchloffen oder eingefchränft ift, jowie der hier- 
auf bezüglichen Gefeße gemacht und veröffentlicht. Ann diefer amt- 
fich veranlaßten und amtlich gebilligten Arbeit ift der Standpunkt 
zu evfennen, welchen die liberale Negierung und die liberale Partei 
damals eingenommen haben, und von welchem ich die Geringfügig- 
feit der praftifchen Ergebniffe herleite. Schon in der fyjtematischen 
Ordnung des Stoffes leitet ein Gedanke, welchen ich als Srrthum 
über die Stellung der Freunde des umbedingten Nechtsweges und 
als eine Unflarheit über die Zielpiunfte der Neform bezeichnen muß; 
und mir ift um fo wichtiger, dies hervorzuheben, als derjelbe Srr- 
thum von vielen Gegnern noch heute aufrecht erhalten wird und 
nicht wenig dazu beiträgt, den Streitpiumft zu verdumfeln umd die 
Durchführung der Reform zu erjchweren. In der Zufanmen- 
jtellung des Herin Sydow werden auf gleicher Linie behandelt die- 
jenigen Gegenftände, für welche der Nechtsweg gänzlich) ausge- 
ichloffen, mit denjenigen, für welche die ordentlichen Yandesgerichte 
durch Specialgerichte von bejonderer Bejchaffenheit erjet werden. 
Dies gibt ein falfches Bild von den Befchwerden und Anfichten 
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derer, welche die unbedingte Nechtsherrfchaft anftreben und diejelbe 
durchweg auch der Berwaltung als Correctiv gegen Willfür zur 
Seite ftellen wollen. Die unbedingte Zuläfligfeit des Nechtsweges 
hat nichts gemein mit der im fich jelbjtändigen Frage: Ob alle 
Rechtsitreitigfeiten von denfelben Gerichtshöfen zu entjcheiden, oder 
ob gewiffe Streitgegenftände befonders zu diefem Zwede zu bil- 
denden Gerichtshöfen zu überweifen feien. Die Bertheidiger der 
umbedingten Zuläffigfeit des Nechtsweges verwerfen nicht die Zu- 
fäfjigfeit von Specialgerichtshöfen, treten in vielen Fällen jfogar als 
deren eifrigjte VBertheidiger auf und befürworten eine dem Gegen- 
Itande angepafte befondere Zufanmenjetung derjelben; To betjpiels- 
weije in Beziehung auf Handelsgerichte, Gewerbegerichte, Schwur- 
und Schiedsgerichte. Der Gegenfat zwifchen Nechtsjtaat und Poli- 
zeiftaat bewegt fich nicht um die Befchaffenheit der Gerichte, fon- 
dern um die Frage: Db jede Berfon, jo oft fie im ihrem echte jich 
verletst glaubt, den Schub dev Gefete in der Geftalt eines unab- 
hängigen, allein den Gefegen unterworfenen, mit allen Weerfmalen 
richterlicher Machtbefugnifje ausgeftatteten, unpartetischen Nichters 
joll anrufen dürfen, oder ob Befchwerden gewifjer Art den Bürg 
Ichaften der vichterlichen PBerfon und des vichterlichen Verfahrens 
entzogen bleiben müjjen? 

Auch diefe Frage beantwortet Herr Sydow im ungünfti- 
gen Sinne. Der Zujammenftellung jchit er eine allgemeine 
Betradhtung voran: Es erjcheine zwar Hödhit einfach, dah 
jeder fein vermeintlich verletstes Necht vor umabhängigen, Feiner 
andern Autorität als der des Gejetes unterworfenen Gerichten 
verfolge, daß alfo der Nechtsweg überall zuläffig jet, aber „auf 
der andern Seite treten folche vermeintliche Nechtsverlegungen häts- 
fig durd) Acte der Staatsverwaltung ein, und es ift zu Feiner Zeit 
der Gefetgebung wie der Wiffenfchaft das Bewuptjein fremd ge 
wejen, daß die Verwaltung im ihrem Kreife, auch den Gerichten 
gegenüber, eine gleichgeordnete und jelbjtändige Stellung 
einzunehmen habe, mögen auch die Gebiete beider in unzähligen 
Fällen fich durchkreuzen“. 

Hier Liegt die unausfüllbare Kluft, welche den Nechtsjtaat 
vom Polizeiftaat trennt. In diefem Sate, welcher die damals bei 
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der Liberalen Mechrheit des Abgeordnetenhaufes und bei der Negie- 
rung dorwiegenden Anfchanumgen genau wiedergibt, liegt die Gr- 
flävung, weshalb die Liberale Nera auf diefem Gebiete wenig ge- 
feiftet umd jelbft vorbereitend fo wenig gefördert hat. Der Sat 
entHält das Programm des Bolizeiftaates. Kine wohlwollende 
Praris kann das Gebiet der Nechtsherrichaft erweitern umd die 
Berwaltung felbit jogar mit einem gewifjen Streben nad) Unpar- 
teilichfeit ausitatten, aber mit dem Grundfaß, daß die Selbjtändig- 
feit der Verwaltung in gewiffen Füllen der „vermeintlichen Nechts- 
verletung“ den Ausfchluß des Nechtsweges bedinge, gelangt man 
niemals zu den Vorausfegungen des Nechtsitaates. Cs gibt fitt- 
liche Gebote, welche feinerlei Abzug vertragen; auch die praftifche 
Wahrheit liegt nicht inmmer in der Mitte. Das Nechtsbewußtjein 
ift eine eimheitlihe und untheilbare Eigenfchaft. Soll das Volf 
zu ihm herangezogen, joll der Staat feinem höcdhiten Zwede, der 
vollendeten Verwirflihung des Nechtslebens, entgegengeführt wer- 
den, jo darf das Nechtsbewußtjein des Einzelnen an feinem Bei- 
ipiel Anftoß finden, und Gefes md Necht dürfen im feiner Be- 
ziehung als Gegenfätse fich erweifen. Hüte fich jeder, der Nechts- 
jtaat zu befennen, der feine Bedingungen nicht erforfcht und 
ohne Vorbehalt angenommen bet. Er dient dent Staate viel 
ichlimmer, als wer die Nechte der Bürger gänzlich misachtet, die 
unbedingte Macht des Staates als Endziel der Entwidelung hin- 
ftellt und das Wohl der Einzelnen der Macht des Begriffes hint- 
anfett. 

Kechtsherrfchaft und WBolizeiherrfchaft find zwei verfchie- 
dene Wege, auf welche die Gefchichte Hinweift, zwei Metho- 
den der Entwidelung, unter welchen die Völker zu wählen 
haben und gewählt haben. Der Bolizeiftaat ftärft fih im Im 
nern durch Gentralifation, um, wie ein Mann, allwege jchlag- 
fertig zu fein; nad außen erwirbt ev Glanz und Nuhm, und der 
Bürger begnügt fi, ein Theil des Ganzen zu fein. Dem Staate 
will der Bürger alles verdanken, und dem Staate muß er alles 
hingeben; feine Anfprüche umd Opfer find glei) groß. Solde 
Staaten haben gelebt, waren mächtig, hatten glänzende Epochen, 
und find verblüht. Der Nechtsjtaat ift nah innen gefehrt, er 
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wendet ji an die jtillen Tugenden der Menfchen, vuft alle fitt- 
lichen Energien wach und unterdrüct jede überwuchernde, ausartende 
Kraft. Der Muth des Kriegers in der Schlacht gilt ihm nicht 
weniger und nicht mehr als der bürgerliche Muth daheim, als die 
Ausdauer des mühjamen Yebens in der Werkftatt, das Wagnif 
des Kaufmanns im vedlichen Gefchäfte, die Hingebung des Arztes 
und des Geiftlihen in Zeiten der Noth. Meannhaft ift nicht nur 
der Zapfere, und nicht immer ift diefer mannhaft. Der wahre 
Mann ift der felbftändige Bürger. Selbftändig foll und muß jeder 
Dürger fein, denn jeder hat für fein eigenes Wohl zu jorgen. 
An den Staat hatver feinen andern Anfprud) als Schuß vor ver- 
(etender Willkür; dafür hat er dem Staate nichts mehr zu opfern 
als die Luft, in fremde Nechte einzugreifen. Darauf allein find 
die Gejete, ift die Drdnung des Nechtsjtaates gerichtet. Achtung 
der Bürger vor dem Gefete, aber noch früher Achtung der Gefeße 
vor den Nechten der Einzelnen. Die Sicherheit des Staates nad) 
augen entjpringt erjt aus der Zufriedenheit und dem Wohljtande 
der Bürger. Wer zwifchen diefen beiden weltgefchichtlichen deen 
vermitteln will, der bringt den Staat um feinen Glanz umd den 
Bürger um jeinen Wohlitand. Die Staatsfunjt wird zur Balar- 
errübung, und der öffentliche Zuftand ift ein ewiges Schwanfen, 
über weldyem der tünftler fein Auge fortwährend wachjam halten 
muß. Das Publikum werde fern und ruhig gehalten, denn die 
leifejte Berührung bringt den Zufammenfturz Im Nechtsjtaate 
ijt die Nechtsverleßung das jchlinmmfte Uebel, fie darf nie und von 
feiner Seite her geduldet werden. Die höchfte Aufgabe des Staates 
it, fie aufzuheben, wenn fie ivgendwo vorgefommen ift. Der 
Staat joll jede Klage über Nechtsverlegung anhören, den Grumd 
oder Ungrund mit allen hierzu tauglichen Mitteln erforichen, und 
der gerecht befundenen Klage die nöthige Abhülfe gewähren. Das 
ijt fein Nichteramt, welches er nicht allein in Privatrechtsjachen 
und unter Privatleuten auszuüben hat. Auch in der öffentlichen 
Verwaltung, von jedem Beamten in Ausübung feines Berufes umd 
im Namen des Staates Fan das echt eines Bürgers gefränft, 
das Gefe verletst und misachtet werden, und für derartige Fälle, 
ohne Zulaffung einer Ausnahme, muß ein unparteiifcher Nichter 
Laster, Zur Berfaflungsgejchichte. 14 
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bejtellt fein, welcher, unabhängig von dem Willen und dem Cin- 
fluß des Beamten, über welchen die Stlage geführt wird, die De- 
fchwerde prüft, die TIhatjachen unterfuht und allein dem Gefeße 
folgt, wie daffelbe zu den ermittelten Umständen pakt; jelbjtver- 
jtändlic) auch unter Wahrung des berechtigten Staatsinterejjes. Dem 
Beamten darf es niemals freiftehen, einem folchen umnparteiifchen 
Verfahren gegenüber die „jelbjtändige und gleichgeordnete Stellung 
der Verwaltung” anzurufen, auch nicht mit dem bloßen Wortent- 
wande, daß die Verlekung des Bejchwerdeführers nur eine ver 
meintliche jei; denn dies eben bildet den Gegenjtand des vichter- 
fihen Berfahrens, ob die Bejchwerde eine blos vermeintliche oder 
wirflich begründet ift. Herr Sydow verwechjelt „die Gefeßgebung 
und Wiffenfchaft aller Zeiten‘ mit den gejchichtlichen Erjcheinungen 
und wifjenjchaftlichen Vertretern des Polizeiftaates. Auch in dem 
preußifchen Heimatjtaate beginnt die Herrichaft diefer, Theorie exft 
jeit den zwanziger Jahren, während früher au hier der Sat 
galt, daß jede Befchwerde unabhängig geprüft werden müffe. 

In umferer heutigen Gefeßgebung durchfreuzen fic) allerdings 
die Gebiete der Gerichte und der Verwaltung „in unzähligen Fäden‘, 
und fie werden fich verfchlingen und verwirren, jolange das Ge- 
jet vom 11. Mai 1842, diejes Grundgefeß des Polizeiftaates, nod) 
gültig ift und den Geift der Beamten und der Staatsmänner be 
herricht. Aber ift dies die Anfchauung aller Zeiten gewejen? „it 
dies der öffentliche Zuftand allevorten? Kührt die Staatsord- 
nung mit logifcher Nothwendigfeit auf einen jolchen Zwiefpalt? 
Keins von alledem. Pad) den logifchen Kegeln der Staatsord- 
nung joll die Verwaltung ebenjo wenig von den Gerichten um- 
abhängig fein wie von den Gejeßen. Die Beamten jollen nicht 
die Herren, fondern Diener de3 Gefeges fein, umd fie bedürfen 
nur das Anfehen, welches fie aus den Gefeten herleiten. Als 
Bewadher der Gefege vepräfentiven jte den Staat, als foldhe 
dürfen fie Folgjamkfeit und verftärkten Schub gegen jeden Wider- 
jtand verlangen. Ihre Irrthümer gehören ihnen perjünlid) 
an; im ihren Fehlgriffen darf jie die Hoheit des Staates durdaus 
nicht deden, und im ihren Nechtsverletungen find fie die fchlimmt= 
ften Feinde des Staates, gegen welche diejer alle feine Mittel mit 
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noch größerer Strenge als gegen den Privatmanıı Ffehren muß. 
Willfirliche Eingriffe dev Nechtspflege in die Verwaltung find 
nicht denkbar, mindeftens im feinem weitern Umfange zu fürchten, 
weil die Nechtspflege jede Willfür ausschließt, und fort und fort mit 
dem Zurücweifen der Willfüv und der Abgrenzung dev Nechte fid) 
bejchäftigt. Gegen fleinere, aus den Körmlichkeiten des Nechts- 
ganges herrührende Störungen ijt die Abhülfe Fleiner, nicht tief 
eingreifender Borfichtsmaßregeln ausreichend. Eingriffe einer „von 
den Gerichten unabhängigen” Berwaltung in die Privatredhte 
der Bürger find nicht nur möglich, jondern unabwendbar. Gin 
Staat, welcher duldet, daß Nechtsverlegungen im feinen Namen aus- 
geübt werden, und nur unvollfommene Weittel der Abwehr gibt, 
verzichtet auf die Ausbildung des Nechtsbewußtfeins und bejchädigt 
feine Ordnung. Alle feine Gebote verwandeln ih in Willkür, 
der Sieg des Nechts wird Zufall, und feine vorwiegende Straft ift 
die Gewalt. 

Die reine Herrjchaft des Rechts ift in den älteften Denfmälern 
der Gejchichte als der höcjjte Staatszwed angedeutet. Bei den 
beiven mächtigsten Völkern des Alterthums ift diefe Sdee durch die 
coneurrivende Jdee des jtaatlichen Selbjtzwedes, der Vollendung 
des Menfchen im Staate, der Erjchöpfung feiner Perfünlichkeit im 
Staatsbürgerthum verdunfelt worden, und es treten die ärgiten 
Vergewaltigungen neben der jtrengjten Nechtsübung auf, immer 
freilich zu Gunften des „Staates“, aber nicht aus Schonung gegen 
das Anjehen von Beamten. E8 wäre leicht nachzumeifen, welchen 
ungeheuern Schaden die mächtigjten antiken Gemeimwejen an folchen 
Widerfprüchen genommen haben. Im Gegenjate zum Alterthume 
tritt in der Gejchichte der jpätern Zeit der Gedanke auf, deijen 
Srfenntniß die neuere Welt umgeftaltet hat, daß der Zwed des 
Lebens in der fittlichen Vollendung des einzelnen zu juchen ift, 
der Zwed de8 Staates in der Mithülfe an diefer großen Auf- 
gabe. Der wohlgeordnete Staat joll zu diefem Ziele helfen, in 
dem er die gleiche Würdigung aller einzelnen Menjchen und ihrer 
echte, die gleichmäßige Entfaltung aller Kräfte fördert umd den 
allgemeinen Wohljtand erhöht. Am empfänglichjten exwiejen jich die 
germanischen Stämme für diefen höhern Staatsgedanten, und ledig- 
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ih deshalb darf man von einer bevorzugten Meiffion des 
GermanenthHums jprechen. Ihatjache it es, daß England früh- 
zeitig der veinjte Nepräfentant des Germanenthums in die- 
fer Beziehung geworden ift. Dort wurde der Kampf zwifchen 
Nechtsherrfchaft und Staatswillfiv ununterbrochen umd fo lange 
geführt, bis der Steg der Nechtsherrichaft entjchieden war. Eng» 
land ijt mächtig und wohlhabend geworden, nicht allein wegen jei- 
ver injularen Lage und feiner Handelsverbindungen, nicht troß 
feiner Nechtsherrichaft, jondern durch diefe. Die Nechtsherrichaft 
hat ihm die wahre Freiheit gegeben, denn ohne Sicherheit, neben 
ungeftrafter Willfür gibt es feine wahre Freiheit. Die Freiheit 
hat jedem einzelnen Bürger Englands jenes Selbjtbewußtfein 
gebracht, um welches der einfichtige Bürger des Kontinents ihn 
mehr beneidet, als um den Neichthum und die vielen andern Vor- 
züge feiner Nation. Das Selbjtbewußtjein aber ift die Quelfe 
jeiner Thatkraft und feines Wohlitandes, feiner lebendigen Theil- 
nahme am Staatsleben, jeiner Opferwilligfeit, Mäpigung, der 
Kraft des Staates und der innern umerjchütterlihen Drdnung. 
Deutjhland braucht England nicht zu bemeiden, es fann ihm nac)- 
jtreben; e8 braucht nur dejjelben Weges zu wandeln, und es wird 
zu demfelben Ziele gelangen. Friedrich II. hatte faum die äußere 
Macht Preußens conjolidirt, und er begriff diefen Theil feiner 
Aufgabe. Auf feine Anvegung wendete fi) der Staat der Nechts- 
pflege zu, umd die preußischen Gejetgeber fingen au, unter der 
Kechtsherrichaft die Kraftentfaltung zu fuchen. Diefem bewußten 
Streben find die Gefebücher entiprungen. Diefer Geift beherrjchte, 
troß mannichfaher Schwankungen, die Gejchichte Preußens bis zu 
der unglücklichen Periode der zwanziger Jahre, in ihm liegt nod) 
heute der Keim zur Regeneration Deutfchlands. Daran muß das 
heutige Preußen anknüpfen, und das übrige Deutfchland wird ihm 
folgen. Auch) dies gehört zu den Aufgaben Brenfens in Deutfchlaud. 
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Eine Antwort an Graf Arnim-Boitenburg. *) 


1. 


” 


Herr Graf! Sie zählen zu den Wenigen, welche in Preußen 
dem ariftofratifhen Namen einen gleichen Klang, wie in anderen, 
mehr beglücdten Ländern verfchaffen möchten; Sie finden hierin 


*) Das Abgeordnetenhaus hatte im Staatshaushaltsetat für das Jahr 
1862, neben anderen untergeordneten Abänderungen, den Militäretat gegen 
den Entwinf der Regierung wejentlid) umgeftaltet. Hierauf beihloß das 
Herrenhaus (am 11. October 1862), den Gejetentwurf in der Faflung des 
Abgeordnetenhaufes abzulehnen, dagegen „‚denfelben Gefeßentwurf”‘ in dev ur- 
jprünglichen Faffung der Regierungsvorlage anzunchmen. Mit diefem Beihluf 
wurde der Gefeßentwurf dem Abgeordnetenhaufe wieder zugeftellt. Das Ab- 
geordnetenhaus trat in feine nochmalige Berathung ein, jondern erklärte (am 
13. October 1862) den zweiten Theil des Beichluffes als verfafjungswidrig 
und nichtig. Unmittelbar darauf (am 14. October 1862) wurde der Yandtag 
geichloffen und feitdem ift bis zum Jahre 1866 fein Etatsgejeß vereinbart und 
die Finanzverwaltung ohne gejetsliche Grundlage geführt worden. Graf von 
ArnimsBoigenburg hatte jenen für verfafjungswidrig erklärten Theil des Bes 
ichluffes im Herrenhaufe als Antragfteller herbeigeführt und unternahm die 
Rechtfertigung in einer Schrift, welche die politifche Stellung und das Finanz- 
ved)t des Herrenhaufes im Geifte des gefaßten Bejdhlufjes erläuterte. 

Hieran fnüpft fih die Erwiderung, welde nicht allein auf das Finanz> 
recht, jondern aud) auf den Urjprung uud die Wirkjamkeit des Herrenhaufes 
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Shren ftaatsmännischen Beruf. Dem Ernjt des Strebens, der jo 
weit von der Fleinen Begierde perjünlicher oder untergeordneter 
Standesintereffen fich abjondert, wird die Anerfennung der Gegner 
nicht fehlen. Wir erfennen Ihr Streben um fo lieber an, je mehr 
Sie von den eigenen Bundesgenofjen misverstanden, je jhlechter Sie 
von ihnen unterftüßt werden; wir erfenmen c8 um fo unparteiiicher 
an, als wir ihm ficher jeden gemeinschädlichen Erfolg abjpreden 
dürfen. Wäre in Preußen der veichite Stoff angefammelt, aus 
welchem die Gefchichte einft mächtige Ariftofratien gebildet hat, in unfe- 
ver Zeit ift dev Bildungsproceh zu Spät begommen. Aller Orten haben 
heute die älteften Ariftofratien vollauf zu hun, um ihren gefchichtlic) 
erworbenen, vom öffentlichen Nechte willig anerkannten Einfluß noc 
eine kurze Krift ungejchmälert oder auch gefchmälert zu erhalten; 
neue Nriftofratien wachen in Guvopa heute nicht mehr. VBon 
feinem Bürger, auch nicht von dem Höchitgeadelten, fordert das 
preußische Volk andere als bürgerliche Dienfte nad) Kräften, feinem 
Birger will c8 die bürgerlichen Pflichten erlaffen, md feinen 
Stande will e8 dor den anderen einen Vorrang eimräunten. Jedes 
perjönliche Verdienit läßt c8 gelten, aber cs ift nicht mehr möthig, 
durch VBorrechte einen Stand zur beitechen. Edlere Kräfte find anz- 
geregt. In diefer Zeit, welche die „Vornehmen“ fo verächtlich die 
Zeit des Mercantilismus nennen, braucht der Staat nicht mehr 
die Achtung der Gefete, die Gefellichaft nicht Schuß und Sicherheit 
mit Privilegien und Standesrechten zu erfaufen. Im diefer Zeit, 
in welcher die Jagd nach Gewinn das Gefühl für perfünliche 
Wiivde überwirchert haben foll, jchlägt das Volf feine Würde höher 
an, als den Nuten. Wenn Sie, wie Sie c8 nicht fünnen, Preußen 
eine Schaar von höchjtbegüterten, höchjtbegabten, uneigenmütsigen 
Ehelleuten anbieten könnten, welche bereit wären, die Yaften der 
Staatsverwaltung zu übernehmen und neben ihren VBorrechten dem 
Yande alle Segnumgen einer fortjchreitenden, volfsthümlichen, von 
den effeln bureaufratifcher Geiftlofigfeit befreiten Entwidelung 
zu gewähren, das Volf würde weder dem Stande Danf zollen, 
noch eine folche Neigung mit Privilegien belohnen wollen. Die 
Verftändigen wiffen, daß in der Gefammtheit des WVolfes, 
in welche jeder Bürger ih) einreihen darf, die Kräfte für eine 
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heilfame Staatsverwaltung veichlid) vorhanden find; daß es nicht 
gut ift, die Menge der Dienftluftigen auszufperren und einer 
abgegrenzten Slaffe eine größere Arbeit gegen größern Yohn 
zu übertragen. Zu einer guten Regierung fehlen in Preußen 
nicht das BVerftändnig und die Kunft, mur die Hinderniffe find 
wegzuräumen. Lafjen Sie die „„Dochgeitellten”, welche jich zu 
den Vorrehten umd Staatsgefchäften drängen, nur aufrichtig 
an Dem, was Noth thut, am Fortichaffen der Hinderniffe fich 
betheiligen. Dann. wird die tüchtige Menge, werden die ein- 
fichtigen Veiter mit der größern Freude, mit welcher man die 
enigen zurücfehren fieht, die mitthätigen Bürger in ihre 
Reihen aufnehmen. Aber vor allem müfjen fie damit beginnen, 
ihre eigenen Bevorzugungen, die fie im Widerjpruche mit der 
Berfaffung fich angeeignet Haben und nur in Anflehnung 
gegen den Geift der Berfafjung aufrecht erhalten Fünnen, als 
die Schlimmften Hinderniffe wegzuräumen. Noch brauchen wir 
nicht, wie einige Politifer meinen, einer befonders hemmten- 
den Vorrihtung an der Staatsmafchine; der Staat ift nicht 
auf der jchiefen Ebene abwärts, jondern im miühevollen Auf- 
jteigen. Noch müfjen alle treibenden Kräfte fich vereinen, um 
zu dem jchwer zu erreichenden Ziele zu gelangen, zum voll 
endeten Nechtsitaate, zur häuslichen Zufriedenheit, und an diefen 
jiheren Stüßen an die Spite Deutjchlands. Wenn wir in Zufunft 
einmal gegen die Gewalt anftürmender Leidenschaften Schuß be- 
dürfen werden, dann hat das loyaljte Bolf der Welt, dem fein 
befonderer Stand, fondern die Geiftes- und Gemüthsrichtung des 
ganzen Stammes diefen Namen eingebracht hat, genug confervative 
Kräfte in feiner Mitte, um jeden Angriff abzuwehren. Wenn ein 
Anfturm ungejtümer Kräfte den Staat ins Verderben zur veißen 
drohen follte, dann wird der Kern des Volfes um den Thron fich 
Ichaaren, der ja um diefes Sammelpunftes willen fo hoch aufge: 
richtet ift. Aber zır feiner Zeit bedürfen wir eines beijern Standes, 
der den minder patriotifchen zügelte oder den minder einfichtigen 
leitete, zu feiner Zeit. bedürfen wir der vermittelnden Heiligen 
zwijchen dem Throne und dem Bolfe; wir bedürften ihrer nicht, 
wenn fie uns wohlwollten, und wir befämpfen fie, wenn fie zum 
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Unheil beider das Bolf vom Throne abjperren und den Bolfsgeift 
in Zerrbildern erfcheinen laffen. Wer an der Spike Ttehen will, 
der weife uns feine Verdienfte, feine bejfere Befähigung und feine 
Dienfte auf. in Pergament überzeugt nicht, ein Befehl, diefe 
oder jene Kamilie als die befte des Yandes zu achten, wird feinen 
willigen Gehorfam finden. Genug, daß wir den Abjchnitt preußi- 
iher Gejichichte, in welchem zahlreiche Mitglieder eines bevorzugten 
Standes uns ins Verderben geftoßen haben, die Scenen, in denen 
fie der Entfaltung der befjeren träfte troßig widerftrebten, [honungs- 
volf verhüllen. Genug, daß wir die alten Berichte des Uebermuths 
und dev Gefetlofigfeit vergeffen fein laffen, in der meuern Zeit 
Sahrzehnte überichlagen und mit der qlovrreichen Auferjtehung des 
preugifchen Volles die Gefchichte des heutigen Staates begimmen. 
Bon da ab fan fich fein Stand einer befondern Auszeichnung 
vühmen. Im den Freiheitsfriegen haben alle Preußen ihre Pflicht 
gethan, und diefelbe Auszeichnung gebührt dem ganzen Volfe. Wo 
der gemeine Soldat ein Deld an Muth, Tapferkeit und Begeifterung 
war, da hatte der Offizier nichts mehr, als das Patent, die Gunft 
dev Geburt, der gefellfchaftlihen Berbindung oder des Zufalls 
voraus. Im langen Frieden nad) dem Siege ift von allen Seiten 
gefehlt worden, aus allen Ständen hat fi) die Misregierung ihre 
Helfershelfer geholt. Den Adeligen als Stand foll 8 nicht zum 
Vorwurf gereichen, aber auch zum Yobe dient es nicht, daß fie in 
einer folchen Periode das größere Kontingent zum Beamtenheer 
geftellt haben. Kinen hervorragenden Antheil diefes Standes an 
den Freiheitsbeftrebungen, welche in anderen Schichten de8 Wolfes 
aufgetaucht find und die Berfaffung vorbereitet haben, meldet die 
Gefchichte nicht. Kein Zeichen von ımabhängigerm Sinne, Fein 
Beweis eines Berfuches, zwifchen dem Throne, welchen fie nahe 
geftanden, und dem DVolfe zu vermitteln. Woher der Anfpruch 
auf Staatsftellen und die Leitung im Deere? Woher das Verdienft, 
welches zeitgeiftwidrige Vorrechte chrbar machen follte? Woher die 
politifche Weisheit, welche einen actor des Staates in die Hände 
eines namenlofen Adels Legt? Woher der Stolz einer jolchen 
Kammer, welche mit großen Worten gegen die öffentliche Meinung 
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fich abfchliekt, und innerhalb des allgemeinen Strebens nad) einem 
verfühnenden Verfaffungsabfchluffe nur aus der eigenen Einficht das 
Maß herzuholen vorgiebt? 

Sie, Herr Graf, erheben fih um Hauptes Yänge über 
Ihre Umgebung; Ihr Name ift mit einer wichtigen, volfsthümlichen 
Wandlung der Staatsverhältniffe verknüpft, ev fteht an der 
Spitze des föniglichen Befcheides, welcher der heutigen Entwidelung 
eine Loyale Bahn eröffnet hat. Sie haben die füniglichen DVer- 
heigungen angerathen, welche nachfolgende Regierungen zum Theil 
in num verfümmerter Korn ausgeführt, zum Theil bis heute noch 
nicht ausgeführt haben, Sie haben den gutgemeinten Gedanken 
ausgefprochen, daß jede Negierung dem Bolfe um einen Schritt 
vorangehen mülje. Später haben Sie, unter Standesgenoffen, den 
Ihönften Theil Ihrer Thätigfeit verleugnet, aber Ihr Name bleibt 
verzeichnet. So groß ijt das Verdienit einer vorzüglichen That, 
daß nachfolgende Irrtümer cs verdunfeln, aber nicht aus dem 
SGevähtnig Löfchen fünnen. Sie haben fich unter Ihre Standes- 
genoffen gemischt umd oft fich umerfennbar gemacht, aber immer 
fan eine Gelegenheit, in welcher Sie abgefondert Ihren eigenen 
Weg oder den allgemeinen mit mehr als gemeiner Würde gingen. 
Setst eben geben Sie ein neues Beispiel. Wie oft it nicht in der 
Kammer Ihrer Standesgenofjen die öffentlihe Meinung wie ein 
Unding Höhnifch zurückgewiefen worden. Sie aber fühlen sich 
immer aufs Neue gedrängt, an das große, ganze Volk jich zu 
wenden, an alle, die überzeugt werden fünnen umd Ueberzeugung 
juchen. Ihnen ift die Kammer Ihrer Standesgenoffen nicht das 
einzige Forum, der Beifall Ihrer Standesgenofjen nicht das einzige 
Urtheil. Sie haben einen Namen, den Sie ımentjtellt der Nad)- 
welt übergeben wollen. So haben Sie mit vichtigem Takte in der 
Ihroffen Stellung, weldhe Ihre Kammer zumeift auf Ihre An- 
regung in den Befchluffe über den vorjährigen Etat (Beichluf vom 
11. October 1862) eingenommen hat, gegen das ftrenge Votum 
de8 Abgeordnetenhaufes, gegen den Vorwurf der Verfaffungs- 
widrigfeit an das denfende Volk appellixt. Und weil Sie einmal 
den angegriffenen Beihluß zu rechtfertigen hatten, haben Sie 
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Ihrer Betrachtung einen weitern Gefichtspunft gegeben und das 
gefammte „Neht des Herrenhaufes bei Feitfekung de8 
Staatshaushalts“ ihr unterworfen. 

Doch nein, nicht das gefammte Net. Bis auf die Qitelle, 
aus welcher das Herrenhaus alle Berechtigung zu fchöpfen meint, 
gehen Sie nicht zurück. Man jagt Ihren Standesgenojfen nad), 
dak fie jeden Mafel der Geburt bis in entfernte Gejchlechter nad)» 
tragen, Nun, diefes Herrenhaus mit feiner jetigen Generation, 
mit feiner großen Mehrheit von Herren und Grafen ijt nicht 
tadelfvei geboren. Bei Yehnen und Fideicommiffen wird oft umd 
mit Eifer für umd gegen die tadelfreie Geburt des Großvater ges 
ftritten, Es hätte fi) wohl der Verfuch gelohnt, ad) das Herren- 
haus von den oft aufgetauchten md noch nicht ausgejchlichteten 
Vorwirfen zu reinigen und das Gefammtrecht feiner Mitglieder 
unanfechtbar zu machen. Ihnen, Herr Graf, dem um mehr, al 
um die Meinung der Standesgenoffen zu thum ift, der Sie in 
weiteren Kreifen überzeugen wollen und gewiß nach den Als 
ihanumngen in denfelben Kreifen fich erkundigen, Ihnen, dem Staate- 
manne, der feine öffentliche Thätigkeit an Gründe Fnüpfen, feine 
Srinde umparteiifch erwogen wifjen will und, in Konfequenz diefes 
Strebens, fremde Meinmgen vernünftig widerlegt haben oder an= 
erfennen muß, Ihnen find die gewichtigen Zweifel gewiß nicht un- 
befannt geblieben, welche aus allen Yagern der Yiberalen gegen die 
echtsbeftändigfeit des Herrenhaufes in feiner jeßigen Zufammtens 
jekung angeregt worden find, der bejtimmte Widerfpruch, welchen 
das Haus von den mäßigjten VBertheidigern des Nechtsbodeng er= 
fahren hat. Ich Tege Fein geringes Gewicht darauf, daß der 
Miderfpruch jchon bei dem Freiheren von Vinde beginnt und daß 
diefer confervativfte Staatsmann des Nechtsbodens, der allein in 
Folge feines ftrengen Simmes für Gefetlichfeit und feiner Achtung 
vor dem formellen Necht, troßs feines zu den Standesgenofjen Hin- 
neigenden Wefens, zur großen Gemeinfchaft der Yiberalen zählt und 
auf den Bänfen der Oppofition fit, dem Herrenhaufe feine Anz 
erfennung der Nechtmäßigfeit verfagen zu müffen glaubt, und da 
er immer wieder, objfehon er den formgemäßen Angriff als unzeit- 
gemäß unterläßt, in beiläufigen Bemerkungen feine ungemwandelte 
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Meinung und feine umveränderte Abficht andentet. Freiherr von 
Binde, oft ein muthwilliger Ninger in frei politifchen Turnieren, 
wird bei jeder Nechtsfrage ernjt und bedächtig und greift feine 
Nechtsbedenfen gegen eine bejtehende Staatseinrichtung, gegen eine 
jo bedeutungsvolle Inftitution, wie ein Haus des Parlamentes, 
aus der Xuft; das Zeugnig wird ihm niemand verjagen, er jtehe 
nach diefer oder jener Kichtung noch jo fern von ihm, wie Sie 
oder ih. Was Freiherr von Binde für unrechtmäßig erklärt, das 
verlohnt ji einem Grafen Arnim mit Gründen zu vertheidigen, 
wenn er Gründe hat. Ic benute das Anjehen der Perjon, das 
Ihnen und Ihren Standesgenofjen jo oft jtatt der vollwichtigiten 
Gründe fteht. Ih mahne Sie an die Nützlichkeit, bei Zeiten mit 
den Borbereitungen für eine Vertheidigung zu beginnen, deren Sie 
fi) nicht werden entjchlagen fünnen. Sie, Herr Graf, haben viel 
für die Nechtscontinuität der öffentlichen Verhältnifje gethan. Su 
den ftürmifchiten Tagen des März, nad einer ausgefämpften 
Schladht in den Straßen Berlins, haben Sie an dem Thore zu 
den neuen Nechts- und DBerfaljungsitaate den Wiederzufammentritt 
des BVereinigten Landtages bewirkt, um den Zujammenhang des 
alten und neuen Rechtszuftandes der Form nad) zu wahren. Wenn 
e8 Preußen bejchieden ift, diefem Beijpiel treu zu bleiben, Gejet- 
widrigfeit und Rechtsbruch aus den Grundeinrichtungen des Staates 
auszufcheiden und über das angezweifelte echt die Begriffe zu 
fläven, jo gebührt der Frage, ob das Herrenhaus in feiner jegigen 
Zufammenfetsung den Gefeten und dem Nechte des. Landes ent- 
fpreche, der Vorrang vor jeder andern jtaatsrechtlichen Erwägung. 
Mindeftens ebenjo wichtig, wie der formelle Zufammenhang zwijchen 
den beiden Perioden des alten und des neuen Staatsrechtes, für 
welches Sie im März 1548 eingeftanden haben, und nothiwendiger 
noch erjcheint die Gejemäßigfeit aller Staatsfactoren, welche jett 
auf ein lebendiges Zufammenmwirken Anfpruch machen. Untleidlicher, 
als ein nicht im Gefeßesform vermittelter Lebergang vom Ab- 
jolutismus zum conjtitutionellen Staate, weldhe Sie verhüten zu 
miüfjen glaubten, ift der umerträgliche Widerfpruch dev nebeneinan- 
der bejtehenden Staatsgewalten, der Gegenfat der Injtitutionen, 
welche aus der Berfajjung ihren Urfprung herzuleiten und die 
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Berfaffung zu verwirklichen vorgeben, zu den Gedanken, welche die 
gefchichtliche Grundlage der Berfaffung und einen Theil ihrer aus- 
drüclichen Nechtsmarimen ausmachen. 

Das Herrenhaus joll Gefegen die Weihe geben, fein Wider- 
jpruch Gefegentwürfe befeitigen oder umgeftalten, Aber wo ift 
jein eigener gejeßlicher Urjprung zu finden, wo ift die gefchichtliche 
Duelle feiner Eriftenz? mr Eines von Beiden werde mir nac)- 
gewiefen, und ich will die vielfach durchdachte Frage noch einmal 
von vorn durchdenfen. Gefetjammlung oder gejchichtliches Necht 
oder auc mr Vereinbarkeit mit dev Berfafjung; jedes einzeln foll 
mir einjtweilen genügen. Wir lefen in eimem Öefeße, das den 
König beauftragt, eine Erjte Kammer aus Weitgliedern zu bilden, 
welche er mit erblichev Berechtigung oder auf Yebenszeit beruft. 
Diefen Auftrag Hat fein jpäteres Gejet abgeändert; ift ev ausge- 
führt? Prüfen Sie Wort und Meinung des gefetlichen Auftrages 
an dem Herrenhaufe, welches jich für das Product des ausgeführten 
Auftrages ausgibt, welches diefen Auftrag als den einzigen gefeß- 
lichen Titel feines Beftandes aufzuweifen hat. Yejen Sie die Mit- 
gliedsliften des zahlreich bevölferten Haufes durch, die Yiften, wie 
fie feine Neatrifeleommiffion nach wohlüberlegten, vom Haufe ge- 
nehmigten Prineipien aufgejtellt umd den gefchichtlichen Urkunden 
einverleibt hat. Finden Sie nicht bei der überwiegenden Mehrzahl 
von Deitgliedern Bezeichnungen, welche weder erbliche Berechtigung, 
noch eine Ernennung auf Lebenszeit, fondern irgend eine andere 
Eigenjchaft andeuten, welche aus diefen beiden Merkmalen nicht zu 
erklären it? Nur die weit geringere Zahl vühmt fich des Bei- 
jates „erblich” oder „durch Allerhöchites Vertrauen“, Und felbft 
unter diefen beiden Stategorien — denn jede Bezeichnung in der 
Mitgliedslifte drückt eine bejondere Art von Mitgliedfchaft aus, 
welche die Gefchäftsiprache des Haufes eine ‚Kategorie‘ nennt — 
jelbjt unter den „Erblichen” und den Männern des ‚‚Allerhöchften 
Vertrauens” erfreuen fich mm die legteren während ihrer Yebens- 
dauer eines unbedingten echtes, dejjen fie weder fich entäußern, 
noch) durch Veränderung im ihren Umjtänden verluftig werden 
fünnen. Diefe an Zahl geringjte Kategorie umfaßt Mitglieder auf 
Lebenszeit, wie fie das Geje dem Könige zu berufen anheimgab, 
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Die „Erblichen‘ Hingegen find nicht in ihrer Perjon Pairs des 
Keiches, fondern fie üben diejes Necht aus als Befier gewiffer, in 
den Matrifeln verzeichneten Güter, mit deren Befi es dem König 
gefallen Hat, unter gewifjen Borausjeßungen des Alters, Seichlechts 
und Standes Sit und Stimme im Herrenhaufe wie ein dingliches 
Kecht zu verknüpfen. Wer perfünlicher Erbe eines folchen DBe- 
fißers geworden ift, und wäre er auch der leibliche, in vechter Che 
erzeugte Sohn, darf um deswillen noch nicht als Pair in das 
Haus eingerufen werden; erjt muß er die Nachfolge in das be- 
günftigte Gut erlangt oder erftritten haben, der Befigtitel muß 
zuvor geordnet fein. Herzog Eugen Wilhelm Alexander Erdmann 
von Würtemberg war unzweifelhafter Erbe des Herzogs Friedrich) 
Eugen in Titel und Winde. Es war ihm aber eine Zeit lang 
nicht möglich, den Befittitel für das Fidercommig Karlsruhe zu 
erlangen, und aus diefem Grunde unterblieb bei jeiner jonjt per- 
fünlichen Befähigung die Zulaffung des „erblichen Herrn“ in das 
Haus. Die Eintragung feines Namens in die Meatrifel wurde 
ausgefett und erfolgte exit, als der Befittitel geordnet war. *) 
Bon diefer Bejchaffenheit ift das Necht aller „erblichen Herren‘, 
die Ordnung des Befistitels bedingt den Beginn ihrer ‘Pairie, der 
Berluft des Befißes macht ihrer „erblichen Mütgliedfchaft” ein 
Ende. Keinem diejer Herren ift die Veräußerung diejes Bejik- 
thbums abjolut verboten; die Pairie ijt alfo für ihre Berjon und 
Nachkommen nicht weniger bedingt und gefährdet, als ein Trauf- 
recht eines berechtigten Grundjtüces für die Perjon und Erben des 
Befiters. Noch weiter von den einfachen Worten des gefetlichen 
Auftrages entfernen fich die Bezeichnungen der übrigen Kategorien, 
Sie follen, wie die Ueberjchrift der Colonne darthut, den DBe- 
rufungsgrumd erklären, aber weder Gefchichte noch Gefets Hilft zum 
Berftändnig. Nicht im Gefeß, nicht in der Gejchichte tft der Ur- 
quell diefer verfchiedenartigen Berufungsgründe entjprungen, jon 
dern in einer füniglichen Berordnung, welche, wie ein Privilegium 
zum Chauffeebau, mit einem Gefege nur den Drt der Ber 
öffentlichung, aber nicht die Kraft des Inhalts gemein hat. 

*) Verhandlungen des Herrenhaufes, 1859, ©. 38, Anl. ©. 6 jg.; Bere 
handlungen des Herrenhaujes, 1860, ©. 126, 127. 
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Die Bildung des heutigen Herrenhaufes begann mit einer im 
conftitutionellen Staatsleben jeltenen Erfeheinung. Die Kammern 
und der König vereinigten fi) in einem Gefeße (vom 7. Mai 
1855), die Neubildung einer Erften Kammer dem Könige anzu- 
vertrauen. Das Gefe bezeichnete den hauptfächlichen Charakter 
des zufünftigen Daufes dadurd, daR es den König amwies, die 
Mitglieder nur mit erblicher Berechtigung oder auf Yebensdauer 
zu ernennen. Auf eine weitere Ausführung der minder wejentlichen 
Merkmale, wie etwa auf die Sefammtzahl der Mitglieder, auf das 
Zahlenverhältniß der beiden Kategorien, auf die Beichlußfähigkeit 
ging das Gefeß nicht ein. Im diefen Punkten überließ es dem 
Könige die freie Anordnung, welche, einmal getroffen, in Zufunft 
nur im Wege des Gejeßes follte geändert werden dürfen. Auftrag, 
Bollmaht und Injtruction lauten wörtlich: 

„Die Erjte Kammer wird durc fünigliche Anordnung 
gebildet, welche nur durch ein mit Zuftimmung der Slam- 
mern zu erlaffendes Gefez abgeändert werden fan. Die 
ESrite Kammer wird zufammengefett aus Mitgliedern, 
welche der König mit erblicher Berechtigung oder auf 
Lebenszeit beruft.“ *) 

An einer anderen Stelle der Gefegfammlung lejen wir eine 
Berovdnung (vom 12. Detober 1854), welche in den Eingangs- 
worten für eine Ausführung jenes Gefetes fich ausgibt und um 
deshalb Gefeßesfraft beanjprucht, in ihrem bedeutendften Theile 
aber dem Gefee widerfpriht und feinen Satz dejjelben unver- 
ändert läßt. Im Wahrheit Defteht ihre einzige Bedeutung darin, 
daß fie die Grumdzüge des Gefetes durch andere verdrängt; 
die Bildung der Erjten Kammer läßt fie unausgeführt. Der 
König verkündet, ev werde in Zukunft erbliche und lebensläng- 
fihe Mitglieder ernennen. Bei einem Theile der leteren werde 
er fein Bertrauen frei walten lafjen, bei einem andern Theile 
aber wolle er an das Präfentationsreht von Genofjenjchaf- 
ten (Stiftern, Grafenverbänden, Gefchlehtern, Verbänden des 
alten und befejtigten Grundbefiges, Univerfitäten umd Städten) 


*) Art. 1 de8 Gefetes vom 7. Mai 1859. 
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gebunden jein. Das find die Namen der Kategorien, welche wir 
in der Meatrifel des Haufes forgfältig gefondert und in den Piften 
bei der Mehrzahl der Mitglieder als Titel der Mitgliedfchaft bei- 
gejeßt finden. Nun fennen wir die Namen, aber was tft das 
Wefen der Genofjenjchaften? Nur die wenigen Städte und Uni- 
verfitäten find in der Gefchichte und der Drganifation des Yandes 
befannt, politifch wichtig oder durc Verdienft ehrwürdig, nur fie 
jind innerhalb der Berfaffung als Senofjenichaften anerfannt. Die 
große Mehrzahl aber der adeligen Verbände und Kamilien find 
Gejchöpfe des allerneuejten Datums, dem Gejchichtsforicher unbe- 
fannt, dem Bolfe väthjelhaft, der Verfaifung zuwider, dem-Staats- 
manne undefinivbar. Sm der Gefchichte, den Sitten und Gewohn- 
heiten des Bolfes haben diefe jonderbaren Genofjenfchaften ihren 
Uriprung nicht, im Gefeße gleichfalls nicht, und felbjt im des 
Königs Verordnung, welche in die Gefeßfammlung Eingang gefunden 
hat, würden Sie umjonft nad) der Aufklärung fuchen, welcher Art 
die Berbände jeien. Wer wifjen will, wie die große Mehrzahl 
des Herrenhaufes, diefer Nepräfentant aller ariftofratiichen Geburts- 
vorrechte, ins Yeben gekommen ift, der muß fich das Weinifterial- 
blatt für die innere Verwaltung aus dem Jahre 1854 anschaffen. 
Und wenn er mit der ftetS wandelbaren Bedeutung diefer Standes- 
genofjenfchaften vertraut bleiben will, jo muß er die folgen- 
den Minifterialblätter nachlefen. Denn hier werden die Drdres 
niedergelegt, welche die jtändiichen VBorrichtungen, in denen die 
GSejtalt des Herrenhaufes ausgeprägt wird, zeitweilig ummodeht, 
Hier muß er fich auch belehren, in welchen Verhältniffe die 
„Herren“ aus den verfchiedenen Elementen zur Zeit entnommen 
werden, denm auch diejes VBerhältnig ift nicht einmal in dev Form 
des Gefetes feitgeftellt, fondern wandelbar gemacht und der Herr- 
Ihaft der Cabinetsordres unterworfen. 

Wer die Verordnung las, der konnte das zukünftige Daus 
in dem Charakter feiner Zufammenjegung nicht einmal annähernd 
und ungefähr ji vorjtellen. Er fannte noch nicht das Wefen der 
Senofjenjchaften, aus welchen und unter deren entjcheidender Mlit- 
wirfung die Mehrzahl der Neitglieder gejchaffen werden follte; ev 
fannte nicht das Zahlenverhältnig, in welchen die einzelnen Ge- 
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noffenschaften beiftenern würden. Die Verordnung fpricht von 
Bildıngen, welche in Preußen nie zuvor bejtanden hatten, fie 
nennt Namen: „alten und befeftigten Grumdbefiß“, welche roman- 
tisch wie aus mittelalterlicher Vorzeit Elingen, aber in dev Gefchichte 
Preußens nicht verzeichnet find; jie jpricht von Verbänden, deren 
Jamen eine unbeftimmte Ahnung hervorbringen, deren Geftalt, 
Wefen und Umfang aber ohne einen pofitiven Ausspruch) weder 
ac) den Regeln der Yogif, noch vermöge der Lebhaftejten Phantafte 
fich erforfchen laffen. Die durch ihre Titel noch) nicht verftändlichen Ge- 
nofferffchaften, die Univerfitäten, die ungenannten und der Zahl nad) 
unbejtimmten Städte und Gefchlechter follten nebeneinander die zufünf- 
tigen Herrenhausmitglieder bezeichnen. Wie viele diefe, wie viele jene? 
Ein anderes ift ein Herrenhaus mit Hundert Kleinadeligen umd zehn 
Städtern, ein anderes mit Hundert Städtern und zehn Kleinadeligen. 
Eine Anordnung, welche Jo viele Fragen anregt und alle unbeant- 
wortet läßt, Fan hHöchitens einen vorberettenden Schritt zur DBil- 
dung einer Erjten Kammer enthalten; den Act jelbjt vollzieht fie 
nicht. 

Sleichzeitig mit der Berordnung und unter denjelben Datum 
ift ein Neglement erjchienen, welches in dem Weinifterialblatte für 
die innere Verwaltung, dem Buche belchvender Anweilungen über 
Bolizeiftunden, Hufbefchlag und Zanzmufif, zu lefen ift. Der Ort 
der Veröffentlichung ijt unbedeutend md macht auf gefeßliche Gül- 
tigfeit feinen Anspruch, aber das Keglement ift nicht weniger be- 
dentend und für den praftiichen Bildungsact der Erften Sgamnter 
bedeutender, als die in der Sejeßfammlung verkündete Verordnung. 
Das Neglement gibt Ausfunft, wer die Verbände eigentlich find, weift 
an, wie fie zufammenzufeßen, aus ihm erfahre ich, daß nennzig Ne- 
präfentanten des alten und befejtigten Grimdbefißes in das Haus 
gelangen jollen. Setst habe ich den erjten, wenn auch nicht ganz 
beftimmten, fo doch Faßlihen Hinweis, wie ich mir die zu bildende 
Kammer vernünftigerweife vorftellen darf. Gänzlich vorenthalten 
bleibt mir zwar auch im Neglement, wie viele „durch ausgebreiteten 
Srumdbefiß ausgezeichnete Gejchlechter“, wie viele Städte mit dem 
Borjchlagsrechte in Zukunft begnadigt werden würden, aber wenn 
die Kammer nicht nach einem Niefenmaß zugefchnitten fein foll, fo 
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weiß ich, daß neunzig NRepräfentanten des Stleinadels entjcheidend 
jein müfjen, zumal wenn fie von Abgejandten der ausgezeichneten 
Sefchlechter veritärkt werden. Nach dem Neglement bleibt mir fein 
Zweifel, daß im Zahlenverhältnig das bürgerliche Clement und 
bürgerliche Verdienft gejchlagen ift. Diefem wichtigjten Theil des 
Bildungsactes hat der König auch die Äußere Form des Gefetes 
entzogen, ihn hat er jeiner freien Abänderung vorbehalten, und 
von dem Vorbehalte hat die Negierung fpäter Gebrauch gemacht, 
unbefümmert darum, daß nach dem Gejeße vom 7. Mat 1853 
feine erjte entjcheidende Anordnung, jo weit er zu einer jolchen er- 
mächtigt war, die Kraft eines Gejetes erhalten und nur unter 
Zuftimmung aller drei Sactoren abänderlich fein follte. 

Und wie verhält jich die königliche Verordnung zu dem zweiten 
Sate des Gejetes, als dejlen Ausführung ste jtch bezeichnet? 
„Die Erfte Kammer wird zufammengejett aus Mitgliedern, welche 
der König mit erblicher Berechtigung oder auf Yebenszeit beruft.“ 
Durfte die Freiheit der föniglichen Berufung dur irgend einen 
äußern Einfluß im Form- eines Gefetes bejchränft werden? Dem 
Könige, als dem Träger des Staatsbegriffes, war für alle Zeiten 
das Necht beigelegt, die Mitglieder des Herrenhaufes zu ernennen, 
damit er diefes Necht unter jteter Verantwortlichkeit feiner Minifter 
und im verfajjungsmäßigen Wege ausübe, aber nicht, damit er 
einen Theil jeines Föniglichen Nechtes an jtändifche Verbände, an 
Stifter und Körperfchaften veräußere. So wenig, wie die Er- 
nennung der Meinifter, die Anftellung der Nichter und anderer 
Staatsbeamten, darf die Ernennung der Herrenhausmitglieder von 
der Präfentation eines Bürgers oder einer Körperfchaft abhängig 
gemacht werden. Und dennoch wurde bei der Bildung des Herren- 
haujes der Wille des Königs dem Präfentationsrechte der KNörper- 
Ihaften in der Weife untergeordnet, daR die weit überwiegende 
Anzahl der Mitglieder durch einen fremden Willen in das Haus 
gejendet worden ijt. "reilich mußte zuvor für die Präfentirten ein 
fünigliches Patent ausgefertigt werden, freilich läßt fich von feinem Mit 
gliede jagen, daß es ohne den bejtätigenden Willen des Königs in 
das Haus gedrungen jei. Aber ohne den bejtätigenden Willen des 
Königs gelangt Fein Bürgermeifter einer größern Stadt in fein 
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Ant, und um deswillen hat noch niemand davon gefprochen, das 
der König frei nad feinem Ermefjen die Biürgermeifter enenne 
oder berufe. Und auf die Form der PBatentausfertigung ift gewiß 
um geringes Gewicht zu Legen, gegenüber der Erwägung, daß der 
König nach dem Inhalte feiner VBerordmung, im welcher ev den 
Senofjenfchaften das ,,Präfentationsrecht” beigelegt umd zur DBe- 
rufung fich verpflichtet Hatte, bei jedem einzelnen Falle in jeinem 
föniglichen Gewiffen fi gedrungen fühlte, der Präfentation die 
Einberufung folgen zu Lajjen. Ste felbit, Stahl, Kamphanfen, 
Graf Schwerin, das gefanmte Herrenhaus, jollen mir Zeugniß 
ablegen, wie jehr die Freiheit der königlichen Errtennung durc) das 
eingeräumte Präfentationsrecht beeinträchtigt, ja abjorbirt wurde. 
Unter dem Meinifterium Schwerin’s hatte die Negterung für er- 
(edigte Site des alten und neuen befeftigten Grumdbefites die 
Wahlen der Verbände über ein Jahr verzögert, und nad) voll- 
zogehen Wahlen zur Bräfentation war die Einberufung einige 
Monate ausgeblieben. Schon bei Gelegenheit der Grumdjteuer- 
debatte im Jahre 1861 beflagten fich einige Nedner darüber, wie 
über einen Angriff auf die Ncchte des Haufes. Später machte das 
Hans die Sache der Verbände zu feiner Angelegenheit. Die Com- 
"miffion fchlug vor, die Krone um Meittheilung über ihre Ent- 
Ichliegung zu bitten. Sie aber amendirten, und das Haus nahm 
den Antrag an: „der Staatsregierung die Erwartung auszufprechen, 
daß bis zum nächften Zufammentritt des Landtages die Wieder- 
befegung der zur Zeit erledigten Site für den alten und befejtigten 
Srumdbefit ftattfinden werde. *) Sie bezeichneten ihren Antrag 
als eine Aufforderung an die Negierung, „das Ihrige zu tun, um 
den Vollzug der VBerordiuungen über die Bildung der Erjten Kanı- 
mer herbeizuführen“. Den Verbänden fei der Genuß ihres Nechtes, 
dem Haufe der effective Perfonalbeftand ohne irgend welche in der 
Sache Tiegende Gründe entzogen worden. Die Negierung habe 
nicht das Necht, den Zeitpunkt zu beftimmen, warn die Präfentirten 
einberufen werden follten, und wenn fie das buchjtäbliche echt 
hätte, wirde die Anwendung gegen ein höheres Necht verjtogen. 


*), Nerhandlungen des Hervenhauies, 1861, ©. 672, 682, 
) ) ' ' n 
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Herr von Kleift-Rebow nannte jchlechtweg die verzögerten Wahlen die 
Berlesung eines abfoluten echtes, welches den Verbänden in der 
Verordnung beigelegt fei, und die verzögerte Einberufung nennt ev 
gleichfalls eine jchwere Nechtsverleßung, denn nur um der „SBer- 
jönlichfeiten willen“ fei die Billigung des Königs vorbehalten. 
Stahl fommt mit einer feinen Diftinction, welche ihm in heifeligen 
Fragen jtets zur Gebote jtand, zu demfelben Ergebnifk. Die Wahl 
müffe unbedingt veranlaft und dürfe durchaus nicht verzögert wer- 
den; für den Zeitpunkt der Berufung gebe es zwar feine pofitive 
Borfehrift, aber das Urtheil des guten und gerechten Mannes bilde 
den Mafftab. Eine Verzögerung ins Unbegrenzte, oder gar in der 
Abficht, um einem Berbande weniger DVertreter zuzumwenden, jet 
nicht gejtattet, verjtoße gegen das billige Necht, welches dem 
jtvengen Nechte an Kraft nicht nachjtehe. Camphaufen entjchuldigt 
die Regierung mit der furzen Frift von wenigen Monaten, welche 
jeit der Wahl verflofjen jet. Und im Namen der Regierung Ichlieft 
fie) ihr Commiffar im Wefentlihen den Ausführungen Stahl’s an, 
jo weit die Würde dev Krone dabei betheiligt jei, die Berufung 
nicht ins Unbegrenzte Hinauszufchieben. SIhatjächlich endete. die 
Differenz damit, daß nocd) vor der nächjten Seffion die Präjentirtein 
einberufen wurden, objchon es der Verwaltung inzwifchen beliebt 
hatte, die Grundfäge über die Zufammenfegung und das Recht der 
Senofjenfchaften jo zu ändern, daß weder die Site offen, noch die 
jetst berechtigten Genojjenjchaften diefelben waren, wie diejenigen, 
von denen die Vorfchläge ausgegangen waren. Graf Schwerin 
hielt dafür, daß die präjentirten Herren durch ihre frühere Wahl 
und Präfentation ein Recht gewonnen hätten, "welches durch die 
Abänderung des Neglements nicht verfümmert werden dürfte. Und 
gewig wird fein billig Denfender die Folgerungen verleugnen, zu 
denen das Haus gelangt ift, daß c8 der Negierung nicht frei Itehe, 
das Präfentationsvecht zu vereiteln, wenn ev einmal den Vorderjak, 
die gejeliche Kraft der Verordnung vom 12. Detober 1854 zu= 
gegeben hat. oc) bevedter, als dieje theoretiichen Schlußfolgerun- 
gen befunden die gejchichtlichen Greigniffe den Zwang, welchen der 
König bei der Bildung des Herrenhaufes fich auferlegt hat. Denn 
bisher ift in neun Jahren nicht einer dev Vorgefchlagenen uneinge- 
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rufen geblieben; jelbjt der Verfuc des Neinifteriums Meanteuffel 
gegen einen Liberalen Profelfor einer Eleinen Univerjität it [päter 
aufgegeben worden. ad) folchen übereinftimmenden, unter den 
verfchiedenften Uimnftänden erprobten Erfahrungen fünnen Sie uns 
möglich die Senofjenfchaften und ihr Borichlagsrecht als ein harnı= 
lofes Borftadium zur ‚freien‘ Ernennung des Königs darftellen 
wollen. Ste werden mit mir den Zwang anerkennen mljen, 
welcher ausnahnslofer, als je ein anderes Gejeß in Preußen ge- 
wirkt hat, Sie werden mit mir anerfennen müfjen, daß der König 
einen Theil feiner Machtvollfonmmenheit an Genoffenfchaften abge- 
geben umd daß er thatlächlich unter diefem Einfluffe fein fönigliches 
echt ausgeübt hat. 

Dirften ferner auf Srumd des bevollmächtigten Sefeßes Mit- 
glievevr auf Aıntsdaner, dinften Mitglieder berufen werden, 
welche mit dem Befite eines Grumdftüces, oder mit dent Anvecht 
auf eim Srumdftück ihre Meitgliedichaft einbüßen? And doch ift 
jelbjt das echt des „Erblichen” an den Befit eines bejtimmten 
Srumdftüces gefnüpft. Bon den übrigen Kategorien der Präfen- 
tivten aber jagt die Verordnung, welche Gefeßesfraft beansprucht, 
ausdrücklich, daß das Net dev Mitgliedihaft mit der Eigenfchaft 
erlifcht, in welcher die Präfentation erfolgt ift. Der Vertreter 
der Stadt muß Mitglied des wählenden Magiftrats, der Vertreter 
der Univerfität Profeffor an derjelben fein, jeder Berband der 
Grafen, des alten umd befejtigten Grundbefites darf nur einen 
Herin präfentiven, welcher vermöge feiner Befitverhältniffe zu dem 
Verbande gehört, die Stifter mir ein Stiftsmitglied. Bei jedem 
einzelnen Meitgliede diefer Kategorien fett der Eintritt in das Haus 
eine Eigenfchaft voraus, welche nicht nothiwendig, jondern zufällig 
an der PBerfon des Gewählten und Berufenen haftet und von der 
Perfon lösbar ift. Ber den Mitgliedern der Magiftrate ift vers 
möge dev gefetslichen Negel diefe zufällige Eigenfchaft auch der Zeit 
nach im voraus begrenzt. Nac) der Anweifung des Gefeges wer- 
den die Biirgermeifter und Stadträthe auf eine zwölf- oder jechsjährige 
Srıjt gewählt. Mad) diefer einfachen Methode läßt fich die noch) fort- 
laufende Amtsdauer vom Tage der Wahl zum Herrenhaufe und 
die Frift berechnen, für welche das eingerufene Magiftratsmitglied 
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im Hervenhaufe zur fiten berechtigt fein wird. In der Meatrifel 
des Haufes ift diefe Frift bei jedem Magiftratsmitgliede ausge: 
rechnet, nad) Ablauf derfelben gilt die Mitgliedfchaft für erlojchen, 
wen nicht die Neuwahl des Mitgliedes zu feinem ftädtifchen Aınte 
conjtatirt wird. Der Wechjel bei diefer Art von „Herren ift 
häufig. Nicht gleich Häufig ift der Wechfel bei den Vertretern der 
anderen Kategorien; die Dauer ihrer Mitgliedfchaft ift nicht jchon 
beim Eintritt auf Jahr und Tag zur berechnen, ein Ende während 
der Lebenszeit ift nicht unbedingt vorauszufehen. Dennoch it das 
Kecht feinem innerjten Wefen nach nicht minder auflösbar, auch 
über fie muß die Matrifelcommiffion ein wachjames Auge behalten, 
ob fie nicht von dem DVBerbande fi getrennt haben, dejjen Bor- 
Ichlage je Sit und Stimme zu verdanken haben. Um diefer Auf: 
ficht willen ift die abordnende Genofjenfchaft in der Meatrifel ver- 
zeichnet, und bei jedem „Herrn“ das Amt oder das Befitsthum 
beigefetst, welches ihm die Fähigkeit dev Nepräfentation gegeben hat 
und ihn vepräfentationsfähig erhält. DVerläht ein Profeffor die 
Univerfität, welche ihn präfentirt hat, und übernimmt eine Profeijur 
an einer anderen Landesumniverfität, jo feheidet ev dadurd aus dent 
Herrenhaufe; ebenjo der Präfentirte irgend eines adeligen Verbandes, 
wenn er in Folge von Befitveränderungen aus dem DVerbande 
jcheidet, deilen Sit er im Haufe ausfüllt, felbjt dann, wenn er 
innerhalb eines anderen Kreifes mit einem gleich „herunmäßigen‘‘ 
Gute angefejfen ift und feinem Wejen nach präfentationsfähig bleibt 
aber für einen anderen Berband. Die Gefchichte der Meatrifel 
zählt häufige Fälle auf, in denen „Lebenslängliche‘ Mitglieder un- 
freiwillig, ohne verminderte Ehre, ohne verminderte ftaatsbürgerliche 
Fähigkeit Sit und Stimme im Herrenhaufe eingebüßt haben. Die 
Kategorie der „lebenslänglichen‘ Mitglieder für die Städte zählt 
faft jährlich ein Kontingent an Ein» und Austritten. Auch die 
übrigen Kategorien weifen Beifpiele auf, unter mehreren ans 
deren den befonders Ichrreichen Rall des Freiheren von Nomberg, 
welcher das Haus verließ, als er aus dem Verbande des alten md 
befejtigten Grumdbefites fchied, der ihn präfentivt hatte, und mut 
wieder als der Präfentirte eines anderen Verbandes gleicher Ka- 
tegorie im Haufe fit. Wenn man den umeigentlichen Ausdrud 
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„tebenstänglich“ Für diefe Art von precäver Mitgltedfchaft beibes 
halten will, um den äußern Anklang an das Gefek vom 7. Mat 
1555 nicht aufzuheben, fo muß man den Fall des Heren von 
Nomberg damit bezeichnen, daß ev zit zwei verfchtedenen Zeiten 
jeines Yebens angefangen habe, lebenstängliches Meitglied des Haufes 
zu fein. Su einer ähnlichen Yage befinden fi Herr von Zander 
und Herr Homeyer. Sener ift als Kanzler des Neiche, diefer 
als Präfentirter der berliner Univerfität im umeigentliden Wort- 
jinne Tebenslängliches Mitglied für die Damer des Amtes; beide 
jind außerdem zu wirklichen Tebenslänglichen Meitgliedern durch) 
„allerhöchites Vertrauen‘ berufen. 

&o hat die Verordnung vom 12. Detober 1854 neue Grund- 
züge für die zufünftige Erite Kammer an Stelle derer entworfen, 
welche das Gefeß vom 7. Mai 1355 vorgezeichnet hatte. Das 
Sefets hatte der Freiheit des füniglichen Entfchluffes die Bildung 
der Eriten Kammer anvertraut und die ZJufammenjekung aus 
erblichen und lebenslänglichen Meitglievern vorgefchrieben; die Ber- 
ordnung gab abweichende Grundfäte für die Zufanmenfesung und 
band für die zufünftige Neubiloung der Kammer den föniglichen 
Entfehluß am den vorbeftiimmenden Willen der Stifter, Grafen, 
Sutsbejiter, Gefchlechter, Univerfitäts- und Stadtbehörden. Diefer 
als Recht verliehene Einfluß der Genoffenfchaften hat ausnahme- 
fofe Geltung gefunden, die Zufammenfeßung des HDaufes bejtinmmt, 
und beherricht jeinen Charakter. Kein Borfchlag der Berechtigten 
it bisher ohne Erfolg geblieben, die weit überwiegende Michrzahl 
der Mitglieder verdankt den Borfchlägen der Senofjenjchaften den 
Simtritt in das Haus, verdankt der fortdauernden Gemeinschaft 
mit ihnen die Fortdauer von Sib und Stimme im Daufe; fast 
alle fühlen jih an das Standesinterejfe gefnüpft, welches mit 
geringen Ausnahmen auch für die Erblihen eine VBorbedingung 
dev Mitgliedfchaft it. Den tief eingreifenden Unterjchted zwischen 
dem, was das Gejes vorgejchrieben, und was die Verordnung 
„ausgeführt“ Hat, will ich mit den eigenen Worten Stahl’s aus 
einer im Jahre 1561 gehaltenen Nede Ichildern.*) ,,dch erinnere 


*) Verhandlungen des Herrenhaufes, 1861, Situng vom 31. Mai, ©. 677. 
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Sie, meine Herren‘, jagt dev Redner, „als wir über die Bildung 
de8 Herrenhaufes jene Jahre hindurch geführten Kämpfe hatten, 
jtanden zwei Parteien fi) gegenüber; die eine wollte eine Erjte 
Kammer nah dem Borgange Franfreihs, wo der König erbliche 
und Tebenslängliche Mitglieder nach Belieben beruft. Man hatte 
hier den beruhigenden Vorgang, daß eine jolche Erite Kammer 
fraftlos ift und der Bewegung der Zweiten Kammer nicht Ein- 
trag thut. Die zweite Partei dagegen wollte, daß auch hier wirk- 
lihe Zandeselemente vertreten fein fjollten, und daR die Ver- 
treter mit diejen Yandeselementen in Verbindung jtehen, 
um der Erften Kammer oder dem Herrenhaufe die Macht zu 
geben, ein gemügendes Gegengewicht gegen das Abgeordnetenhaus 
zu bilden. Als das Gejes erfchien, nachdem beide Parteien dem 
König carta blanca gegeben hatten und jede hoffte, ihre Anficht 
würde darin Geltung gefunden haben, da war unjere Anficht die 
jiegreihe. Die lettere Weife der Bildung der Erjten Kammer 
tand alfo num gejetlich feit.“ — Belfer und treffender kann der 
Gegenfak der Parteien umd der Kern ihres auseinandergehenden 
Strebens nicht gejchildert werden. Im wenigen, aber bevdeutungs- 
vollen Zügen it der Charakter des jetigen Haujes gezeichnet 
und feine unendliche DVerjchtedenheit von einer Kammer, deren 
Mitglieder der König auf Yebenszeit und mit erblicher Berechtigung 
beruft. Nur ift, nach der Weife des NKedners, dem Wahren fofort 
ein durch das Interejfe gebotener Beifaß gegeben: dak die Gegner 
eine fraftloje Kammer angejtrebt hätten; während fie nım eine von 
Standesintereffen beherrichte, in ihrer Tendenz Schon unvolfsthüm 
lihe Kammer verhüten wollten. So urtheilte jelbjt die damalige 
Regierung, welche das Gejeß vom 7. Mai 1853 beförderte, die 
Zufammenfeßung der Erften Kammer aus frei ernannten Mlit- 
gliedern mit erblichem echte und auf Yebenszeit zur gejetlichen 
Borjchrift machen ließ und die principielle Verbindung „der VBer- 
treter mit diefen Yandeselementen“, wie fie die zweite Partei an- 
itrebte, eifrig befämpfte. Denn unwahr, mit dem Wortlaut umd 
der Entjtehungsgejchichte des Sejetes unvereinbar, it das Urtheil 
Stahl’s, dar beide Parteien dem König carta blanca gegeben; 
unwahr der darauf geftüßte Schluß, daR „die letere Weije der 
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Bildung der Erjten Kammer alfo mu gejetlich Feititand‘. So 
weit die Derrfchaft des Gefekes ging, hatte die Gegenpartei des 
Hedners einen vollftändigen Steg erfämpft. Erft die abweichenden 
Srimdfäße in der Verordnung haben -ihr die Folgen diejes Sieges 
entrilfen. Denn wie? Hätte das Gefeg für fi allein die Gegen- 
partei zu der Hoffnung berechtigt, daR „ihre Anficht darin wirde 
Geltung gefunden haben‘? 

Vergleihen Sie, Herr Graf, den Wortlaut des Gefees, der 
Verordnung und des Neglements, rufen Ste die geichichtlichen 
Borfälle, die Verhandlungen, welche den Gefete vorangegangen 
iind, prüfen Sie das beftcehende Herrenhaus an dem Gejammt- 
inhalt der Berfaffung. Treiben Sie Buchjtabenrecht oder nehmen 
Sie einen höhern, den Geift der Gefete umfaffenden Gefichtspinft 
ein. Die Wahl des Mapitabes ftelle ih Ihnen frei, mm vedliches 
Mar fordere ich und darf ich erwarten. Alles in Allem werden 
Sie, von Ihrem eigenen Gefichtspunkte aus, mur das Beftchen 
und Gedeihen des Herrenhaufes mir entgegenhalten fünnen. Aber 
das Gejets hat feine Schuld an der Art, wie e8 bejteht; der Geift 
der Verfaffung führt zu feiner Staatsgewalt, welche auf ner ge 
Ichaffenen Ständen und neuen Borrechten beruht umd außerhalb 
des GSefeßes entjtanden ift. Und von den Gejetgebern, welche beim 
Sejete vom 7. Mai 1855 mitgewirkt, Haben zwei Nactoren, die 
beiden Kammern nicht an die Meöglichkeit gedacht, daß ein Jolches 
Herrenhaus und folhe Wahlgenoiienschaften ihr thatlächliches Dafein 
an jenes Sefeß fnüpfen wirden. Wenn Ste geneigt find mit 
mir auf das gejchichtliche Material einzugehen, fo jtelle ich Ihnen 
die Wahl der Meethode anhein; mir eines bedinge ich mir aus. 
Davon, was hinter den Kouliffen vorgegangen, was zwifchen 
von Wejtphalen md Sunfern außerhalb der Kammer unter dem 
Siegel der DBerfchwiegenheit verhandelt worden, was in dem 
langen Zeitraum jeit dem Gejebe vom 7. Mai 1853 bis zur 
Verordnung und dem Neglement vom 12. Detober 1854 unter 
dem Mantel des amtlichen und außeramtlichen Geheimnifjfes ge- 
ichehen ift, davon weiß ich fein Wort. Wenn Sie beffer ımter- 
richtet find, fo dürfte von Ihrer Güte mancher intereffante Aurf- 
ihluß zu erwarten fein, aber die Frage der Gefegmäßigfeit und 
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die Interpretation würde wenig dabei gewinnen. Das Material 
hierzu müflen wir aus dem entnehmen, was offen gejchehen umd 
verhandelt ift, aus den Gejetbüchern, den Schriftitüden und Ber- 
handlungen beider Häufer. Hier bin ich bereit, jedem vedlichen 
Gegner des Weges zır folgen, welcher ihm der geeignete fcheint, 
und in meiner jetigen Darjtellung will ich jelbjt den Schein einer 
parteiifchen Kritif damit abwenden, daR ich den Nachweis haupt- 
jählid) mit deu eigenen Ausführungen der innigiten Freunde des 
Herrenhanfes zu bejtärfen fuche. 

Die revidirte Verfaffung zählte verfchiedene Kategorien auf, 
in denen die Prinzen des füniglihen Haufes, die ehemaligen 
Keihsunmittelbaren, mit erblicher Berechtigung oder auf Yebens- 
zeit ernannte Mitglieder, dreißig BVertreter der Städte und neum- 
zig Vertreter der Höchjjtbejtenerten Plat fanden. Das Wahlgefet 
für die beiden Arten von Vertretern war vorbehalten. Zwei 
Seffionen ließ die Negierung diefen Theil der Verfaffung umaus- 
geführt. Im der Sejlton 1851—52, als die proviforiiche Erite 
Kammer noch tagte, bemühte jich die Negierung, dem Könige die 
Bollmaht zur freien Ernennung aller Mitglieder zu verjchaffen. 
In der Zweiten Kammer vereinigten fich die Yiberalen mit der 
äußerjten Rechten dagegen und der eingebrachte Gefeßentwurf 
wurde abgelehnt. Im entgegengefesten Sinne bemühte fich die 
änferfte Rechte in der Erjten Kammer, ein Verfaffungsgejeß genau 
auf den Grumdlagen herbeizuführen, wie jie die jpätere Verordnung 
vom 12. Detober 1354 angenommen hat. Das Streben fand 
jelbjt dort nur theilweifen Beifall und blieb ohne Srfolg. Sekt 
entfchloß ji) die Negierung, das verfaffungsmärig vorbehaltene 
Wahlgefeß in der Verordnung vom 4. Augujt 1852 zu oetropiven. 
Sie brachte zwei „Modificationen‘ an, welche den Charafter der 
beiden Kategorien wejentlih, den Charakter der Neunzig vollftändiq 
veränderte. Sie machte die dreißig Wahlen der Städte zu einer 
ausgeiprochenen nterejjenvertretung, indem fie die Wählbarkeit 
auf die Einwohner der wählenden Stadt bejchränfte. Die anderen 
neunzig Mitglieder wendete fie fait ausfchließlich dem Kleinen 
Yandadel zu, indem fie die Höchjtbeftenerten in den dreifig größten 
Städten, weil die Städte bereits vertreten feien, aus der Zahl der 
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Yähler ausjchloß und die 2700 Döchjtbejtenerten des Königreichs 
aus den Kleinen Städten und dem platten Yande zufammtenfeste, 
Yatürtich Feel den großen Grumdbefisern md umter ihnen dem 
Yandadel das entjcheidende Lebergewicht zu. Die jo gewählten 
120 Abgeordneten wurden als Erjte Kammer verfammelt; die evb- 
lichen Meitglieder wirrden nicht einberufen und Ernemmmmgen wurden 
nicht veramlaßt. Die Verordnung wurde von den Yiberalen als 
verfaffungswidrig angegriffen, von den damaligen Kammern aber 
unter der Lebhafteften Mitwirkung der äuferften Rechten in beiden 
Hänfern genehmigt. Die Negierung hatte den vorjährigen Gefeß- 
entwurf wieder eingebracht und die Berhandlungen begammen, als 
die veiroyirte Verordnung vom 4. Auguft 1852 beveits zum Gefeße 
erhoben war. Wenn die Negierung mit der lettern beabjichtigt 
hatte, die Yiberalen vom Fefthalten an der verfaflungsmäßigen 
Aufammenjeßung abzubringen und das freie Ernennungsrecht des 
Königs in dem Yichte einer Liberalen Iuftitirtion erfcheimen zu 
laffen, jo war ihre Abficht erreicht. Nunmehr war die Stellung 
der Parteien völlig verändert, beinahe gewechfelt. 

Die äufßerjte Nechte in beiden Kammern, man braucht mu 
die Namen Stahl aus der Erjten umd Gerlach aus dev Zweiten 
Kammer zu nennen, waren mit den Art. 56 der VBerfaffung um 
dem „Ausführungsgefeße” vom 4. Auguft 1852 [ehr wohl zufrie- 
den, mit dem neuen Entwurfe aber (zum jpätern Gejeb vom 
7. Mai 1855) unzufrieden. In der That war in den neunzig 
Deitgliedern der Höchitbeftenerten, wie fie das „Ausführungsgefet‘‘ 
definivte, für den Kleinen Yandadel reichlich geforgt und ihre Wort- 
führer fonnten jich nicht vorftellen, daß eine noch günftigere VBer- 
jorgung möglich wäre Die Ernenmung des Königs fonnte ihnen 
wenig Schaden, weil fie nad) der revidirten VBerfaffung auf fechzig 
Mitglieder als die Höchltzahl bejchränft war. Die Ernannten in 
voller Zahl und die Vertreter der Städte fonnten zufammen nicht 
mehr betragen, als die Neunzig der Höchftbeiteuerten, welche den 
sntereffen de8 Yandadels verfallen umd feiner periodischen Wahl 
unterworfen waren. Der neue Gefeßentwurf follte dem Könige 
Sreiheit und den einmal ernannten Meitglievern Unabhängigkeit 
verschaffen. In diefem Sinne ift der Entwirf von der äußersten 
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Kechten in beiden Kammern, unter Yeitung von Stahl und Gerlach 
angegriffen und verworfen, von einer minder einfeitigen Schattirung 
nur Schwach und mit erzwungener Neigung unterftütt, von den 
Parteien aber, welde von den Sympathien für den Kleinen del, 
für die Lehren Stahl’s und Gerlach’s am Weitejten entfernt waren, 
welche man damals die liberalen Parteien nennen mochte, am 
Eifrigjten unterftütt und durchgebracht worden. Die Vertheidiger 
und die Gegner des Entwurfes waren der ummwiderlegten Meinung, 
daß die freie, füniglihe Machtvollfommenheit den Einfluß des 
Stleinadels und der eimfeitigen Standesinterejfen bejeitigen mülle 
und befeitigen werde. Die für und die gegen fpracdhen, beviefen 
fih auf dafjelbe Argument. Pur ihre Gefichtspunfte waren ver 
Ichieden, über die Bedeutung hatten fie feinen Zweifel. „Nehmen 
Sie den Gefegentwurf nicht an,“ fagte Gerlach in der Zweiten 
Kammer*),“ denn er befeitigt die Möglichkeit, Inhaber hoher ANemter 
zu Mitgliedern auf Amtsdauer zu ernennen, ev befeitigt das Wahl- 
element, er jehliegt das Anfnüpfen an das Defitthum aus. Wenig- 
tens, wenn man die Worte: lebenslänglich und erblih genau 
nimmt, jo würde die Veräußerung des Belites nicht genügen, um 
der Bairie verluftig zu machen.“ Nehmt den Entwurf au, ruft 
der Staatslehrer PBerthes den Liberalen Mitgliedern zu**), Ihr 
dürft vom Könige eine bejjere Kammer erwarten, als die jeßige 
Erite Kammer in ihrer Mechrheit. Und der äufßerjten echten 
hält er entgegen, dak er feinen entjcheidenden Einfluß des leicht 
wiegenden Kleinadel8 in der Erjten Kammer wolle, und daR er 
deshalb Für den Entwurf ftinme. Neichenjperger, der ausführ- 
(ichjte und eingehendite Verfechter des Entwurfes, wirft die Streit 
frage aus: Soll das alte Gefetz fortbeftcehen und dem jogenannten 
alten umd befeftigten Grumdbejit der vorwiegende Einfluß erhalten, 
oder joll ein ganz neuer Pairieadel gejchaffen werden. Er will 
dem Könige die Ernennung auf lebenslang und mit erblicher Des 
rechtigung anvertrauen. Eine fpecifiiche Vertretung des Nitterguts- 
beiites entipreche auch dem ländlichen Interejfe nicht, und doch jei 
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Sefahr, daß diefe evftrebt werde. Man fünne die Krone durch 
Bezeichnung von Kategorien binden, ev aber fer der Anficht, „dar 
folche Kategorien durchaus nicht den gehegten Abfichten entfprechen, 
jondern nur ohne Nuten befchränfen und hemmen“. *) Im dem 
ganzen, nicht geringfügigen Umfange der Verhandlungen in beiden 
Kammern finden Sie nur in der Nede von Binde’s, eines eifrigen 
Gegners, der feine Gegengründe aus allen Eden und Enden forg- 
fültig zufammenträgt, einen leichten Hinweis auf eine Neuerung, 
welche Herr von Manteuffel, dev Minifterpräfident, in der boran- 
gegangenen Sejfion gethan hatte, daß „berufen“ nicht gleichbedeutend 
jet mit ‚ernennen‘, dar das Berufen nicht ausjchließe, Corpo- 
rationen des alten md befeftigten Grundbefißes durch Nepräfen- 
tation zu berücfichtigen. Herr von Binee entnahın hieraus einen 
neuen Grund zur Beforgnig und Ableynung.**) Aber diefer ganz 
vereinzelte Aussfpruch war in einer frühern Sefjtion gefallen und 
it im Sahre 1855 nicht wiederholt worden, objchon Freund und 
Gegner im Angriff und im der Bertherdigung von der entgegen- 
gejetten Vorausjesung ausging, als die wort- und finmpidrige 
Auslegung des Minifterpräfidenten aus der Sejfton 1852. Dieje 
hatte in dem frühern Jahre nicht vermodht, die äußerte Nechte zu 
beruhigen; fie blieb bei ihrer Oppofition und half in der Seffion 
1852 an der Ablehnung des Entwurfes. Im Jahre 1853 ftieg 
ihr Widerftand. Stahl, Gerlach und ihre Partei verlangten als 
Segenfeiftung, dar ihr Intereife entjehädigt und der aus der Erften 
Sammer entfernte Einfluß des Fleinen Adels in der Zweiten Kammer 
ihnen wiedergegeben, daß die Neunzig der Höchjtbejtenerten in 
die Zweite Kammer aufgenommen würden. um um diefen Preis 
wollten jie dem Entwurfe beiftimmen. Site, Herr Graf, der Ge- 
mäßigtere, haben zwar feine Bedingung, aber doc mit Stahl den 
gleichmäßigen Antrag geftellt. Ste glaubten nicht, daß der neue 
Entwurf für gefegliche Kategorien, wie für Vertreter von Städten, 
des alten und befeitigten Srumdbefites, fir Bertreter von Ylnts- 
dauer Naum gebe; fein anderer glaubte cs. Die Nedner nad) 
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Binde blieben von feiner Bejorgniß unberührt, und objchon jte 
die frühere Auffaffung wiederholten und den vorjährigen Ausiprucd 
des Minifterpräfidenten durch Nichtbeachtung widerlegten, hielten fie ihn 
doch nicht des ausdrüdKlichen Widerjpruches werth. Die Regierung 
jelbjft brauchte ihn nicht mehr, weder als Anlodungsmittel, nocd 
als reservatio mentalis. Die vorjährige Oppofition der äußerften 
Nechten Hatte ihre Bedeutung verloren. Die Negierung hatte aus 
den Liberalen Schattirungen Anhänger gewonnen, welchen nament- 
fi) nach der octroyirten Verordnung vom 4. Auguft 1852 der 
Gegenjats Elar geworden, daß die Erjte Kammer, wie fie bejtand 
und in der Seffion 1855 ihr erjtes Debut gab, dem Kleinadel 
verfallen war und die unbejchränfte Ernennung lebenslänglicher 
und erblicher Mitglieder durd) den König eine Erlöfung von diefem 
Uebel fein würde. Die Nüchiht auf diefe Bundesgenojien be- 
jtinmte das Verhalten der Negierung. Der Minifter des Innern, 
von Weftphalen, Felbjt ein Befehrter aus dem Lager der äuferften 
Nehten und nunmehr zur DVertheidigung des neuen Entwurfes 
verpflichtet, fehrte fort und fort die völlige Entfeffelung des fünig- 
lichen Willens als eine Empfehlung des neuen Entwurfes hervor. 
Der Minifterpräfident fchlug denfelben Ton an, und objchoen er 
nach Herrn von Binde jprah*), Fam er mit feinem Worte auf 
jeinen vorjährigen Ausfpruc zurüd, jondern wählte jeine Worte fo, 
daß der Nachdrud auf die Stärkung der füniglichen Gewalt fiel, 
‚nvelhe von Befhränfungen und Satungen befreit wird, an welche 
fie bisher gebunden war**). Sp entjchteden ausgeprägt war das 
Verhältniß der Parteien, jo Flar das Berftändnig des Gejegent- 
wurfes, daß die äußerjte Nechte, um eine Möglichkeit für Meit- 
glieder von Amtsdauer, für eine durch Befit bedingte Mitglied- 
Ichaft, für eine Nepräfentation des „alten und befejtigten Grund- 
befitzes’ zur retten, den Antrag ftellte, den Satz zu ftreichen, welcher 
den König anmeift, die ae mit erblicher Berechtigung oder 
auf Yebenszeit zu berufen. Die Mehrheit aber jah, wie der Be- 
richterjtatter in der Zweiten ee der ausgezeichnete Nechts- 
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gelchrte Keller, am Schluffe der Verhandlungen hervorhob, gerade 
in diefem Saße den Schwerpunkt aller Bürgschaften. Er fand in 
ihm ‚die große Hauptjache geregelt, den eigentlichen Bejtand der 
Kammer md den. wichtigiten Gharakter ihrer Mitglieder‘. *) 
Die Negierung ftand fet zur Meehrheit. Sie wollte feine fchranfen- 
(ofe Freiheit des Königs, feine Freiheit zum Selbitbejchränfung, 
jondern fie wollte die Ernenmmg erblicher oder Lebenslänglicher 
Mitglieder ımd innerhalb diefer Schranken unveränßerliche Selbit- 
beftimmung des Königs. Durch den Miumd des Herrm von Weit- 
phalen Tieß die Negierung in entfcheidender Stunde vor der Ab- 
ftimmumng mit unzweideutigen Worten diefen. ihren Standpunkt 
erläutern. Herr von Weftphalen erflärte den Zufat für den „Kern 
der Negierungsvorlage”**) umd bat, den Antrag auf Streihung zu 
verwerfen. So bracdten die Mehrheiten in beiden Kammern, 
welche dem Standesintereffe des „alten und befeftigten Grundbe- 
files‘, dem Einfluffe des Kleinadels abgeneigt waren, das Gejet 
vom 7. Mat 1855 zu Stande, während im den Weinderheiten, der 
fleinen in der Zweiten, der größern in der Erjten Kammer, die 
wenigen Verfaflungsfrennde, welche jeden Verfafjungswechjel für 
gefährlich hielten und von der Abänderung der Erften Sammer 
einen jchädlichen Nücichlag auf die Wahl zur Zweiten Kammer 
fürchteten, mit den lebhafteften Freunden des Nleimadels vereinigt 
zufammentrafen. Bertheidiger und Gegner dachten jich aljo als 
Sinn des Gefetes, daß es die Stategorien und Stände aus den 
Stementen der Erjten Kammer befeitigt umd Mitglieder von be- 
jchränfter Dauer unmöglich gemacht habe. Diejen Inhalt hatte 
die Regierung dem Wortlaut ihres Gejetertwurfes beigelegt, diefen 
Srfolg hatten die Redner für umd wider betont, diefe Anffaffung 
hatte die Abjtimmumng beherricht, und worauf das meiste Gewicht 
fällt, Wortlaut und Geift des Gejetses jtimmten mit diefer allge- 
mein verbreiteten Auffaflung überein und ein anderer Sinn war 
mit den Worten unvereinbar. 

Jetst beginnt die geheime Entjtehumngsgefchichte de8 Herren- 
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haufes. Anderthalb Jahre vergingen jeit der Annahme des Ge- 
jeßes8 umd der lange Zeitraum ift gewiß von Unterhandlungen und 
Sreigniffen ausgefüllt, welche im entjcheidenden Streifen einen 
Umschlag Hervorbracdhten und den einfachen Sinm des Gejetes ver- 
dunfelten. Bei der Gefegesberathung waren die Vertreter des 
Kleinadels aufrihtig in ihrem Widerftande und find fchon deshalb 
von dem DVBerdachte frei, als ob fie auch nur die Möglichkeit des 
Gebrauches geahnt hätten, welchen die Negierung fpäter zu Gunften 
ihres Standes von dem Gefeße oder vielmehr nicht von dem Ge- 
fee, fondern von der Gelegenheit gemacht hat. Der Mehrheit ijt 
fein Hinterhalt in ihren Gedanfen vorzuwerfen; fie bejtand aus 
denen, welche jede Sympathie für die Kategorien und den Stlein- 
adel verleugneten; und ihre Sprecher begründeten das Votum ein- 
jftimmig mit dem entgegengejeßten Ziele. Selbjt die Meitglieder 
der Negierung dürfen das günftigere Urtheil erwarten, daR fie au 
Achnliches, wie nachher gejchehen ift, bei der Verhandlung über 
das Gefes nicht gedacht haben. Eine fpätere Wandlung ihrer 
Meinung, ja felbjt eine nachträgliche bewurte DBerlegung des 
GSejetes ift ihrer Ehre weit weniger gefährlih, als ein hinter- 
liftiges und treulofes Doppelipiel im Augenblice der Gefetes- 
beratung. Vor dem DBorwinf eines folchen "revels jchütst 
fie der Widerftand der äufßerjten Nechten, welche ja leicht in 
das Geheimnig eingeweiht und zur Unterjtüßung herbeigezogen 
werden fonnte, und mehr noch jhüßt fie die Zeitdauer zwijchen 
dem Erlaß des Gefetes und der evit anderthalb Jahre jpäter ver- 
öffentlichten Anordnung. Die lange Srift deutet auf Nückfichten, 
welche zu nehmen, auf Schwierigkeiten, welche zu überwinden, auf 
Unterhandlungen, welche zu führen waren. Hätte die Negierung 
beim Erlaß des Gefeges eine Vorftellung von dem gehabt, was 
fie fpäter ins Leben vufen Half, wäre jie damals jchon mit der 
echten handelseinig, der füniglichen Zuftimmung gewiß und der 
Uebereinftimmung mit dem Gefeße fich bewußt gewejen, wozu das 
lange und gefährliche Dinhalten, wozu die nochmalige Einberufung 
der in der Geburt zu einem Numpfe misglücten, zum Xode ver- 
urtheilten Erjten Kammer, wie fie in der Seffton 1853 — 54 er> 
folgt if. Dagegen erklärt e8 fich leicht, wie eifrig die andert- 
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halb Jahre mit Gefchäften ausgefüllt wırden, da neue Orimdfäte 
zu regeln, widerftreitende Intereffen auszugleichen und langwierige 
Kämpfe anszufämpfen waren, che der Sieg des Sleinadels md 
der Standesintereffen über das Gefet gefichert war und verfündet 
werden fonnte. Doch die geheime Gefchichte jener Tage und die 
Vorgänge beim Hofe find dem pofitiven Nechte gleichgültig umd 
zur Erfenntniß des Nechtes untauglich, deshalb mögen fie, wenn 
fie einmal befannt werden, in einer Sammlung von Curiofitäten 
ihren Plat finden. 

Sahrelang war, wie Stahl berichtet, der Kampf geführt, ob 
die Erfte Kammer „nach dem Borgange Frankreichs“ durch die 
freie Berfonenwahl des Königs aus erblichen und Lebenslänglichen 
Mitgliedern zufammengefegt werden follte oder aus Vertretern 
und unter dem mitwirfenden Einfluffe „wirklicher Yandeselentente”, 
Dies war der innerfte Kern des Gegenfates, an welchen jtch die 
näheren Ausführungen, wie die Kammer dem angenommenen Prün- 
eipe entiprechend gebildet werden jollte, als untergeordnet anfchlofjen. 
Das fiegreiche Prineip mußte die untergeordneten Negeln der Aus- 
führung beherrfchen. Nachdem die Parteien Iahre hindurch im 
vollen Bewußtfein diefes Gegenjates gefämpft hatten, legte das 
Gefeß von 1853 den Streit bei; es gab der unbeeinflußten Ber- 
fonenwahl dur den König und dem PBrineip der mr erblichen 
und lebenslänglichen Mitgliedfchaft den Sieg und bevollmächtigte 
‘den König, die Kammer danach zu bilden und die bei der Bildung 
leitenden Kegeln in eimer Verordnung niederzulegen. Die unbe- 
einflußte Wahl der Mitglieder wurde der Strone für immer einge- 
räumt, als ein Merkmal ihres königlichen Berufes, wie die Er- 
nennung der Beamten. Die Feftfeßung dev ausführenden Negeln 
dagegen wurde dem Könige fir den einmaligen Act der Verord- 
nung übertragen. Für diefes eine mal -entjagten die Kammern 
ihrer gefeßsgeberifchen Mitwirkung, bevollmächtigten fie den König zu 
einen Aete gefetgeberifcher Gewalt; für die Zufunft behielten fie fich 
ihre verfaffungsmäßige Mitwirkung vor, wenn die Abänderung 
einer Kegel vorgefchlagen werden jollte. Die Berordnung erjcheint 
und bringt einen zweifach) ungeahnten Suhalt, Sie vergibt der 
Krone, was fie ihr nicht vergeben, und behält ihr vor, was fie ihr 
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nicht vorbehalten durfte Statt der freien, füniglichen Wahl fett 
fie eine aus Genoffenjchaftswahlen hervorgehende Vertretung „‚wirf- 
licher Yandeselemente” und fnüpft den Ursprung umd die Kortdauer 
der Mitgliedfchaft a folche Bedingungen, daß die Vertreter umd 
fogar die erblichen Mitglieder mit den ‚Yandeselementen‘ in inne- 
ver Verbindung bleiben. Für den DVBerzicht auf die ihr gewährte 
Sreiheit in der Ernennung entjchädigt jich die Krone damit, dar fie 
die ausführenden Negeln, weldhe, einmal ausgejprochen, die ein- 
feitig nicht veränderliche Geltung eines Gejetes Hätten erlangen 
follen, ihrer beliebigen umd einfeitigen Veränderung vorbehält und 
zu diefem Zwede aus der jogenannten ausführenden Berordnung 
in eim wirklich ausführendes Peglement verweift. Sechs Jahre 
hindurch bleibt das väthjelhafte Berhältnig der Füniglichen Erlaffe 
gegen einander, ihr Verhältnig gegen das Gefeß unerörtert. Die 
Bildung der Erjten Kammer geht unter forgfältiger Bericjichti- 
gung beider Erlaffe vor fich und gibt für ein Meenfchenalter den 
Bertretern der „wirklichen Yandesinterejfen‘“‘, ja fchon deft präfen- 
tirten Vertretern der wählenden Genofjenfchaften die entjcheidende 
Mehrheit. Kein Conflict des föniglichen Willens mit dem Präfen- 
tationsrechte wird gemeldet; der Vorbehalt, die Kegeln abzuändern, 
fommt nicht in Frage; zahlreiche Präfentationen, Berufungen, 
Yegitimationsprüfungen und Austritte bewähren die Straft der 
eriten Grundfäße, denen von der Negierung, vom HDerrenhaufe 
umd dejjen einzelnen Mitgliedern Achtung gezollt wird, wie in 
bejtregierten Staaten den Gefegen. Im Sahre 1S61 tritt zum 
erjten mal der Verdacht auf, daß die Krone von dem unbedingten 
Einfluffe der Bräfentationen für die Zukunft fih frei machen 
wolle; das Haus wird aufmerkfam und bejchließt über die Nechts- 
frage mit umverfennbarer Deutlichfeit. Aber mit gleicher Deut 
lichkeit folgt aus diefem Befchlug der Widerfpruch der füniglichen 
Grlaffe gegen das Gefeß. Stahl führt aus und das Haus folgt 
jeiner Ausführung: ES fer eine gefeßliche Pflicht der Strone, die 
Stategorien jtets in der bewilligten Zahl zu erhalten und bei jeder 
Gelegenheit nach) dem Zahlenverhältniß des Neglements und in 
dev Weife des Neglements zu ergänzen. „Wem ich dagegen,“ 
jagt der Neduer, „ven Standpunkt, den der Herr Minifter bes 
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zeichnet hat, annehme: weil dem König die Berufung zufommt, 
io habe er auch eine völlig unbegrenzte Freiheit, auf die Borfchläge 
gar nichts zu thun, fi nicht zu erklären, fie völlig zu ignoriven; 
jo ift die Folge davon die, daR, wenn der, König es bejchlieht, 
alle Vorfchläge der meunzig Verbände, der dreifig Städte, der 
Univerfitäten u. j. w. völlig unberücfichtigt bleiben fünnen. &8 
wäre das nach diefer Auslegung, wenn auc nicht gerade poli- 
tifch weife, jo doch in feiner Weife eine Verlegung dev VBerfaffung. 
&8 fünnte alfo, während das Gejet ausdrücdlich jagt, ein Theil 
der Mitglieder von der und der Größe foll auf Präfenta- 
tion im Herrenhaufe fiten, die Negierung dahin jchreiten, daß 
Niemand mehr auf Präfentation darin fitt, und dennoch wäre c8 
vollftändig rechtlich. Eine Auslegung, wonah das Gejeb illu=- 
forifch wird, Fan aber unmöglich die juriftiich richtige fein.“ 
Und um eine vom Grafen Schwerin misverjtandene Deutung feiner 
Worte zu widerlegen, wiederholt der Redner, daß eine Nichtberüc- 
fichtigung der Präfentation, ja jhon ein Zögern in diefer Abficht 
widerrechtlich fein würde.) Man muß dabei im Auge behalten, 
daß der Nedner unter dem Gefe, welches „ausdrüdlich Jagt, ein 
Theil der Mitglieder von der und der Größe joll auf Präfen- 
tation im Herrenhaufe fien”, eine Kombination der Verordnung 
und des Neglements verfteht, denn jene legt den Grundjaß der 
SBräfentation nieder, diefes bejtimmt „den Theil der Mitglieder von 
der und der Größe”. Beide fünigliche Erlafje bildeten den Kechts- 
grumd, aus welhenm das Haus die Wiederbefeßung der erledigten 
Site durch die Präfentaten der Verbände bis zum  nächten 
Landtage von der Negierung forderte, — und nicht bittend 
blos beantragte, wie der Antragfteller proteftweife Hinzufügte. **) 

Yegte das Haus dem Neglement eine folche Straft bei, daß es 
die Wieverbefetung jedes einzelnen erledigten Sites für die gejet- 
liche Pflicht der Negierung, jede Abficht einer Zahlenverminderung 
für widerrechtlich erklärte und den Charakter des Haufes fchon im 
Berhalten der Negierung bei diefen einzelnen Fällen bedroht jah, 

*), Berhandlungen des Herrenhaufes, 1861, ©. 677, 778. 
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jo mußte man erwarten, daß e8 eine grundjäsliche Veränderung 
der Kategorien und eine grumdfäsliche Verminderung von Siken 
mit erhöhten Eifer zuvüctweifen wirde. Denn in der behaupteten 
Widerrechtlichfeit Fan diefe Art des Verfahrens von der andern 
nicht überboten werden, und praftifch bietet fie den fürzern Weg, 
auf welchen die Negierung dahin fchreiten fünnte, daR Niemand 
mehr auf Präfentation im Haufe fitt. Aber wenige Monate jpäter 
brachte der „Staats-Anzeiger‘ einen föniglichen Erlaß (vom 5. No- 
vember 1861), welcher für die Zufunft die Verbände des alten 
und befeftigten Grumdbefites umgeftaltete, die Hälfte ihrer DVer- 
tvetev auf den Ausfterbeetat fette und den füniglichen Willen ver- 
fündete, bei fünfundvierzig zufünftigen Gelegenheiten die erledigten 
Site unausgefüllt zu laffen. Das Haus nahm die amtliche Mit- 
theilung des Meinifters jchweigend entgegen.*) Wahrli, eine 
Hänfung von NRäthjeln, welche feine einheitliche Nechtsanfchauung 
zu löfen vermag. Waren Verordnung und Reglement zufammen 
die Ausführung des Verfaffungsgejeßes von 1855, jo durften ihre 
Grundfäße „nur durch ein mit Zuftimmung dev Kammern zu er- 
laffendes Gefeß verändert werden‘) Die in der Verordnutg 
vorbehaltene Befugnifg, das Neglement nach) Belieben abzuändern, 
verftieß gegen das Gejeß und Fonnte niemals zur Gültigkeit ge- 
langen. Bft einer der Erlaffe feine Ausführung des Berfaffungs- 
gefetes, ift das Neglement nur ein den König allein angehendes 
Programm, dan haben die Kategorien fein echt auf vollzählige 
Erhaltung, da ja die Verordnung feine Zahl nennt; danıı gibt cs 
bei den Abgange eines folchen Mitgliedes feinen erledigten Sik, 
deffen Wiederbefetung als ein Recht des Haufes und der betreffein- 
den Genofjenjchaft gefordert werden dürfte; damı gibt c8 im ges 
jetslichen Sinne feine Verbände, welche zur Wahl berechtigt wären; 
dann fehlt e8 überhaupt noch an der gejetslichen Bafis, auf welcher 
nach dem Gejes vom 7. Mai 1855 die Erfte Kammer gebildet 
werden follte. Woher der Nechtsgrund für den Beichluß des 
Haufes vom 31. Mai 1361, woher der Ausjpruch Stahl’, daR 


*), Berhandlungen des Herrenhaufes, 1862, ©. 10. 
**) Art. 1 des Gefeßes vom 7. Mai 1853, 
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‚die letteve Weife der Bildung der Eriten Kammer aljo nun 
gefeglich Feitftand“? Wie ift dann das Haus zu Stande ge- 
fommen und wie befchaffen it das Necht der Mitglieder, welche 
auf Zeitdauer und Bedingung im Haufe fiten? Alle diefe Er- 
örterungen hat das Daus vermieden, inden es den im „Staats- 
Anzeiger” veröffentlichten Exrlak vom 5. November 1361 ftillfchwei- 
gend zır jeinen Aecten nahın. Gin Angriff auf den Erlaß wäre 
eine folgerichtige Kortjegung des Beihluffes vom 31. Mat 1861 
gewejen, aber von dem Angriffe war ein Nücchlag auf den Nechts- 
titel des gefammten Haufes zu befürchten. Stahl, der das Wider- 
jtrebende zufammenzufchweißen veritand, lebte nicht mehr. So 
ließ jih das Haus die Umgeftaltung einer feiner wefentfichiten 
Grundlagen jtillfehweigend und ohne Proteft gefallen. Bon dem 
Standpunkte aus, auf welchem allein das Haus zu jtehen vermag, 
ift der Vorwurf der Gefeßwidrigfeit zu begründen. Und nicht 
nur der Gejetwidrigfeit, jondern auch der Staatsgefahr, welche 
jih daran Fnüpft, wenn die Krone an den Grumdprincipien der 
Zujammenfeßung fortwährend zu modifteiren ich freiitellt. Aber 
mit demjelben Athenzuge, mit welchen das Daus den PBrotejt aus- 
jpräche, würde c8 feine eigene Sefeßwidrigfeit darthun. Indem 
es zım Abänderung jchweigt, läßt es die Frage nach der Entjtehung 
unangeregt. Aber mit dem Schweigen des Daufes ift die Frage nod) 
nicht ins Grab gelegt; für uns noch nicht, die wir an der Herrichaft 
des Gefeßes das höchite Intereffe haben, aber gar feins daran, daß 
das Gabinetjchreiben vom 5. November 1861 in Kraft erhalten, die 
gefeswidrige Grundlage des Daufes verdeckt bleibe und daf c8 fernerhin 
möglic) bleibe, auch außerhalb des Sefetes, durch bloße Kabinetsordres 
die Grundlagen für die Bildung der Erjten Kammer umzugeftalten. 

Dit dem öffentlichen Rechte vor Augen hat Sie, Herr Graf, 
niemals die Yırlt angewandelt, die laut gewordenen Bedenken gegen 
die Sefetsmäßigfeit des Dervenhaujes in jenem jeßigen Beltande 
zur widerlegen oder abzufhwächen? Sie felbit Tiefen einmal fich 
von der Anficht beitinmmen, daß in Preußen fein Stoff für Pairs, 
im DBolfe Fein Anfehen für cine Kammer mit erblichen und Lebens- 
länglichen Mitgliedern vorhanden ift. Bei der Berfaffungsrevifion 
haben Sie gerade deshalb die Wahlmitglieder befürwortet. Ihr 
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jtaatsmännifcher Sinn, der vom Partetinterejfe nicht jo verblendet 
it, das Neactionäre jchon für ftaatsflug und die junferliche Vor: 
nehmmheit für Anfehen und Größe zu halten, — Sie haben dies 
öfter ausgejprochen — Sie täufchen fi gewiß nicht über die ge- 
ringe Summe don bejfonders bevorzugter Staatsweisheit, welche in 
den Mitgliedern aus den ‚Kategorien vepräfentirt ift, Sie täıt- 
ihen fich ficher micht über die materielle und moralifhe Macht, 
welche dem Herrenhaufe aus der PBerjönlichkeit feiner auf Bräfen- 
tation berufenen Mitglieder erwächt, über das Anfehen des Haufes 
im DVolfe. Die vielen unbedentenden, meist nur in Fleinen Kreifen 
gefannten Namen, welche das reguläre Befchlurfähigfeitscontingent 
ausmachen, erjcheinen Ihnen doch jicher weder als die Erben alt- 
deutfcher Stände, noch als das Abbild einer in Ihrem Kopfe idea- 
if) gedachten Ariftofratie.e Das Buchjtabengeieß ift der fleine 
Punkt, auf welchem diefe große Inftitution ftcht und fich balanciren 
muß. Das Gefek vom 7. Wat 1855 und nicht die Gefchichte 
Preufens, nicht die jtaatliche oder gefellfchaftliche Bedeutung der 
Mitglieder, ift die Yegitimation, auf welche fie weifen muß, wenn 
man nad Herfommen und Necht fragt. Aber das angerufene Gejet 
zeugt wider fie; Worte und Geift zeugen wider fie heute, wie am 
eriten Tage ihres Entitehens. 

Solange das Herrenhaus befteht und wirft, it die Nechts- 
frage umverrüct geblieben. Es ift nichts gefchehen, was den ur- 
Iprünglichen Mängeln in dev Gefeßmäßigfeit hätte abhelfen fünnen. 
Die gefammte Wirkfamfeit des Herrenhaufes und die Thätigfeit 
der ganzen Gejetgebung feit dem Jahre 1854 trägt nichts dazı 
bei, die formelle Nechtsfrage anders, als nach den theoretischen 
Erwägungen zur erledigen, welche oben ausführlich erörtert worden 
find. Dagegen bietet die parlamentarische Gefchichte der Letsten 
neun Jahre reichen Stoff zu der gefchichtlichen Kritik, wie das neue 
Haus feine Stellung aufgefaßt hat. Aus feinen Verhandlungen ift 
nicht zur entnehmen, daR es einen Augenblick mit den Mängeln in 
jeiner Entjtehung jich bejchäftigt hätte. Die Winfe, welche jchon 
früh im Haufe dev Abgeordneten darüber gefallen find, hat es von 
jeher unbeachtet gelaffen, und fein Mitglied evicheint vom Zweifel 
der Nechtmäßigleit befangen. So durchweg herricht das Gefühl der 
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wirklichen over angenommenen Sicherheit, daß man auf der äußer- 
Item Nechten nicht anfteht, zu erklären, wie man 1855 unter dem 
Sefete nicht entfernt an den Plan gedacht, welchen der König 1854 
ausgeführt habe, daß die wenigen Semäßigten, auc) wenn fie der 
rücjichtslofeften Neaction gegenüber an die Zukunft mahnen, nie 
mals auf den mangelhaften Titel anfpielen. ,‚Unfer Herrenhaus‘, 
jagt Stahl noch in der Seffton 1858*), „it ein fchöpferifcher Ge- 
danfe Sr. Majeftät des Königs, umd diejenigen, welche damals 
die Gegner des Vorfchlags waren, der Strone die Bollmacht zu er- 
theilen, waren dem Gedanken der Krone, wie er fich nachher her- 
ausjtellte, am meiften zugethan.” An die logische Folge diejes 
Satzes, daß nicht das Sefeß, jondern ein jchöpferischer Gedanfe des 
Königs ausgeführt wurde, dar eine Inftitution, wie der jchöpferi- 
Ihe Gedanke des Königs fie erfonnen, weder fin den Freund, noch 
für den Gegner im Gefeße von 1855 angedeutet lag, daß alfo 
jeder Zufammenhang zwijchen dem königlichen Gedanken und der 
geletlichen Bollmacht fehlt, daran glaubt Stahl nicht denfen zu 
müffen. hm umd feinen Kreumden lag weit mehr daran, ich der 
Uebereinftimmung mit dem Könige zu vühmen, als tvenger Gefeß- 
mäßigfeit. Diefen Ton verrathen die Verhandlungen des Herren- 
haufes hier, wie an unzähligen anderen Orten. Ueberall geht das 
hauptfächliche Streben dahin, eine Solidarität des Herrenhaufes 
mit der Krone herzuftellen, welche felbit über die Negierung, wie 
über eine Zwifcheninftanz weggeht. 

Klar und umverhüllt liegen die Tendenzen des Daufes vor, 
und der vorfichtigfte Koricher hat ausveichendes Material, mm über 
die intimften Beftrebumgen der leitenden Mitglieder ein Urtheil zu 
fällen. Im feinem verhältnigmäßig Furzen Yebensalter hat das 
Herrenhaus jich bereits in den mannichfaltigiten Yagen gefunden; 
denn wejentlich verfchieden für dafjelbe waren die politischen VBer- 
hältnifje bis zu den allgemeinen Wahlen des Jahres 1855, während 
der darauf folgenden Yegislaturperiode bis zur Bollmacht des Prinzen 
von Preußen, während der Vollmacht bis zur Negentichaft, von da 
bis zum Ende der neuen Aera und feitdem bis heute, ES hatte eine 


*) Erfte Seffion 1858, Herrenhaus, Situng 13, ©. 177. 
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Periode unmwiderftehlichen Uebergewichts und eine Periode lediglicher 
Dppofition. Im allen Yagen und Perioden hat es nur den einen 
Kuhm der ftarrften und unbeugjamften Confequenz fich bewahrt, einer 
Gonfequenz, welche dahin ging, die Iutereffen des vorwiegenden Stan- 
des bis an die äußerjte Grenze dev Möglichkeit zu wahren und alle Ber- 
hältniffe des Staates von diefem Gefichtspunfte aus zu beurtheilen. 
Unbefümmertbleiben gegen alle Strömungen der Zeit, ift ein zwei- 
felhaftes Yob für den Staatsmann, ein noch zweifelhafteres für 
einen gefetsgebenden Factor, welchem  jelbit ein Manı wie Stahl 
die entgegengefette Pflicht zufchreibt.”) Wie jehr jteigert ich 
aber das PVerderbliche diefer KConfequenz, wenn das Princip auf 
perjönliches, auf jtändisches Interefje gerichtet ift und mit Mitteln 
vertheidigt wird, welche allein den DBertretern des ganzen Bolfes 
gebühren. Diefe Combination bildet den Grundzug der bisherigen 
Thätigfeit des Haufes. Wo es gilt, Nechte in Anfpruch zu neh- 
men, mit dem Abgeordnetenhaufe ich gleichzuftellen, gegen die 
Regierung oder gegen die gewählten Abgeordneten DOppofition zu 
machen, dem eigenen Gewicht eine möglichit große Schwere zu geben, 
da nennen die Kedner und Yeiter fich gern die Vertreter des Vol: 
fes und legen fich gern das Recht und das Anfehen bei, welches die 
moderne Staatsanfchanung dem Bolfe und durch diejes feinen VBer- 
tretern einräumt. Dagegen haben die hervorragendjten Redner und 
Leiter in Neden und Abjtimmungen, Hat das gefammte Haus in 
jeinen Bejchlüffen vom erjten Tage bis heute gleichmäßig das In- 
terefjfe des Yandadels befördert und noc mehr, als fie in dem fur- 
zen Zeitraume vermochten, zu befördern gejtrebt, immer unter aus- 
drüclichem Hinweife auf ihren Beruf hierfür als die ihnen zuge- 
fallene Erfüllung in der Gefchichte. Im diefem Herrenhaufe, jagt 
Stahl, habe der König das Problem der Gegenwart gelöft. Kein 
anderes Dberhaus, nicht einmal das engliiche Haus der Yords, 
fünne das leiten, was dem preußifchen Herrenhaufe obliege. Denn 
das jei ohne Zweifel die Abjiht Sr. Majeftät gewefen, „sich am 
Herrenhaufe einen Nath und Gehülfen für die Yegislative zu fchaf- 
fen, der eben deshalb auc mit dem Füniglichen Geifte jich erfülle, 

*), „Die Gejeßgebung muß dod) Nücficht nehmen auf die Zeitftrömung.‘ 
Worte Stahl’8. Verhandlungen des Herrenhaufes, 1858 (erite Sefftion), ©. 176. 
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der zur gleicher Zeit in der ganzen Tiefe des jtändischen Iutereffes 
und auf der ganzen Höhe der ftaatsmännischen Aufgabe weilt“.*) 

Der Kern diefer dunfehn Nedewvendungen fehrt an anderen Orten 
mit größerer Deutlichfeit wieder, in denen der ganze Einfluß eines 
Staatsfactors gefordert wird, um bis in die äufßerjten Confequen= 
zen die Herrichaft des Ländlichen Befitges über die misliebige In- 
dufterie und auf dem Yande die Herrfchaft des Adels als die un- 
entbehrlihe Stüte des Herrenhaufes Herzuftellen. Das Haus war 
faum zujanmtengetveten, als der Angriff gegen den verhakteften 
Berfafjungsartifel (42) begann, dev die Theilbarfeit des Grund» 
eigenthums gavantirte, beim Erbgange nur Uebertragung des vollen 
Eigenthums zulich, die Gutsherrlichfeit, gutsherrliche Polizei, obrig- 
feitlihe Gewalt, Hoheitsrechte und Privilegien aller Grundjtüde 
aufhob. Kalt die erite, von materiellen Gejchäften freie Sttung ift 
diefem hochwichtigen Gegenjtande gewidmet.”*) Mit einer Befrie- 
digung, die gewiß an einen conftitutionellen Staatsfactor Staunen 
erregen muß, ergehen die bedeutenditen Kürfpredher des Antrags fich 
in der Ausführung, daß die Eriftenz des hohen Haufes im Wider- 
Ipruche gegen diejen Theil der DBerfallung jich befinde, daR die 
Srumdfäße, nach welchen das Haus zufammengefett ift, mit den 
Beftimmungen diefes Verfafiungsartifels unvereinbar jeten.***) Ohne 
erheblichen Wideripruch befehließt Hierauf das Haus mit Mehrheit 
von fieben Ichteln, einen der bedeutenditen Sätse, welcher die Girenz- 
iheide zweier Eulturjtufen verfaffungsmäßig anerfannte, aus der 
Verfaffung zu Streichen. Im diefer Seffion vermochte noch das 
Abgeoronetenhaus, welches, in dev Mitte veactionärer Strömungen 
gewählt, den confervativen Interejfen gewiß nicht abgeneigt war 
und im anderen Beziehungen jo viel an der Umänderung der VBer- 
jaffunıg geholfen hatte, das Yand gegen den vichwärts gerichteten 
Sturmjchritt des eben erjt geborenen Oberhaufes zu Schüten. Als 
aber eine Reaction ohne Gleichen in der nächlten Seffion die Yand- 


*), Berhandlungen des Herrenhanfes, 1858 (erfte Seffion), ©. 177. 
**) Erfte Kammer 1854—55, ©. 52 fg. 
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vathsfammer zufammengebracht hatte, war e3 um die Frucht 
der fünfzigjährigen Entwidelung dev Yandescultur geichehen. Der 
Art.. 42 wurde aufgehoben. Mit Hülfe eines jolchen Abgeordne- 
tenhaufes werden grumdherrliche Polizei und Drtsobrigfeit dem 
großen Grundbefiger in demfelben Augenblick wiedergegeben, in wel- 
chem ihm geftattet wird, fich von der Gemeinde gänzlich auszufondern. 
Die Landgemeinden werden unter Aufficht und Einflur der Gutsherren, 
die Bewohner des flachen Yandes unter ihre Autorität geitellt. Im 
vollen Verftändniffe der Tragweite begrüßt Stahl diefe Gefeße als 
„ven Triumph der Ordnung“, für welche er und jeine Partei jahre: 
lang gefämpft haben; um die Stellung des Haufes zu diefer neuen 
Drdnung genau zu verdeutlichen, erinnert ev am die zweifache Be- 
ziehung, daß die meiften Mitglieder des Haufes Inhaber der Drts- 
obrigfeit feien und daß die übrige Stellung der Grumdariitofratie 
nicht gefichert fei, wenn die Drtsobrigfeit wegfältt.”) um ift der 
borverfaffungsmäßige Zuftand mit dev Verbefjerung hergejtellt, daR 
neben dem alten Einfluffe der Nittergutsbejiser auf die Zuftände 
der heimifchen Gemeinden und des Kreifes eine vom Yandadel be- 
herrjchte Körperschaft zur „„Volfsvertretung‘ gejteinpelt ift. Denn 
die Mitglieder der Berfammlung tragen, nach dem Ausjpriche ihres 
Dolmetfchers Stahl**), das Bemwuptjein im ih, „daß fie ihren 
Sit in dem Herrenhaufe einnehmen, nicht als Vertreter der Nechte 
ihres Standes, fondern als exrbliche Lebenslängliche Gefetsgeber 
preußifcher Nation’. Diefes Bewußtfein mur fie dem Rechte nach 
dem Abgeordnetenhaufe gleichjtellen, dem Anfehen nad) höher, da 
jie nicht gewählte und flüchtig vorübergängliche, fondern geborene 
oder doc berufene, erbliche oder mindejtens Lebenslängliche Gejeß- 
geber find. Aber diefe Erwägung entrücdt dem Haufe niemals die 
Sorge für das Standesintereffe, und in diefer Aufgabe ijt ihm die 
Herjtellung des vorverfaffungsmäßigen Zuftandes noch nicht das 
leßte Ziel. In der eigenen Eriftenz it ihm das höhere Ziel vor- 
gejchrieben, eine wahre Ariftofvatie des Yandadels zu begründen 
und die fünftlichen Mittel einer wahrhaft vevolutionären, um lang 
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jähriges Necht und Herfommen unbefimmerten Gejesgebung zur 
Hülfe zu rufen. Eben noch mit dev Wiedereinführung der Drts- 
obrigfeit befchäftigt, taucht Schon die Andeutung einer neuen Reform 
auf, welche ungefähr ein halbes Sahrhundert zurücdgreifen muß. 
Das Gefeß laffe wejentlihe Mängel unerledigt, die in dem Zus 
jtande außerhalb diejes Gefetes liegen. So ift „ein folder Manz- 
gel unftreitig die völlige Dffenheit diefer obrigfeitlihen Stellung 
für jeden Erwerber des Gutes“. ,„PBisjest find die Mittel oc 
nicht gezeitigt, eine Sichtung unter den Gutsbewerbern herzuftel- 
len.”*) Dies ift eine Aufgabe der Zufunft. Eine andere, gleich) 
wichtige Aufgabe deutet der Antrag von Below und Genojjen an, 
die Aufficht über die gutsherrliche Drts- umd Polizeiverwaltung 
vom Staate losziwlöfen und fie einer neu zu fchaffenden Streis- 
behörde anzuwertvauen, welche lediglich aus Inhabern der polizei 
obrigfeitlichen Gewalt beftehen foll; ein Antrag, welchen das Her- 
venhaus nicht abzulehnen, fondern nur zu vertagen ‚befchliekt.**) 
Sezeitigt dagegen erjcheinen die Pläne, die Errichtung der "tdei- 
commiffe auf jede mögliche Weife zu evleichtern, die Theilungen 
des Ländlichen Srimdbefites auf jede mögliche Weife zu erjchweren. 
Zu diefem Zwed nimmt die confervative Berfammlung feinen Aır- 
jtand, eine neue, gänzlich veränderte Erbfolge zu empfehlen, an dem 
heiligiten Inftitut des Familienrechts, an der feiten Grundlage aller 
Bermögensübergänge zu rütteln. Stahl und von Ploet wollen zu 
Smften der Fideicommiffe das Pflichttheilsrecht außer Straft feten, 
Sraf Itenplis will die Bauern mit einem neuen Inteftaterbrecht 
verjorgen, welches, wie Graf Hoverden fich richtig ausdrückt, ihnen 
fortan die Freiheit vauben foll, ab intestato zu jterben. Diefe 
Anträge ehren alljährlich wieder und erlangen die gewohnten 
Mehrheiten. Man hat fich, jagt der Berichtertatter von Maffow, 
bisher „nur begnügt, den Zuftand vor 1848 wiederherzuftellen, und 
während man auf der einen Seite die hohe politische Wichtigkeit 
des größeren Grimdbefites wohl evfannt hat, während auc die 
Schöpfung des Herrenhaufes von dem Grundgedanken ausgegangen 
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it, daß ein wefentliches- Fundament dejjelben in dem befejtigten 
Srumdbefiß beruhen follte, ift doch inzwifchen durch die neuere Ge- 
jetgebung nichts gejchehen für die Neubegründung eines befeftigten, 
bereits jehr zufammengefchmolzenen Grundbefites‘*) Der größte 
Theil von Mitgliedern, jo empfiehlt von Ploet feinen Antrag, fite 
im Haufe auf Grund des befeftigten Grundbefites. Das jei das 
Sundament ihrer Stellung, und das Haus müfje feine befondere 
Aufmerffamfeit darauf richten, daß das Fundament diefer Stellung 
erhalten und immer mehr gefördert werde.**) Selbjt dem Auftiz- 
minifter Simons, welcher damals feine Periode der gejchmeidigiten 
Nachgiebigfeit gegen das Herrenhaus hatte, geht die Tendenz der 
Anträge zu weit, und er gibt dem Haufe zu bedenfen, daß es be- 
abjichtige, einen Zuftand umzugejtalten, welcher ein halbes Sahr- 
Hundert und in mancher Beziehung noc länger bejtanden habe.***) 
Aber Stahl jchrict jelbjt vor einem folchen Borwurfe nicht zurüd. 
Er gebe zu, es jei ein jchweres Wort, das Ziel laffe fich nicht auf 
einem anderen Wege erreichen, als auf dem, im allgemeinen die 
Erbfolge zu ändern. 7) Aber nichts ift ihm wichtig genug gegen 
die Staatsnothwendigfeit, welche ev bei Gelegenheit deijelben wie- 
derholten Antrages in einer fpätern Sefjion (1858) mit beredten, 
aber unvorfichtigen Worten jchildert. Die ganze Inftitution des 
Herrenhaufes beruhe auf dem alten und befejtigten Grundbefiß. 
Bon den Mitteln hänge die Kraft des Haufes ab. Dieje feien in 
Gefahr des Berfalles. Solle diefes Imjtitut vor dem aufmerkfa 
men Europa der Gefahr anheimfallen, wegen Berfalles der Mittel 
in fich einzufchrumpfen? Tr) Er geiteht im dritten Jahre, nachdem 
der jchöpferifche Gedanke des Königs vollzogen und das Herrenhaus 
zur „erjten Injtitution der Yandesvertretung‘ Tr) gemacht war, offen 
und frei, daß diefer Imftitution durch neue Gefege und durch Nücd 
en zu Zuftänden des vorigen Jahrhunderts eine neue Duelle ge- 


*) Beenthingen des Herrenhaufes, 1855 —56, ©. 305. 


**) a. a. D., ©. 308. 
N 1, ©, 310. 
wg 22,0, 


r) 1858, Verhandlungen des Herrenhaufes, ©. 177. 
rt) Worte Stahl's, a. a. D., ©. 176. 
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öffnet werden mülje, weil fte jonft aus Wangel an neuer Nahe 
vungszufuhr der Gefahr ansgejett fer, im fich einzufchrumpfen. 
Diefe Gefahr beherricht das Verhalten des Haufes, die größten tie 
die Feinsten Angelegenheiten werden nad ihrer Nücwirkung auf 
diefes Intereife geprüft und entjchieden. Selbjt die Herabfegung 
von Stempelgebühren für Errichtung von Fidetcommiljen glaubt 
das Haus alljährlich und in gleicher Yinte mit der Abänderung des 
Srhrechts fordern zu müjjen. Um das Anfehen der Fideteommiffe 
zu erhöhen, wird die Verwaltung den gewöhnlichen Gerichten ent- 
zogen umd dem Dbergerichte als einem eximirten Hofe beigelegt, 
und aus demfelben Grunde wird die Ausdehnung des erimirten 
Gerichtsitandes auf perjönliche und Procefangelegenhetten gefordert. 
Kein Verfaffungsartifel ftcht jo hoch, fein Sat des alten Yandes- 
rechts jo feit, daß das Haus nicht bereit wäre, ihn aufzuheben, ab- 
zuändern oder ins Gegentheil umzuwandeln, jo weit dies dem 
Hauptintereffe, eine Yandariftofratie auf breiter Grundlage heran 
zubilden, dienlich it. Damit der Fleine Yandedelmann als die ab- 
ichliegende Spite des gewichtigiten Elements im Staate erjcheine, 
will man es damit verfirhen, das industrielle und modern Öfono- 
mijche Interefte vom platten Yande fern zu halten, die gewohnte 
Sütervertheilung und das chrwürdige Erbrecht nach erjonnenen 
Theorien umzugeftalter. Die Bauerngüter follen befeftigt, in Fidet- 
conmmilfe verwandelt, der ältefte Sohn foll zum alleinigen Erben 
des Gutes gemacht und die übrigen Mitglieder in die Klaffe der 
Dienenden herabgedrüct, die Familie Joll im Herrfchende Neiche und 
arme Untergebene getheilt werden. Wenig wiegen das gewohnte 
echt und die Kamiltenbande gegen die Abjtufung der Stände, 
welche zwischen den Bewohnern des platten Yandes hergeftellt wer- 
den fol. Der freie Zuzug bedroht das patriarchalifche Yeben auf 
dem Yande; die Herren befürworten Einzugsgeld für die Yandge- 
meinden. Die Wiedergabe des gutsherrlichen Jagdredts, oder mins 
dejtens eine ausreichende Entjchädigung und eine Polizei, welche 
dDiefes Bergnügen der nobeln Baffton wiedergebe, verlangen fie, um 
das Yandleben den Pairs angenehmer zu machen, und damit das 
Nolf lerne, daR ein Brivilegium nicht ungeftraft angetaftet werde. 
Die Mahnung an das gefeßliche Berjprechen, die Griumdftenerfrei- 
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heit aufzuheben, findet fein geneigtes Gehör, jo oft auch) und drin- 
gend das Abgeordnetenhaus die Erfüllung fordert. Die Herren 
bleiben um die Befchlüffe des andern Haufes unbefümmert, befeiti- 
gen Petitionen unter verjchtedenen leicht wiegenden Borwänden umd 
vermeiden jorgfältig jelbjt die Debatte über diefen Punkt. 

Derfelbe Geift herrfcht in der Behandlung der vielen Stoffe, 
deren Zufammenhang mit dem gutsherrlichen Interejje bald Elarer 
zu Tage liegt, bald nur dem feinern Kenner des gutsherrlichen 
Sefchmacds, oder dem in die Feldzugspläne der fleinen Yandariito- 
fratie Eingeweihten verjtändlich find, wie die befürwortete Förper- 
fihe Zuchtigung als Strafe ımd als Disciplinarmittel, die für 
die Gemeindebehörden geforderte Befuguig, „Leichtjinnige‘‘ Chen zu 
verhindern. Um überall die Nüchwirfung auf die Imterejjen Elar- 
zulegen, müßte ich mich theils im eine zu weite Erörterung der 
Motive, zum Theil in technifche Erläuterungen verwidelter Art 
einlafjen. Hier liegt mir nur daran, überzeugend darzuthun, aus 
welhem Punkte das ganze Berhalten des Herrenhaujes, das poji- 
tive wie das negative, die richtige Beleuchtung empfängt. Unter 
dafielbe Licht fällt die Steuerpolitif des Herrenhaufes, auf welche 
die Freunde defjelben nicht wenig pochen. Wahr tft, die Erhöhung 
der Salziteuer, welche die Landrathsfammer votirt hatte, ijt durch 
diefes Haus abgewendet worden. Aber wen entginge die glückliche 
Fügung, welche das jtändifche und das volfsthümliche Intereife 
hier zufammentreffen ließ. Dem Herrenhaufe war dieje Steuer 
nicht willfommen, weil fie das ganze Yand an die umerledigte 
Srundjtenerfrage erinnerte. Iedes anerfannte Bedürfnig nach neuen 
Finanzquellen drängte nach der Yöfung diejer Frage hin. Deshalb 
mußte das Bedürfnig bejtritten, die Erhöhung der Salziteuer, eine 
wırchtige Laft für das ganze Land, verworfen werden. Gegen das 
große Gewerbefapital waltet feine gleiche Nücjiht ob, und cs wird 
mit einer Steuer bedacht, welche dem Staate eine geringe Einnahme 
aus der ungerechtejten und Läftigjten Doppelbejteuerung einbringt, 
fodar diefes Gejeß nach wenigen Jahren an feinen eigenen Wider- 
prüchen zu Grumde ging. 

Selbjt die Verfaffung muß fich von dem erweiterten Einfluffe des 
Landadels im Herrenhaufe Wärme erborgen. Die ganze VBerfaffungs- 
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urfiunde in Baufch und Bogen hört man jelten verwerfen. Die Wort- 
führer begnügen fich, fie in einen guten und einen fchlechten Theil zu 
zerlegen; der tern des guten it natürlich der chöpferifche Gedanfe, 
welcher im Herrenhanfe verkörpert als „die Höchfte Inftitution der 
Yandesvertretung“ tagt, der Stern des Schlechten Theils alles, was auf 
SLeichheit, Aufhebung der Standesunterfchiede und der Privilegien fich 
bezieht. Was dazwifchenliegt, erhält feinen Rang, je nachden c8 zu 
dent einen oder dem andern Kernpunfte hinneigt oder gleichgültig 
jich verhält. Bon zwei entgegengeletsten sträften beherrfcht, erjcheint 
den Herren die Verfaffung in ewiger Bewegung begriffen, bis das 
eine Prineip gänzlich geftegt ‚haben würde, natürlich das gute Prin- 
cip des „auf dem alten und befejtigten Grundbefiß wejentlic) ba- 
jirten” Herrenhaufes”. Bis die Ausgleihung herbeigeführt wor- 
den, dürfe man mit Abänderumgen von Verfaffungsartifeln nicht 
jparfam umd nicht ängftlich umgehen. In diefem Sinne habe der 
König, in diefenm Sinne haben die Mitglieder des Haufes die. Ver- 
fafjung bejchworen. As das Haus feine Thätigfeit mit Abände- 
rung des hochwichtigen Art. 42 anfing und eine fchüchterne Oppo- 
jitionsjtimme daran mahnte, dar man zu früh mit einem Angriffe 
auf VBerfaffungsporjchriften beginne, als eine gleiche Stimme fpäter 
gegen die gehäuften VBeränderungsporichläge jich erhob, erwiderte 
man von der andern Seite: das zeuge im Gegentheil von dem 
Srnfte für die Verfaffung, von der Yiebe zu ihr, daß man fie von 
dem Schädlichen reinigen wolle. Folgerihtig bis in die Hleinjten 
Einzelheiten, wenn es jih um das hauptfächliche Intereije Handelt, 
nahın das Haus den Antrag beifällig auf, mit einer VBerfaffungs- 
veränderung alle übrigen zu erleichtern, indem man die Frift ver- 
fürze, welche zwifchen den beiden Abjtimmungen über eine VBerfaf- 
jungsveränderung nad Art. 10T mindeitens 21 Tage betragen muß. 
In feierlicher Weife ließ die für diefen Antrag berichtende Commif- 
fion conftativen, daß fie demfelben „‚Feineswegs eine der Totalität 
der Verfaffungsurfunde feindliche Tendenz” beimefje. Cbenjo er- 
flärte in ihrem Namen der Berichterjtatter, e8 wäre befonders 
hervorgehoben worden, „daR, wen e8 jih um Beränderungen der 
Berfaffung Handelt, zu unterfcheiden fei zwifchen denjenigen Theilen 
dev Verfaffungsurfimde, welche fundamentale Nechtsinftitutionen 
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betreffen und die ejjentiellen Grundelemente der Verfafungsurfunde 
bilden, und folchen Bejtimmungen derjelben, die nur als ein un- 
wejentliches Beiwerf zu betrachten wären, bejtehend in alfgemeinen 
Berheißungen fünftiger Gefete, doctrinären Bhrafen, und folchen 
Beftimmungen, welche lediglich Hemmende Formalitäten betreffen“.*) 
Der Antragfteller erläuterte einen Theil diefes Programms, indem 
er als Beifpiel für die gemeingefährlichen Phrafen der Berfaffung 
den Art. 4**) aufitellte,***) Sein Beifpiel fand feinen Widerfpruch, 
jein Antrag wirde angenommen Wir wijfen, und die eifrigjten 
Anhänger des Herrenhaujes haben es ums zum Weberfluffe aus- 
drücklich gefagt ‚welche bedeutende Borfchriften der Berfaffung der Be- 
richterjtatter als abänderungswürdig auszeichnet. Dahin gehört die Ver- 
antwortlichfeit dev Minifter, welche zugleich eine „„doctrinäre Bhrafe” 
und durch die vedliche Erfüllung eines verheißenen Gefeges bedingt, 
aljo mit zwei Mafeln behaftet ift. Dahin, und wahrfcheinlich un- 
ter die Rubrik „lediglich hemmmender Formalitäten“, gehört die all- 
jährliche Seititellung des ganzen Staatshaushalts. Im Staats- 
haushalte gebe es gewöhnliche Ausgaben, welche beftritten und aus 
den Staatseinnahmen gededt werden müßten. Deshalb verlangt 
das Herrenhaus wiederholt von der Negierung die Vorlage eines 
Gejetes, welches die Verfafjung dahin abändere, dar der Gtat in 
einen ordentlichen und außerordentlichen getrennt werde, von denen 
jener wie ein gewöhnliches Gejet für immer gültig bleibe, bis er 
aufgehoben würde, und nur diejer der jährlichen Berathung unter: 
liege.7) Eigenthündich genug, daß das Herrenhaus der Negie- 
rung eine Concefjion aufdrängt, auf welche diefe verzichten zu müf- 
jen erflärtyy), und daß die angebotene Konceffion ein Grundrecht 


*) Berhandlungen des Hervenhaufes, 1855 —56, ©. 49. 

**), Alle Preußen find vor dem Gejete gleih. Standesvorredhte finden 
nicht ftatt. Die öffentlichen Aemter find, unter Einhaltung der von den 
Gefeten feftgeftellten Bedingungen, für ale dazu Befähigten gleich zu= 
gänglich. 

+) 5, 5. 1855—56, ©. 50. 

+) Beichlüffe vom 30. April 1855, ©. 158, und vom 4. März 1856, 
©. 155. 

Tr) Rede des Finanzminifters von Bodelihiwingh 1855—56, ©.153 fg, 
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betrifft, bei welchen das Herrenhaus erft in zweiter Linie und in 
untergeordneter Were intereffirt ift, während das Abgeordnetenhaus 
in ihm den einzigen, aber jchwer wiegenden Vorzug in jeinen for- 
mellen Befugnifjen vor dem Hervenhaufe hat. 

Nachdem ich die Acten des Herrenhaufes aus der Periode, in 
welcher es auf dem Höhepunkte feiner Geltung geitanden, auf das 
jorgfältigfte durchforfcht habe, darf ih, ohne den Borwurf eines 
parteiifchen Beobachters zu fürchten, das Ergebniß ausfprechen, daß 
in allen Entjchliefungen des Haujes von politifcher oder wirth- 
ichaftliher Bedeutung die Nückjiht auf den Stand vorwaltet, wel- 
chen das Haus für feine wefentlichjte Grundlage erachtet. Die 
Verhandlungen bringen dem Xefer ein Bild der ftetigen Ber- 
faffungsvrevifion entgegen. DVerfaffungsjüke, organifche Gejete, Ge- 
wohnheiten und everbtes Necht jind von der Umgeftaltungsluft er- 
griffen: hier ein Grundrecht abgeändert, dort ein anderes zur Ab- 
ünderung ausgezeichnet. Und über dem Chaos jchwebt der Geift 
des Herrenhaufes mit feinem eigenen Werthe und feiner eigenen 
Befeftigung als Mapftab für den Werth aller Einrihtungen im 
Staate. 

Auch das Abgeordnetenhaus, welches im jener Periode neben 
dem Herrenhaufe tagte, war von der Neaction ergriffen. Nr ums 
ter feinem Beiftande fonnten die VBerfaffungsvorjchriften und orga- 
nischen Gejete verändert werden. Aber immerhin tritt ein himmel- 
weiter Unterjchted in den Tendenzen beider Häufer hervor, deren 
eine gondernemental, deren andere jtändifch-veactionär ift. Das 
gouvernemental reactionäre Abgeordnetenhaus macht Halt in allen 
ragen, im welchen e8 nicht von der Negierung zum energifchen 
Nücjchritte aufgemmmtert wird, jchrict dor zu weit gehenden Zum 
tungen der Negierung zurück”) Das Haus der Abgeordneten 
steht felbft in jeiner unvolfsthümlichiten Gejtatt nicht ganz außer 
Anfammenhang mit der Gefammtheit des Volkes, Hört jelbft in 
der schlechteften Zeit die Fräftige Stimme einer warnenden Dppo- 
jitton in feiner Meitte, Font deshalb im feiner dienftwilligiten Pe- 

* Don Senfjt bezeichnete jpäter jogar die Diehrheit diefes Abgeordneten- 
haufes ala oppofitionell gefinnt. Verhandlungen des Herrenhaufes, 18359, ©, 31. 
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riode Grenzen feines Gehorfams und durchfreuzt die ausfchweifen- 
den Pläne der jtändiichen Neaction. Diejer verjchtedenen Stellung 
beider Häufer haben wir zur verdanfen, daß nicht, wie die intimjten 
Sreunde des Yumkerthums im Abgeoronetenhaufe beantragt hatten, 
die Aufhebung der Standesvorrechte, die Gleichheit vor dem Ge- 
jeße, die Unabhängigkeit der politifchen echte von dem veligiöfen 
Slaubensbefenntnifje aus der DVerfaffung gejtrichen worden find, 
daß nicht die Ungeduld, welche die jtetige VBerfajfungsrevifion 
zu erleichtern jtrebte, einen gejeßlichen Ausdrud gefunden hat, daR 
wir von einen verfchlechterten Sagdgefete, von einem verjchlechter- 
ten Eherechte und anderen verjchlechterten Gejezen verjchont geblie- 
ben find, welche die Negierung dem Yande zugemuthet. Die hier 
fehlgeichlagenen Berjuche der Negierung und der jtändifchen Par- 
teigenofjen find nicht ohne Einfluß auf das andere Haus geblieben, 
in welchem die Neden der Führer und einzelne vorbereitende Be- 
ihlüffe auf eine fait unbegrenzte Peripective jtändifcher Neaction 
bliden lafjen. Doch ift es meine Abficht nicht, die Schuld des 
Abgeordnetenhaufes zu verkleinern und eine größere Yaft auf das 
Herrenhaus zu werfen. Ich erfenne für alles, was bis zum Jahre 
1858 gegen Verfafjung und heilfame Entwidelung der öffentlichen 
Berhältniffe gefündigt worden ift, die Nitjchuld beider Häufer an. 
Auch der volfsthümlichen Partei gebührt ein Antheil an der großen 
Schuld der Neactionsperiode. Betheiligung bei den Wahlen hätte, 
troß des dreiflaffigen Wahliyitems, ein Abgeordnetenhaus unmög- 
(ih gemacht, unter dejfen Beihülfe irgend ein jtändifch tendenziöfes 
See hätte zu Stande gebracht werden fünnen. Sc will über die 
Wahlenthaltungen hier fein moralijches Urtheil fällen: man jchreibe 
fie der Muthlofigkeit zu, man nenne fie ein dem fittlichen Gefühle 
dargebracdhtes Dpfer, man lobe fie als einen leidenjchaftlichen Aus 
drud des empörten Nechtsfinnes, — feine diefer Auffafjungen be= 
freit die Gefammtheit des Volkes von ihrem thatfächlichen Antheil 
an dem Siege der Neaction und ihren nachgebliebenen tiefen Spu- 
ven. Aber die zeitweilige Theilmahme der anderen Staatsfactoren 
verringert weder die weite Kluft zwijchen diejen und dem Serren: 
haufe, noch die Gefahr für die Zufunft. Die Muthlojigkeit im 
Bolfe, die Reaction im Abgeordnetenhaufe waren Stimmungen, 
17* 
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welche von zufälligen Umfjtänden erzeugt, wie ihre Urfachen vor- 
übergehend waren, und einem Auffchwunge des Geiftes weichen, 
dem wahren Bolksintereffe Bla machen mupten. Das Herrenhaus 
aber war, was c8 war, aus Umterer Nothwendigfeit. Die ftändi- 
jche Neaction war feine zufällige, veränderliche Stimmung, fondern 
entiprang aus dem Triebe der Selbfterhaltung. Der Erhaltungs: 
trieb wirft heute unverändert, wie damals, und fo lange das Her- 
venhaus bejteht, muß c8 nad) einem Naturgefeße von der Nückficht 
geleitet werden, welche Stahl ihm jo bevedt vorgeführt hat, daß e8 
nicht aus Mangel an Mitteln in fich einfchrumpfe. Die zufällige 
Verftimmung des Bolfes, die Neaction im Abgeordnetenhaufe find 
ihm Wind und Sahrwaffer, welche e8 benutt, um jchleuniger dem 
Ziele fie) zu nähern. Aber auch bei einer ungünftigen Gegenftrö- 
mung behält e8 dajjelbe Ziel unverrücdbar im Auge und verliert 
es nicht, jelbjt wenn es laviven muß. 

Uns allen ift im Gedächtuiffe, eine wie tiefe Kluft der erfte 
Umfchwung zu geregelten VBerhältniffen zwifchen den gewählten 
Abgeordneten und dem Haufe der „wirklichen Yandesintereffen‘‘ ge 
öffnet hat. Die gefährlichjten Iachwirfungen diefes Zwiefpalts 
find uns ja gegenwärtig. Der Beginn der Negentichaft fand Ne- 
gterung und Bolf in einer feltenen Cimmüthigfeit. Die felbftbe- 
wurte Mäßigung des Volkes feßte Europa in ftaunende Bewinde- 
rung. Nur em jehr geringer Bruchtheil fah mit Unmuth zu, doc) 
ohne die gewohnte Sunft von Hofe wagte die ftändifche Partei 
faum eine Oppofition. Ihre grollende Unzufriedenheit erfchien dem 
Beobachter wie ein entferntes Gefräufel am heitern Himmel, doch 
der Verftändige Jah md fürchtete in diefem Zeichen das noch ferne, 
aber fiher nahende Gewitter, Was hätte nicht in der Yegislatur- 
periode von 1559 ab eine mäßig liberale Negierung mit dem mähig 
liberalen Abgeovdnetenhaufe Leiften fünnen! Sogar den VBorurthei- 
fen des Herrenhaufes war man bis zu einem gewiffen Punkte 
Kehnung zu tragen geneigt, wenn diefes in fchieflicher Weife den 
allmählichen Uebergang gefucht, feine jchroffe Haltung abgeftreift, 
wenn es mv einen Anklang an die allgemeine Volksftimmung ver- 
vathen hätte, Nückficht auf das Herrenhaus war c8, was in der 
erjten Seffion den Entihluß, das Minifterium micht zu drängen, 
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für die Mehrheit des Abgeordnetenhaufes zur Parole machte. Mit 
Kücfiht auf das Herrenhaus bearbeitete das Minijtertum jeine 
Gefeßentwürfe, aus Niückficht auf diefes Haus wurde in der erjten 
Seffion die Diseuffion der unentbehrlichen Ergänzungsgejeße auf- 
gehalten. Das Haus hatte Zeit, einen verfühnlichen Sinn bliden 
zu laffen, aber die vergönnte Mufße wurde zu Vorbereitungen für 
den Krieg bemutt. Anfangs beliebte man die Verficherung, daR 
das Herrenhaus feine Oppofition, wenigjtens nicht grundjäßlic) 
Dppofition machen würde. Baron von Senfft erhebt fich jogar zur 
der Fühnen Verficherung, Oppofition fer gegen die Grundjätse, welche 
die Nechte bejeele.*) Bald aber erhält das Befenntniß feine Er- 
fäuterung. Die DOppofition wird mit einem taftifch meifterhaften 
Plane eröffnet. Fürforge für den Staatsfhat ift das Feldgejchrei. 
Der Staatsichat ift die Nefervefaffe des Kriegshern, aljo ift die 
DOppofition loyal. Man ftütt fi auf eine Cabinetsordre, zwar 
von zweifelhafter Gejezesfraft, aber fie läßt fich behaupten. Und 
der Antrag Fündigt an, dar das Haus in die Finanzverwaltung 
ernftlich einzugreifen gedenfe. Beinahe zwanzig Jahre waren die 
Veberfchüffe der Einnahmen aus früheren Finanzjahren zu noth- 
wendigen oder auch nützlichen Ausgaben des laufenden Jahres etats- 
mäßig verwendet worden. Bon 1840 —46 war dies altjährlid) 
gefchehen, die Gefammtjunmme der fo verwendeten Ueberjchüffe be- 
trug während diefer Periode mehr als 54 Millionen, während nur 
6,450000 Thaler an den Staatsjchat abgeführt wurden. Das 
Minijterium Mantenffel hatte, allerdings mit geringeren Sunmen, 
die gleiche Praxis auch unter den Augen des Hervenhaujes fort 
gefest.**) Im gleicher Weife wollte der Minijter Patow 
1,300000 Thaler für die extraordinären Ausgaben des laufenden 
Berwaltungsjahres verwenden. Das Abgeordnetenhaus jtinmte zu, 
das Herrenhaus aber erhob Widerfpruc und machte diefen zu einer 
politifchen Frage erjten Nanges. Die Cabinetsordre aus dem 
Sahre 1820, welche in der Form einer Inftruction die Leberjchüffe 
an einen Staatsichat abzuführen amwies, welche jeit ihrem Erlaß 


*) 9, 9. 1859, ©. 31. 
**) Nede Batow’s, a. a. D., ©. 122 j. 
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bei feiner nachweistichen Gelegenheit ftreng beobachtet worden war, 
wurde zu dev Höhe eines vollgültigen Gefetes erhoben. Der Re- 
gierung wurde nicht weniger als Sejetesverlegung und ein Angriff 
auf die Prärogative des Hervenhaufes vorgeworfen. Der befannte 
Antrag Stahl-Arnim, welcher die leberweifung der 1,500000 Tha- 
lev an den Staatsfchaß und demgemär eine Abänderung des vor- 
gelegten Budgets forderte, wurde in einer der heftigften Debatten 
disceutivt und mit S9 gegen 37 Stimmen angenommen.) Um 
die politifche Bedeutung des Antrags nicht zu verdeefen, trug Stahl, 
eine zufünftige Zeit vorbereitend, feine Anficht vor, wie wenig be- 

dentend eine Budgetverweigerung in Preußen jei, da die Negterung 
mit dem alten Gtat fortvegieren dürfe; mifchte derjelbe Redner 
Klagen ein über den unerhört geringen Einfluß des Herrenhanfes 
auf den Etat, womit ev die Mahnung verband, in allen zweifel- 
haften Punkten das Gejeß ftreng und zu Sumften des Daufes auts- 
zulegen. Beide Antragfteller, die Führer der Hauptparteten, ver- 
jprachen Ausdaner im der begonnenen Dppofition.”*) Die Bewahr- 
heitung ließ nicht auf fi) warten, objchon fein Gejeßentwirf von 
principiellev Bedentung in das Haus fan. Petitionen und andere 
fleine Gelegenheiten führten in dem fpätern Theile der Seffton zu 
Debatten, in denen der Zwiefpalt mit Negterung und Abgeordne- 
tenhaus immer deutlicher Hervorgefcehrt, immer allgemeiner vorbe- 
reitet wide. Die Negierung befeitigte im Werwaltungswege einige 
Bejchwerden der Diffidenten, welche die frühere Verwaltung ihnen 
auferlegt Hatte. Die fnappe Gerechtigfeit fand, weil Berfaffung 
und Gefet fie dicetirten, den vollen Beifall der Abgeordneten, deren 
Mehrheit den Diffiventen feineswegs geneigt war. Die Redner 
des Herrenhaufes fönnen ihr tiefes Misfallen nicht verichweigen. 
Die Zulaffung der Juden zu den Streistagen und Provinzialland- 
tagen hatte der Suftizminifter Simons jchon unter dem frühen 
Dinifterium als eine umabweisbare Korderung des Gefekes und 
der Berfaffung befürwortet; von Wejtphalen hatte fie in einer eigen- 
thümlichen und fchwerverftändlichen Methode weginterpretirt. Die 


*), Verhandlungen des Herrenhaufes, 1859, ©. 129. 
(8) 


**), Stahl, a. a. D., ©. 119. Graf Arnim, ©. 1297. 


V. Das Herrenhaus. 263 


jeßige Regierung fühlte ji im ihrem Gewiffen gedrungen, den 
Suden zu ihrem vorenthaltenen Rechte zu verhelfen. Einzelne Yand- 
räthe und Stände widerjtrebten, dod Graf Schwerin verfchaffte 
ji) diesmal Gehorfam. Als der Schritt von Befchwerdeführern 
zur unmittelbaren Kenntnig des Negenten gebracht wurde, billigte 
diefer den Befchluß der Negierung und die Weife der Ausführung. 
Das Herrenhaus aber erklärte das Meinifterialvefeript für gejek- 
widrig und überwies die gegnerifchen Petitionen zur Abhülfe. Die 
Berfaffungsurfunde, jagt der Berichterftatter von Daniels, habe die 
älteren Gejeße, welche mit ihr in Widerfpruch jtehen, nicht aufges 
hoben, jondern nur eine gejetliche Ausgleichung nothwendig gemacht. 
Bis diefe herbeigeführt jei, herrfche das alte, widerfprechende Ge- 
jeß.”) Die Provinziallandtage müßten gefragt werden, meint ein 
leitendes Mitglied des Haufes.**) Würden dieje fich günftig aus- 
Iprechen, jo hätte die Negierung an ihnen eine Stüße; wenn un: 
günjtig, jo hätte fie eine Beranlaffung, den Art. 12 der Verfaffung 
abzuändern. Kırz, am Ende der fruchtlofen Seffion, in welcher 
jogar ein öfonomifch nothwendiges und politifch uufchuldiges Gejet 
über eine Kevifion der Normalmarktpreife fallen mußte, weil das 
Haus, trotz feiner jonjtigen Zufriedenheit mit dem übrigen Inhalte, 
die Anhörung der Kreistage nicht aufzugeben bejchloß, war cs 
offenbar, daß die Herren umd die Abgeordneten wie Repräfentanten 
zwei verjchiedener Yandrechte id) gegenüberjtanden, und mur eine 
winzige Anzahl umenttänfchbarer Dptimiften hoffte noch durd Con 
ceffionen, jo weit das Gewiffen zuließ, den völligen Bruch zu ver 
hüten. 


Wie die ftändische Partei dagegen die Agitation in das Yand 
zu werfen verfuchte, wie jte confervative DVBereine gründete, die 
Mitglieder durch umverhohlene Interejien des Eigennutes warb, 
wie fie die veligiöfen Antipathien anvegte, die junferlichen Kreife 
zum Widerftande ermuthigte, wie fie Alles, was im Handwerfer- 
itande für Schuß und Berfehrsbeichränfung, was in diefen umd 
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bäuerlichen Kreifen durch perfönlichen Umgang zu gewinnen war, 
an jich zog, das behalte ich einer fpecialgeichichtlichen Darftellung 
vor. Das Herrenhaus fuhr im der zweiten Seffion mit größerer 
Sammlung im Geijte der cerften fort. Im Befürworten und tm 
Berwerfen, in der YBilligung und im Tadel ftchen die Beichlüffe 
beider Dänfer ich fchroff gegenüber und hier und dort werden die 
Befchlüffe mit feften und großen Meechrheiten gefaßt. Dort werden die 
Schufregulative des Deren von Naumer als verwerflic angegriffen, 
das Schulgejet wird im Nanten dev Verfaffung gefordert; hier werden 
die Negulative als ein foftbares VBermächtnig der alten Negterung, 
als eine Nückfehr von dem heillofen Wege des irrenden Nationalis- 
ms gefeiert, gegen jede Mopiftcation wird mit Eiferjucht gewacht und 
das Bedürfnig eines GSefetes beftritten. Dort verlangt man, daß 
endlich der Art. 12 der Verfaffung zur Wahrheit gemacht werde; 
hier wird die Gewähr der ftändifchen echte an die Juden, jogar 
die Beftätigung einer Schulzenwahl wiederholt für gejewidrig 
erflärt, gegen die Entbindung diffidentifcher Kinder vom üffent- 
ihen NReligionsunterricht und das freie Beftimmungsvecht der 
Heltern wiederholt Abhülfe gefordert. Die Abgeordneten fjehen in 
der Givilehe die Erfüllung eines unabweislich dringenden Bedürf- 
nijfes, bewillfonmen in diefem Sinne die vom Throne herab 
befürwortete Negierungsporlage und nehmen den zweiten Theil, 
die Beihränfung der Ehefcheidungsgründe nur als einen noth- 
wendigen Anhang mit in den Kauf. Das Herrenhaus findet nur 
den zweiten Theil des Gefetes annehmbar, verwirft die Civilehe, 
verwirft jelbjt den declaratorifchen Theil, welcher gegen den be= 
flagenswerthen Sehlgriff des höchiten Gerichtshofes das Yand von 
der Kortdauer fehlerhafter Ehen wegen Standesungleichheit befeitigen 
jollte. Die Kinder aus Ehen zwifchen Adeligen und Frauen aus 
niederem Bürgerftande, alfo auch aus dem Stande der Hand- 
werfer, mit welchem die jtändifche Partei außerhalb des Haıtfes 
ji) jo eben verbrüdert hatte, jollten wenigftens unfähig bleiben, 
Yehne und Fidetcommifje, wie Kinder aus mafellofen Ehen, zu 
erben. 

Zu den Zeugniffen politifcher Weisheit, welche die ftändifche 
Partei fich jelbjt zu geben Lebt, gehört das Befenntnif, daß fie der 
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-Bureaufratie feind und der Selbftverwaltung zugethan jei. Hier 
hatte das Herrenhaus ein Thema aufzuweifen, für welches es 
wiederholt mit feinen Befchlüffen eingetreten war. Als es Die 
Bolizeiverwaltung für die Gutsherven zurüczufordern anfing, be- 
antragte e8, auf Anregung des Oberbürgermeifters Piper, gleich) 
zeitig, daß die Regierung möglichit Bedacht darauf nehme, die 
Polizeiverwaltung den jtädtifchen Behörden, wo fie ihnen entzogen 
ift, zuviiczugeben. Auf diefe merkwürdige Ausnahme geftütt und 
durch viele Verfiherungen der Abneigung gegen die Burcaufratie 
verleitet, glaubten felbft die Gegner, auf diefem Gebiete für ver- 
beffernde Gefete die Unterftütung oder doch feinen Widerjtand des 
Haufes erwarten zu dürfen. Auch diefe Erwartung wurde ent- 
täuscht. Set 68, dak der eine Antrag wegen feines urfprünglichen 
Zujammentreffens mit einem Botum für die Gutsherren bejondere 
Gunft im Haufe gefunden hat, während eine gleiche Analogie 
gegen andere Acte der Selbjtverwaltung und für Kräftigung der 
Bureaufratie fpricht, fei es, dak der ernite Sinn und deshalb das 
Berftändnig für das Wortbefenntnig Fehlt, genug, das Haus erwies 
fi) bureaufratifcher, als die Negterung, die doch jelbjt bei einer 
ausgeprägt liberalen Nichtung Fchwer zu vermiffende Amtsbefugniffe 
nicht gern aufgibt. Der von der Negierung vorgelegte Gejegent- 
wur, weldher das Konflictgefes vom Jahre 1854*) aufheben, 
die civil- und ftrafrechtliche Verfolgung von Beamten wegen gejeß- 
widriger Handlungen bei Gelegenheit des Dienjtes dem gewöhn- 
lichen Rechtswege überweifen md die Befugnig der Gentralbehörde, 
den Conflict zu erheben, ausschließen follte, wurde vom Herren 
haufe abgelehnt. Die Motive für die Ablehnung, wie fie der 
Commiffionsbericht überliefert, denen Stahl einen bejonders Leb- 
haften Ausdruck gab**), verfümmern auch für die Zukunft Die 
Ausfiht, eine erhebliche Erweiterung des Nechtsweges umd Eins 
Ihränfung der Verwaltungswillfüv mit diefenm Derrenhaufe zu ev 
reihen. Die meiften Mitglieder des Haufes find übrigens bei der 
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Srhaltung ver Confliet- und Gompetenzgejeße perfönlich inter- 
effivt; denm die Guts=- umd Polizeiherren werden durch diefe Sefeße 
in gleicher Wetje geichüßt, wie die Beamten. Su einer Novelle 
sur Städteordumg wollte die Negterung auf das bureaufratiiche 
Precht verzichten, dar die gewählten Stadträthe in größeren Städten 
dur) den König, in Fleineren durch die Regierung zu betätigen 
find; das Herrenhaus aber hielt an der Beftätigung feit. Im 
beiden Fällen bejtand die Mehrheit aus Mitgliedern der jtändifchen 
Partei umd den Freunden des bimeaufratiichen Wejens. Da- 
gegen bewirkte die jtändtifche Partei auf eigene Hand, daß den 
gewerblichen Genofjenfchaften die Möglichkeit einer befondern DVer- 
retung im den ftädifchen Behörden vorbehalten blicb.*) Acht 
Jahre galt bereits das Gefeß umd nur drei Städte hatten von der 
Befugniß Gebrauch gemadht. Die eingefammelten Gutachten der 
Hegierungsbehörden waren gegen die Beltimmung ausgefallen. 
Aber der Theil der Handwerker, mit welchem die jtändifche Partei 
joeben eine intime Allianz gefchloffen, hatte jih an das hohe Haus, 
als „den geborenen md Dberufenen Vertreter der vechten jtändischen 
Gliederung unferes Bolfes“, mit der Bitte gewendet, die Befugniß 
aufrecht zu erhalten. Herr von Kleift-Netow wies mit Genug- 
tung auf diefes Ereiguiß Hin, und vief fragend aus: „Wie? 
Das Herrenhaus jollte wohl bereit fein, dem großen Grumdbefit 
auf dem Yande feine Freiheit und Selbjtändigfeit zu erhalten, feine 
jeloftändige Bertretung auf den Sreistagen zu wahren, die Kreis- 
tage zu jchüßen vor dem Eindringen jüdischer Elemente auf demz 
jelben, und gleich bei Gelegenheit diefer Vorlage — unter Mit- 
betheiligung, ja unter Führung der Oberbürgermeijter der Städte 
und jet jogar mit Zuftimmung des Herrn Minifters dahin zu 
wirfen, daß die Magijtrate nicht den Stadtverordneten unterge- 
ordnet wurden? Und dafjelbe Interejfe, dafjfelbe Necht, diefelbe 
Vertretung follten wir dem großen, chrenhaften, einflußreichen 
Sewerbeftande nicht gewähren, ja nicht einmal neu fchaffen, ihm 
nm dazu die Möglichkeit erhalten wollen!**) Bergebens erläuterte 
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der Minifter, daß cs ich in den ftädtifchen Behörden niht um 
Vertretung der gewerblihen, jondern der allgemein bürgerlichen 
Intereffen handle. Wo es auf jene anfomme, mögen die gewerb- 
lichen Senofjenfchaften jich frei bewegen, dagegen jei die Vertretung 
nad) Ständen in den Stadtbehörden eine Anomalie gegen die 
heutige Zeit, gegen den übrigen Inhalt der Städteordnung. Die 
jtändische Partei hielt an der Gelegenheit fejt, auf einem ihr frem- 
den Gebiete dem verbiündeten Theile der Handwerker zu Willen zu 
jein; das Haus Tieß gegen die übereinftimmende Meinung feiner 
jtädtischen Präfentaten die Barallelle des Herr von Stleift gelten und 
votirte mit großer Mehrheit zu Gunften der gewerblichen Senoffen- 
Ihaften. So waren nicht nur die großen politifchen Streitpunfte 
dem innern Zwiejpalt der beiden Häufer verfallen, jondern auch 
untergeordnete Fragen geriethen im Meitleivenfchaft. Bei feiner 
Petition, feinem Antrage, feinem Gefese Fonnte man ahnen, wohin 
die Debatte fich neigen, von welchen Nücjichten die Befchlüffe be- 
herrfcht fein würden. Die gutsherrlichen und bäuerlichen VBerhält- 
nifje auf der Infel Rügen und Vorpommern bedurften dringend 
einer Negulivung, die Regierung hatte den Gefeßentwurf vorgelegt, 
da8 Abgeordnetenhaus ihn angenommen. Das Herrenhaus lehnte 
die Berathung ab und verlangte, daß die Negierung den Entwurf 
zunächjt vom Provinziallandtage der Provinz vorberathen lafie. 
Und nicht etwa um des Bedürfnifjes willen, denn die Ihatjachen 
waren bereits aufgeklärt: c8 handelte fi blos darınm, die allge- 
mein gültigen Yandesgefege in einen davon nicht betroffen gewejenen 
Bezirk einzuführen, nachdem die abweichenden Berhältniffe defjelben 
jorgfältig durchforfcht waren. Bon dem Proviziallandtage mukte 
man des jtändischen Interejies wegen eine Ablehnung erwarten 
umd die Kegterung erklärte fich entjchlojien, auch für diefen Fall 
den Gefeßentwurf aufrecht zu erhalten.*) Selbjt der Antrag, die 
Borberathung dem Communallandtage zuzumweifen, weil diefer in 
den örtlichen BVBerhältniffen des engeren Streifes der beffere Be- 
urtheiler jei, wurde zurücdgezogen aus Nückhicht auf das ftrenger for- 
male Princip, daß den Provinziallandtagen verfaffungsmäßig die 
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Vorberatgung gebühre. Der Antragjteller opferte den ihm müß- 
licher jcheinenden Weg der formalen Strenge auf, um fich nicht 
von feinen Freunden zu tremmen.*) Dem eine Parteifache von 
nicht geringer Bedeutung war e8, die Provinziallandtage zu einem 
„verfaffungsmäßigen‘ Borftadium für den größten Theil der ge= 
jetsgeberifchen Thätigfeit zu ftenpeln. Wo das Einzelintereije der 
Provinzen in Frage fonıne, da müjjfe man die einzelnen Yandtage 
hören. Für ein jolches Einzelintereffe wird unter anderm auch die 
Streisordnung für die ganze Meonarchie, ja felbjit das Erbrecht 
erklärt. Als die Erbfolge der Kinder aus jtandesungleichen Ehen 
berathen wurde, meinte ein hervorragender Nedner: Sutccefftons- 
rechte jeten provinzieller Natur, und die Provinzialderfammlungen 
haben doch auch ein Necht, mitzufprechen.**) Und nicht nur um 
das thatfächliche Anhören der jtändifchen Corporationen war e8 zu 
thun, das Haus verlangte die formelle Benrfundung diefer That- 
jache in den Gefegen. Auch im Kleinigkeiten ftrena, hatte das 
Haus jchon vor Jahren die Kinleitungsformeln durchficbt und 
jelbft mit dem Deinifterium Meantenffel einen Kleinen Hader über 
umvejentliche Differenzen begonnen. Weit jchärfer wurde die jetige 
Forderung betont md die Einfchaltung der Worte „nad Anhörung 
der Provinziallandtage” galt als eine wahre BVBerfallungsfrage. 
Das Abgeordnetenhaus, welches früher die Worte ohne Ahnung 
der mit ihnen verbundenen Tendenz aufgenommen hatte, wird 
aufınerffam amd ftreicht fie mn im gleicher DVertheidigung des 
entgegengefeßten Princeips, daR ces nur eine Yegislative im Yande 
gebe, die nie umd nirgend verfaffungsmäßig auf den Beichluß von 
Provinzialderfammfungen zu warten brauche. Nun ift fein noch) 
jo unfchuldiges, fein noch jo überreifes Gefeß von der Gefahr be- 
freit, an dem großen Gonflicte beider Häufer zu Grunde zur gehen 
oder Aufenthalt zu erleiden. Die liberale Regierung aber fchwanfte 
hin umd Her und war zufrieden, wenn fie in einzelnen Fällen, 
unbefchadet des Princips, hier oder dort ein Nachgeben erlangen 
konnte. Den prineipiellen Streit vererbte fie in gefteigerter 
*) Verhandlungen des Derrenhaufes, 1861, ©. 332—338. 
**) Graf Arnim-Boißenburg, Herrenhaus, 1860, ©. 112. 
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Schärfe der nachfolgenden Zeit*), ein Bild ihrer gejammten 
Thätigfeit. 

Der Conflict zwifchen beiden Häufern war der völligen Ver- 
fchiedenartigfeit ihrer Entjtehung entjfprungen und mußte fich zur 
Höhe einer Staatsfrifis fteigern, an deren Ausgang entjchteden 
werden foll, ob das volfsthümliche, ob das ftändifhe Prineip den 
geichichtlichen Standpunkt Preußens bezeichne. Yange jchien cs, 
als ob die Grumdftener die fürmliche Proclamation der Ktrifis 
herbeiführen würde. Hier war der Boden vorbereitet, fait ge- 
ichichtlich vorbeftimmt für einen folchen Ausgang. Das Verjprechen 
der Neform reichte genau bis an den Zeitpunkt zurüd, in welchem 
die volfsthümlichen Elemente zur Rettung des Staates wad) ge- 
rufen wurden. Die allgemeine Ptepräfentation des Yandes war 
gleichzeitig verfprochen. Derjelbe Grund, welcher die Kepräfen- 
tation durch verfümmerte ftändifche Inftitutionen erjetsen lieR, ver- 
zögerte die Köfung dev Grumdfteuerfrage. Unter dem Minifterium 
Brandenburg Manteuffel glaubte die Negierung nicht bejjer die 
Adficht einer auf die Zeitumftände vor 1843 zumrücgreifenden 
Neaction abweifen zu fünnen, als indem fie das Gejeß vom 
24, Februar 1850 beförderte, welches die Steuerfreiheit des Nitter- 
gutsbejiters unbedingt aufhob. Das Ausführungsgefeg war im 
Kücjtand. Die Abgeordnetenfammern jeder Farbe drängten, jelbjt 
die Kammer von 1855, welde aus den reactionärjten Wahlen 
hervorgegangen war. Das Herrenhaus lehnte jede Meitwirkung 
ab; dagegen erhoben jich, jo oft es gemahnt wurde, Stimmen im 
Haufe, welche bereit waren, dem Staatsbedirfnig mit Steuern 
anderer Art entgegenzufommen. Gefährlich umd unbequem, wie 
die Grundftenerfrage dem Haufe war, hielt e8 dennoch im Jahre 
1360 gegen die Negierungsvorlagen Stand. Mit einer Ankündi- 
gung, daß das Haus im nächjten Jahre ungewandelt wiederfommen 
würde, jchloß die Sefjion**); mit der Annahme eines Antrages, 


*) Mührend ich dies jchreibe, jchrwebt das faft unentbehrliche Gejet über 
die Aufhebung der Lex Anastasiana in Borpommern und Ehrenbreitjtein 
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welcher den finanziellen Wortheil der Grimdftenergefete erjeten 
jollte, begann die Seffien 1861.*) Aber zwei Niückfichten, welche 
aus derfelben Duelle floffen, wirkten zufammen, einen Wechjel des 
Terrains mit gebieterifcher Nothwendigfeit zu befehlen umd mit 
Ausfiht auf erheblichen Bortheil anzuempfehlen. Die perfönliche 
Iheilnahme des Königs für die Negulivung dev Grimpjtenerfrage 
jtellte den Eruft der Situation für das Haus außer Zweifel. Und 
die Negierung hatte ihm ein weit gümnftigeres Feld vorbereitet in 
der Militärreorganifation und in der Weife, in welcher diefe praf- 
tifch behandelt wırde. Wan durfte dem Dauje ohne weiteres glau- 
ben, daß es voll der aufrichtigften Sympathie für die Arnteereor- 
ganifation war. Seine Commiffion zur Vorberathung der Eredit- 
gefeße für den augerordentlichen Bedarf der Niilitärverwaltung ließ 
8 1850 fich nicht entgehen, den Entwinf der Neorganifations- 
gefete, welche die Negierung dor dem Widerftande der Abgeorone- 
ten umd des Yandes zurücgezogen hatte, warn zu empfehlen und 
die Armeereorganifation im ihrer Gefammtheit zu billigen. Der 
Berichterftatter erläuterte den Bericht mit dem tiefjten Bedauern, 
daR die Organtjation der Armee wegen ihrer finanziellen Seite von 
den Dechrheiten de8 Yandtags abhängig gedacht werde, und mit 
dem Ermuntern an die Negierung, bei dev begonnenen Neorgani- 
jation zu verharren. Sie möge uur verfuchen, wie weit fie mit 
den beftchenden Meilitärgejeßen austomme, und jfoweit nöthig, müge 
fie neue Gefete im Geifte der Neorganifation vorjchlagen. In 
demfelben Tone fprachen faft alle Nedner, die Mitglieder der Mehr- 
heit nicht ohne fortwährenden Vorwurf gegen die Abgeordneten 
und ihre unbefugte Cimmifchung in die Prürogative des Striegs- 
herin. Welcher andern Befürwortung bedürfe die Neorganijation, 
als daß ihre Grundlagen von dem Kriegsheren veiflih erwogen 
jeien? Mit Bedauern füge man fi) in das Provijortum, mit Be- 
dauern nehme man das Nachgeben der Negierung auf, aber das 
Haus wolle nicht misverjtanden fein. Ginjtimmig fahte man einen 
Beichluß, welcher den ganzen Plan der Neorganifation, wie ev in 
den von den Abgeordneten abgelehnten, von der Negierung zurüd- 
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gezogenen Entwürfen entwicelt war, energisch durchzuführen anvieth 
und die zuverfichtliche Hoffnung ausfprach, daß die Negierung ‚auf 
diefem Wege beharren und alle zur Neorganifation erforderlichen 
Mapregeln energifch in Ausführung bringen, zu diefem Behufe aud) 
infoweit, als diefelbe nicht jchon kraft der Prärogative des Kriegs 
herren durchgeführt werden fünne, die erforderlichen geletslichen Be- 
jtimmungen jeinerzeit einbringen werde‘) Im Jahre 1861 aber, 
in welchem die Abgeordneten nur gegen Anerfenmung des provifo- 
rischen Charakters der Neorganifation und gegen den Vorbehalt der 
gejeglihen Negelung zur Annahme des Militärbudgets zu bewegen 
waren, entfernte fi) das Herrenhaus ums ebenfo viel weiter nad) 
der entgegengejetten Richtung und refolvirte zum Budget, daR 8 
die bisher durchgeführte Neorganifation als eine definitive aner- 
fenne. Die Forderung des vorigen Jahres, die Neorganifation ge 
jeßlich) zu vegeln, wide alfo feierlichit verleugnet, um jo flar wie 
möglich den Gegeniaß zu den Abgeordneten und ihrem von der 
Kegierung acceptirten Standpunkte zu bezeichnen. Imdem jedes der 
beiden Hänfer an feinem Standpunkte fejthielt, und im nächjten 
Jahre das eine die Koften der Meilitärreorganifation aus dem 
Staatshaushaltsetat ftrih, das andere in dem Befchluffe vom 
11. Detober 1862 ein Budget bewilligte, welches die Kojten der 
Keorganijation enthielt, gelangte man zuc letten Confequenz der 
Berfaffungskfrifis, deren erjte Urfache in der Bildung und Zufam 
menjeßung des Herrenhaufes gegeben war. Die Abweichung der 
füniglichen Erlafjfe von dem Berfaffungsgejete hatte den Keim ge 
legt, die ganze Wirkfanfeit des Hervenhaufes fie gezeitigt, die Mi 
litärreorganifation war die zufällige Beranlaffung ihres unvermeid- 
lichen Ausbruches. 


2. Das Finanzredt des Herrenhanfes. 

t ) 3 

Der Urfprung des Herrenhaufes jcheint eine bejondere Kritik 
feiner Nechte entbehrlich zu machen. Indem ich nach gewiflenhafter 
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Unterfuchung verneine, daR das Herrenhaus weder in jeiner jeßigen 
Zufammenfeßung auf einem Gejete fuße, noch aus anderen Griün- 
den zum Fortbeftande und zur Theilnahme an den Staatsgefchäften 
als gejetgebender Nactor berechtigt fei, habe ich mir eigentlich, nad) 
den Negeln vein logischer Entwidelung, die Behandlung eines be- 
fondern Theiles feiner Nechte abgefchnitten; ein Herrenhaus ohne 
jegliches Necht hat auch fein Finanzreht. Aber da es fich nicht 
um eme lediglich Logifche Entwidelung, jondern um eine jtaats- 
rechtliche Unterfuhung Handelt, jo jcheint es rathjam, den Gegnern 
auf ihr eigenes Gebiet zu folgen, und unabhängig von dem Er- 
gebniffe, welches in der Behandlung der Vorfrage abgejchlojfen vor 
uns liegt, das FSinanzrecht des Herrvenhanfes von dem Gefichts- 
punkte aus zu prüfen, als ob wir es in der That mit einer voll 
berechtigten Erften Kammer zu thun hätten. Das Weittel hierzu 
bietet eine im Nechtsleben nicht unbekannte Ftetion, vermöge deren 
ich für die Dauer der Unterfuchung annehne, daß bet. der Ausfüh- 
rung des Bildungsgefeges feinem Buchjtaben Zwang angethan, bei 
der Schöpfung des Herrenhanfes fein Recht der Volfsvertretung 
gefränft worden fei, daß das preußiiche Volk gerade eine jolche 
Srite Kammer, wie das heutige Herrenhaus fie darftellt, fich ges 
wünscht, die preußische Sefchichte fie fo vorbereitet und das Gefeß 
fie fo dietivt habe, Neben der entgegengefeßten Weberzeugung will 
ih ohne Hintergedanfen jo lange mich zu der Ktetton halten, bis 
ich auf ihrer Grundlage die Unterfuchung zu Ende geführt, welche 
Jolle bei der Sinanzverwaltung die preußifche Berfaffung einer 
Eriten Kammer zugedacht hat und wie weit eine folche ihren Beruf 
fortentwiceln darf, che fie auf die unzweifelhaften Grenzen der 
anderen Factoren jtößt. 

Auch hier Halte ih an dem von mir oft vertheidigten Gate 
feft, daß bei den großen Schöpfungen der VBerfafjung, namentlich 
bei den von ihr hervorgerufenen oder neugeordneten Drganen des 
Staats, der Wortlaut nur die Richtung bezeichnet, das wahrhaft 
verfafjungsmäßige Yeben aber bejtimmt ift, die praftiiche Durchbil- 
dung herbeizuführen und das Angedentete fcharf abzugrenzen. Ic 
erkenne ferner an, worüber die Sreunde des Herrenhaufes oft genug 
als über ihre einzige Befchwerde fich beklagen, daß die preußifche 
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Berfaffung ihre Erfte Kammer mit einem fo geringen Einfluffe auf 
den jährlichen Haushalt bedacht hat, wie man ihn jelten in den 
gefcehriebenen Berfaffungen anderer Yänder für die dortigen Erjten 
Kammern fo eingefchränft findet. um führen die einfachen Denf- 
regeln von diefen beiden VBorderfüßen zu dem Schluffe, daR die 
Erfte Kammer nicht im Sinne der Verfaffung Handle, wenn fie 
ihren Einfluß zu erweitern ftrebt. Aber genau nach dem entgegenge- 
fetten Ausgange folgt die Partei des Herrenhaujes ihrem Führer 
Stahl. Diefer fpricht im wenigen Sernjfäten das Finanzpro- 
gramm des Haufes aus, welche zugleich dejfen Verhalten in allen 
früheren und fpäteren Finanzfragen erläutern. — „Die Stellung 
unfers Herrenhaufes zum Staatshaushalt‘‘, jagt Stahl, „ist eine 
ganz abnorme. Es gibt fein Dberhaus der Welt, welches in feiner 
Mitwirkung für den Staatshaushalt jo eingejchränft ift. Das 
englifche Dberhaus, das man dabei nahahmte, jtcht ganz anders, 
weil dort die Behandlung des Staatshaushaltsetats ganz anders 
ist, und e8 gibt fein Dberhaus in der Welt, bei welchen für jolche 
GEinfchränfung jo wenig Grumd tft, da das umferige gevade die 
Bertretung der ftenerbarjten Stlaffen im Yande in jich fchließt. Es 
wird alfo nicht beftritten werden fünnen, daß nach dem juriftifchen 
Ausdruce dies ein jus singulare der Äußerjten Art it. Cine be 
fannte Nechtsregel aber jagt, daß ein jus singulare auf das engjte 
zu erflären ijt.*) 

Erftaunlich jchnell bringen e8 die wenigen Sübe zu Stande, 
die Entwicelung des Finanzrechts aus dem Gebiete, in welches die 
Abgrenzung dev Befugniffe für die einzelnen Kactoren der Gejek- 
gebung gehört, nämlic) aus dem Gebiete der Gejchichte zu ver- 
drängen und in den Rahmen des Fleinen Nechtslebens einzufpannen, 
Und nicht etwa, um mit der gewifjenhaften Sorgfalt einer vichter- 
lichen PBerfon einen dunfeln und wenig zugänglichen Nechtspunft 
aufzuklären, jondern weil auf dem bejchränftern Gebiete die ge 
wohnten Hülfsmittel der Scheinlogit wirfjamer anzumenden find. 
Der große Verfaffungsgrundfaß, welcher darauf hinweilt, der Fi- 
tanzgewalt des Abgeordnetenhaufes einen weitern Raum zu ver- 

*), Verhandlungen des Hervenhaufes, 1859, ©. 118, 119. 
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ichaffen, wird beifeitegefchoben, die jpecifiich geschichtliche Urfache 
diefes Grundfates bleibt unbeachtet und der „‚confervativite” Staats- 
mann leitet mit einer wimderlich Ffosmopolitiichen Theorie eine 
eigenthümliche Art von Univerjalftaatsrecht ein. Die ganze civilt- 
firte Welt ift ihm Ein Nechtsgebiet, die Erften Kammern aller 
Fäünder werden wie innerlich gleiche Körperfchaften aufgefaßt. Da 
fie nun bei einer jo allgemeinen Betrachtung ergebe, daß die preu- 
Bifche Körperfchaft jchlechter gejtellt jei, als die übrigen in oder 
aud) außer Europa, fo bilde die preußifche Verfaffung innerhalb 
des conjtitutionellen Allerweltsjtaatsrehts eine Ausnahme zum 
Jachtheile des preußifchen Herrenhaufes, mit dem technifchen Aus- 
drucke als ‚„‚jus singulare‘ befannt, und ebendeshalb müjje die 
Auslegung zu Gunften diefes Daufes nachhelfen. Wo bleibt der 
Saß, dab jedes Yand nach feiner Eigenthümlichfeit, jede Staats- 
einrichtung nach ihren eigenen geschichtlichen Borausjetsungen beur- 
theilt werden müfjfe? Ein Sat, defjen allgemeine Anwendbarkeit 
auf die preußische Berfaffung ihre aufrichtigen Freunde ftets ans 
erfannt umd vertheidigt haben, den aber dennoch) die Partei 
Stahl’8 ganz befonders für dem ihrigen ausgibt und wirflic) 
in den unfinnigften UWebertreibungen auszunußgen jucht. Preu- 
Ben foll von feinen wrfprünglichen Grundlagen aus ein ganz be- 
fonders geartetes Yand, foll berufen fein, inmitten allgemeiner Ent- 
jittlihung wahre Gottesfurcht, die wahre Treue, das Jonjt überall 
verleugnete Königthum von Gottes Gmaden, die wahre Ungleic)- 
heit zu jchüßen und eimft den übrigen Bölfern zurüdzugeben. 
Iene Partei fanı nicht genug Spott und Tadel gegen die 
Doetrinäre aufbringen, welche die VBolfsrechte aus den bewährten 
Berfaffungen und alten Sreiheitsbriefen fremder Völker ftudiren, 
und vergleichend erforfchen, was das Volt noch zu fordern, was 
jeine Abgeordneten nody zu erringen, wie fie die gefchriebenen Rechte 
im Geifte ihres Urfprunges zu verwirklichen haben. Aber Fauın 
glaubt die Partei, eine günstige Folgerung für ihre Intereffen aus 
dem Vergleiche mit anderen Völtern zu gewinnen, jo fett fie alle 
Berjchiedenheiten der Staaten außer Betradt, alle Berfajfungen 
der Welt werden gewiffermaßen zu Einem Gefeßbuche vereinigt und 
aus einer Berfafjung werden für die anderen Schlüffe gezogen und 
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praftifch angewendet. Spricht man von den Nechten des BVolfes, 
jo gilt feine Analogie, wie flar fie auch in dem Schußbedürfniffe 
aller Negierten, in der gleichen Betheiligung der Volfsgefammthei- 
ten an den Yaften der Staaten, in der allgemein menfchlichen Na- 
tur der Sreiheitsforderung Hervortreten mag. Handelt e8 fich aber 
um Privilegien der Herren, jo wird fchnell der ftolze Name des 
„nerrenhaufes“ mit dem befcheidenern einer „Erften Kammer“ ver- 
taucht und die Befcheidenheit damit belohnt, daß der Name alle 
jachlichen Erwägungen evjegt, um die nüßliche Gemeinschaft zwischen 
- alfen Erften Kammern herzuftellen. Denn bis auf den erfünftelten 
Gattungsnamen haben die „Erjten Kammern’ der einzelnen Staa- 
ten auch nicht die entfernteite Achnlichkeit untereinander, und na- 
mentlich nicht das preußische Herrenhaus mit den übrigen. Uı- 
ähnlich find die Kreife, aus denen die Körperfchaften entnommen, 
verfchieden die Foeen, welche hier und dort mit ihrer Bildung ver- 
bunden werden, abweichend die ntereifen, welche in diefer und 
in jener Erjten Kammer ihre Nechnung finden follen. Woher die 
gemeinfchaftlichen Eigenjchaften, welche bei Körperfchaften von fo 
verjchiedenem Urjprunge und Wejen ein durchjchnittliches Maß von 
Befugniffen herbeizuführen geeignet wären, und ein geringeres 
Map zu einem machtheiligen Ausnahmerechte — jus singulare — 
jtempelten? 

England, Belgien, die Bereinigten Staaten Nordamerifas — 
die ältefte, die freifinnigjte monarchifche und jelbft die vepublifanische 
Berfaffung — find der Neihe nad) zum Zeugniß angerufen wor- 
den, und e8 it jett die landläufige Sprache jener Partei, daR 
weder in England, nod in Belgien, noch in Nordamerika die Erjte 
Kammer in jo unerhörter Weife eingejchränft fei, und daß man 
deshalb in „fraglichen Fällen‘ möglichjt zu feinen Gunften aus- 
legen müffe.*) Die Berufung auf England ift der Unfenntnig 
der dortigen Zuftände entjprungen, oder auf deren Unfenntniß be 
rechnet. Stahl jelbjt war noc vorjichtig im Ausdruce, und ob- 
ihon er im Vorderjate alle Erjten Kammern der Welt zufammen- 
gefaßt, fügte ev doch eine Bemerkung Hinzu, welche in wenig auf- 

* Graf Arnim, „Das Recht des Herrenhaufes u. f. w.”, ©. 4l. 
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flärenden Worten England aus der Neihe der Betrachtung aus- 
ichliegen follte, weil „dort die Behandlung des Staatshaushalts- 
etat8S ganz anders tft“ StahVs Jünger zählen, mit geringerer 
Keferve als der Meifter, auch England zu den Staaten, in welchen 
das DOberhaus bejfer geftellt fei. Graf Arnim jelbft, der jonft 
vorfichtig zu Werfe zu gehen liebt, ftellt jchlechtweg den Sat au 
die Spike: In feinem europäifchen Yande jeien dem Dberhanfe 
in Beziehung auf die Feftftellung des Staatshaushaltsetats folche 
Beschränkungen auferlegt. *) Aber weder die Behauptung des 
Grafen Arnim noch die ıumdeutliche Neferve Stahl’s find im 
Stande, die flaren Süße des englifchen Verfaffungsrechtes zu ver- 
dunfeln, daß das Haus der Yords fein Finanzgejet, weder den 
jährlichen Haushalt noch ein anderes Staatsgefet, zuerjt berathen 
oder in irgend einer Weife amendiven darf. Der untergefchobene 
Srund einer andern Behandlungsweife des Etats ijt eine leeve 
Phrafe. Eine Abweichung in dev Behandlungsweife. ift allerdings 
vorhanden, aber fie Liegt nur in der Form, im welcher die einzel- 
nen Positionen des Haushaltes vor das Haus der Gemeinen ge- 
bracht und von diefem erledigt zu werden pflegen. Aber diefe For 
geht Lediglih das Unterhaus an, bildet feinen Theil des Ver- 
faffungsrechtes und ijt durchaus nicht die Urfache der fajt bis zur 
Bedeutungslofigfeit in Finanzfachen herabgedrücten Stellung des 
Dberhaufes. Vielmehr liegt die wahre Urfache diefer außerordent- 
lich wichtigen Erfeheinung viel tiefer in der gefchichtlich entwicelten 
Anfhanung, daß die Geldbewilligung ausschließlich dem Haufe der 
Semeinen gebühre. Negterung und Krone haben von jeher die 
Semeinen als die einzigen Geldbewilliger nicht nur materiell an- 
erfannt, jondern auch in der Korn jo behandelt, ohne die KEifer- 
jucht des Dberhaufes zu erregen. In den gemeinschaftlichen Thron- 
veden an beide Hänfer wendet fich die Krone oder ihre Kommiffion 
in dem Abjate, im welchem fie die zu bewilligenden Gelder erwähnt, 
oder für die bewilligten dankt, mit beabfichtigter Kennzeichnung an 
die „Herren vom Haufe der Gemeinen‘ allein, während fie in den 
vorangehenden und den darauffolgenden Abfüren die Neitglieder 
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beider Häufer zujammen anvedet. Keine Regierung dürfte wagen, 
von diefer Etifette abzuweichen, oder in Finanzjachen gegen die 
abweichende Anficht der Gemeinen im Dberhaufe eine Stüße zu 
juchen. Das Haus der Yords meidet ängftlid) jeden Schein, als 
ob es jich in die Sinanzverwaltung mifchen wollte; e8 fennt und 
achtet die Bedingung feines Fortbeitandes. Seit unvordenflicher 
Zeit hat es fich bemüht, in Finanzfachen nur der Widerhall des 
Haufes der Gemeinen zu fein. Manche viel angeregte Neform 
hat e8 jahrelang aufgehalten, wiederholten Bejchlüffen dev Gemeinen 
hat es Seffion auf Seffion widerjtanden und einen ungewöhnlichen 
Drud oder das äuferjte Ende der Geduld abgewartet, che c#8 
nachgegeben; fo in der Katholifen-Emancipation, bei den Korn- 
gejegen, der Parlamentsreforn, der Zulaffung der Juden zum 
Parlament, und heute jteht es noch gegen die mehrfach beichlofiene 
Abänderung der Kirchenbeiträge Nur in der Regulirung der 
Staatslaften enthielt e8 ji) über die ihm gezogenen Grenzen hin- 
aus, fodag felbjt feine Befugnig, eine Finanzbill im Ganzen zu 
verwerfen, im Bergefjenheit gekommen und nunmehr durch den jo 
lange unterlaffenen Gebrauch jo gut wie abgefchafft ift. ALS die 
Lords im Jahre 1860 die vom Unterhaufe hHerübergefommene Bill 
“verwarfen, welche bejtimmt war, die Papierftener aufzuheben, war 
das Yand erjtaunt, und im Unterhaufe hörte man den bedenflichen 
Kuf: Privilegienbrudh. Bis in die erjte Hälfte des vergangenen 
Sahrhunderts mußte man nach Vorbejchlüffen juchen, um nur das 
formelle Recht des Dberhaufes zu prüfen. Als dies faum an- 
gezweifelt werden fonnte, denn Gommiffionen des Unterhaufes 
hatten e8 vor Zeiten ausdrüclich erkannt, überwog dod das innere 
Motiv, daß eine Einmifhung des Dberhaufes in die Finanzver- 
waltung auch nicht auf diefem indivecten Wege, durch das Ver- 
werfen einer Finanzbill, zu billigen fe. Man drang auf ein 
Ausfunftsmittel, man wollte den Beihluß der Yords jchon für die 
betreffende Seffion unwirkfam machen, und nur dem Anjehen und 
der Klugheit Palmerjton’s gelang es, den gejchehenen Fall auf jic) 
beruhen zu lafjen. Für die Zukunft aber mußte, darüber waren 
alle Parteien einig, dev Wiederkehr eines gleichen Eingriffes vor- 
gebeugt werden, und das Haus fahte beinahe einftimmig die Be- 
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ichlüffe, won welchen der erite ohne jede Claufel den Sat aufjtellte, 
daß das Necht, Geld zu bewilligen, dem Haufe der Gemeinen 
allein zuftehe. Die Hoffnung der Gemäßigteren auf die Einjicht 
der Yords täufchte nicht; das Dberhaus nahın die Papieritenerbilt 
im nächiten Jahre a. 

Die nordamerifaniiche VBerfaffung fennt freilich nur die DBe- 
Ihränfung, daß die Ainanzgefeßentwürfe zuerft im Nauje der 
Abgeordneten verhandelt werden miüljen. Der Senat darf den 
Haushaltsetat, wie ev vom andern Haufe herüberfommt, amen- 
diren. Die belgifche Verfaffung hat nicht einmal die Vorberathung 
durch) das Haus der Abgeordneten vorgefchrieben, und bis auf die 
frühere Abjtimmung im Abgeordnetenhanfe über die auf Staats- 
einnahmen und das Gontingent des Heeres bezüglichen Gefege den 
Senat formell dem anderen Haufe gleichgeftellt. Aber die Senate 
beider Yänder haben nichts gemein mit dem prenßifchen Herren 
haufe. Unter dem Schute des gemeinjchaftlichen GSattungsnamens: 
Dberhaus, vergleichende Betrachtungen zwifchen diefen Körper- 
Ihaften anzustellen, hat denfelben Werth, wie wenn jemand Pa- 
rallelen zwifchen ven Berfammlungen, welche in der vorrevohntionären 
Seichichte Frankreichs den Namen „Barlamente“ geführt haben, 
und den heutigen Parlamenten ziehen wollte. In Amerifa ve- 
präjentivt dev Senat die Ginzelftaaten, von deren gefeßgebenden 
VBerjammlungen die Senatoren gewählt werden. Der belgische 
Senat wird von eben denjelben Wählern gewählt, wie das Haus 
der Abgeordneten. Der einzige Unterfchied befteht mm in dem er- 
höhten Genjus ala Bedingung der Wählbarfeit und in der doppel- 
ten Dauer der Wahlperiode. Beide Senate find alfo Nepräfen- 
tattonen des ganzen Volkes, welche auf dem Wege allgemeiner 
Wahlen, nur in anderer Weife ermittelt werden, als das Haus 
dev Abgeordneten. In feinem find gefonderte Stände und folche 
Intereffen vertreten, welche mit den allgemeinen Intereffen des 
Staates nicht zufammenfielen. Was das preufifche Herrenhaus 
dagegen ift, Habe ich unter dem Zeugnik feiner leitenden Mitglieder 
aus den Verhandlungen und Befchlüffen nachgewiefen. 

Aber jelbjt diefev VBerichiedenheit, welche das Herrenhaus von 
den Senaten Belgiens und Nordamerifas in Haffender Weite trennt 
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und von jedem amderen Dberhaufe fcheidet, weiß Stahl eine 
fühne Behauptung zu Gunften feines Argumentes abzıgewinnen, 
Dbjhon er im VBorderfase alle Erjten Kammern auf eine Linie 
gejtellt Hatte, jo fommt er doch auf die befondere Natur 
des preußifchen Dberhaufes zurück, welches im DBergleiche 
mit allen übrigen am wenigiten zu einer folhen Bejchränfung 
einen Grund biete, „da das unferige die Vertretung der fteuer- 
barjten Klaffen im ganzen Lande in fich jchliekt.*) Ob der 
Iharffinnige Staatsmann auch nur verfucht hat, jeine Behauptung 
ji) volfswirthfchaftlich zu verdeutlichen und die politifche Kolgerung 
aus derjelben Far zu durchdenfen? Wie feine Partei die Ber- 
tretung von Klafjen mit der freien Berufung des Königs verein- 
baren will, darüber mag fie mit fich felbjt ins Peine fommen; 
ich habe oft genug auf diejen umnlöslichen Widerfpruch Hingewiefen 
und acceptive den Namen einer Vertretung als das Zugejtändnik, 
daß der Geift des Bildungsgejeßes, die freie Berufung durch den 
König nicht in dem Herrenhaufe lebt. Doc an welche Mehrheit 
und an welche Art von Klaffen hat Stahl gedacht, al8 ev von der 
Vertretung der Steuerbarjten im Herrenhaufe fprah? Die fünig- 
liche Verordnung hat zwar den verjchiedenen Gattungen von Adels- 
verbänden die Yandesumiverjitäten und einige nach füniglicher Will- 
für zu bezeichnende Städte beigefelltt. Aber die Yandesuniverfitäten 
gehören in feine Steuerflaffe, und von einer irgend wie wirffamen 
Bertretung der ftädtifchen Steuerfraft im Herrenhaufe fan nicht 
wohl die Nede fein; man jehe auf die Anzahl diefer „Wertreter‘ 
oder auf die Art, wie fie ermittelt und zugelaffen werden. Dei 
bedeutendjten Städten des Yandes ijt es gegönnt, je Einen „Ber- 
tretev”‘ durch das Collegium der don der Regierung beftätigten 
Stadträthe als Wahlförper und aus diefem Collegium als dem 
geichloffenen Kreife der Wählbaren in die zehnfach überwiegende 
Klaffe der Adelsrepräfentanten einzumwerfen. DIahrelang mußten 
Berlin durch Krausnid, Danzig durd) Groddek, Breslau durd) 
Ellwanger, Frankfurt durch Pieper, Brandenburg durd) Brandt 
fih „vertreten“ fehen, das heißt in einer Weife, daß die „Re= 
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präfentanten‘ im Herrenhanfe im jchroffjten Gegenfaße politifcher Ge- 
finnung zu den Abgeordneten, den gewählten Vertretern diefer Städte 
Itanden. Und nun, da der Austritt der alten Dberbürgermeifter 
einzelnen Deagiftratscollegien die Gelegenheit bietet, dem fchreienden 
Misverhältnig abzuhelfen, fieht fi die HDauptjtadt des Yandes 
außer Yage, eine Präfentationswahl auch nur zu Stande zu bringen, 
und der freifinmigen Hanvelsjtadt Danzig, deren Abgeordnete und 
Stadtverordnete zu der fortgefchrittenften Liberalen Partei gehören, 
wird die Zurlaffung ihres eben exit aus einem hohen und dem 
fajt verantwortlichjten Staatsante übernommenen Bürgermeisters 
verfagt. Alfo die Städte befinden fidy nicht unter den vertrete- 
nen Stlaffen. Im überfließend veicher Anzahl und wol aud) 
in treuer Abjpiegelung ihrer Standesinterejfen find nur die ver- 
ichiedenen Schattivungen des zur Präjentation berechtigten Klein- 
adels vertreten. Meint nun Stahl, daß diefe als Klafje oder als 
Bielheit von Klafjen gedacht zu den Steuern mehr beitragen, als 
irgend eine andere Stlaffe von Einwohnern? Wie er den im diejem 
Sinne jonjt unbefannten Begriff der KRlalfe definiven mag, immer 
wird cs leicht fein, den Ausspruch mit großen Zahlen zu wider- 
legen. Die Städte, das platte Yand, die Bauern, Kaufleute, 
Handwerfer und Kabrifanten, jede Gefammtheit für fich als Klaiie 
überwiegt in ihren Steuerbeiträgen und Staatslaften den im 
Herrenhaufe vepräfentirten Adel um ein fo Bevdentendes, daß fan 
Momente des DVergleiches vorliegen, Die einzige Stadt Berlin 
mit ihrem Grundeigenthume von mehr als 150 Millionen läßt an 
polfswirthichaftlichem Neichthume den gefammten Herrenhausadel 
weit hinter fi) und bringt im jtädtifchen Budget von über vier 
Millionen jährlich mehr an Semeindefteuern auf, als die Sefammt- 
teuer des vertretenen Adels beträgt. Die verjtecdtteren Staats- 
fajten, wie Meilitärpflicht, Wegebauten, Einfuhrzölle und imdivecte 
Erhebungen anderer Art treffen jede andere Klaffe in einem noch 
ihwerern Verhältnif. Welchen Titel des Budgets man auffchlägt, 
welche Staatslaft man in Betracht zieht, im Nichts zeichnet fich die 
Steuerbarfeit des Herrenhausadels vor den „Slafien“ des Ge- 
werbes oder Belites irgend einer Aubrif aus, in Nichts fommt ev 
diejen Klaffen gleich, nicht einmal der SKlafjie des Proletariats, 
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welche verzehrend zu den Geldmitteln des Staates und im wenig 
lohnenden Militärdienfte mit Perfon und Vermögen veichlich fteuert. 
Auch an Einzelbeiträgen zu den directen Steuern werden die Adeligen 
vom alten und befeftigten Grundbefiß, die „ausgezeichneten Ge= 
Ihlechter” und Grafen von einer weit überwiegenden Perfonenzahl 
des Großhandels und der Fabrifation, als Klafje werden fie nicht 
nur don jeder andern breiten Volfsjchichte, jondern auch von ein- 
zelnen Anterabtheilungen derjelben überflügelt. Betrachtungen 
diefer Art find heutzutage jedem Anfänger in der VBolfswirthichafts- 
lehre geläufig, nur Stahl und allen denen, welche ihm die wunder- 
hohe Finanzbeveutung des Herrenhaufes nachbeten, jcheinen fie zu 
entgehen. 

Der maflofen Ueberihäßung des Hervenhaufes als Standes- 
kraft will ich die Kritik eines feiner eifrigften Anhänger, des 
Grafen von der Gröben-Neudörffchen, entgegenhalten. Als er in 
der Seffion 1856/57 die Erhöhung der Salzjteuer befürwortete, 
geitand er mit „Ichmerzlihem Gefühle‘ ihre großen Nachtheile für 
den armen Mann zu. Aber er hatte berechnet, daR der Militär- 
etat zu mehrfachen Berbefferungen in der Armee zwei Millionen 
jährlich bedürfe, und, fährt ev fort: „Sch habe lange und tief in 
meinem Herzen erwogen, ob nicht ein anderer Ausweg möglich 
wäre? Ich habe mehrere der Herren gefprochen und vorgeichlagen, 
daß wir, die wir hier (im Hervenhaufe) find, uns alle jelbit be- 
jtenern möchten, und c8 waren mehrere der edlen Perionen diejes 
Haufes dazu bereit. Aber ich mußte mir danıı auch jagen, cs wird 
nicht reichen, wenn wir alle, die Wohlhabenderen, nur zahlen, die 
große Mafje macht's aus.‘ *) Diefer Bericht betraf eine Er- 
höhung von zwei Millionen jährlich, während die Herrenhauspartei 
das Gewicht ihres Haufes an die Spike ftellt, wo c8 ji) um das 
Schhsfache diejer Erhöhung handelt. Die einfache und ungefünftelte 
Auffaffung befhämt die Staatsmannjchaft jeiner hervorragenden 
Parteigenofjen, welche aus jolchen Borfällen die leicht farliche 
Lehre ziehen follten, wie gering im VBerhältnif zu den laufenden 
Staatsbedürfniffen die Mittel der großen und Fleinen Herren im 


*) Verhandlungen des Herrenhaufes, 1856—57, ©. 269. 
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Haufe amd der von ihnen „vertretenen Klaffen“ find. Ste brauchten 
die Urfache dafür noch nicht in den bejonderen fnappen DVBerhält- 
niffen des preußischen Kleinadels zu Juchen, welche gegen die täglich) 
fteigende Bedeutung der Induftrie zu einer immter tieferen Scala 
hevabfinfen. In allen Yändern, auch wo der Adel einen verhältniß- 
mäßig weit veicheren Antheil am Bolfsvermögen hat, und in allen 
Beziehungen, auch wenn man den blühendjten Großhandel als 
Kaffe einfchäßt, Fällt in der Staatswirthichaft die Hauptlaft auf 
die Schultern der Meaffe. Eben deshalb ift e8 eine gemeingültige 
Kegel, welche jeder wahrhaft conftitutionelle Staat in ausdrüd- 
ihen Berfaffungsvorfchriften oder im gefchichtlich traditioneller 
Weife anerkennt, da die Entjcheivung darüber, wie die Staate- 
laften zu begrenzen umd zu deden, den Vertretern des ganzen Volkes, 
welches alle jteuernden Stlaffen im fich Schließt, nicht den Vertretern 
einer einzelnen, noch fo jteuerbaren Slaffe oder ihren BVBertretern 
anheinmgegeben werde. 

Aus diefer Negel ijt dev Meapitab entnommen, nach welchem 
die Verfaffungen der einzelnen Yänder den Dberhäufern die Finanz- 
befugniffe zugemeffen Haben; am dieje Kegel fmüpft ji) die Ent- - 
Ttehungsgefchichte dev Beichränfungen des preußiichen Herrenhaufes, 
und von ihr gehen die Grundzüge aus, welche der zufünftigen 
Praxis beider Häufer die richtige Bahn vorzeichnen, wenn einmal 
der wahrhaft verfaffungsmäßige Geift das preuktiihe Staatsleben 
bejeelen wird. Als Preußen in die Neihe der Berfaffungsftaaten 
eintreten wollte, fand es in den übrigen conftitutionellen Staaten, 
in denen zwei Kammern an dev Gejetgebung theilmnahmen, zwei 
verschiedene Syfteme dargeftellt, denen verfchiedene gejchichtliche Ur- 
jachen zu Grunde lagen. Man darf Belgien und England als die 
Yänder betrachten, in denen damals die beiden Gegenfäße zum 
reinten Ausdrucke kamen In Belgien hatte man das Zwei- 
fammerjyitem aus dem theovetiihen Nechtfertigungsgrunde ange- 
nommen, m zwei fi) controlivende Drgane derfelben Gefammtheit 
zur haben. Beide Kammern zufammen follen die wirkliche DBer- 
tretung des Bolfes bilden. Der Senat wirzelt ebenfo wie das 
Haus der Abgeordneten in der Sefammtheit des wählenden Volfes, 
ift im gleicher Abhängigkeit von demfelben Corps ;der Wähler. 
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Denn der erhöhte Cenfus, welchen die befgiiche Verfafjung als 
Bedingung für die Wählbarfeit zum Senat vorjchreibt, und die 
verlängerte Wahlperiode find nicht gegen das Princip der allge 
meinen Wahlen gerichtet, fondern bilden, wie überhaupt jedes auf 
einem Genjus ruhende und mit anderen Nebenbedingungen ausge- 
stattete Wahlfyftenm, den Berfuch, einen, wie man glaubt, jorgfälti- 
gern Ausdruck der Volfsmeinung zu gewinnen, als bedingungslofe 
Urmwahlen. In England dagegen ftellt das Dberhaus ererbte Macht 
und everbte Befugniß dar. ES giebt nicht vor, in gleichem Sinne 
wie das Haus der Gemeinen oder gar mit größerer Einfiht das 
Land zu vertreten. Die Yords find im jtratsrechtlichen Sinne die 
Nachkommen und Erben jener mächtigen Herren, welche einjt ver- 
möge ihrer wirflichen Macht über die Gefchide des Yandes ent- 
jchieden und deren Meinungen gehört werden mußten, wenn ev- 
hebliche Yeiftungen, wenn eine principielle Auseinanderjeßung zwischen 
Fürft und Volk zu Nathe jtand. Macht, Neichthum und Anfehen 
find jett zwifchen dem Parlamentsadel und den Gemeinen anders 
vertheilt, als chedem; naturgemäß hat auch die Bedeutung des 
Dberhaufes fich verringert. Aber der Nechtstitel der Yords tft 
ununterbrochen geblieben, jolange England von Königen behevrjcht 
wird, md der Adel Hat jtets den Zeitverhältnifien jo gut Rechnung 
zu tragen gewußt, daß ev das ererbte Necht, welches heute noch durch) 
erhöhte Bedeutung in der Gejellfchaft unterjtütst wird, bisher nicht 
verwirft hat. Das Yand erfennt immer noch die Yords als feine 
geborenen Berather an und gewährt ihnen eim entiprechendes 
Map von Einfluß und VBortheil. Das ganze VBerhältuig wird von 
dem Wefen eines privatrechtlichen DVertrages beherricht, welcher 
jtillfchweigend unter befannten Bedingungen verlängert wird, umd 
hauptfächlich unter der allgemeinen Bedingung, daß beide Parteien 
fih dabei wohl befinden. Das Haus der Yords ijt Feine DVolfe- 
vertretung, wird nicht fictiv dafür gehalten umd Hält fich jelbit 
nicht dafür. Daher feine uralte Enthaltfamfeit in den Finanz 
angelegenheiten des Yandes. Die belgiiche Berfailung befindet 
fich nicht im Widerfpruch mit dem leitenden Srundfat des englischen 
Staatsrechts, jondern verführt theoretiich richtig, daR fie zwiichen 
dem Abgeordnetenhaufe und dem Senate feine principielle Ver- 
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Ichiedenheit dev Finanzbefugnifje Herjtellte, weil in Belgien beive Häufer 
durch Wahlen entjtehen und zufammen die Volfsvertretung darftellen. 

So fand Preußen, an der Schwelle feines eigenen Ueberganges 
sum parlamentarischen Berfatiungsleben, die beiden Principien und 
Wirfungsarten des Zweifammerjyjtens dor. Inmitten der er- 
vegteften Bewegungen des Jahres 1845 drang das Syitem jelbjt 
als Grundzug aller VBerfaffungsentwirfe dur. Aber dic Wahl 
zwijchen beiden Arten war leicht. Mit der richtigen Einficht, welche 
in der gehobenen Stimmung nad) einer gewaltigen evolution 
fait inftinetiv im Bolfe zu wirken und felbjt die Doctrinäre zu 
beherrichen pflegt, erkannte man, daR für eine Pairie die wejent- 
lichite Borbedingung, nämlich das ererbte Machtverhältnig fehlte 
und durch feine VBorfchrift fich evjetsen ließ. Im allen Berfaffungs- 
arbeiten des Jahres 1545, in dem Kamphanfen’schen Negierungs- 
entwurfe, im den DBorarbeiten der Kommifjion der Nationalver- 
jammlung, in der oetroyirten Urkunde und dem interimijtifchen 
Wahlgefete vom 6. December 1848 ging man davon aus, daß die 
Kammern zwei fich controlivende Drgane derjelben Gejammtheit, 
daß die Mitglieder beider Kammern gewählte Bertreter des ganzen 
Bolfs jein follten. Während der VBerfaffungsrevifion begann die 
Nückbewegung damit, daß die königliche Botichaft vom 7. Januar 
1350 an Stelle gewählter Vertreter ein Gemifch von erblichen und 
lebenslänglichen Bairs, von Nepräfentanten jtädtischer Behörden 
und einer Anzahl Höchitbeftenerter für die Zufammenfeßung der 
Erjten Kammer verlangte. Damit verband die Botjchaft ven 
Borjchlag, dak die Finanzgefetentwürfe zuerit der Zweiten Kammer 
vorgelegt werden müßten (Propofition VII). Dies bot die Ne- 
gterung als Gegenwerth für die geforderte Abänderung der Eriten 
Kammer an, aber jie beabfichtigte, wenn man ihren Motiven 
Glauben Shenkt, mit diefer im Wortlaute fo geringfügig Flingenden 
Concefjton eine durchgreifende Reform des ganzen Finanzrechts. 
Sobald die Erjte Kammer aufhöre, eine reine Wahlfammer zu fein, 
jo folge daraus von jelbjt, daß der Zweiten Kammer, wie es in 
denjenigen Staaten, wo die conftitutionelle Staatsform dauernden 
Bejtand gewonnen habe, überall der Fall fei, ein überwiegender 
Einfluß auf Finanzfragen eingeräumt werde. Die Grundlage hier- 
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für fet in der jet verftärkten Befugniß diefer Kammer gegeben, 
die weitere Entwicdelung der Berfaffung in diefem Sinne jet der 
Zukunft anzuvertrauen.*) Nach lebhaften und erjchöpfenden De- 
batten jtimmten die Revifionsfammern der vorgeichlagenen Ab- 
änderung für die zufünftige Exfte Kammer zu. Die fiebente Pro- 
pofition, welche in ihrer Begünftigung der Zweiten Kammer feinen 
Widerfpruch gefunden hatte, wurde jedoch um die Jchwerer wiegende 
Garantie bereichert, daß die Haushaltsetats von der Erjten Kammer 
m im Ganzen angenommen oder abgelehnt werden dürfen. **) 
Graf Arnim verwendet in jeiner Abhandlung über das Recht 
des Herrenhaufes bei der Feftfeung des Staatshaushaltsetats ein 
volles Kapitel auf die Wiedergabe der Verhandlungen über diejen 
Beichluß, welche „Leider jo furz waren, daß dem Wunfche, fie voll- 
ftändig wiederzugeben, auch die Nückficht auf den Kaum nicht ent- 
gegenfteht”. Er fucht aus ihnen und aus anderen begleitenden 
Umftänden, wie aus’den Situngszeiten darzuthun, dar der Beihluf 
in der Zweiten Kammer „ohne alle Vorbereitung und thatjächlic) 
ohne Discuffion” angenommen, daß die ganze Frage über die Be 
handlung der Finanz und Staatshaushaltsgefetse durch die Frage 
über die „PBairie” in den Hintergrumd gedrängt umd nicht mit der- 
jenigen Gründlichfeit behandelt worden jei, welche jie verdient und 
welche geeignet gewejen wäre, jpäteren Uebeljtänden vorzubeugen. 
Aber was folgt aus diefer jchnellen Erledigung? Der Berdacdht 
einer Meberrumpelung bleibt ausgefchlojien, da der Beichluß in 
zwei Kammern getrennt bevathen und angenommen und vom Könige 
zu einer Zeit genehmigt wurde, als er die Sanction der Nevifions 
arbeiten von den Bürgfchaften ihres conjervativen Glements ab- 
hängig machte, Und aus den Kammerverhandlungen, welche ich 
zu Ddiefem Zwede an einer anderen Stelle beleuchtet habe, geht 
deutlich hervor, daß man fich der vollen Tragweite des Beichluffes 
bewußt gewefen ift, den man im Haufe wiederholt als einen Gegen 
Itand von entjcheidender Wirkjamfeit, jogar als die ‚„Annullatton 
der Erjten Kammer’ bezeichnete. An der richtigen Würdigung 
*, Motive zur Botjchaft vom 6. Januar 1850, Propofition VII. 


**) Art. 63, Abjak 3 der Berfafjungs-Urkunde. 
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feines Inhalts Hat es nicht gefehlt, aber dennocd gab es wenig zu 
debattiren, nachdem die ‚„„Bairie” angenommen war. Dadurch war 
die Vertretung des Volkes ausfchlieglih in das Haus der Ab- 
geordneten verlegt, umd wenn man dennoch ein wahrhaft ver- 
faljungsmäßiges Yeben vorbereiten wollte, jo verjtand es ji) von 
jelbjt, dar die wefentliche Entjcheidung über die Einnahmen und 
Ausgaben im die Hand deilelben Daufes gegeben werden mußte. 
Die Negierung hatte die Meethode vorgejchlagen, den Einfluß der 
Zweiten Kammer jofort durch eine ausdrücliche Berfaffungsvorfchrift 
zu verftärfen md die weitere Entwidelung der Berfaffung nad) 
diefer Seite Hin der Zufunft zur überlaffen. Graf Alvensleben 
jelbft, das Haupt der Partei, welche die Nechte der Pairie bei 
ihrer Geburt wahrnahm, erwartete von der conftitutionellen Praxis 
auch ohne ausdrückliche VBorichrift ein Zurüdtreten der Erjten 
Kammer in Sinanzfachen gegen die Zweite - Er erklärte fidh 
überzeugt, daß jene mit Kleinen Specialitäten des bereits von der 
Zweiten Kammer normirten Ctats fi) nicht befaffen, und daß ein 
dem entjprechender Gebrauch jich jofort herausjtellen und in fünf- 
tigen Jahren befejtigen würde, Nur darin jah er die höchite Ge- 
fahr für die Bedeutung der PBairsfammer, daß „der Grundjag in 
jeiner ganzen Schroffheit in das Staatsgrundgefe niedergelegt 
werden” follte. Das jei gleichbedeutend mit dem Ausfchluß der 
Sriten Kammer von der Betheiligung an dem Staatshaushalts- 
etat, welcher in dem Bejchluffe „höchjtens verjchleiert“ jet. *) 
Sraf Alvensleben gebührt die Anerkennung, daß er der Flarfte 
Ausleger des Beichluffes gewejen ift. Hätte das lettte Ziel der 
Berfaifungsredifion darin beitanden, die Erjte Kammer von der 
Befaffung mit den Heinen Specialitäten des Etats auszufchliegen, 
jo würde e8 faum einer ausdrüdlihen VBorfchrift bedurft haben, 
und die allfeitig zugejtandene Borberathung des Abgeordnetenhaufes 
wäre eim ausreihender "Schuß gegen abweichende Gelüfte der 
‚„Bairs“ gewefen. Aber das leiste Ziel ging weit darüber hinaus. 
F8 galt, der Volfsvertretung das Geldbewilligungsreht zu erhalten 
und die außerhalb derfelben ftehende Erite Kammer auf eine for- 


— 
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male Betheiligung zu bejchränfen, wie fie das Beijpiel Englands 
vorzeichnete. Deshalb wurde die mildere Form der füniglichen 
Botjchaft, welche zwar nad) den Erläuterungen in den Motiven 
Großes vorzubereiten bejtimmt war im Texte aber fi) damit be- 
gnügte, ein Fingerzeig und eine Anregung für die Zufunft zu 
fein, ungenügend befunden und durch den deutlichen Wortlaut 
der Berfaffung erfett. Die Gefeßgeber waren fich des wefentlichen 
Unterjchiedes bewußt zwifchen der fiebenten Propofition der fünig- 
fihen Botfhaft und dem von ihmen gebildeten Verfaffungsjaße. 
Die Propofition wollte der Zweiten Kammer einen Vorrang in 
allen Finanzangelegenheiten einräumen und mit dem bejfern 
Rechte, welches ihr Fraft ihrer Eigenfchaft als Volfsvertretung, 
gegenüber einer Pairie, gebührte, auf eine zufimftige Entwidelung 
des DVerfaffungslebens anweifen. Die Negierung gejtand im den 
Motiven den Nechtstitel der Zweiten Kammer zu, doc meinte fie, 
die Unwiderlegbarfeit der inneren Gründe verbürge, dag die Ent 
wicelung feinen andern Weg werde nehmen fünnen, und fie (ud 
die Gefetsgeber ein, Lieber im DVertrauen hierauf das Net aus 
dem eingeftreuten Samen wachjen zu lafjjen, als es veif vom 
Baume zu jchütteln. Die Gefeßgeber dagegen fahen fich nicht ver- 
anlapt, auf die Zukunft zu verweifen, wo die Sade jchon jo ge- 
nügend vorbereitet war, der Anfprucd) der Volfsvertretung von jo 
unbejtreitbaren Gründen getragen wurde. Wozu diefe auf einen 
Vorrang vor der GEriten Kammer befcjränfen, da ihr ein vor 
züglicheres Recht gebührte? 

Der firze Schluffas des Art. 62 fpricht das Vorredt in 
„leiter ganzen Schroffheit” aus. Der Schlüffel zu den Steuer- 
fräften des Yandes ift ausschließlich der Bolfsvertretung anvertraut. 
Die Geldbewilligung erjcheint in allen Verfaffungen, in den alten 
umd neuen, in den jtändischen und vepräfentativen, als ein jelbft 
jtändiges, von der Theilnahme an der Gefeßgebung unabhängiges 
Recht, als eine Bürgschaft, welche in den Gefeten, von den Ge 
Ihichtsforfhern und Staatsrechtslehrern jelbjtändig neben anderen 
Bürgschaften, unmittelbar neben dem Antheil der Stände oder der 
Kammern an der Gejetgebung aufgezählt wird. Seinen wichtig 
jten Ausdrud, mehr noc als in der Bewilligung neuer Steuern, 
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erhält das Geldbewilligungsreht in der Negelung der Staats- 
wirthichaft. Neue Steuern werden gewährt, wenn anerkannte Be- 
diürfniffe zu befriedigen md die vorhandenen Meittel unzulänglich 
jind. Wenn ein Gejet neue Steuern zubilligen foll, jo muß das 
zwingende Dedürfniß beveits anerkannt fein. Aber das WaR der 
Hedürfniffe, der Umfang der vorhandenen und der erforderlichen 
Meittel, finden ihre Erwägung in der Berathung des HDaushalts- 
etats. Sur ihr ehrt jährlich die Gelegenheit wieder, die großen 
Srumdjäte zu prüfen, welche die finanzielle Benutung umd volfs- 
wirthichaftliche BerwertHung der Yandesfräfte regeln; die Wirth- 
Ihaftsmarimen der Regierung im Großen fommen bei den Sefammt= 
beträgen der Meinifterien und den größeren Budgetabfchnitten, die 
Sorgfalt md Sewiffenhaftigfeit der Nefiorts bei den kleinen Details 
zur Sprache, und hierbei lajjen fich durd) Abänderungen jetst fchon 
neue Grumdjäße einführen, oder durch Bejchlüffe die Abjichten für 
die Zufunft ausdricen umd die gewünfchten Verbeiferungen vorbe- 
reiten. Sm den großen und Fleinen Details des Gtats liegt die 
Sefchichte der Verwaltung und das Programmı dev Negterung, in 
der Borlage des Budgets unterbreitet fie Beides der Kritif der- 
jenigen Kammer, welche jede Einzelheit zu unterfuchen berufen und 
mit Erfolg zu fritifiven berechtigt it. Aus der jährlichen Be- 
rathung des Etats entwicelt fich eine Eontrole über alle Angelegen- 
heiten de8 Staates. Im der Wetwirfung hierber ift die Erite 
Kammer weit Hinter die Wolfsvertretung geftellt, weil fie im die 
Einzelheiten des Etats fi) nicht zu mischen hat. Wo das Abwägen 
der vorhandenen Mittel umd Bedürfniffe anfängt, Hört ihr Be- 
ruf gänzlich auf. Wie abweichend ihre Grundfäße von denen der 
Bolfsvertretung feien, wie jehr fie hier einen umbefriedigt gebliebe 
nen Wunfch, dort einen ihr überflüifig erfcheinenden Aufwand von 
Neittelm misbillige, fie fan darımm nicht das Budget verwerfen, 
Während die begleitenden Befchlüffe der VBolfsvertretung Anweifun- 
gen für die Zufunft jehr nahe kommen und die Negierung bei den 
Sntwurfe des mächjten Stats jehr wohl zu erwägen hat, ob fie 
nicht jenen Beichlüffen fchon jett Nechnung tragen müffe, oder ob 
fie mit abweichenden Borfchlägen durchzulommen fich getraue, haben 
die Anmerkungen der Eriten Kammer den Werth von Privat- 
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erörterungen, welche nach ihrem inmern Gehalt zu jehäßen find umd 
durch die Beichlupform fein Michrgewicht erlangen. Cine Xe- 
jolution der Erjten Kammer zum Budget hat die Bedeutung eines 
Gutachtens; e8 muß vor allem auf überzeugende Gründe ic) 
jtüßen und verliert danıı noch durd) die Eiferfucht, welche die Form 
des Beichluffes bet der Volfsvertretung immer erwecen wird. Das 
formelle Recht, bei Gelegenheit des Budgets Beichlüffe zu fafjen, 
über Sinanzgrundfäge zu debattiren und abzujtimmen, fan man 
der Erjten Kammer nicht beftreiten, aber ihrer Würde dient fie am 
beiten, wenn fie in ihrer Behandlung des Budgets auf die Fürn- 
fichfeit der Zuftimmung ich bejchränft. Dieje allein erfordert die 
Berfallung. Db durch diefe Körmlichfeit nur der Gefeßescharafter 
des Etats äußerlich gewahrt und deshalb allein die Zuftimmung 
aller jonjt wirkenden Factoren eingeholt, ob die Erjte Kammer vor 
ihrer fürmlichen Zuftimmung die Gefesmäßigfeit des gefammten 
vorangegangenen Verfahrens oder den verfaffungsmäßigen Suhalt 
des Staatshaushaltsetats prüfen Joll, ijt eine Krage, welche außer 
Betracht bleiben darf, folange die Yegalität gewahrt und fein Ver- 
faffungsbrucd) in einem tat vorgefommen ift. Sch will alle drei 
Aufgaben gelten laffen; feine von ihnen verjtärkt den Werth von 
Beichlüffen, welche außerhalb der Alternative der Verfaffung jich) 
bewegen, daß der Stat im Ganzen angenommen oder abgelehnt 
werde. Für die fachverjtändigen Meitglieder der Erjten Kammer 
gemigt eine freie Beiprehung der Gegenjtände, welche ihnen am 
Herzen liegen. Die ganze Kammer ijt gewiß feine jachverjtändige 
Körperschaft, und für die Entjcheidungstraft der Mehrheit gibt es 
feinen gefetlichen Boden. Gin natürliches Mistrauen jteht jeder 
Ginnahmequelle entgegen, welche die Erjte Kammer nachweiit und 
das Abgeordnetenhaus ablehnt, und jeder Befchluß über die Ber- 
wendung don Mitteln, welche von der Entjchliegung des Abgeord- 
netenhaufes abweicht, ift an ji) jchon eine Iiederlage der Eriten 
Kammer. Ich darf auch hier auf die Praris des englijchen Herren- 
haujes hinweisen, welches einer theoretifchen Cinmifchung bei der 
Aufjtellung der Grundfäte des Staatshaushalts nod jorgfältiger 
aus dem Wege geht, als einer thatjächlihen in den übrigen Theil 
der Sinanzgejetgebung. 
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Das bedeutungsvolle VBorrecht des Abgeordnetenhanfes Dei der 
Seititellung des Haushaltsetats zieht naturgemäß die übrige Sinanz- 
gefeßgebung im feinen Kreis. Bei Gefetentwürfen, welche neue 
Stenern einzuführen, alte abzuschaffen oder abzuändern bejtimmt 
jind, hat die VBerfaffung nur den in der Botjchaft angebotenen Vor- 
rang beibehalten. Ste werden zuerft dem Abgeordnetenhanfe vor- 
gelegt, d. h. fie werden erjt im diefem Haufe durchberathen und 
in der angenommenen Form gehen fie als Borlage zur Berathung 
an die Erjte Kammer; diefe darf fie annehmen, ablehnen oder 
auch mit Berbejjerungen verjehen und im abgeänderter Form an- 
nehmen. Aber die Befuguig findet ihre Beihränfung in allen 
Sällen, in denen das neu vorgejchlagene Gejet im innigen, oder 
gar in einem ımanflöslihen Zufammenhange mit dem Ctat jteht. 
St ein Bedinfuig anerfannt, jo müfjen die Mittel bejchafft wer- 
den; dabei jeße ich voraus, daß Feine gejunde Politik ein Bedürfnig 
für anerfannt erklärt, dejfen Befriedigung die Kräfte des Pandes 
übersteigt. Unter den beiden Borausfegungen des Bedürfniffes und 
der möglichen Befriedigung jchreitet die Gefetgebung zur Erwägung 
der günftigjten Modalitäten, unter denen die Mittel zu befchaffen. 
Dem Abgeordnetenhanje bleibt dev weitere Raum der Erwägung, 
ob etwa die vorhandenen Wittel anders zu vertheilen und was dort 
zu verwenden, hiev zu fparen jei. Darüber entfcheidet es Fraft fei- 
nes Vorrechts beim tat ohne Mitwirfung der Erften Kammer. 
Findet es nichts zu jparen und forgt cs deshalb in einem neuen 
Sefege für nene Steuern, dann erjt beginnt die Meitwirfung der 
Srjten Kammer, welche, wenn fie das Bedürfnif zugefteht, die 
neren Cimahmen niemals um deswillen verfagen fann, weil durch 
eine andere Bewirthichaftung der vorhandenen Mittel das Fehlende 
anderswoher zu entnehmen fei. Die Ausübung der formell ihr 
zuftehenden Befugnig, das Gefets abzuändern, fommt der Ablehnung 
gleich, wenn je die wejentlichen Srundfäße des Entwurfs betrifft 
und gegen den Widerjtand des andern HDaufes aufrecht erhalten 
werden fol. Geringer noch ift der verfaffungsmäßige Einfluß der 
Sriten Kammer, wenn e8 jih um die Abjehaffung oder Verminde- 
rung einer Steuer handelt. Willigt fie nicht ein, jo fann ja das 
Abgeordnetenhaus die Ausgabe des Mehrbetrags unterfagen und 
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damit den Zwed der Einnahme vereiteln, welcher immer nur in 
der Verausgabung erfüllt werden fann. 

In der That gibt es faum ein Finanzgejeß, welches man fic) 
(osgelöjt denken fünnte von dem Staatshaushalte des Jahres, für 
weiches dev Beginn feiner Wirkfamfeit beabjichtigt ift. Und wie 
überall der gejchichtliche Grund umd der Nechtsinhalt über die ledig- 
fihe Korn zu fiegen bejtimmt jind, jo muß die Entwicelung der 
Berfafjung dahin führen, daß die Volfsvertretung im Abgeordne- 
tenhaufe bei der Seftjeung des Staatshaushalts auc) von der in- 
direeten Eimwirfung der Pairie befreit werde, welche diefe durch 
eine Oppofition bei gewöhnlichen Steuergejegen in formell gültiger 
Weife ausüben fann. Das ift der Weg, welchen fchon die Motive 
der Föniglichen Botjchaft vom 7. Jamuar 1850 angedeutet haben. 
Das ift das Ziel, bei weldhen England bereits angefommen ift, 
als dejjen Merkzeichen das Haus der Gemeinen im Jahre 1860 
die drei wichtigen Befchlüffe gefaßt Hat: daß „das Necht, Geldmit- 
tel der Krone zu bewilligen, den Gemeinen allein zuftehe”; daf 
„Die Ausübung des Nechtes durch die Yords, Steuerbills zu ver- 
„werfen, von dem Unterhaufe jtets mit bejonderer Giferfucht be- 
trachtet worden, weil es die Befugniffe der Gemeinen berühre, die 
für die jährlichen Staatsbedürfniffe erforderlichen Gelder zu be- 
willigen und für die Aufbringung derjelben Sorge zu tragen‘; daR 
es drittens „in der Hand des Unterhaufes Liegt, die Steuern in 
der Art aufzuerlegen und wieder aufzuheben und die Seldbewilli- 
gungsbilt in der Weife zu fallen, dar nad Inhalt, Art, Ma und 
Zeit eine Berletsung des Nechtes der Gemeinen unmöglich it“. 

Die Gründe diefer Beihlüffe fprechen gemeingültige Wahrhei 
ten aus, welche nicht nur für England, jondern für alle Yänder 
pafjen, deren ziwei Kammern im einem principiell abweichenden Ber- 
hältniffe zur Bolfsvertretung fich befinden, Die Gründe pafjen im 
höchjten Maße auf Preußen, dejjen Herrenhaus nicht blos ebenjo, 
wie das englifche Haus der Yords, außerhalb der Bolfsvertretung 
jteht, fondern fogar als den Bertreter befonderer Belit- und Ber- 
mögensverhältniffe jich betrachtet. Db auch die Machtverhältniffe 
diefelben find? Db das preußische Haus dev Abgeordneten jic) 
gleichfalls rühmen darf, die Ordnung des Kinanzwejens ganz und 
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ausichlieglih im die Hand nehmen zu fünnen? Sch vede nicht von 
dem gegenwärtigen Augenblide, in welchem der ganze Einfluß des 
Parlaments durch feinen thatfählichen Ausschluß von der Seitjegung 
des Staatshanshaltsetats juspendirt ift. Meine Frage bezieht fi 
auf die Zukunft, welche den gegenwärtigen Kampf nicht anders De= 
enden fann, als mit dem unverfümmerten Nechte der Volfsvertre- 
tung, Steuern und Ausgaben zu bewilligen und zu verfagen umd 
eine wirffame Aufficht über die Finanzwirthichaft zu führen. So- 
bald das Haus der Abgeordneten feine ihm als Volfsvertretung 
gebührende und verfaffungsmäßig zugedachte Finanzgewalt vor Zwei- 
felm ficher geftellt Haben wird, dann wird es nad) derjelben natür- 
lichen Yogif, welche in England gewirkt Hat, zur demjelben GErgeb- 
nijje gelangen, welches in den jüngften englischen Bejchlüffen aus- 
gedrückt ift. Das prenfifche Herrenhaus verhält jich zu diefer ge- 
ihichtlichen Aufgabe freilich anders, als das Haus der Yords. Die- 
jes hat jtets die Sinanzen als eine bejondere Mact- und Nechts- 
Iphäre der Gemeinen willig anerkannt, hat fich niemals zu tief in 
Diejes Gebiet verloren und weicht mit gutem Anftande zurüc, fo 
oft das Haus der Gemeinen jeine Grenzen weiter hinausrüdt. Das, 
preußijche Herrenhaus aber hat die offenbaren Befchränfungen fei- 
ner Sinanzbefugniffe nur umwillig ertragen. Seine Marie ift, 
nicht über den Bucdhjtaben hinaus nachzugeben und den Buchjtaben 
möglichjt günftig ji auszulegen, weil es eines „gewöhnlichen, jeden 
jelbjtändig legislativen Factor natürlich zufommenden Nechtes‘‘ De- 
raubt fei.”) Billigerweife darf ich nicht die Umstände unerwähnt 
lafien, welche geeignet waren, zu einer jo jchroffen und unnachgie- 
bigen Haltung zu verführen. 

Das Herrenhaus trat in der Seffion 1854/55 feine parla- 
mentarifche Wirkfamfeit an. Damals und in der folgenden drei- 
jährigen Yegislaturperiode tagte neben ihm ein Abgeordnetenhaus, 
welches aus jehr beeinflugten, jehr mangelhaften Wahlen hervor- 
gegangen war umd weder die Ihatkraft einer treu ermittelten VBolfs- 
vertretung, noch die Theilmahne des Volkes befaß. Der zuverläf- 
ige Ton der eben fiegreich hevvorgegangenen Partei hatte einen 
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weit friichern Klang, als die gedrücten und dienjtwilligen Stim- 
men in dev Zweiten Kammer. Im DVolfe jelbjt hob man, zum 
Theil in bitterm VBorwurfe gegen das Abgeordnetenhaus, zum Theil 
mit einem oberflächlich aus den Tageserfcheinungen gejchöpften Ur- 
theile, den Vorzug eines unabhängigen Sinnes hervor, wie er fic) 
im Herrenhaufe zeigte. Unter diejen günftigen Umständen beganı 
das Haus von feinen formalen Befugniffen den ausgedehntejten 
Gebrauch zu machen, ohne auf Widerfpruch zu jtoßen. Es gelang 
ihm fogar in feiner dritten Seffion (1856/57), unbeliebte, von 
dem Abgeordnetenhaufe der Kegierung bereits zugejtandene Steuter- 
gefeße zu verwerfen*) oder durch Abänderung zum Falle zu brin- 
gen**) und jich den wirklichen Beifall der öffentlichen Meinung 
dafür zu erwerben. Aus einem andern zwar unpopulären, doc 
immer wirffamen Motiv fiel ihm jpäter bei dem zur Zeit bedeu- 
tendften Thema der Finanzgejfetgebung, den Grund» und Gebäude- 
jteuergefeßen, eine weit wichtigere Nolle zu, als fonjt einer Eriten 
Kammer bejchieden zu jein pflegt. Was font ihren Einfluß auf 
Sinanzfachen vermindert, das diente in dem gegebenen Kalle dazır, 
die Bedeutung des Herrenhaufes zu erhöhen. Weil cs mit Necht 
ji rühmen durfte, die Imtereffen der jtererprivilegivten Stände 
nad) Art einer von den Interejienten gewählten Vertretung zu ve- 
präfentiren, deshalb jah es fich bald im der gümftigen Yage eines 
Ausfchuffes der Privilegirten, mit welchem man unterhandeln mußte, 
um zu eimer gütlichen Einigung zu gelangen, und der fir einen 
Vergleich ausreichende Bollmachten befaß. Die Nachgiebigfeit des 
liberalen Minifteriums, welches die Grumndftenerfrage durchaus auf 
dem verföhnlichiten Wege zu löfen ftrebte, und der früher einmal 
erworbene Beifall des WVolfes erfüllten die Yeiter des Haujes mit 
einer fehr hohen Meinung von dem finanziellen Berufe und den 
finanziellen Befugniffen deffelben. Nach diefer Schäßung beeinflurten 
fie das Verhalten des Haujes. Sie liegen den Vorrang des Ab- 
geordnetenhaunfes bei Finanzgefegen außer Acht und fchlugen die 
Tragweite der Borrechte, welche fich nicht beftreiten liegen, zu gering 
*, Erhöhung der Salzfteuer. 
++), Gemerbeftenernovelle. 
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an. Dak die Finanzgejegentwürfe und der Staatshaushaltsetat 
zuerjt dem Abgeordnetenhaufe vorzulegen, — jo lautete die Aus- 
führung des Grafen Arnim, welche den Beichluß vom 11. Detober 
1562 vechtfertigen foll — das fei eine bloße Zeitfrage und hindere 
nicht, wie Gejchäftsordnung und vorangegangene Fälle beweiien, 
daß das Herrenhaus dennoch den urjprünglichen Entwurf der Re- 
gterung als die divect an das Herrenhaus ergangene Vorlage be- 
handle, unbefchadet der Umgeftaltung des Gefekentwurfs durch die 
Abgeordneten. So hat fi, das Haus dazu hinaufgeichwungen, im 
Beihluffe vom 11. October 1562 unter dem Namen der Annahme 
des urfprünglichen Negierungsentwurfs einen wefentlich veränderten 
Stat den Abgeordneten zur nochmaligen Berathung anzubieten. 
Andere Abänderungen hat das Haus bisher Freilich noch nicht an- 
genommen. Aber es fritifivt jeden Beihlug des Abgeordnetenhau- 
jes zum Gtat, jei es, daß er das Princip des zukünftigen Staats- 
haushalts zu beeinfluffen jtrebt, fer es, daR er als Ausdrud der 
Willensmeinung an die Regierung ergeht. Das Herrenhaus ver- 
jtieht folhe Beichlüffe mit feiner Annahme oder Ablehnung, faßt 
jelbjtändige Beichlünfe zu geringfügigen Einzelpojten des Etats und 
hat im wiederholten Källen jchon verjucht, die großen Grundfäße 
des Staatshaushalts in einem andern Sinne, als das Abgeordne- 
tenhaus, zu regeln, überhaupt im Steuer- und Sinanzjachen die 
Initiative zur ergreifen, gegen die wohlbefannten Abfichten der Ke- 
gierung und des Abgeordnetenhaufes. So weit jteigerte fich die 
Meinung des Herrenhaufes, bis es zuletst im Jahre 1862 der 
Negierung einen unfchätbaren Dienft zu leiften glaubte, indem cs 
den von den Abgeordneten fejtgejtellten Etat verwarf. 

Eine bejcheidene Enthaltfamfeit, wie fie die englijchen Yords in 
Sinanzfachen jih auferlegen, it vom prenßifchen HDervenhaufe nicht 
zu erwarten. Aber von feinem Widerjtande, von jeiner Yult, mög- 
fichjt gleichberechtigt neben dem Abgeordnetenhaufe zu jtehen, ift 
auch nichts zu fürchten. Die vorübergehende Bedeutung, welche 
ihm während der Reaction bis in das Jahr 1858 und fpäter wäh- 
vend der Verhandlungen über die Srund- md Gebäudefteuer zu 
fiel, darf uns nicht tänjchenz fie war an zufällige Urfachen gefnüpft 
und ift mit ihnen verihwunden. Die furze Periode des liberalen 
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Minijteriums und feines Friedens mit dem populären Haufe der 
Abgeordneten hat troß der geringen Kraftentwicelung beider deut- 
lich dargethan, wie wenig Einfluß das Herrenhaus auf die Finanz- 
angelegenheiten ausüben fan. Während der drei Jahre hat das 
. Herrenhaus viel bejchlojjen, aber bis auf eine höhere Geldentichä- 
digung für die Steuerprivilegien nichts erreiht. Der Aufhebung 
der Steuerfreiheit Hatte es ich lange im Princip widerfeßt, die 
jonjt unfehlbaren Ausleger feines Willens, Stahl und Graf Arnim, 
hatten verfündet, dag das Haus nicht nachgeben würde. Es jträubte 
ji, bis die Aufhebung für eine wichtige Maßregel der Finanz- 
wirthichaft und für die Grundlage zufünftiger Etats erklärt wırde; 
dann gab es nad. ES misbilligte die proviforifche Bewilligung 
der Gelder für die Militärreorganifation, aber es fchloß fich den 
Mapnahmen des Abgeordnetenhaufes an, und vom finanziellen 
Sefichtspunfte aus fiel es der Negierung nicht ein, nac dem Kathe 
des Herrenhaufes die Neorganifation für definitiv geregelt zu evflä- 
ven. E8 proteftirte gegen die Aufnahme dev Ueberichüffe aus den 
Einnahmen früherer Jahre in den Etat, erklärte ein folches WVor- 
gehen ohne ein mit ihm zu vereinbavendes Gefet für gefeswidrig 
und verlangte die Abführung an den Staatsihaß; aber es blieb 
beim erfolglofen Proteit. Es jchlug wiederholt neue Finanzquellen 
vor; aber die VBorfchläge wurden von den anderen Sactoren feiner 
ernten Erwägung gewürdigt, und die vom Parteieifer angefüllten 
Debatten find faum als mütliches Material zu verwenden. Erft 
als eine der eigenen Partei angehörige Negierung ans Ruder ge: 
fommen war, erjt als diefe im voraus erklärt hatte, mit dem Etat 
der Abgeordneten nicht Haushalten umd Lieber ohne jeden vereinbar- 
ten Etat regieren zu wollen, erjt danı erhob ji) das Haus zu der 
fühnen, zur Zeit aber völlig gefahrlos erjcheinenden That, den Etat 
der Abgeordneten zu verwerfen. Doc darf man ihm das Zeuguiß 
geben, daß nicht durch jeine Dppofition der budgetloje Zuftand in 
Preußen verlängert wird, fondern dadurd, da das Königthum feine 
ganze Widerftandsfraft gegen die befejtigte Volfsüberzeugung und 
die Macht feiner Hülfsmittel an dev Militärreorganifation, das 
Bolf den Werth der VBerfaffungsgarantien an der Ausübung feines 
Seldbewilligungsrechts verfucht. Das Herrenhaus zeigt guten Wil- 
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fen, gegen die Sache des DVolfes aufzutreten, wenn die Gelegenheit 
fich bietet, aber Graf Arnim glaubt Schon jest verfichern zu dürfen, 
daß das Herrenhaus „bei erreihtem Einverftändnifie zwifden 
der Regierung und dem Abgeordnetenhaufe über den Gefeßenhvurf 
voraussichtlich niemals Grund haben werde, feinerjeits nach Kund- 
gebung feiner etwaigen Bedenfen im einer oder der anderen Form 
Ihlieklih das Zuftandefommen des Gefetes zu verhindern‘.*) 
Graf Arnim Spricht von dem Budgetgefet, und feine Verficherung 
verdient unbedingten Glauben, weil in einem verfaffungsmäßigen 
Zuftande, in welchem die Negierung die echte der Volfsvertretung 
refpectiven und in Srieden mit ihr leben muß, der Staatshaus- 
haltsetat umd. die mit ihm im Verbindung jtehenden Kinanzgefete 
der verfümmernden Cimwirfung des Herrenhaufes entzogen find. 
Die Negierung hat, wenn fie nım mit den Abgeordneten einig tit, 
entweder die Mehrheit des Herrenhaufes oder die Umgeftaltung der 
Inftitution in Händen. Die Umgeftaltung ift freilich der äußerfte 
Schritt, aber das ftolzefte Herrenhaus gibt zulett nach, fobald die 
Sefahr des äufperiten Schrittes nahe hevantritt, umd die Verfüms 
merung des Staatshaushalts ift immer ein Antrieb zu demfelben. 

Wenn der gegenwärtige Kampf beendet jein wird, dam ers 
den die Nachtheile, welche das Herrenhaus, wegen dev Mängel im 
Kechtstitel feiner Entjtehung und in ferner Zufammenfeßung, der 
regelmäßigen Kortentwidelung der Berfaffungsverhältniife zufügt, 
nur auf dem Gebiete der gewöhnlichen Gefeßgebung zum Vorfchein 
fommen. Seine Finanzpolitik ift ungefährlich, weil die Berfaflung 
und der innere Grumd der Dinge fie bedeutungslos machen. 


*) ‚Das Recht des Herrenhaufes”, ©. 63. 


v1. 
Die Krifis in Prenben. 


(1862.) 


ni 


Der Conflict ift da. Bon Verföhnung ijt viel gejprochen 
worden, aber fein ruhiger Beobachter hat ernitlich daran geglaubt. 
Der Zufammenftoß Tollte abgejchwächt werden, aber es fehlte das 
Hemmungsmittel und in ungemilderter Heftigfeit it ev eingetreten. 
Umfonjt fucht man nach befehönigenden Namen; in ihrem inner- 
jten Kerne ift die Verfaffung angegriffen. Die Bolfsvertretung 
rügt unbevechtigte Ausgaben, die Regierung läßt das Urtheil ım- 
beachtet, fie wirthichaftet fort nac eigenem Ermeifen mit umbe- 
willigten Geldern, verwendet Staatseinnahmen, welche ihr mur zur 
Aufbewahrung, nicht zur Ausgabe anvertraut find, und erklärt laut, 
fie werde fortfahren, verweigerten Aufwand zu bejtreiten, weil 
und foweit fie ihn für nothwendig halte. Ste beruft fich auf ihr 
Keht und das Necht leitet fie aus dem Nothitande her. Der 
Nothitand ift vorhanden, aber man forjcht vergebens nad) der 
Duelle des Rechts. Ein Berfaffungsjahr ohne Budget it eine 
dringende Noth; der Staat fan gewilfe Wirthichaftsbedürfniife 
nicht ein Bahr unbefriedigt laffen. Aber die Regierung hat ebenjo 
wenig, wie irgend eine Privatperfon, Vollmacht, dem Nothitande 
abzuhelfen. Die Berfaffung fennt Feine Ausgaben ohne ein Ctat- 
gefeß und fennt feine Anweifung, wie in einem etatlojen Zuftande 
zu verfahren fei. Und nicht aus Vergefjen fehlt dieje Anweifung, 
nicht um die königliche Macht für die Befeitigung der Gefahr frei 
walten zu laffen, nicht weil es jelbitverftändlid wäre, daR irgend 
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eine Negierung mit ihrer Verantwortlichfeit für die Erhaltung des 
in feinen Grundfeften erjchütterten Staates eintreten müßte. lan 
braucht nicht exft auf mündliche Verhandlungen und schriftliche Motive 
zurüczugehen, der Klare Wortlaut der Berfaffung widerlegt für jeden 
Menfchen, der vernünftig jchließen kann und vernünftig jchliehen will, 
alle diefe Unterftellungen. Die Verfaffung unterfcheidet Nothitände 
verfchiedener Art; für einzelne hat fie unter gewijjen Vorausjeßungen 
zur föniglichen Gewalt in Verbindung mit der Verantwortlichfeit 
der Minifter als dem Mittel zur Abhülfe gegriffen. Aber der 
Mangel an einem Etat 'entbehrt immer die verfafjungsmäßigen 
Borausfeungen und gehört nicht zu der Gattung von Nothitänden, 
deren Abwendung dem Könige und jeiner Negierung anvertraut 
wäre. Zu den Vorausjekungen gehört, daß der Nothjtand 
während der Abwefenheit der Kammern entjtanden und daß die 
Zuftimmung der Kammern zu vermuthen fei. Er darf nie durch 
eine Auflöfung des Abgeordnetenhaufes oder den Schluß der 
Sefjion herbeigeführt, nie durch eine mangelnde Vereinbarung 
zwifchen der Negierung md den Kammern oder zwijchen dei 
Kammern unter einander bewirft werden. Der Gattung nad) 
ichlieht die VBerfaffung jeden Gefekesftoff, welcher einen Theil ihres 
eigenen Inhaltes ausmacht, von einem Eingriff durch Dctopirungs- 
befugniffe aus. Gefetesftoffe diefer Art, zu welchen vor allem die 
jährliche Feftfeßung des Etats durch Gefeß gehört, Hat fie nicht 
aus Bergeifen übergangen, fie hat nicht, für den Fall der Noth, auf 
die fünigliche Macht oder das verantwortliche Handeln dev Minifter 
als Hülfsmittel vertraut, fondern beides verwehrt und verworfen. 
Eiferfüchtig wacht die Verfaffung über alles, was zum Grumdgefeße 
des Staates gehört, und die Unverleßlichfeit jedes Wortes, welches 
fie in den Text aufgenommen hat, jtellt fie weit über die Noth 
des Augenblids. Auch nicht einen Augenblick joll die Macht des 
Königs in Verfuhung gerathen, ji) erhaben über die VBerfaffung 
oder in ergänzender Sleichberechtigung zu dünfen, und die Verant- 
wortlichfeit der Minifter, jo jehr fie die Grundlage jedes ver- 
faffungsmäßigen Yebens ift, hat doch nichts von dem Schute, 
welchen die Heiligkeit der Verfaifung gewährt. Vieber joll die 
Noth des Augenblids und der mögliche zurücbleibende Schade 
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getragen werden, als dap verfallungsmäßig ein Mittel geboten 
wirde, daß irgend ein anderer Wille im Staate, als der volle 
und fürmliche Wille der Gefeßgebung auch nur auf jo lange, bis 
die Kammern zufammengerufen find, gegen die Berfaffung fich 
Kraft und Geltung verfchaffte. Solcher Art ift die Heiligkeit der 
Berfaffung, deren Berlegung ein DVBerbrechen (Art. 61), deren 
gewaltfame Aenderung nach dem preugiichen Strafgefeßbuche ($. Gl, 
Jr. 2) Hochverrath und mit dem Tode zu bejtrafen ift. 

Schiene eine Veränderung der Berfaffung noch fo jehr geboten 
und unverjchiebbar, wer fie unternähme, das Minifterium, welches 
eine darauf abzielende Anordnung gegenzeichnete, machte jich des 
Hochverraths jchuldig. Ebenfo bleibt jede Anordnung, welche auc) 
nur zeitweilig über eine Vorjchrift der Berfaffung jich Hinwegjest, 
wie dringend aucd das Wohl des Staates fie zu erfordern jcheine, 
eine verbrecherifche Handlung. Diefe wohlberechnete Strenge der 
Berfaffung hat freilich das Minifteriun Auerswald in dem Gejeß- 
entwurfe wegen Minifterverantwortlichkeit tief herabzuftimmen ver 
jucht. Nur ein Vergehen gegen den ausdrüclichen Wortlaut der 
Berfaffung jollte bejtraft werden. Dann gäbe es freilih Naum 
genug für Umgehungen und jtill Schleichende Eingriffe, dann blühte 
der Wortfranm umd die Dinterlift, welche um bejchönigende Namen 
nie verlegen ift, dann wide die Berfalfung fofort zur Beute 
hineingejchleuderter Controverjen. Doch glücklicherweise ift es beim 
Berfuc geblieben und man darf Hoffen, daß auch in Zukunft fein 
Berjucd gelingen wird, welcher für Angriffe auf die Berfaljung 
eine Meilde einführen will, wie fie das preußische Strafrecht für 
Vergehen und Berbrechen anderer Art nicht fennt. Muß fi) doc) 
in Preugen jeder Yaie, auch der Ununtervichtete und Ungebildete, 
den logischen Folgerungen des Nichters unterwerfen und für Dieb- 
tahl oder Unterfchlagung Strafe erleiden, objchon der juristische 
Begriff feiner Handlung zweifelhaft fein mag; oder, um aus einem 
geiftigern Gebiete die Amwendung zu holen, muß doc jeder 
Schriftiteller feine Worte nach den feinften Ausführungen des 
Nichters verantworten und vertreten, und fallen doc) Vertretungs- 
lajt und Strafe in dem einen, wie in dem andern Kalle auf den 
Laien zurück, fjelbjt wenn der Begriff der Handlung jo ungewiß 


302 VI. Die Krifis in Preußen. 


ist, daß zweit Nichtercollegien ihn verjchieden bezeichnen, wenn Die 
Strafbarfeit jo zweifelhaft, daß zwei Inftanzen jte ableugnen und 
erst der höchjte Gerichtshof fie juriftiich feititellt. Das Höchite 
Intereffe des Staates, die Wahrung der VBerfaflung, verdient eine 
mindestens gleich ftrenge Bewachung gegen Uebelwollen oder Yeicht- 
fin; der böfe Wille der Gewaltinhaber ift mindejtens der Staats- 
ordnung jo gefährlich, wie Betrug und Missachtung des Eigen 
thums der Gefellichaft; Staatsmänner und Mintjter dürfen mit 
gleichem Maße gemejjen werden, mit denen das Strafrecht die 
Laien und Unumnterrichteten Heimfucht. Und jo ift heute nocd) das 
Sefet. Die Verfaffung ift verletst, nicht nur wenn der Wort- 
(aut wie eime vömijche Nechtsformel genau auf das Gegentheil 
der Anordnung paßt, jondern auch wenn eine Negterung anordnet, 
oder ein Weinifter gegenzeichnet, was gegen die vernimftige Folge: 
rung einer VBerfaflungsporfchrift verjtößt. 

E8 verftößt gegen jede vernünftige Folgerung, aus dem Art. 99 
der Verfaffung etwas anderes herauszulefen, als daß für fein 
Jahr Staatsausgaben ohne DVeranfchlagung, Bewilligung und 
Seftftellung durch Gefe gemacht werden dürfen, umd cs verjtößt 
ebenfo gegen jede vernünftige Kolgerung, aus der Detroytrungs- 
befugnig des Art. 63 und den dort aufgezählten Bedingungen und 
Gegenftänden nicht zu dem umdermeidlihen Schluffe zu gelangen, 
daß auch der Nothitand für König und Negierung feinen Nechts- 
titel bildet, um Ausgaben ohne ein gefetliches fejtgejtelltes Budget 
aus den Einnahmen oder angejfammelten Geldern zur bejtreiten. 
Srft wenn das Budgetgefeß erlafien it, hat die Negierung für 
das betreffende Jahr den Auftrag erhalten, die finanzielle Ver- 
waltung zu leiten und die Amweifung, wie fie die Einnahme be- 
Ichaffen und die Bedürfniffe decken fol. Dann find freilich Noth- 
jtände, Veränderungen in dev vorhergefchäßten Situation möglic, 
welche ein Abgehen von der Anweifung, eine Ueberfchreitung der- 
jelben und Mechrausgaben erforderlich machen. Solche Nothitände 
hat die Berfaffung anerfannt und berüdjichtigt (Art. 104). Su 
die allgemeine Anweifung ift, wie in jeder Privathanshaltung zu 
jein pflegt, die ftillfchweigende Vollmacht hineingelegt, Bedürfniffe 
zu befriedigen, welche zur Zeit der Berathung unterfchäßt oder 
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noch nicht erfannt waren, und fpäter erjt im Yaufe des DBerwal- 
tungsjahres hervortreten oder zur richtigen Schäßung gelangen, 
injfoweit nämlid) die Bedürfniffe dem Sinne des Etats gemäß find 
und aus den laufenden Einnahmen gedeckt werden fünnen. Für 
alle diefe Vorausjesungen übernimmt die Regierung die Verant- 
wortlichfeit, von welcher fie num durc die nachträgliche Genehmigung 
der Kammern befreit werden fann. Das ift die Bedeutung des 
Art. 104, welcher für die Finanzverwaltung ein ähnliches Aus- 
funftsmittel gegen Nothitand darbietet, wie Art. 63 in Betreff 
anderer vorläufigen Anordnungen. Aber weder im wörtlichen 
Sinne find „„Ueberichreitungen des Etats“ ohne einen gejetslich feit- 
geftellten Etat denkbar, noch läßt fich Logijch an die freie Discretion, 
welche der mit der Finanzverwaltung betrauten Regierung gegeben 
ist, über die Anweifung hinaus gewilfe Ausgaben zu bejtreiten, jo 
weit fie die Gelder aus den ihr zur Verwaltung zugewiejenen Ein- 
nahmen bejchaffen fanı, die Befugnig anlehnen, ohne Auftrag zur 
Sinanzverwaltung, ohne Bollmaht und Anweifung zu Ausgaben, 
ohne Zuweifung von Geldern zu diefem Zwede, dennoch alle Ge 
Ihäfte zu beforgen. Eine Finanzverwaltung ohne Budget bleibt 
immer ein VBerfaffungsbruch, welchen feine nachträgliche Genehmigung 
der Kammern heilen fanı. Die Hinzufommende -Billigung der 
Bolfsvertretung mag von den Urhebern die Folgen des Berfallungs- 
bruches abwenden, aber jte tilgt ihn jo wenig, wie die Gnade das 
Verbrechen. 


Und dennoch, wendet der PBolitifer ein, zu welcher Folgerung 
das unbeugjame Staatsreht führen mag, dennoch muß irgend 
etwas gejchehen, wenn einmal ein Budget nicht vereinbart worden 
it. Hier das Verbrechen der verlegten VBerfaflung, dort die Ge 
fahr einer fi) auflöjfenden Staatsordnung, und die Verfallung 
ohne Anweifung. rgend jemand muß noch eintreten, und, jei 
es mit oder ohne Gefahr für feine Perjon, das Staatsruder auf 
jeine bloße VBerantwortlichfeit Hin ergreifen. 


Gewiß, im Staatsleben gibt es Momente, in welchen die 
Thatjachen jo Hart an einander gevathen, daß für eine Erwägung 
oder Geltung des Rechtes fein Raum bleibt. Keinem lebensfähigen 
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Staate fehlt e8 in folchen Augenbliden an großen oder fühnen 
Männern, welche der Gewalt mit Gewalt begegnen, der Situation 
ji) bemeiftern und auf eigene Hand das Gejchäft des Yootjen 
übernehmen. Mean nennt jolhe Weomente des verdrängten Nechts 
und der herrjchenden Gewalt den Zuftand der Anarchie, und wenn 
fi) jemand des Zuftandes bemeiftert hat, um ihn in irgend welche 
gefeßmäßige Formen einzuleiten, jo hat man das Wejen der Nevo- 
(ution und dev proviforifchen Negierung. Im den Meerfmale und 
im Inhalt ftimmen die Zujtände der Nevolution und der Budget: 
(ofigfeit überein; Gewalt erfaßt die gefammte Staatsordnung. Nur 
die Grade der Gewalt mögen gewöhnlich verjchieden fein; dod) 
haben wir oft jchon, wie jett eben in Griechenland, Nevolutionen 
jih vollziehen jehen, mit jo geringem Geräufch, wie die budget- 
lofe Finanzverwaltung im Preugen. Viemand wird die Berfajlung 
unvolljtändig nennen, weil fie feine VBorjchrift enthält, was im 
Falle einer Nevolution Nechtens fei, wer die proviforische Negie- 
rung zu Übernehmen Habe, und unter welchen Kormen. Cbenfo 
wenig gereicht e8 ihr zum Fehler, daß fie feine Anordmumg ge 
troffen hat, von wen und nach welchen Gefeßen die Finanzver- 
waltung ohne ein vereinbartes Budget zu leiten jei. Dev Gedanke 
an Budgetlofigfeit gehört nicht in das Berfafjungsleben, und für 
Zuftände dev lediglichen Gewalt wird feine Verfajjung gejchrieben. 
Die Neviforen der preußischen Verfaffung Haben ji) genau diefer 
Anfhanumg angefchloffen. Niemand verhehlte fich, daß der Gegen- 
fat eines vereinbarten Budgets die evolution bedeutet. Die 
Srite Kammer wollte ihn zu Gunften einer mit der DVolfsver- 
tretung in Widerfpruc gerathenen Negierung mildern. Sie wollte 
deshalb, nach einem von ihr angenommenen Bejchluffe, im Dvdi- 
narium des Etats ein Budget fehaffen, welches bis zur Abänderung 
durch ein Gefeß wirkfam bleiben, und jo von der jährlichen Be- 
willigung unabhängig fein jollte Nur ein wandelbares Ertra- 
ordinarium follte der jährlichen Bewilligung unterworfen fein und 
die Stelle des heutigen Gefammtbudgets einnehmen. Die Zweite 
Kammer verwarf diefe Aenderung der vetroyirten VBerfaffung und 
behielt den jchroffen Gegenfat bei: Hier die Berfafjung mit dem 
jährlichen Budgetgejeg, drüben Budgetlofigfeit und Berfafjungs- 
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brudh. So bejtätigte der König die Nevifionsarbeit, fo it die 
endgültig abgejchloffene Verfaffung befchworen. 


Drei FSactoren der Gefetgebung müjfjen fich über jedes Gefek 
vereinigen, auch über das Budget. Wie Leicht fan nicht unter 
den drei verjchiedenen Willensorganen die Uebereinftimmung ver- 
fehlt werden. Bei Berathung von Gejeten lehrt dies das Bei- 
Ipiel Häufig, und die preußische Berfaffungsgeichichte jeit dev Negent- 
Ichaft ijt eine fajt ununterbrochene Kette folcher Beifpiele. Warum 
jollte beim Budget das undenfbar fein, was bei anderen Gefeen 
täglich gefhieht? Hat ja die Berfaffung bei allen Gejegen ohne 
Unterfchied die Webereinftimmung aller drei Factoren gefordert, 
und wo man Webereinitimmung fordert, muß doch ein Ausein- 
andergehen möglich, denkbar und von Wirkung fein. — Indeflen, jo 
viel wird von allen Seiten zugegeben, daß beim Budget das Ber- 
hältuiß der drei Factoren zu einander verfchteden ift von ihrem 
Verhältniß bei allen Gejeßen anderer Art; der Art. 62 fchreibt 
diefe Verjchiedentheit vor. Ueber den Staatshaushalts-Etat be- 
Ichließt immer zuerit das Haus der Abgeordneten und die andere 
Kammer darf ihn nur im Ganzen annehmen oder ablehnen. Will 
man das richtige Verhältnig der drei Kactoren auffinden und nicht 
blos die Frage aufwerfen, um fie oberflächlich und nad) augenblid- 
lihem Barteiintereffe zu beantworten, jo muß man den Grund 
der Berfchiedenheit, ihre Tragweite und Rücdwirfung auf den Gang 
der Verhandlungen tiefer unterfuchen, 


Unter den Stadien der gejeßgeberifchen Ihätigfeit, welche der 
Stat zurüczulegen hat, fommt zuerjt die Beichluffaffung des Ab- 
geordnetenhaufes, dann die Beichlußfaffung der andern Kammer 
und zulett die Genehmigung des Königs. Mit der Berathung 
des Abgeordnetenhaujes beginnt die gejeßgeberifche 
Thätigfeit. Die Einfachheit diefes Sates hat ihm doch nicht 
vor dem DVerfuch der Verdunfelung geihütt, und evit jüngjt haben 
wir don einem Bejchluffe des Herrenhaufes erfahren, welcher 
diefer Verdunfelung entjprungen ift und deswegen vom Abgeord- 
netenhaufe für nicht entjprechend der Verfaffung und nichtig erklärt 
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werden mußte.*) Die faliche Darftellung lehnt fih) an den bisher 
unumterbrochenen Gebrauch in Preußen, daß das Budget durd) die 
Jegierung vermittelit einer föniglichen Botjchaft eingeführt zu werden 
pflegt. Es ift ein zu billigender Gebraud, daR die Negierung vom 
ersten Anfang an fir das eingebrachte Budget einfteht, objchon die 
Form der füniglichen Botjchaft nicht erforderlich ift, wenn der Finanz- 
minifter oder ein anderer Minifter von leitender Bedeutung Mitglied 
des Abgeordnetenhanfes it. Wenn wie in der jüngften Seffton der 
jeltfame Ball eintritt, daß fein Meinifter im Lande ein Meandat fic 
erwerben fan, fo ift die Form der Botfchaft unumgänglich. Aber 
in jedem Falle wird diefer Act misverftanden, wenn man ihn als 
den Anfang der gejeßgeberifchen Thätigkeit bezeichnet. Dem Nedte 
nach gilt für Sinanzgefege und den tat Feine andere Vorfchlags- 
vegel, als die allgemeine für alle Gefete. Jedes Gefeß darf vom 
Könige, wie don jedem einzelnen Kammermitgliede vorgejchlagen 
werden. Beim Etat gilt für den König und das Haus der Ab- 
geordneten dem Nechte nad **) dafjelbe; nur der Eriten Kammer 
ist das VBorjchlagsrecht entzogen, weil ihr immer der von Abge- 
ordnetenhanfe bereits angenommene tat zur Grundlage der Bes 
vathung dienen mund. Der Borjchlag des Königs ift aber infofern 
noch fein gefeßgeberifcher Act, als er die Genehmigung des Königs 
noch nicht entbehrlih macht Ein im Namen des Nönigs dorge- 
(egtev Gefetsesentwurf wird durd den Beitritt dev beiden Stamımern 
noch nicht zum Gefeß. Die durch Botjchaften eingebrachten Gejeß- 
entwürfe bilden ein Vorftadium zur gefetsgeberifchen Behandlung, 
wie die Entwürfe von Kammermitglievern. Gegen die Berathung 
und die Beichlußfaffung des Haufes tritt jeder Entwurf zurüd., 


x Q 


) Su misverftändficher Gleichitellung des Etatsgejetses mit anderen Ge- 
jetsen, bejhloß das Herrenhaus, das Budget nicht nad) den von dem Abgeordne- 
tenbaufe gefaßten Bejchlüffen, jondern nad dem Inhalt der Regierungsvorlage 
anzunehmen. Die Berfaffung gibt jedod feinem Zweifel Naum, daR das Herren- 
haus nur den Etat, wie er durch die Bejhlüffe des Abgeordnetenhaujes ge- 
ftaltet ift, im ganzen annehmen oder ablehnen darf. 

**) Braktifch ift es allerdings für ruhige Verfaffungszeiten nicht denkbar, 
daß ein Privatmitglied des Haufes einen Etat einbringen jollte. 
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Sobald eine bejtimmte, vom Haufe angenommtene, oder von feiner 
Sommiffion vorgejchlagene Form vorliegt, hat der Entwurf feine 
formelle Bedeutung verloren. Daraus it die Negel hergeleitet, 
daß bei Negierungsvorlagen wie bei anderen Entwürfen die 
abweichende Fafjung der Commiffion nicht als Beränderungs- oder 
Berbefjerungsantrag, jondern als der eigentliche Text, ein Antrag 
aber auf Wiederherftellung des Textes nad) der Kegierungsvorlage 
wie ein gewöhnliches Amendenent behandelt wird. Geht dann ein 
von der einen Sammer bevathenes Gejet in das andere Haus, fo 
ift es diefer Wortlaut, welcher jett als Borfchlag und Gegenftand 
der Vereinbarung dem andern Haufe vorliegt. Die Bedeutung 
der Negierungsvorlage mag jahlich no ihren Einfluß ausüben, 
formell ift fie nicht mehr vorhanden. Dem andern Haufe ift der 
Borfchlag nicht mehr namens der Negierung vorgelegt, die Ne- 
gierung fan ihn micht mehr zurücziehen. Ein umnmejentlicher 
parlamentarifcher Gebrauch ift es, daß die einem Haufe zur Bes 
rathung übergebene Borlage auch dem andern Haufe mitgetheilt 
wird. Die Mittheilung ift aber mım eine Nachricht ohne materielle 
Bedeutung. Namentlich bleibt die Mittheilung des von der Pe- 
gierung entworfenen Budgets san die Erfte Kammer immer mur 
eine höfliche oder unterrichtende Körmlichkeit, da diefes Haus ftets 
anf das von den Abgeordneten berathene Budget warten muß. 
Nur diefer eine Staatshaushaltsetat liegt ihm vor, fein Gegen- 
entwurf in der Geftalt einer Negierungsvorlage. Bon einer At- 
nahme der Letern, wie Graf Arnim im diefem Jahre vorgejfchlagen 
und das Herrenhaus befchloffen Hat, fann nicht gefprochen werden, 
weil im Sinne der Berfaffung feine Negierungsvorlage als Gegen- 
entwurf zu dem von dem Abgeordneten bejchloffenen Budget eri- 
jtirt. Wäre ein folcher Gegenentwirf vorhanden, jo würde 
der Diffens des Königs gegen das von den Abgeordneten be= 
jchloffene Budget bereits ansgejprochen, „diejes verworfen fein, 
und für das andere Haus fein Stoff zur Berathung mehr vor- 
liegen. Der Negierungsentwurf ift Fein folder Diffens. Er 
hat zu wirken aufgehört, nachdem ev dem Abgeordnetenhaufe das 
Material zur Beratdung unterbreitet und diejen einzigen Zwed 
erfüllt hat. 
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Selbjtändig beginnt das Abgeordnetenhaus die Feftfeßung des 
Budgets, gleichviel, ob die Negierung im Namen des Königs, ob 
ein Mitglied oder eine Commiffion des Daufes deu erjten Entwurf 
ausgearbeitet md eingebracht hat. Sein Befhluß gibt die un- 
wandelbare Grundlage für alle Details und die Gefammtjummen 
der Einnahmen und Ausgaben, Solange e8 bei diejer Befchlufß- 
faffung im den Grenzen feines Nechtes fich gehalten, fteht der 
Srften Kammer and nicht der geringfte Einfluß auf das Budget 
zu. Diefe Nolle Hat ihr die DVBerfaffung zuertheilt, diefe Nolle 
war der Preis, um welchen fie ihre Eriftenz erfaufte. Die erite 
Anregung hierzu ging von König Friedrid Wilhelm IV. und 
jeinem Neiniftertum Deantenffel aus; freilich zu dem Zwede, mm 
überhaupt zu eimer Grjten Sammer mit Intereffenvertretung 
zu gelangen. Sn der vetroyirten Verfaffung fehlte dem jetigen 
Art. 62, wie er von den beiden Kammern bereits vevidirt 
war, der Schlußfaß gänzlid. Beide Kammern waren im Bers 
hältwig zur Steuerbewilligung md zu den Finanzgefeßen gleic)- 
geftellt. Aber nad) derfelben Berfafjung follte aud die Erite 
Sammer aus den Semeindewahlen hervorgehen, und diefe würden 
nicht mindere Garantien ihrer Volfsthünlichfeit geboten haben, als 
die Wahlen zur Zweiten Kammer, Die Botfchaft vom 7. Januar 
1850 fchlug die Jpäter in die VBerfaffnng aufgenommene Zufanmmen- 
feßung der Kammern aus Elementen der „Bairie‘ und verfünmmer- 
ter Wahlen vor. Als Gegengewicht brachte diefelbe Botfchaft deu 
volfsthümlichen Vorjchlag eines Zufaßes zu Art. 62: „„Stinanz- 
entwinrfe werden zuerjt der Zweiten Sammer vorgelegt.‘ Diefer 
unjcheinbaren Concejfion legten die Motive der Botjchaft eine weit 
höhere Bedeutung bei. Sobald die Erfte Kammer aufhöre, eine 
reine Wahlfammer zu fein, müfje der Zweiten, nad) dem Meufter 
aller conftitutionellen Yänder, ein überwiegender Einfluß auf Finanz- 
fragen eingeräumt werden. Die vorgefchlagene Veränderung folle 
nur den Anfang zu der "weiteren Entwieelung der Verfaffung nad) 
diefer Nichtung Hin bilden. Die Commiffion der Zweiten Hammer 
erfannte den Zufammenhang des Stenerbewilligungsrechtes der 
Zweiten mit der Bildung der Eriten Kammer nachdrücklich au, 
und weil ihr jenes nicht ausreichend jchien, jchlug fie die Ablehnung 
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der Botichaftspropofition vor. Für den Fall aber, daß die neue 
Zufammenfegung angenommen würde, empfahl fie auch Annahme 
des Zufates zu Art. 62, weil der Einfluß der Zweiten Kammer 
auf die Finanzgefeßgebung dann felbitverftändlich verjtärft werden 
müffe. Gleichzeitig vegte fie an, daß der Zwed der Zujatbeitim- 
mung evjt dann zu feiner Erfüllung fäme, wenn die Erjte Kam- 
mer bei der Beihluffaffung über den Staatshaushalt darauf be- 
ichränft wirde, im Ganzen anzımehmen oder abzulehnen. Aus 
der Mitte der Verfammlung wurde der Antrag hierauf geitellt. 
Der Antragiteller Urlihs bezeichnete ihn als die Ausführung des 
von der Negierung angeregten Gedanfens. Gr hob beide Gefichts- 
punfte hervor: den praftifchen, daß e8 unumgänglich fei, die De- 
tailfeftitellung des BudgetS der Zweiten Kammer allein zu über- 
geben, und den politifchen, ‚daR eine, einer nicht gewählten Kammer 
gegenübertretende Volfsvertretung nothwendigerweife die eigentliche 
Entfeheidung in der Feitjtellung des Budgets Haben muß‘. Dies 
erklärte er für den Gedanfengang der Negierung, wie er ihn aus 
den Motiven der Botfchaft gelefen, und für die Erwägung, welde 
in beiden Häufern bereits Anerkennung gefunden habe. Kein an- 
wejender Minifter widerjprach, fein Abgeordneter ergriff das Wort, 
nicht einmal eine namentliche Abjtimmung, wie fonft gewöhnlich 
bei der Berathung der Botjchaft und der Zufaßanträge, wurde ge- 
fordert. Die Annahme erfolgte durch einfache Abjtimmung, weil 
fie nothwendig und jelbjtverftändlich jchien, nachdem unmittelbar 
zuvor die Regierungsvorlage in der Befeitigung dev Wahlfammer 
durch das Mifchiyiten gefiegt hatte. In der Erften Kammer hob 
in der kurzen Beiprehung des Für und Wider Graf Alvensleben 
al8 Gegner des Antrages deffen Tragweite ganz treffend hevvor. 
„Die Folge, wenn Sie den Zufaß annehmen” — fagte er — „it, 
daf die Erfte Kammer, wenn fie das allerbegründetite Bedenken 
gegen einzelne PBofitionen hat, dafjelbe nur durch Verwerfung des 
ganzen Budgets geltend machen fan. Die Berwerfung des Bud- 
gets ift aber im Effecte gleichbedeutend mit dev Steuerverweigerung, 
mit der Hineinfchleuderung der Revolution in das Yayıd. Da nun 
die Erfte Kammer zu folchen extremen Schritten nicht jchreiten 
fann, jo hat fie künftig bei dev Berathung des Etats nicht mitzu> 
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iprechen.” Graf Alvensleben widerlegte ebenfo Klar alle Möglich 
feiten für die zufünftige Erfte Kammer, fich durch irgend ein Aus- 
funftsmittel einen Einfluß auf das Budget zu verfchaffen. Er 
hielt e8 nicht dev Mühe werth, dann noch) in der zukünftigen Erften 
Kammer zu fißen, ev mahnte die VBerfanimlung, die Nechte ihrer 
Tachfolgerin nicht pflichtvergeffen aufzuopfern, ev warnte, daß die 
Annahme des Zufatcs das Verfalfungswerf ftören wide, weil die 
Negierung ihn nicht genehmigen und das neue Haus zum Schatten 
herabdrücfen könnte Stein Minifter trat ihm helfend bei, das 
Haus eilte zum Solaffe und nahm im namentlicher Abjtinmung 
mit Zweidrittel- Mehrheit (105 gegen 55) den Antrag in der 
Faffung der Zweiten Kammer am. Wie die Regierung in ven 
Kammern feinen Widerftand geleiftet hatte, fo bejtätigte der König 
die Berfaffung und feste dadurd für immer das Berhältnig der 
Kammern zum Budget feit, ohne in der Botjchaft vom 31. Sa- 
nuar 1850 fein Bedauern über den Zufat auszudrücken, wie Dies 
in Betreff der Fidereommiffe gejchehen ift. 

Kammern, Hegterung und König, welche bein endgültigen 
Abfchlufie der Berfaffung mitgewirkt Haben, waren darüber einig, 
daß einem Haufe, welches nicht aus reinen, volfsvertretenden Wah- 
(en hervorgeht, im gewöhnlichen Yaufe des Verfaffungslebens fein 
Widerfpruch gegen das von der Bolfsvertretung befchloffene Bud- 
get, nicht einmal ein indivecter Einfluß auf die Seftfeßung dejjelben 
zufteht. Das war das Gegengewicht gegen die neue Schöpfung 
einer Kammer, welche aufer den Prinzen und ehemaligen Neichs- 
unmittelbaren zum Theil aus frei ernannten, erblichen oder Lebens 
länglihen Meitgliedern, und aus gewählten Abgeordneten der 
Höchjtbejtenerten und der Städte in mindeftens gleich großer Ahr 
zahl beitehen jollte. Seitdem ift, wie man jagt, unter Mitwirkung 
der Bolfsvertretung md auf Grumd einer don diefer ertheilten 
Vollmacht ftatt der Erjten Kammer ein Haus errichtet worden, 
welches von dem Syftem der reinen Wahlen, von der Idee einer 
Volfsvertretung noch weiter entfernt ift und einen oc geringern 
Kreis von Interejfen und Ständen repräfentirt. Um foviel ftrenger 
muß nun an. dem Grumdfase der Berfaffung feitgehalten werden, 
daß im FSinanzjachen der Schwerpunkt in die Wahlfammer fällt 
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und ihr die eigentliche Entjcheidung über die Höhe des Budgets 
gebührt. Mit jeder Dandlung, durch welche das Herrenhaus 
im Budget jich gleichberechtigt mit der Volfsvertretung hinzuftellen 
jtvebt, verleugnet e8 die Berechtigung feiner Eriftenz, maßt c8 fid) 
eine Stellung an, welche die Berfaffung ihm abgefprochen hat. 
Denn um den Preis des weit vorwiegenden Einfluffes dev Abge- 
oroneten im Finanzjachen und ihrer alleinigen Entfcheidung im 
Budget ift das Wahliyitem für das andere Haus aufgehoben und 
dag der Ernennung und der Pairie verjtattet worden, 

Die Genehmigung des Königs folgt gleichfalls beim Budget 
anderen Bedingungen, als bei den übrigen Gefeten. Cinem ge: 
wöhnlichen, von beiden Kammern angenommenen Gefetesvorichlage 
fan die Genehmigung verfagt werden, wenn die Negierung den 
ganzen Inhalt oder einen Theil dejjelben für unnannehmbar oder 
den Erlaf des Gefetes für unzeitgemäß Hält. Die Verfaffung hat 
nicht für nothwendig erachtet, dem freien Beto des Königs formelle 
Grenzen zu feten, weil fie den jtaatlichen Leben jo viel Kraft zu- 
trauen darf, daß jedes umnabweisliche Bedürfnig fofori feine Alır- 
erfennung finden, jede nothiwendige Neform im Yaufe der Zeit 
ihren Sieg erlangen wird. Würden die Gefesgeber an die ge= 
ichichtlihe Möglichkeit geglaubt haben, daß ein König aus Ab- 
neigung oder aus einer vermeintlich bejjern Ueberzeugung jelbit der 
dringendften Neform andauernd jeine Genehmigung verjagen und 
den Staat oder die VBerfaffung gefährden fünnte, jo hätten fie iv- 
gend welche äußere Grenzen dem DBeto jtecden müffen. Sie haben 
aber der gefchichtlichen Gewalt der Vernunftmäßigfeit und Noth- 
wendigfeit vertraut, welche ein formelles Gefes überflüffig machte. 
Das Budget dagegen läßt fich in feinem Jahre auf eine Klärung 
durch die Zeit verweifen und ift immer ein unabweisliches Bedürf- 
niß. Aus denjelben inneren Gründen, welche den Gedanken an 
einen fortgefegten Widerjtand der königlichen Gewalt gegen ein ge- 
fetsgeberifches Bedürfnig und eine hierdurch herbeigeführte Gefähr- 
dung de8 Staates oder der Verfaffung ausjchlojjen, durfte man 
der Vernunftmäßigfeit, welche jede Staatsordnung bejeelen muß, 
vertrauen, daß die Genehmigung zu einer gejeglichen Ordnung des 
Staatshaushalts niemals fehlen würde, wenn der Berfagung die 


312 VI Die Krifis in Preußen. 


Budgetlofigfeit auf dem Fuße folgt. Dev König würde ja dur 
einen folchen Entfhluß verfaffungstrene Minifter aus dem Amte 
treiben und fich der Möglichkeit berauben, eine verfajfungsmäßige 
Jtegterung zu bilden. 

DerWeg für die Herftellung des jährlichen Budgets ift genau 
fo vorgezeichnet, dak die Feftfeßung des Staatshaushalts wejent- 
fih ein Gefchäft der Kammer bleibe, welche von dem ganzen 
jtenerzahlenden Volfe erwählt ift. Dar dies Vorrecht der Wahl- 
fammer den Kern der Nepräfentativverfaffung bildet, hat fein 
Staatsmann bisher verfannt, und in den Verhandlungen und Wr- 
Funden, welche ıms diefen Theil des preußifchen Verfaffungswerfes 
erläutern, ift die Anerkennung des Grundfaßes auf jeder Seite zu 
fefen. Aber um deswillen ift die Vorfchrift der Verfaffung, welde 
bei dem Budget dem andern Daufe das VBerwerfungsrecht einräumt 
und die Genehmigung des Königs erfordert, nod) fein leerer Schall. 
Sie fan einer verfaffungsmäßigen Negierung als das erlaubte 
Mittel dienen, um die wahre Bolfsmeinung zu erforfchen und te 
gegen zufällige Strömungen in der Wahlfammer zur Tchüßen, wen 
nämlich die Vorlage des Budgets rechtzeitig erfolgt. Die rechte 
Zeit it leicht abzumefjen. - Es muß eine Beratdung, evnfte Er- 
mittelung des Willens aller Ractoren und für den Fall der man- 
gelnden Uebereinjtimmung die Auflöfung des Abgeordnetenhaufes 
umd eine Nemvahl möglich fein, che der Mangel des Budgets jid) 
fühlbar macht, d. h. che das neue Sinanzjahr begonnen hat. Das 
einmal verworfene Budget wird dann in der neuen Seljton einer 
neuen Beratung unterworfen. Die rechtzeitige Vorlage deg Bud- 
gets ift der natürlichite Weg, den VBerwerfungsrechte des andern 
Haufes umd der Nichtzuftimmung der Krone zu dem Budget des 
Abgeordnetenhaufes Wefen und Yeben zu geben, umd es zeugt von 
mangelndem Ernft oder dem beengten Gefichtsfreife der preußiichen 
Staatsmänner, daß fie die frühe Vorlage des Etats wie eine un- 
geheure Konceffion der Negierung an die Volfsvertretung behandeln 
und die Größe der Conceffion nad) der Yänge des Zeitraumes vor 
dem nädjiten Finanzjahre meflen. Der Berfaffung it «genügt, 
wenn das Budget unmittelbar vor dem Finanzjahre zu Stande 
fommt; dem Einfluffe der Bolfsvertretung ijt gedient, wenn fid) 
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die Berathung fnapp an die fpätelte Frift anfchließt. Aber die 
andere Kammer und die Regierung bedürfen der längern Frift, ımm 
zu ihrem vollen Einfluffe zu gelangen, der darin beteht, daR eine 
Nichtbilligung des Budgets durch eine Berufung an das Yand aus- 
getragen wird. So jchütt fich eine weife Kegierung gegen eine 
zufällige Strömung des Abgeordnetenhaufes. Gegen den cer=- 
probten Bolfswillen bietet die Verfaffung in Stinanzjachen fein 
Widerjtandsmittel; darin Liegt ihr Höchjter Werth umd ihr Lettes 
Ziel, daß dem DVolfe feine Yaften aufgedrängt werden, um ver- 
meintlich dringende Bedürfniffe zu befriedigen. 


Für augergewöhnliche Zeitläufe bietet die Verfaffung in 
der nothwendigen Uebereinjtunmung aller drei Nactoren ein außer: 
gewöhnlihes Hülfsmittel. Die VBerwerfung des Budgets fchleu- 
dert immer das Yand in gewaltjame Zuftände, aber die Heraus- 
forderung der Gewalt fan unter Umftänden den Charakter der 
Notwehr annehmen. Denfbar bleibt immerhin, daß das Budget 
eines Abgeordnetenhaufes einen Berfafiungsbruc in fich jchlöffe. *) 
Hätte diefer eine Factor auc formell über das Budget allein zu 
entjcheiden, jo würde ein jolches, felbjt wenn es verfaffungswidrig 
wäre, den Anfchein dev Gejeglichfeit gewinnen. Dagegen bietet die 
Berfaffung eine Handhabe, um der Gewalt mit Gewalt zu begeg- 
nen. Nothwehr fennt auc) das Privatrecht aller Yänder; fie jtempelt 
nicht die abwehrende Gewalt zum echt, jondern evfennt fie als 
ein Naturgefeß an. Einem jolchen Naturgejeße leitet der andere 
Sactor der Gefetgebung Folge, wenn ev ein verfaffungsbrüchiges 
Budget verwirft. Einen gejesmäßigen Zuftand ftellt der Beichlur 
nicht her, aber wer nur abwehrt, dev ift nicht der Urheber der 
Gewalt. 


Die heutige Yage in Preußen ift durch feinen folchen Schritt 
de3 Abgeordnetenhaufes verichuldet. Man meiie, mit welchem Mar 
jtabe man will, man lege den Wortlaut, man lege den Geijt des 


*, So würde beijpielsweife die Einziehung der dem Kronfideiflommif; 
angewiejenen Nente zu den gewöhnlichen Staatseinnahmen den Art 59 der 
Berfaffung verlegen. 
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Sefeßes prüfend an feine Bejchlüffe, ein Bruch der Berfafjung, 
eine Ueberfchreitung der Befugniffe wird nirgends zu finden fein. 
Die Differenz zwifchen der Negierung und dem Abgeordnetenhaufe, 
ihr Urfprung und Sortgang laffen fich in wenigen Säten darftel- 
len. Die Regierung hatte im Jahre 1860 für gut gehalten, eine 
enordiung der Armee einzuführen. Sie wollte zu diefen Zwec 
die Yandwehr, unfere großartigfte Staatseinrichtung, umgeftalten, 
das ftehende Heer erweitern und die bejtchenden Militärgefee ab- 
andern. Das Bedirfnig nach einer Vermehrung des Ttehenden 
Heeres hielt fie mit Nücjicht auf die damalige politifche Lage für 
dringend, die Billigung ihres Planes durd) die Kammern für ges 
wiß, md darauf geftüßt begamı jie mit der Uimngeftaltung aus eige- 
ner Deachtvollfonmenheit. Dem zufammenberufenen Abgeordneten- 
haufe wurden Gefegentwurf und Geldforderung, welche die begon- 
nenne Wingeftaltung in eine dauernde gefegliche Staatseinrichtung 
unmvandeln jollten, zum Beitritt und zum Bewilligung vorgelegt. 
Kammer und Yand erjftaunten über die früher ungeahnte, tief ein- 
Ichneidende Bevdentung des Planes und die Höhe der veranfchlagten 
Weehrausgaben. Die Commiffion der tammer, geleitet und zufan- 
mengefeßt aus den tmmigften und nachgiebigjten Freunden der Ne- 
gtevung, berieth bis beinahe au das Ende der Seffion, und au 
Ende ihrer eingehenden und mühevollen Prüfung fan jte zu dem 
Sutfchluffe, den Gefetentwirf nicht zu billigen, jondern in feinen 
wefentlichften Punkten zu amendiven, der definitiven LUingeftaltung 
der Armee nad) dem egierungsplane feine Beihülfe angedeihen zu 
lafjen umd die geforderten Ausgabenerhöhungen im Etat nicht zu 
gewähren. Die KRegierung 309, fei es von der Macht der in der 
Sommifjion entwicelten Grimde überzeugt, fei es entmuthigt von 
dem eimftimmigen DBeifalle, welchen diefe Gründe bei den Abgeord- 
neten umd- im Yande fanden, den Gefekentwurf und den Plan der 
definitiven Umgeftaltung zurück. Dagegen fehrte fie jet, was frü- 
her in den Motiven nur beiläufig evwähnt war, als das Haupt- 
jächliche hervor. Sie wies auf die zur Zeit bedrohte Yage des 
Landes Hin umd verlangte, um eine Art von Kriegsbereitichaft auf- 
recht erhalten zu fönnen, eine außerordentliche Seldbewilligung. 
Die Kammer erfannte die ausnahmsweife age des Landes an und 


VI Die Krifis in Preußen. 315 


gewährte das Geld. Ju der nächjten Seffion trat die Regierung 
mit ihren früheren, nicht wefentlich veränderten Plänen wiederum 
vor die Bolfsvertretung, aber diejes mal ohne Gejetesvorlage, ob- 
jhon mit denjelben Geldforderungen und SKojtenanjchlägen. Die 
unmefentlichen Veränderungen waren darauf bevehiet, in einem 
gewilien Grade die finnlich wahrnehimbaren Abweichungen von dem 
gefetgültigen Zuftande zu befeitigen; aber die Geldforderungen, 
Koftenanfchläge und Nehnungsfactoren verriethen, und die Negie- 
rung verfchwieg nicht, daß fie jachlich an ihrem frühern Blane feit- 
hielt. Die Kammer misbilligte das Verfahren und wideriprach der 
definitiven Meugeftaltung in doppelter Weife. Die geforderten 
Seldimittel wollte fie für das laufende Finanzjahr nicht ganz ver- 
jagen, weil fie immer nod) die Yage des Yandes für ausnahmsweife 
bedroht und die Kortjegung der Striegsbereitfchaft für nothwendig 
hielt. Sie gewährte, was ihr zur diefem Zwed erforderlich fchien, 
aber als eine einmalige, durd) vorübergehende Zuftände gebotene 
Ausgabe im Ertraordinarium. An die Bewilligung knüpfte fie in 
einem fürmlichen Bejchluffe die Warnumg, weder die Gelder zur 
Befejtigung des Neorganijationsplanes zu verwenden, noch in for- 
meller Dinficht den einmal Fehlgefchlagenen Verfuch zu wiederholen. 
Wolle die Regierung die Neorganifation, jo bleibe fie verpflichtet, 
das Neorganijationsgefeß fofort vorzulegen. Alledem ftimmte die 
Kegierung ohne Vorbehalt bei. So jchloß der alte Landtag. Der 
nächte famı und die Kegterung legte ihren Gefeßentwurf zunächit 
dem Herrenhaufe vor, welches ihn ohne Debatte eiligjt annahm. 
Die Abgeordneten gelangten nicht zur Berathung, weil das Haus 
inzwifchen aufgelöft wurde. Bor dem neuen Haufe trat das neue 
Minifterium in das Verfahren von 1861 wieder ein; es behandelte 
die Neugeftaltung der Arnıee als eine vollendete Thatjache, forderte 
die Geldimittel wie eine bereits feftjtehende Ausgabe und fchlug fein 
abänderndes Gefeß vor. Das Abgeordnetenhaus, welches mit dem 
Negterungsplane nicht einverjtanden war, und wie das vorgängige 
eine Neugejtaltung der Armee ohne Gejeß für unftatthaft hielt, 
welches ferner in feiner Seffion feine außergewöhnliche, eine Kriegs» 
bereitfchaft erfordernde Yage des Yandes mehr jah, jtric) aus dem 
Budget alle Ausgabepoften, welche zugeftandenermaßen zur Untleis 
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tung Der proviforisch getvoffenen Borfcehrungen in eine dauernde 
Staatseinvichtung dienen jollten. 

Das ijt der getvene Inhalt der Neorganifationsgefchichte, ent 
fleidet von allen Nebenbemerfungen, beiläufigen Ausjprücen, Vers 
muthungen umd verhaltenen Meinungen Braucht das Abgeordite- 
tenhaus darum eine ftaatsrechtliche Kritif vor der Verfaffung und 
den Yandesgefeßen zu Fchenen? Es hat Ausgaben verweigert, welche 
noch niemals einen Theil des Etats ausgemacht, denn die aufßer- 
ordentlichen Bewilligungen in den Jahren 1560 und 1861 hatten 
dev fortgefetsten Kriegsbereitfchaft gegolten. Es hat eine Negie- 
vungsforderumg verfagt, welche bis dahin weder durch cin Gefek 
fanetionivt, noch durch ein Botum der vorangegangenen Kammer 
gutgeheißen war; cs hat endlich die Mittel für eine Heevesreorga- 
nifation vorenthalten, deren Grundzüge als ein Ganzes ihm feine 
Berbefferung des gejeßgültigen Zuftandes, deren Koftenhöhe ihm 
einer öfonomifchen VBertheilung der Einnahmen Hinderlich, deren 
formelle Behandlung durch die Negierung ihn gejeß- und verfal- 
jungswidrig fchien. Von allen Motiven abgefchen, jtand das Kecht 
des Abgeordnetenhaunfes Felt, die Ausgabe zu bewilligen oder zu 
verweigern; felbjt der Minifter von der Heydt mußte diejes ınta= 
delhafte Hecht des Haufes anerkennen. Die Beweggründe aber und 
ihr Zufammenhang mit dem frühern geichichtiichen Gange der Aır- 
gelegenheit befreien die Mehrheit der Abgeordneten auch von dent 
entgegengejetten Borwurfe, daß fte allzu jchr an das formelle Necht 
jih gehalten und die Schäßung der Sache nad ihrem inmnern 
Woerthe darüber vernachläffigt habe. Nachdem die Negierung in 
allen denkbaren Weifen, mit Sefetsesvorlage, ohne Sefeß durd) den 
Etat, mit einer Gefegesvorlage an das Herrenhaus und wiederum 
ohne Gefeß, mit bündigen Berfprechen md deren Verlengnung, mit 
unmmwundener rerfennung der Nechte des Haufes umd unter 
Abweifung derjelben Nechte —, nachdem fie mit allen diefen wider- 
jprechenden Mitteln verjucht Hatte, die Abgeordneten zu einer wi- 
derwilligen Zuftimmmmg zu bewegen, nachdem die Abgeordneten in 
mehreren Sejfionen widerrathen, misbilligt und gewarnt, dagegen 
aber von der Negierung mm Verfprechen ohne Erfüllung, entgegen- 
fonmende Worte ohne entgegenfommende Handlungen erhalten hat- 


VI. Die Krifis in Preußen. 317 


ten, blieb ihnen nichts übrig, als ihr verfaffungsmäßiges Gewicht 
in die Wagfchale zu werfen und endlich die Warnung zu vollziehen, 
welche die frühere Kammer einem befreundeten Minijtertum in einem 
feierlichen Beichluffe gegeben hatte. Es handelte fih um zwei 
Hauptaufgaben ihres eigenthümlichen Berufs: über eine öfonomijche 
Berwendung der Landeskräfte zu wachen und den Nechtszuftand 
gegen DVerwaltungsübergriffe zu jchüßen. Die Negierung hatte 
dagegen nur das Cine Argument: das Abgeordnetenhaus mürje in 
die Reorganifation willigen, weil das Staatswohl fie in der vor- 
gejchlagenen Art unentbehrlich made. Das vorgejchütte Bedenken, 
daß die Armee in ihrer gefammten Neorgantjation erjchüttert wer- 
den würde, wenn die 117 Bataillone und 72 Schwadronen jofort 
aufzulöfen wären, übergehe ich als einen leicht wiegenden Nede- 
Ihmud. Kein Menfh im ganzen Yande ijt darüber zweifelhaft, 
daß die Regierung nicht zu plöglichen, desorganifirenden Mafregelir 
gedrängt, jondern mit den möthigen Mitteln verjehen worden wäre, 
um allmählih und jahgemäß vorzufchreiten. Dagegen will ich 
gern zugeben, daß die Negierung mit ihren Anjchauungen über die 
Bedürfniffe der Armee von bejjerer Einfiht, als die Volfsvertre- 
tung, geleitet zu jein glaubte, aber eine folche Hechtfertigung ver 
fafjungswidriger Schritte paßt weder in das Staatsreht, noch in 
das öffentliche Yeben eines nicht mehr abjolut vegierten Staates. 
Nicht um gegen das Webelwollen der Fürften und ihrer Käthe, 
fondern auch gegen ihre wohlgemeinten, von der Volfsvertretung 
nicht gebilligten Abfichten foll die Verfaffung jhüßen; einen con= 
jtitutionell vegierten Volke foll feine Wohlthat aufgedrängt werden, 
für welche e8 eine nicht im voraus genehmigte Rechnung zu zahlen habe. 

Das Budget des Abgeordnetenhaufes gefiel der Negierung 
nicht, und fie ließ es durch das Herrenhaus verwerfen. So darf 
die Stellung der Negierung zu dem Berwerfungsbejchluffe des Her- 
renhaufes thatjächlich und rechtlich bezeichnet werden. So jehr das 
Herrenhaus jeine eigene Politik anftrebt, jo jehr es von Haufe aus 
geichaffen ift, um einer liberalen Negierung fammit dem Abgeord- 
netenhaufe die Spite zu bieten, und jo bewährt es nach diejer 
Richtung Hin ji nennen darf, Dis zu einer Steuerverweigerung 
hätte es fich nie verjtiegen, wenn es einer nicht billigenden Negie- 
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rung gegenüber jich befunden hätte. Schon in der Grundfteuer- 
ausgleichungsfvage hatte e8 ein DBeifpiel geliefert, wie behutfam es 
der Gefahr für feine Eriftenz auszımveichen wuRte, wie c8 jogar 
einer ihm verhaßten Negierung nachzugeben verjtand. Und felbft 
wider feinen Willen hatte die Negierung die verfaffungsmäßige 
Sewalt in Händen, dem Budget eine Weehrheit zu verfchaffen. Für 
Kothfälle jo dringender Art ift der Krone das unbejchränkte Ernen 
nungsvecht neuer Mitglieder eingeräumt. Das unauflösbare Her- 
renhaus foll feine mit dem Wefen der DVerfaffung unvereinbare 
Politif treiben; gegen eine folche Gefahr foll das Ernennungsrecht 
helfen. &s ift feine wichtigere Gelegenheit denkbar, diefe Präroga- 
tive auszwüben, als gegen die unverhohlene Abjicht einer Steuer- 
verweigerung. Konnte die Regierung nicht unter den beftehenden 
Mitgliedern eine Mehrzahl für die Bewilligung der Steuern fich 
jihern, fo mußten die Miinifter der Krone vathen, daß zur Abwen- 
dung vevolutionärer Zuftände eine Neufchaftung von Mitgliedern 
umerläßlich fei, und von der Annahme des Nathes ihr Verbleiben 
im Amte abhängig machen. Sie aber thaten das Gegentheil und 
billigten im voraus den Berwerfungsbefhluß. Was fie gethan und 
was fie unterlaffen, beides identificivt fie mit dem Herrenhaufe und 
jtempelt die Budgetlofigfeit zu ihrem Werke, 

Bon da, wo wir ums befinden, gibt es ur zwei Wege: völ- 
(ige Nücffehr oder gewaltfame Veränderung der Berfaffung. Auf 
die Finanzverwaltung allein läßt fich die Gewalt nicht eindämmen. 
ES gibt feine Negierungsfunft, die Prefje des ganzen Yandes um 
zuftimmen, und fein gefeßliches Mittel, fie willfährig zu machen. 
Bald wird diefelbe Koth, welche die Verwerfung des Budgets dic- 
tivt haben foll, zu außergefeglichen Meafregeln gegen die Breffe, 
Vereine, VBerfammlimgen und gegen die Freiheit der Wahlen drän- 
gen. Schon nehmen die Behörden ihre alten Werfe wieder auf; 
fchon werden von Polizei wegen technische Vereine, wie früher rveli- 
gtöfe Gemeinden, für politifche erklärt; Schon häufen fich polizeiliche 
Beihlagnahmen, welche die vichterliche Betätigung nicht erlangen 
fünnen. Aber mit den Fleinen Meafregeln ift es vorbei. Die 
Berwaltungswillfüiv wird die Weacht, welche fie über die erfchlafften 
Semüther im den funfziger Jahren ausgeübt hat, nicht wiederge- 
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winnen; darauf deuten alle Anzeichen hin. Und jo werden die 
Kepräfentauten des heutigen Zuftandes bald vor der Frage ftehen, 
wie mindeftens der Schein einer Staatsordnung zu erlangen fei. 
Aus dem Hintergrumde tauchen unheimliche Pläne zu einem abge- 
ünderten Berfaffungszuftande auf, wie er in Preußen nie anders, 
als auf gewaltiamem Wege auch nur zu einem ephemeren Dafein 
gelangen fan. Diefelbe Partei und diefelben Organe, welche jo 
prophetifch die Schritte der heutigen Negierung vorherzufagen ge- 
wußt, weifen bereits auf die wahre Volksitimme in den veactiond- 
ven Deputationen, auf die offene Verurtheilung des Abgeorvdneten- 
haufes in colportirten Aoreffen und Kabinetsreden hin, und wagen 
(aut von der Abänderung des Wahlgefetes zu Tprechen, ohne hin- 
zuzufügen, daß diefe nur durch Zuftimmung des Abgeordnetenhaus 
fes oder durch Hochverrath herbeizuführen ift. 

Wer der preußischen VBerfaffungsentwideling nicht nahe genug 
gejtanden hat, ift gewiß erjtaunt über den leichten Sinn, mit wel- 
chem die Regierung in die Budgetlofigkeit ji gejtürzt Hat, md 
über die Nuhe, mit welcher das Bolf diefen erjten Schritt der 
Anarchie und Verfaffungslofigkeit aufnimmt Aber den Dauptper- 
fonen in dem Drama fehlt die Ueberrafchung; jeit Jahren, feit dem 
Beginne der Verfaffung find die Eingeweihten mit dem Gedanken 
vertraut, daß ein folcher Zeitpunkt einmal fonmmen würde. Die 
bisherigen Negierungen und Staatsmänner hatten von der Wider- 
itandsfähigfeit der Berfaffung wenig gefürchtet oder wenig gehofft. 
Die Bollendung der Berfaffung, die Befeitigung des innern Ziwie- 
fpalts in dem gejammten Nechtszuftande waren von Jahr zu Jahr 
vertagt worden, weil die Gegner nod) warten zu können, die Sreunde 
noch warten zu müfjfen glaubten. Selbjt unter dem liberalen Wii- 
nifterium zweifelte die Hofpartei feinen Augenblid, mit dem Voll 
gewichte des Füniglichen Willens jeden Widerftand niederwerfen zu 
fünnen, Die gejegmäßige Verwaltung wurde wie eine täglich zu 
preifende Gnade gewährt und angenommen. Die liberalen Meini- 
jtev machten ihre Sreunde im Parlament mit allen Schwierigkeiten 
ihrer Stellung vertraut, umd aus diefer Schwäche zogen fie ihre 
hauptjächliche Stärke. Durch halblaute Mittheilungen wurde la: 
desfundig, wie wenig fie gegen den lebendigjten Nepräfentanten des 
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Zwiefpalts, gegen das Herrenhaus in feiner jeßigen Zufammen- 
jeßung vermochten. Unter diefer Vorausjeßung drohten die Con- 
flicte aus allen Enden. Grumdftenerregulivung, Civilehe, Meinifter- 
verantwortlichfeit, Kreis- und Gemeindeordnung, Nechtsweg und 
andere Fundamentalfvagen waren mit einem fjolchen Derrenhaufe 
unausgleichbar; ar jeder hätte fih der VBerfaflungsftreit entzünden 
miüffen, jobald die Schonung der Minijter aufhörte, für die Weehr- 
heit des Abgeordnetenhanfes das Yolungswort zu fein. Da fan 
die Militärreorganifation, und ihre finanzielle Bedeutung war der 
liberalen Negierung nicht ungelegen. Der verwundbare Punkt des 
Herrenhaufes war gefunden; was jid) mit der Geldfrage in Ver- 
bindung bringen ließ, ward in Verbindung gebradt, und die hel- 
fende Hand des Königs fürderte*) die Grumdftenerregulivung durd) 
das widerwillige Haus. Die anderen Yebensfragen des Verfaf- 
fungsausbaues, welche nicht in Verbindung gebracht werden fonn= 
ten, winden von der fchweren Bedeutfamfeit der Neorganifation 
überfchattet; was ein längeres Dinziehen dev Sahe an Unbequen- 
fichfeit brachte, wurde reichlicd) durd den Bortheil erfeßt, daR unter 
den liberalen Miniftern die dringendjten Berfaffungsfragen dennocd 
vertagt waren, So gingen die liberalen Minifter auf Proviforien 
ein, wo die wahren Abfichten der Negierung nur einen definitiven Zus 
jtand vertragen konnten. Die Bolfsvertretung mistraute gleichfalls 
ihrer Straft, und ihre Führer, durch langjährige Praxis an Ausweichen 
umd- Hinausjchieben gewöhnt, hielten es für einen Gewinn, daß fie 
einftweilen mit Proviforien davonfamen und auf ein unbeftimmtes 
Etwas in der Zufunft ihre Hoffnung fegen durften. Endlich mußte 
eintreten, was gefchichtliche Nothwendigfeit war: die Kraftprobe der 
Berfafjung. Die Sunferpartei ift mit dev Geringihätung gegen 
die Berfaffung, welche fie immer vorgefchütt und wahrfcheinlich auc) 
verfpürt hat, in den Kampf gegangen. Die Bolfspartei aber hat 
die lange Gefahr ruhig geitimmt. Die Freunde der DVerfaffung 
jehen endlich den Anfang des Kampfes, der jahrelang Preußen 
bedroht und nehmen die Herausforderung an. 

9) In ber Sejiion 1861 tauchte die divecte Verbindung beider Fragen 
zum erften mal auf und in derjelben Zejjion ging die Grundftenerregulivung 
dud). 
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Xaster, Zur Verfafiungsgeichichte. 
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1. Berfafjungsredht und VBerfafjungsitreit. 


Vait der Zon ruhiger Erörterung in eine jo tiefervegte 
Zeit? Man fagt, dak uns vor allem politifches Temperament noth- 
täue; aber ich meine, daß wir ebenfowol Wifjen und Klarheit braus- 
hen. edes Volk hat feine eigene thatenerzeugende Stimmung, bei 
dem deutschen Volke ift es die auf Wilfen gegründete Ueberzeu- 
gung. Ich ehre die Entrüftung, welche aus dem Zuge edler Yei- 
denjchaft entipringt, aber fie darf nicht ohne abwehrende Entjchlof- 
jenheit bleiben; ich chre die Beihämung, welche emporjtrebende 
Herzen bejchleicht, aber fie darf nicht in Muthlofigfeit umfchlagen. 
Ein Volk, entrüftet und unthätig, befchämt und verzweifelnd, müfte 
auf ein meues erlöjendes Gejchlecht warten. Wir aber find felbft 
zu Kämpfern auserfehen, uns haben unfere Vorfahren die Sache 
der Sreiheit vererbt. Der Kampf um die VBerfafjung hat nicht 
1348 in den Straßen Berlins begonnen, nicht mit dem Schwure 
des Königs 1850 geendet. Nach langem geiftigen, nach langem 
politiichen Ningen hat die dee der Gleichheit und Selbjtbeitims- 
mung fi) in der Berfaffung ein Denkmal des Sieges über Vor: 
recht und Beichränfung errichtet; Doc) war es nicht ihr leßter Sieg, 
feine vernichtende Niederlage derer, welche unwillig ihrer höhern 
Macht fich unterwarfen. Es ift weder beichämend noc, betrübend, 
daß die Gegenjfäße, welche durch einen ganzen Abjchnitt weltgefchicht- 
licher Entwidelung im Widerftreite ji) zu Fläven beftimmt find, 
nicht mit Einem Sclage befeitigt werden konnten. Die Idee der 
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SLeichheit und der Selbftbeftinmmung hat zwar das Volk erfaßt, tft 
in die Gefeße des Yandes eingedrungen; aber fie Hat noch einen 
langen Weg zu wandeln, che e8 Thorheit und Berbrechen eines 
Einzelnen jein wird, fie irgendwo im jtaatlichen Yeben zu verleug- 
nen, Dann erft wird der jeßige weltgeschichtliche Abjchnitt fich 
ichließen und die Gefchichte eine neue Arbeit zu dem Ziele menjc- 
licher VBervollfommmung beginnen. Bis dahin wird der Kampf 
noch oft um diefe Fahne entbrennen und die jchwanfende Unficher- 
heit in unferm Lager nod) manchmal den Schein eines vorliber- 
gehenden Sieges denen verleihen, welche, von dem überrajchenden 
Erfolge gebiendet, dem Gange der Gefchichte den Weg zu verjper- 
ven hoffen. Ar Neactionsverfuchen Fan es in einem Staate von 
fo jungen conftitutionellen Gewohnheiten nicht fehlen; aber die ge- 
fährlichen Kormen, unter denen jte jest auftreten, müfjen aufhören 
und werden aufhören, jobald die Unklarheit aus den Köpfen ver- 
drängt und umter allen ehrlichen Anhängern der Berfaffung ein 
richtiges Verftändnig ihrer Grumdideen verbreitet fein wird. Nicht 
die Macht der an Zahl und Mitteln geringfügigen Gegner, fondern 
die Halbheit vieler Bundesgenofjen Hat bisher die gefährlichen Stri- 
fen heraufbefchworen. Mit den Fingern fünnte man auf die Mänz- 
ner deuten, welche feinen Augenblick anders als der verfaffungsmä- 
Bigen Staatsordnung zu dienen gemeint und umwiffend die Zuftände 
der erjten und heutigen Neaction vorbereitet haben. Saum war 
die Verfaffung befhworen, als die Gefetgebung zu allen frühern 
Mängeln zurückkehrte; der unmittelbare Erfolg war, daß die Ver: 
waltung ihren Gegenjaß zum Gefeßse wieder aufnahm. Schon die 
Sefeße von 1850, fajt gleichzeitig mit dem Abfchluffe des DVerfaf- 
jungswerfes vereinbart, brachten die frühere Zweideutigfeit des Aus- 
druds, die weite Bollmacht für die Behörde, die Schußlofigfeit für 
die Bürger. Das Werkmal wurde verwifcht, welches die Verfaf- 
jung aufgejtellt hatte, um daran die fortdauernde Gültigkeit frühes 
ver Sefege oder deren felbjtverjtändliches Erlöfchen zu prüfen. Dies 
war don einer Wirkung, die über die Mangelhaftigfeit der neuen 
Sejete hinaus bis an den Kern der DVerfaffung ging und dem 
Staatsleben der nädhften Zeit den Stempel aufdrüdte. Sofort 
janf das Anjehen der Grimdrechte; VBerwaltuingsbeamte und Nichter 
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blieben bei der alten Gewohnheit, das Allgemeine im Gefete nur 
zu Gunjten der Behörde, nicht als Bürgschaft gelten zu laffen. Su 
den acht Sahren der eriten Reaction war die Prepfreiheit nur dem 
Namen, das Vereinsrecht faum dem Namen nach befannt, und c$ 
wäre den Gebildeten felbjt jchwer gewefen anzudeuten, worin denn 
eigentlich die Herrjchaft der Berfaffung fi) befundete. Es fchien, 
als ob dem ernjten Willen der Executive nichts unausführbar wäre, 
unbefchadet der principiell entgegenftehenden Gejete. Die Verwal- 
tungsbeamten jchöpften wieder aus der umverfieglichen Quelle und 
dienten in gewohnter Weife. Die Volksvertreter tagten in Berlin; 
aber wo das Gefe wenig gilt, ift das Anfehen feiner Wächter 
gering. 

Wäre die Berfaffung ein Gebilde des Zufalls geweien, jo hätte 
jie eine jolche Zeit nicht überdauert. Aber diefelbe gefchichtliche 
Nothwendigfeit, welche fie ins Leben gerufen hatte, erhielt ihre 
Kraft und ftellte ihre Herrjchaft wieder her. Wiederum eine zufäl- 
lige Beranlafjung, und das Königthun fuchte aufs neue die Aus- 
jühnung mit dem Bolfe; die Krone wiederholte ihr Gelübde, die 
Berfaffung ernjtlich zu wollen. um aber, im entjcheidenden Aır- 
genblie, traten für das Bolf die Folgen des eigenen Verfchuldens 
ein. Das Volk Hatte e8 unter der Reaction an Thatfraft und 
Theilmahme fehlen lajjen; jett fehlte das Berftändniß, was 
gegen den Nücfall zu thun, umd die Kenntnig der Männer, 
welche e8 vollbringen follten. Das Volk mußte fein Bertrauen 
den DVermittlern entgegenbringen, welche wider Willen das 
Unheil gefäet hatten. Wer von ihrer Khugheit die Berichti- 
gung der alten Srrthiimer erwartete, ward bald enttäufcht. Sie 
standen genau da, wo fie die Reaction ftehen gelaffen. Sie hatten 
eine Berwaltung nad) Derzensluft, und ihre Tradition verlegte den 
Schwerpunkt des preußifchen Staatslebens in die DBerwaltung. 
Stürfer als je wırde die Gewalt des Kriegsherrn, die Freiheit dev 
Ereeutive betont, und fo oft fie an den Stufen des Throns oder 
bei den Minijtern um einige Berücfichtigung ihrer Befchwerden 
baten, proteftirten fie gegen die verfängliche Meinung, als ob fie 
wirkliche und dauernde Macht für die Volksvertretung, als ob fie 
parlamentarifches Negiment anjtrebten. ALS das Abgeordnetenhaus 
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zu wirflichen Forderungen fi) ermannte, brad der Wideriprud) 
hervor, den jene jo eifrig angeregt hatten. 

Die Zeit wird wiederfehren, in welcher das Ktönigthum aber- 
mals den Frieden fuchen wird. Nicht daß ich das Unmögliche mir 
zutrauen und heute berechnen möchte, was das Minifterium Bis- 
marc dereinjt thun oder wollen werde. Aber die in der Berfaf- 
fung anerfannte Sdee der Gleichheit und Selbjtbejtimmung ijt von 
den Paunen wechjelnder Minifterien und wechjelfüchtiger Meinifter 
mabhängig. Wie heftig auch die Anläufe der neuen Neaction fein 
mögen, ich fürchte nichts von ihrer Gewalt ıumd nichts von ihrer 
Senialität. Kine Idee weltgeichichtlichen Fortfchritts, die einmal 
gefiegt hat, fan durch feine Gewalt außer Straft gefetst werde, 
und das Genie fan fich nur in der richtigen Benubung der Zeit- 
ideen bewähren, niemals in ihrer Berleugnumg. Noch Hat die Ite- 
action den Niefen nicht gefunden, der mit vollen Baden einen 
Sturm zufammenzublafen und die VBerfaffung zu gänzlichen Unter- 
gange zu bringen vermöchte. Vielleicht wird ein heftigerer Wellen- 
Ichlag die Fahrt aus gerader Richtung treiben, aber wir müffen 
dann den Dlid um fo feiter auf das Ziel richten, um wieder in 
die rechte Bahn zu ftenern. Das tft unjere Aufgabe. Wir müffen 
uns in die Berfaffung vertiefen, um fie in allen ihren Confequen- 
zen zu ergründen; jeder im feinem Berufe muß fie zur Nichtfchnur 
für jein politifches Leben nehmen, um fie überall zur Geltung zu 
bringen; wir miühljen fie zur Wiffenfchaft des Volkes machen, das 
ihren Geift blos recht zu verjtehen braucht, um fi für ihre Herr- 
Ichaft zu begeiftern. Nicht böjer Wille, fondern Unflarheit hat uns 
zweimal in entwiürdigende Zuftände zurücigeworfen. Klärung und 
befjere enutnig muß uns von dem gefahrvollen Wechjelipiele erlö- 
jen, das zu Haufe die jtaatsbürgerlihe Würde beleidigt und im 
Nathe der Völker unfer Anfchen herabjest. 

An dem endlichen und baldigen Siege der Berfaffung und 
ihres Geiftes wird fein Menfch zweifeln, der ihre gefchichtliche Noth- 
wendigfeit erfannt hat. Selbit die Reaction muß an der verfaf- 
jungsmäßigen Yäuterung aller öffentlihen Verhältniffe arbeiten. 
Shre Rolle it, die theoretisch erfannten Mängel und deren fchäd- 
lihe Tragweite mit praftifchem Beifpiele zu belegen und nene Mäns- 
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gel aufzuweifen. Imdem fie die inneren Zeichen der Stranfheit an 
die Oberfläche treibt, deutet fie die Heilmittel an. Graf Schwerin 
pflegte auf viele Neformforderungen entgegenzurufen: Beweijt mir 
das Bedürfnig! Die neue Reaction wird die Beweife ergänzen, 
welche in der erjten unvollftändig waren, und die vergeijenen auf- 
friichen. 

Wie wenig das Prengejeß gegen Cenfur und die unerjeßlichen 
Nachtheile ungerechtfertigter Beichlagnahmen fichert, wie wenig das 
Bereinsgejet die Verfammlungen ernjter Männer gegen ermüdende 
Auflöfungen und entwirdigende Berwarnungen jchütt, beweijen 
die Erlaffe und Mafregeln der PVolizeibehörden vom Negierungs- 
Collegium bis zum Wachtmeijter. Wie wenig eine Verwaltung, 
welche ihre Berordnungsbefugnißg dazır misbrauchen fan, dem 
Verleger den an ich erlaubten Titel eines Blattes wegen eines 
angeblichen VBerwaltungs- Iutereffes zu verbieten, Sammlungen zu 
erlaubten Zweden um ihrer politischen Richtung willen mit Strafe 
zur bedrohen, welche ihren Einfluß aufwendet, um den Mittagstifch 
bei einem freilinnigen Gajtwirthe zu unterfagen, Ergebenheits- 
Adrejfen zu ermuthigen und auf Adreffen an die Abgeordneten zu 
fahnden, — wie wenig eine folche Verwaltung in die Ordnung 
eines Nechtsitaates paßt, begreift jedermann aus dem Bolfe ohne 
Deduction aus dem Gefete. Und von der ftarfen Executive im 
Gegenfa zu dem Auffichtsrechte der Kammer, von der Gefahr des 
parlamentarifchen Negiments wird wohl fein Verftändiger mehr 
jprechen, nachdem er erfahren hat, daß diefe unbefonnenen Phrafen 
geradenwegs zum Abjolutismus zurücdführen. 

Bis die verfafjungsmäßige Drdnung wiederhergeftellt ift, wird 
noch mancher Fleinen Schaden Leiden. Beamte werden unbefördert 
bleiben oder gar aus dem Amte entjett, freifinnige Verleger und 
Druder werden mit dem BVBerlufte ihrer Erwerbsquellen geängitigt 
werden, ein Wort des edeljten Eifers wird manchen auf die 
Anklagebanf und der ungünftige Zufall ins Gefängnig führen. 
Schreitet die Reaction noch weiter vor, jo wird vielleicht der per= 
jönliche Berfehr durd) Ausweijungen, die häusliche Nuhe durd) 
Hausfuchungen gejtört, das maRloje Koncejjionsbedürfniß nad) po= 
litifchen Nebenrücjichten verwaltet werden. Aber was find alle 
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diefe Kleinen Dpfer gegen die Größe unferes Berufes! Kaum gibt 
es in der Gefchichte eine Epoche freiheitlichen Strebens, in welcher 
nicht um der dee willen weit Schlimmeres geduldet worden ilt. 
Die Milderung der Sitten wäre ein geringer Gewinn und weit 
eher zı beflagen, wenn fie uns jo verweichlicht hätte, daß wir um 
den Preis der verleungneten oder umterdrücten Ueberzeugung jedem 
geringfügigen Nachteile aus dem Wege gingen. 


2. Fällt die Auflöfung des Abgeordustenhaufes unter die 
VBerantivortlichfeit der Minijter? 


Die Wahlen des Sahres 1861 verfprachen dem Abgeordneten: 
haufe ein neues Clement zuzuführen. Die Partei der unbedingten 
Kegierungsmänner hatte während der lebten drei Jahre den Boden 
im DBolfe verloren, fie wurde bei den Wahlen gelichtet, neue 
Männer rüdten ein und viele von den alten erfauften ihre Wieder: 
wahl damit, daß fie das abgenutste Programm aufgaben. Die 
Mehrheit der Gewählten fpiegelte den energifchen Willen des Yan- 
des ab, daß die Kammer den Tiberalen Grundfäsen, welche die 
Regierung befannte, auf dem Gebiete der Gefetgebung zum Siege 
verhelfen würde. Kein Wunder, daß die Confervativen, welche fich 
bei dem DVorwalten der unbedingten Negierungspartei in ihrer 
Stellung mehr als je befejtigt hatten, mit der Wandlung unzu- 
frieden waren. In verbürgten Gerüchten hieß es, auch die Ne- 
gierung wäre mit dem Ausfall der Wahlen nicht zufrieden. Welche 
Bejorgnifje fie von den neuen Namen und der veränderten Stim- 
mung gehegt haben mag, die beginnende Thätigfeit dev Kammter 
bejtärkte Feine. Diejelbe Auhe und Mäfigung, welche neben dem 
entjchiedenen und bewußten Wollen bei den Wahlen geherricht hatte, 
zeichnete aud) die DVerhandlungen der Kammer aus. Das erite 
Zeichen hiervon war, daß die Adrehdebatte aufgegeben wurde. Man 
wollte dev Kegierung zwar nicht unbedingt zuftimmen, aber au) 
feinen jcharfen Gegenjfas hervorfehren, weil man in feinem folchen 
Segenfage mit ihr fich glaubte. Den Perfonen fam man wohl- 
wollend entgegen, und die Vorlagen der Regierung wurden mit 
äußerjter Loyalität in den Commifjionen behandelt. Wenn vor 
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Gröffnung der Kammer gefliffentlich die unbegründete Meinung 
verbreitet worden war, daß fich mit einer folchen Kammer nicht 
lange würde regieren lafjen, fo fing diefe fünftlich verbreitete Vor- 
ahnung zu weichen an. Die Abgeordneten jelbjt begannen an eine 
friedliche Austragung zu glauben und das Volf fchloß fich diejer 
Hoffnung an. Plötlic) brach der Widerftand der Negierung bei 
einer Forderung hervor, deren Billigkeit umd Berechtigung von 
feiner Seite geleugnet, deren Unausführbarfeit von feiner Seite be- 
hauptet wurde. Die Negierung trat mit größerm Grnjte ein, als 
die Gelegenheit rechtfertigte. Aus dem Tome, in welchem die 
Unterhandlungen geführt wurden, merften die Eingeweihten, dar 
die Regierung andere Abfichten und Erwägungen im Hintergrunde 
hatte, als diejenigen, welche hevvorgefehrt wider. Das übrige 
Yand aber wurde von der Auflöfung der Kammer wie won einer 
plößlichen SKriegserflärung überrafht. Man braucht heute fein 
Wort mehr darüber zu verlieren, daß der Hagen’fche Antrag nicht 
der innere Grund der Auflöfung war; dies ift nicht nur in Worten, 
fondern auch thatjächlich durch die pünftliche Ausführung des An- 
trages zugejtanden. 

Aber was war der wirflihe Grund der Auflöjung? 

Die Frage ift in der Adrefdebatte des jetigen Abgeordneten- 
haufes aufgeworfen worden. Die Regierung hat fie nicht nur unbeant 
wortet gelafjen, fondern auch als unberechtigt zurücgewiejen. Die 
Minifter des Krieges und der Finanzen traten mit der feltfamen 
Theorie auf, daß die Frage nach dem Grunde einer Kammerauf- 
löfung einen Eingriff in die Prärogative der Krone enthalte. Die 
Berfaffung legt dem König das Necht bei, die Kammer aufzulöfen, 
daraus folge, daß der König immer im echte fei, wenn ev diefe 
Prärogative ausübe, und cs ftehe deshalb nicht zu, mach dem 
Grunde des perjünlichen Willens zu foren. Diefe Theorie ver- 
dient in ihrer ganzen Gefährlichkeit aufgedecdt und als eine Ver 
feugnung jomwol der conjtitutionellen Bolitif, wie des comftitutto 
nellen Staatsrehts zurückgewiefen zu werden. Sie führt die Ge 
walt des perjünlichen, von jedem Aufjchluffe und jeder Verantwort- 
lichkeit Losgelöften Willens in ein Gebiet ein, welches der Kontrole 
der Kammernund der Bertretung der Deinifter nicht entzogen werden darf. 


330 VII. Fragen des Staatsredts. 


Sch denfe nicht an eine Einfchränfung der füniglichen Befug- 
niß, die Kammer zu jeder Zeit und zu beliebigen malen aufzulöfen. 
Formel jteht das Net ohne jede Beihränfung dem Könige zu, 
und feine Kammer darf, nad) den Vorfcehriften unferer Berfafjung, 
die Sitzungen fortfegen, nachdem die Auflöfungsordre verkündet ift. 
Allein die formelle BEN: ichließt feineswegs die Möglichkeit 
des thatjächlichen Misbrauches aus. Gerade die jchranfenlofe Be- 
fugniß des Königs in Verbindung mit feiner Unverleslichfeit zwingt 
zu dem Schluffe, daß irgend eine PBerfon im Staate vorhanden 
jein muß, welche für den möglichen Misbrauch verantwortlich ift. 
Um durch ein ummwiderlegliches Beifpiel die Wahrheit des Satzes 
nahe zu legen: Die Berfaffung jchreibt vor, und dies ift die bei 
weiten hevvorragendfte Bürgfchaft für das conftitutionelle Negiment, 
dag die Kammern alljährlich zufammenberufen werden müfjen, und 
legt ihnen als unumgängliches Gejchäft bei, den Etat zu berathen 
und fejtzufeßen. Wie in der Befugniß, die Kammer aufzulöfen, 
eine hervorragende Prärogative der Krone liegt, jo ijt die jährliche 
Berathung und Feitfeßung des Etats ein Grundredt der Bolfs- 
vertretung. Der Wortlaut der Verfafjung und das auf beiden 
Seiten unbedingt vorhandene formelle Recht legen die Möglichkeit 
eines unausgleichbaren Gonflictes nahe. Wie, wenn der König die 
Kammer nad) ihrem Zufammentritt auflöft, innerhalb der gejet- 
lihen Frift neue Kammern einberuft und immer wieder auflöft, 
bis das Sinanzjahr darüber hingegangen tft, ohne daß der Ctat 
zur Feftfeßung gelangen konnte? Ich jehe von den politischen 
Folgen eines jolchen Actes gänzlih ab und Halte mid) Tediglicd) an 
die jtaatsrechtliche Seite. Wenn die Auflöfung ausjchlieglicd) dem 
perfönlichen Willen des Königs anheimgegeben, der Kontrole der 
Kammer und der DBerantwortlichkeit des Minifteriums entzogen 
wäre, jo würde diefe Befugnig dem umverantwortlichen Könige die 
Gewalt in die Hände geben, ein abjolutes Regiment auf formell 
rechtsgemäßem Wege herzuftellen und die Rolle der Volksvertretung 
zu eimem ganz wejenlojen Scheine hevunterzudrüden. Ich fpredhe 
nicht von Dingen, welche in der Nechtsgefchichte ohne Beifpiel find. 
Das englifhe Parlament des geiftlihen Standes (Convocation) tft 
auf diefem Wege bedeutungslos gemacht worden; nocd, heute wird 
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diefes im regelmäßig periodifcher Wiederkehr zufammenberufen und 
nach der Einberufung ohne Erledigung von Gefchäften nach) Haufe 
gejhieft. Der Geift der Zeit bürgt dafür, daß mit unferer Volfs- 
vertretung nicht Aehnliches auf die Dauer gejchehen fann, aber die 
Berfafjung verbietet, dar auch nur während eines einzigen Jahres 
Aechnliches gejchehe; das Etatgejets muß alljährlich erlaffen werden. 
©o jtoßen zwei abjolute Rechte aufeinander, welche nach dev Theorie 
der Herren von der Heydt und von Noon in einen unauflöslichen 
Widerfpruc gerathen fünnten. Würden die Herren von der Heydt 
und von Noon, im Falle eines Conflicts, den Ausschreitungen der 
Strone ruhig zufehen und dennoch die Negierung verfaffungsgemäf 
fortzuführen meinen? Wenn fie nicht das Ungeheuerliche der Con- 
jequenzen eines Befjern belehrt, jo mögen fie die Art. 43 und 
44 der Berfafjung mit größerer Aufmerkfamfeit durchlefen. Der 
Sinn tritt, ohne jtaatsmännifche oder jtaatsrechtliche VBorfenntniffe 
zu erfordern, aus den Worten deutlich entgegen und lohnt einem 
aufmerkfam Lefenden Minikter die geringe Mühe. Denn hier ift 
die Stellung der Krone und das Verhältnig der Minifter zu ihr 
und der Bolfsvertretung Kar und unzweideutig vorgezeichnet. „Die 
Perfon des Königs ift unverleglich” (Art. 43). Mit der Unver- 
letslichfeit ift weder eine Aufficht, noch eine Berantwortlichfeit ver- 
 einbar. Weil aber im verfafjungsmäßigen Staate fein Negierungs- 
act der Aufficht und der Verantwortlichkeit entzogen fein joll, deswegen 
macht e8 die Verfaffung unmöglich, dag irgend ein Negierungsact 
durch den perjünlichen Willen des Königs allein vollzogen werde. 
„Die Minifter des Königs‘ — fo ordnet Art. 44 an — ‚‚Tind ver- 
antwortlid. Alle NRegierungsacte des Königs bedürfen zu ihrer 
Gültigkeit der Gegenzeichnung eines Meinifters, welcher dadurcd) die 
Berantwortlichfeit übernimmt.“ Die Auflöfung der Kammer ift 
ein Regierungsact von hervorragender Bedentung. Die Berfaffung 
hebt diefe Befugniß unter den bedentenditen Negierungsacten her: 
vor, umd von ihrer weifen Ausübung hängen Ruhe und Frieden 
des Yandes ab. Angejichts des Art. 44 der Berfaffung fan fein 
Minifter für einen von ihm gegengezeichneten Act der Auflöfung 
die Berantwortlichkeit ablehnen. Seine Gegenzeichnung, welche den 
Auflöfungsact zu einem legalen und wirkfamen macht, wird weder 
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um des Namenszuges, noc um der Beglaubigung willen erfordert. 
Kr die Berantwortlichfeit Hat dem perfünlichen Willen des Königs 
gefehlt, um zu einem vollgültigen Negierungsact zu werden, und 
die Gegenzeichnung des Meinifters hat der Volksvertretung das 
Hecht verfchafft, eine Perfon für den Act zur Nechenjchaft zu 
ziehen. 

Die Herren von der Heydt und von Noon drehen fich im 
Streife, wenn fie, zur Nechenfchaft gezogen, den perjünlichen Willen 
des Königs als die alleinige Quelle und den alleinigen Grund 
für die Auflöfung erklären. Wie umd in welchen Falle denken 
diefe Herren als Minifter des Königs für den Negierungsact 
einer Auflöfung verantwortlich zu jein? Ohne den perjönlichen 
Willen des Königs fan ja ein folcher Act nie ins Leben treten. 

Die Rechenschaft ift die unumgängliche VBorausfeßung der 
Berantwortlichkeit. "ES gibt regelmäßige Negierungsacte, welche 
die vechtfertigenden Gründe und das Zeichen der Gefekmäßigfeit 
und guten Abfiht an der Stirne tragen; fo die Vorlage eines 
GSefeßentwurfes, die Verkündung eines von den Kammern ge 
nchmigten Gefetses, die Einberufung dev Kammern md der regel- 
mäßige Schluß der Situng nad) Erledigung der Gefchäfte. Bei 
Negierungshandhiimgen diefer Art wird cs feinem Menfchen ein- 
fallen, nach dent Griumde zu fragen, nicht wegen der perfönlichen 
Mitwirkung des Königs umd feiner formellen Berechtigung zu 
jenen Handlungen, fondern weil man nicht nach dem zu forjchen 
braucht, was Har zur Tage Liegt. Anders verhält cs fich mit den 
unregelmäßigen Negterungsacten. Sede Unvegelmäßigfeit trägt den 
Sharalter der Willfiv an ih, wenn fie nicht durch genügende oder 
rechtfertigende Beweggrinde hervorgerufen it. Der Zwed der 
verfaffungsmäßigen Staatsorduung tft, die Willfür aus den Negie- 
vungsmarimen auszujchliegen;. die Willfiv ift an fih Schon und 
abgejehen von jeder fchädlichen Folge ein Misbraucd der Negie- 
vungsgewalt. Die Auflöfung eines Abgeordnetenhaufes bildet 
immer eime Ausnahme von der Pegel, welche die Dauer feiner 
Yegislaturperiode auf drei Jahre bejtimmt, und erfcheint deshalb 
als ein willfinkicher Eingriff in den regelmäßigen Gang der Staats- 
gejchäfte, wenn fie nicht durch bejondere Berhältnifje gerechtfertigt 
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ift. Der Kammer ift die Aufficht über die verantwortlichen Hand- 
lungen der Negierung anvertraut, und ihres Amtes tjt die Prüfung, 
ob Yimftände vorhanden waren, welche den unregelmäßigen Negie> 
rungsact der Auflöfung nothwendig oder vathjam gemacht Haben. 
Eine vorjorgliche Negierung pflegt den Zweck der Auflöfung und 
den Grund des Zwiefpalts zwifchen ihr und dem aufgelöjten Ylb- 
geordnetenhaufe vor den Neuwahlen dem Yande Klar darzuthunn. 
Denn die Veranftaltung der Neuwahlen it eine Berufung von 
dem gefcholtenen Urtheile der Gewählten an das bejjere Urtheil 
der Wähler, und wer Berufung einlegt und jeinen Zwecd nicht 
verfehlen will, muß aussprechen, womit und weshalb er unzufrieden 
it. Bon diefer Nückficht der Klugheit hat fich die gegenwärtige 
Negierung emaneipirt, vielleicht in der Hoffnung, dap jchon die 
Perfonenfrage eine Entfcheidvung des Volkes zu ihren Gunften her- 
beiführen würde. Die Kammer aber geriet durch die Zurüd- 
haltung der Minifter in die Yage, wenn fie nicht auf unsichere 
Gerüchte Hin ihr Urtheil bilden wollte, ihre Prüfung, ob die Auf- 
löfung geboten oder vathjam war, mit der Anfrage um authentifche 
Auskunft über die Gründe für jenen Negierungsact zu beginnen. 
Die Herren von der Heydt und von Noon haben, indem fie die 
Beantwortung der Anfrage mit der Berufung auf den perfün- 
lichen Willen des Königs zurüchviefen, die Berantwortlichfeit 
verleugnet, welche der Art. 44 der Berfaffung den Neiniftern für 
alle von ihnen gegengezeichnete Negierungsacte auferlegt. 

Diefes verfafjungswidrige Berhalten Fällt um jo fchwerer auf 
fie zurüd, als die Auflöfung diefes mal mit einer Verfümmerung 
des beveutungspolliten Volksrechtes verbunden gewefen it. Zuge- 
ftanden wird jeßt von allen Seiten, daß nach einer richtigen Yus- 
legung der Berfaffung der Staatshaushalt für jedes Finanzjahr 
vor dem Beginne der Yahresausgaben gejetlich geregelt jein muß. 
Herr von der Heydt jelbit hat die Bejchwerden gegen den bis- 
herigen Gebraud) anerkannt umd zur befeitigen gejucht. Der bis 
herige Gebrauch ift lediglich mit dem Zwange der Verhältnifie 
entjchuldigt worden, weil die Zeit des Zufammentrittes der Kanı- 
mern eine Verzögerung unvermeidlic; machte. Durch die Auflöfung 
des Abgeordnetenhanfes vor der Feltjeßung des Haushalts ift 
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eine weitere Verzögerung um mindejtens vier Monate verurfacht 
worden, und wir gehen bald in das zweite Halbjahr, die Hälfte 
der Staatsausgaben ift bereits verbraucht, die Hälfte der Ein- 
nahmen beigetrieben, ohne daß auch nur die Vorarbeiten für die 
Prüfung des Voranjchlags fertig wären. Für diejes Jahr it das 
Seftfegungsrecht der Kammern, noch mehr als gewöhnlich ver- 
finmmert, und die unmittelbare Urjache der ungewöhnlichen DBer- 
fümmerung war die Auflöfung des Abgeordnetenhaufes. Einen 
jolhen Eingriff in die Bolksrechte können nur Gründe unvermeid- 
licher Nothwendigfeit rechtfertigen, der perfünliche Wille des Königs 
joll und darf ihm nicht deden. Der perjünliche Wille haftet an 
der Perfon des Königs. Stein Bürger, fein Beamter fann aus 
diefem Willen einen vechtfertigenden Grund herleiten, wenn ihn 
die Gefeße zur Berantwortung ziehen. Die Mintjter, welche fich 
hinter diefen, vom der Berfaffung gemisbilligten Schuß zu ver- 
bergen juchen und jede Nechenfchaft verweigern, ftellen ji) außer- 
halb der Berfaffung umd verfallen Schon um deswillen der Berant- 
wortlichfeit, welcher fie zu entkommen jtreben. 

Freilich ift der Streit darüber, ob die Minifter für irgend 
einen Staatsact verantwortlich feien, für jet leider noch Theorie. 
Die Herren von der Heydt und von Noon hätten ebenjowol die 
“volle Verantwortlichfeit für die Auflöfung übernehmen und die 
innerjten Beweggründe ans Yicht der Welt bringen fünnen, ohne 
an ihren Leiblihen Wohle Schaden zu nehmen. Cs gehörte nicht 
mehr Muth dazu, als andere Minifter aufzumwenden pflegten, 
die jo oft und fo gern auf ihre DVerantwortlichfeit fi) be- 
riefen, objchen fie niemals im Ernte an eine praftifche Yolge 
der Verantwortlichfeit glauben konnten. Aber Herr von der Heydt 
blieb Lieber beim Prineip ftehen, weldes in Zufunft den Ver: 
tretern eines abjoluten egiments jehr müslic) werden fan, 
und Herr von Noon fürchtete das „Amtsgeheimniß‘ zu ver- 
(eten, wenn ev dem Haufe der Abgeordneten verriet), welche 
Gründe durhichlugen, als die beiden Hälften des früheren Neinifte- 
rinms vorläufig auf die Auflöfung des HDaufes fi) einigten. Meir 
aber fcheint es wichtig, daR jowol in der Wiffenfchaft als im der 
praftifchen Politit die Einbürgerung des Princips verhütet werde, 
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daß es Negierungsacte gebe, deren Controle und Beurtheilung der 
Bolfsvertretung entzogen fei, für welche der perjönliche Wille des 
Königs als letter Grund gelten fünne, Den Kammern mag der 
Vorfall zur Lehre dienen, wie ein Minifterverantwortlichfeitsgefet 
abzufasfen tft. 


3. Die Finanzvorfchriften der prenfifchen Berfajjungsurfunde, 
I 


Die Borfchriften über Bewilligung und Erhebung von Steuern 
und Abgaben, über die Feititellung der Einnahmen und Ausgaben 
des Staates find in den folgenden Artifeln der Berfaffungsurfunde 
enthalten: 

Art. 9. 

Alle Einnahmen und Ausgaben des Staates müfjen für jedes 
Jahr im voraus veranschlagt und auf den Staatshaushalts-Etat 
gebracht werden, 

Letzterer wird jährlich durch ein Gejets feitgejtellt. 


Art. 100. 
Steuern und Abgaben für die Staatsfafje dürfen num, joweit 
fie in den Staatshaushaltsetat aufgenommen oder durc bejondere 
Gejeße angeordnet find, erhoben werden. 


Art. 109. 


Die bejtehenden Steuern und Abgaben werden fort erhoben 
und alle Beitimmungen der beftehenden Gefetbücher, einzelner 
Gefeße und Berordnungen, welche der gegenwärtigen Berfaffung 
nicht zuwiderlaufen, bleiben in Straft, Dis fie durch ein Gejet ab- 
geändert werden. 


Die Artifel lauten wörtlich gleich mit den Beltimmumngen der 
oetropirten Berfaffungsurkumde, im welcher fie die Artitel 98, 99 
und 108 bildeten. Auch darin jtimmen die beiden Urkunden über: 
ein, daß die beiden erjten Artikel unter demjelben Titel (IV. „Won den 
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Finanzen”, in der heutigen, „Bon der Finanzverwaltung“, in der 
oetropirten Verfaffungsurfunde), der dritte Artifel in dem Ab- 
jchnitte „Allgemeine Beftunmmmgen‘ Plaß gefunden haben. 


I. 

Die vetroyirte VBerfaffungsurfunde wollte Fein inanzrecht 
herftellen, nad) welchem die Meinifter oder ihre Organe hätten 
berechtigt fein follen, jelbft ohne einen vereinbarten Etat die durd) 
Sefeß einmal bewilligten Steuern und Abgaben fortzuerheben. 
Dagegen sprechen viele Zeugniffe und zahlreiche innere Gründe, 
von denen ich nur einige aufzählen will. ine folche Auffaijung 
des Finanzrehts war den Staatsmännern der damaligen Zeit 
ganz unbekannt, mindeftens aber ungeläufig; fie hatte fein Beifpiel 
in dem conftitutionellen echte anderer Yänder, und der praktische 
Yusen, fer es als Bürgfchaft für die Volfsrechte, fer ces als Stüße 
für einen loyalen Einfluß oder das Anfehen einer verfaffungs- 
treuen Negierung, lag nicht leicht verftändlicd auf der Oberfläche. 
Schon um feiner Neuheit willen hätte ein folches Finanzreht Har 
und deutlich ausgedrüct fein müfjen, und da die Gefahr, daß das 
Steuerbewilligungsrecht dadurch vereitelt wurde, verftändlicher ge- 
wejen wäre, als der zu erwartende Nußen, fo hätte man cs gewiß 
nicht auf der einen Seite an Befchwerden, auf der andern an be- 
rurhigenden VBerficherungen fehlen laffen. — Wenn der Art. 108 
die Meinifter Hätte ermächtigen follen, Steuern und Abgaben auch 
ohne Stat zu erheben, jo wirde er nicht unter die „allgemeinen 
Beitimmungen”, fondern unter die Kegeln ‚von der Finanzver: 
waltung‘” (Zit. VIII) gebracht worden fein. Er wirde dann im 
eigentlichjten Sinne eine Miaßregel der Sinanzverwaltung be- 
handelt haben, und für deren Grumdfäße war der achte Titel be- 
jtimmt, während unter die „allgemeinen Bejtimmungen“ nur jolche 
Jegeln gewiefen wurden, für welche fein anderer Drt geeignet 
ichien. — Sollten Steuern und Abgaben ohne Etat erhoben wer- 
den dürfen, jo hätte die vetroyirte Berfaffungsurfunde das Berz 
fahren felbjt und deffen Nechtfertigung vor den Kammern vegeln 
müffen: ob in Ermangelung eines Etats ein füniglicher Act die 
Meinifter zur Erhebung der Steuern und Abgaben, und in welcher 
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Form er fie zu ermädtigen habe; ob die Minijter aus eigener 
Verantwortlichkeit und felbjtändig handeln dürfen; mit wen und 
in welcher Weije fie fich auseinanderzufetgen Haben, um ji von 
der Berantwortlichfeit zu entlaften. Der lebte Erwägungsgrund 
gewinnt an Gewicht durch eine Vergleihung mit dem Art. 105 
der octrogirten Verfaffungsurfunde. Der Art. 105 legt dem Könige 
die Befugnig bei, unter gewifjjen Vorausjegungen Verordnungen 
mit Gejeteskraft zu erlaffen. Er bezeichnet aber gleichzeitig das 
gefammte Staatsminifterium als das verantwortlihe Organ und 
jest das Berfahren feit, wie jolche Verordnungen unter die Auf 
jiht der Kammern zu bringen und von deren Zujtimmung ab- 
hängig zu machen find. ES ift nicht anzunehmen, daß man die 
gleich nothwendige Vorficht bei der mindejtens gleich wichtigen und 
analogen Bejtimmung über die Steuern und Abgaben Lediglich 
vergejlen oder eine Yücke abjichtlich hergeitellt habe. 

Keine diefer Schwierigkeiten folgt der natürlichen und wort- 
getrenen Auslegung. Danach) hat die oetroyirte Verfaffungsurfunde 
alle Negeln über Einnahmen und Ausgaben des Staates in den 
Art. 98 und 99 zufammengefaßt. Die Staatsverwaltung darf in 
feinem Jahre eine Ginnahme oder Ausgabe bewirken, folange 
nicht die Gefammtheit beider veranfchlagt, auf einen Etat gebracht 
und als Gefet verkündet ijt. Dies gefchieht nicht ein für allemal, 
fondern jedes Berwaltungsjahr erfordert feinen bejfonderen Vors 
anjchlag und ein darauf gegründetes Etatsgejet. Steuern und Ab- 
gaben dürfen in dem betreffenden Verwaltungsjahre nur erhoben 
und an die Staatsfajje abgeführt werden, wenn und infoweit fie 
einen Einnahmepojten im tat bilden oder wenn ein „bejonde- 
res“, für das VBerwaltungsjahr gültiges Gefeß, das- heißt alfo ein 
Special- oder Supplementarcreditgefeß die Erhebung einer Steuer 
oder. Abgabe anordnet. ES haben befanntlich vor dem Erlaß der 
Berfaffung allgemeine Finanzgefeße bejtanden, welche ohne Be- 
ihränfung in der Zeitdauer oder für eine mehr als einjährige 
Periode die Bürger zu gewiffen Abgaben und Yeijtungen vers 
pflichteten.. Den Erlaß folcher Gefete hat die vetroyirte Ber: 
fafjungsurfunde nicht eingejchränkt, aber fie hat ihnen eine andere 
Bedeutung gegeben. Früher hatten jie nicht nur Einnahmequellen 

Saster, Zur Verfaffungsgeichichte, 22 
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eröffnet, fondern auch der Berwaltung die Mittel geboten, welche 
jie unmittelbar auf Grund folcher Gefete erheben durfte Die 
octrogirte VBerfafjung aber jchob, nach conjtitutionellen Grundfäßen, 
den jährlichen Boranjchlag der Einnahmen als Mittelglied ein. Die - 
allgemeinen Finanzgejetse blieben Verpflihtungsgrund für die Bürger 
und der normale Nachweis der Ginnahmequellen. Aber damit 
diefe der Staatsverwaltung zugänglich würden, bedurfte es fortan 
einer Aufnahme in den jährlichen DVoranjchlag. Wurde eine 
bejtehende Steuer oder Abgabe hier übergangen, fo durfte fie nicht 
erhoben werden. Dadurd) war die Yeiitungspflicht der Bürger noch) 
nicht erlofchen; die Bürger mußten bereit fein, die Sahresquote 
nachzuzahlen, und es fonnte jich wohl fügen, dag im näcdhjjten Sinanz- 
jahre die übergangene Quote als Nachzahlung veranchlagt wurde, 
aber für das laufende Jahr war die Quelle verjtopft. Nm folche 
Einnahmen, welche ein bejonderes Greditgejeß anwies, brauchten 
nicht in den Etat eingefügt zu werden, um in dem Jahre des er- 
lafjenen Gefetes vereimmahmungsfähig zu jein. 

In diefe DVerwaltungsgrundfäße griff der Art. 108 nicht 
ein. Unter den allgemeinen Beftimmungen, welche der neue Ber- 
fajjungszuftand nothwendig machte, behandelte er das Berhältniß 
der früher erlaffenen Gejete zu Diefem. Was der Berfaffung 
zuwiderlief, war jelbjtverjtändlich außer Kraft gefest. Sm Uebrigen 
erklärte der Art. 108 die Gefammtheit der Gefete für gültig. 
Die Finanzgefete bedurften jedoch einer bejondern Erwähnung. 
Der Zweifel lag nahe, ob es nicht dem Geifte des neuen Zuftan- 
des und dem Bolfsrechte der Steuerbewilligung widerfpricht, daR 
irgend eine Steuer» oder Abgabenpfliht bejtehe, bei deren Be 
gründung Feine Volfsvertretung mitgewirft hatte. Der Art. 108 
beugte dem Zweifel vor, indem er die beftehenden Finanzgefete 
ansdrüclich als folhe bezeichnete, welche der Verfaffung nicht zu- 
widerliefen. Sie follten aljo verpflichtend für die Bürger und 
Norm für die Einnahmequellen des Staates verbleiben, bis fie 
durch neue Gefete abgeändert würden. 

Der jo erläuterte Sinn jchließt fi dem Wortlaute der Art. 
95, 99 und 108 möglihjt genau an, entjpricht den Vorarbeiten 
der Nationalverfammlung, den öffentlichen Zuftänden, unter welchen 


VI. Fragen des Staatsredte. 339 


die Berfafjung oetroyirt wurde, entfpricht den damaligen Abfichten des 
Minifteriums Brandenburg, erklärt die Reihenfolge der Artikel und 
die Verbindung, in welcher Art. 108 die Forterhebung der bejtehen- 
den Steuern umd Abgaben mit der Kortgültigfeit der übrigen be> 
jtehenden Gejeße zujanmenfaßte. 


IT, 

Su der revidirten und gefeßesgültigen Verfaffung find Wort: 
(aut und Reihenfolge die früheren geblieben und nur die laufenden 
Nummern der Artikel abgeändert worden. Aber in den Debatten 
der Revifionsfammern, in welchen die Neinderheit die eben ausein- 
andergefette Auslegung mit fchlagenden Gründen erwies, fam den- 
noch die neue Finanzregel zum VBorjchein, dag die Meinifter (oder 
das Staatsminifterium oder die Negierung) auf Grund des Art. 108 
(jett 109) ermächtigt feien, die Steuern und Abgaben auch ohne 
ein zu Stande gefommenes Etatsgejets fortzuerheben. Die Anficht 
gewann vielfache Vertreter ımd den Beifall des damaligen Weini- 
fteriums. Aber diefer Einnahmebefugnig fchrieben ihre Vertheidiger 
nur den Zwed zu, daß den verpflichteten Bürgern gegenüber, uns 
abhängig von den Ergebnifjen dev Budgetverhandlungen, ein Steuer- 
erheber beftellt fei. Zu einem Ausgabefonds jollten die jo erhobe- 
nen Steuern und Abgaben niemals werden. Dhne Meinungsver- 
fehiedenheit zwifchen der Tiberalen, der confervativen Dppofition, 
den Minifteriellen und den Negierungsvertretern jtinmmte man darin 
überein, daß die Minifter nicht ermächtigt find, von den erhobenen 
Steuern und Abgaben oder dem fonjtigen Staatsvermögen einen 
Pfennig zu verausgaben, jolange nicht der Yahresetat oder ein 
„befonderes‘‘ Greditgefeg vereinbart ift. Gegen diefe Negel ließen 
fich in den Debatten nur wenige Stimmen folder Männer hören, 
deren Anfichten felbft in den confervativften reifen wenig beachtet 
zur werden pflegten, deren Gründe den faum verheimlichten Wunjc 
befundeten, von dev Berfaffung mir den Schein bejtehen zu lafjen 
und zum alten Negiment zuvüczufehren. 

Durch) die abftracte Einnahmebefugnig war vom Nechtsjtand- 
punkte aus für die Verwaltung des Staates in einem budgetlojen 
Zuftande nichts gewonnen, Die Minifteriellen faßten namentlich) 

HIx 
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die Schwierigkeiten der Situation ins Auge, wenn man einmal mit 
den Budgetarbeiten nicht rechtzeitig fertig würde, umd fie verfuchten 
in mehrfachen Borfchlägen die Finanzverwaltungsvollmacht der Mi- 
nifter durch eine Dejchränfte Ausgabebefugnig zu erweitern. Die 
(iberale Oppofition unterjtüßte, in der Abficht, gegen die Annahme 
eines folhen Borichlages die den Miniftern vielfach zugejchriebene 
und an den Art. 108 (jest 109) angelehnte Einnahmebefugnig mit 
Haren Worten zu befeitigen. Die beiden Kammern fonnten jich 
jedoch über feinen Abänderungsvorfihlag einigen, und fo blieben 
die Verfaffungsfäte über die Finanzen und mit ihnen die Art. 98, 
99 und 108 (als Art. 99, 100 und 109) unverändert. Das is 
nanzrecht der oetroyirten Verfaffungsurfumde ift alfo das heutige 
geblieben; unbeitreitbar, joweit der Wortlaut in Betracht fommt. 
Dagegen ift in der Praxis unjers Verfaffungslebens die Einnahme- 
befugniß, welche die Meinijter fich beigelegt und ausgeübt haben, 
niemals wirffam beftritten worden. Selbit der energifchite Liberale 
Widerfpruch, welcher fi in der Kammer Geltung verjchaffte, ließ 
diefe Frage unberührt und wandte fich gegen die Ausgabe der 
vereinnahmten Gelder. Man muß daher die Frage über die Be- 
fugniß der Minifter, die Steuern und Abgaben auch vor dem Zu- 
Itandefommen des Ctatsgejetses zu vereinnahmen, als einen wirk- 
lichen, nicht fünftlic) herbeigeführten Streitpunft bezeichnen, für 
welchen bisjett nicht einmal die Theorie eine endgültige Yöfung 
gegeben hat. 


IV, 

eben den „Steuern und Abgaben‘ gibt e8 noc andere Ein- 
nahmequellen, welche unter feinen diefer beiden Begriffe fallen. Wie 
weit man den Wortjinn ausdehne, ev umfaßt nicht die Einfünfte 
von dem Staatsvermögen, nicht alle Erträge der fiscalifchen Unter- 
nehmungen und Meonopole beifpielsweife nicht die Erträgniffe der 
Domänen und Forjten, dev Lotterie, der Seehandlung und mehre- 
rer anderer VBermögenstitel. Kür alle hierher gehörigen, fehr 
bedeutenden Einnahmezweige bejitt die Negierung feine Erhebungs- 
vollmacht außerhalb des Stats. Sch will nicht behaupten, daß man 
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mit bewußter Abficht die Befugniß auf Steuern und Abgaben habe 
beichränfen wollen; die Revifionsarbeiten geben feinen Anhalt dafür. 
Aber die Ermächtigung für andere Einnahmezweige fan unmöglich 
in den Wortlaut der Art. 99, 100 und 109 hineingezwängt wer- 
den, nicht einmal die Abficht läßt fich bei allen Gefegebungsfacto- 
ven der Nevifionszeit vorausfegen. Die Gejichtspunfte, in welchen 
die übrigen Einnahmen mit den Steuern und Abgaben eine gleiche, 
umd in welchen fie eine abweichende Behandlung verdienen, find gar 
nicht angeregt worden; die ausgefprochenen Motive find nicht un- 
bedingt von der einen auf die andere Art von Einnahmen über- 
tragbar. Es wäre jedoch überflüffig, danach) zu forichen, was die 
Sefegeber beabfichtigt haben mögen. Denn eine Abficht wird nie- 
mals zum Gefes, wenn ihr fein Gefeteswortlaut entjpricht, und 
feine noch fo willige Auslegung fann die Ermächtigung dev Mini- 
jter, andere Einnahmen als Steuern und Abgaben außerhalb des 
Stats zu erheben, aus dem Wortlaute deuten. 

Gegen diefe von mir früher jchon entwickelte Anficht habe 
ich inzwischen einwenden gehört, daß cs nur bei den Steuern und 
Abgaben, nicht aber bei den übrigen Einnahmen der Vollmacht für 
die Minifter bedurft habe. Der Art. 100 führe feine einjchrän- 
fende Regel, welche die Erhebung von der Aufnahme in den Ctat 
oder der Anordnung eines befondern Gefezes abhängig macht, nur 
für Steuern und Abgaben ein und lajje die Einnahmen anderer 
Art unerwähnt; alfo habe es in Betreff diejer feiner befondern 
Erhebungsermädtigung für die Minifter bedurft. Nur dies Eine 
ift bisher der von mir entwicelten Anficht in den Formen des 
Staatsrechts entgegengeftellt worden. Auf die Gründe politifcher 
Nothwendigfeit, aus denen in einem Conflictsfall das Necht hinten- 
angefett werden müfje, gehe ich an diefer Stelle nicht ein. „ener 
Jrechtseinwand geht von der durchweg irrigen Auffaffung aus, als ob 
der Art. 100 der Verfaffungsfag wäre, welcher das Verhältnig der 
Finanzverwaltung zur Gefetgebung principiell vegelte. Cine folche 
Tragweite und principielle Bedeutung gebührt ihm nicht. Er war 
von Haufe aus nur dazu bejtimmt, einen befondern Fall unter die 
allgemeine Regel zut ftellen und einem nahe liegenden Yrrthume 
vorzubeugen, welcher fonft eine Ausnahme gefunden hätte, wo fie 
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nicht platsgreifen fol. Die allgemeine Kegel jpricht der Art. 99 
aus. Sedes Jahr. — fo ordnet er an — muß jein eigenes Etats- 
gefets haben, welches alle Einnahmen und Ausgaben des Staates 
verzeichnet enthält. Ohne den Ctat gibt es Feine Befugniß zur 
Einnahme oder Ausgabe für die Verwaltung. Diefer Artifel bil- 
det die Grundlage unfers conftitutionellen Finanzrehts, in ihm tft 
der Sat enthalten, welchen wir dahin formuliven, daß der Etat 
die Vollmadht ift, auf Grund deren die Negierung im Namen des 
Staates einzunehmen und auszugeben berehtigt ift. Stände in der 
Berfaffungsurfunde fein Wort mehr über Einnahmen und Ausga- 
ben, jo würde dennoch das Verhältnig zwifchen der Negierung und 
den Bolfsvertretern im deutlichen Umviffen gezeichnet, das Herbei- 
Schaffen der Mittel von der ausdrüclichen und alljährlichen Bewil- 
ligung, die Verwendung von der Auffiht und dem Gutheigen der 
Bolfsvertreter abhängig gemacht fein. Im der That enthält ja die 
Berfaffungsurfunde fein Wort mehr über die Ausgaben des Staa- 
tes, und noch ift fein Zweifel dagegen aufgetaucht, daß der Art. 99 
die Bedeutung hat: Ohne Etat fein Necht der Ausgabe für die 
Berwaltung. Nun behandelt der Art. 99 „alle Einmahmen und 
Ausgaben des Staates” in demfelben Sate und mit denfelben 
Worten. Diefelben Worte fünnen aber nicht für den einen Theil 
des gemeinschaftlichen Subjects die eine, und für den zweiten Theil 
eine andere Bedeutung haben. Alfo jagt der Art. 99 ebenfowol: 
Dhne Etat fein Necht der Einnahme für die Verwaltung. Unter 
der VBorausfeung diefer allgemeinen Negel wird es feinem vichtig 
denfenden Menfchen einfallen, in dem darauf folgenden Artifel (100) 
eine der Berwaltung günstige Ausnahme zu fuchen, etwa mit fol- 
gendem Kumnftgriffe. Der Art. 100 wiederhole das Verbot der 
Erhebung für Steuern und Abgaben Die Wiederholung er- 
Scheine überflüffig, wenn man nicht mit ihr den Gegenfat verbinde, 
daß das Verbot eben nur auf diefe Einnahmen befchränft, für die 
übrigen Einnahmen aufgehoben werde. Kein vernünftiger Gefet- 
geber verführt fo, daß er evit die allgemeine Regel ausfpricht, dann 
in einem zweiten Sate fie für einen Theil beftätigt, um einen ans 
dern Theil des Objects ftillfchweigend von der Negel auszunehmen. 
Kein vernünftiger Gefetgeber wählt die Form eines Verbots, um 
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dadurd) eine Befugnig einzuräumen, welche er unmittelbar zuvor 
ausgejchlojjen Hat. Nichts hätte im Wege geitanden, die Befugnif der 
Regierung, andere Einfünfte aucd) ohne Etat zu vereinnahmen, mit 
directen Worten auszufprehen, wenn die Berfaffung dies beabfich- 
tigt hätte. Dagegen erklärt fi) der Zwed der anfcheinend über- 
flüffigen Wiederholung im Art. 100 aus dem Zujtande der Steuer- 
gejetsgebung, wie er vor der DBerfaffung bejtand und auch im con- 
jtitutionell regierten Staate beibehalten werden mußte. Steuern 
und Abgaben müfjen der Kegel nach durch bejtändige Gefete den 
‚Bürgern auferlegt, fie dürfen nicht jährlich wechjelnden Beichlüffen 
überlaffen werden; der Handel, das Gewerbe und die Staatsbedürf- 
niffe würden eine folche Veränderlichfeit nicht vertragen. Form 
und Inhalt der beftändigen Finanzgefeße pflegen zu bejtimmen: 
Folgende Steuer oder folgende Abgabe hat jeder, den es angeht, 
bis auf weiteres, d. h. bis diejes Gejet durch ein anderes aufge- 
hoben wird, zu entrichten. Wie fich die Wirkffamfeit folcher gefeß- 
fihen Borjchriften zu dem Grfordernifje eines jährlichen Voran- 
Ichlages und Etatsgejetes verhielte, darüber bedurfte es jelbjt bei 
der furzen Ausdrucdsweife einer Verfaffungsurfunde eines aufflä- 
renden Sabes. E8 war zu fürdten, dar man fortan die bejtän- 
dige Form der Finanzgefege für unvereinbar mit der Berfaffung 
halten, oder dag man zwifchen beiden einen Widerfpruch finden und 
jeder nach Neigung und Parteirihtung denfelben zu löfen verfuchen 
würde. Leicht Fonnte man fich unter den bejtändigen Steuern be= 
jtändige Mittel denken, welche ein für allemal der Regierung zu 
Gebote gejtellt werden. Weil eine fo tief eingreifende Irrung denf- 
bar war, jchien e8 gerathen vorzubeugen. Das hat der Art. 100 
gethan, indem er vorjchreibt, dar jelbit die ein für allemal bewil- 
figten Steuern und Abgaben der Verwaltung doch nur duch den 
Etat oder durch ein befonderes Gejet zugänglich gemacht werden. 
Andere Einnahmen brauchte diefer Artikel nicht in fein wiederholen- 
des Verbot einzujchliegen, da ein Conflict von Gefegen nicht vorlag 
und fein jcheinbarer Grund vorhanden war, weshalb man fie irri- 
gerweife von der allgemeinen Regel des Art. 99 ausgenommen 
denfen fjollte. Der Art. 100 hat aljo das Erforderniß einer jähr- 
li zu erneuenden VBollmaht für alle Einnahmen und Ausgaben 
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unmodificirt gelaffen; im Art. 109 aber ift für andere Einnahmen 
als Steuern und Abgaben die Vollmacht thatfächlich nicht ertheilt. 
Das müfjen jelbjt diejenigen zugeftcehen, welche in ihm eine vor- 
läufige Einnahmebefugnig ausgejprochen finden. 


V, 

Unter den Ausgaben fennt die Verfaffung feine verfchiedenen 
Arten, feine Abjtufung der Dringlichkeit, feine bejjere Befejtigung 
durch Herfommen, DVBertrag und Gejet. „Alle Ausgaben müfjen 
für jedes Jahr im voraus veranfchlagt werden.‘ Entweder der 
Stat wird für ein leeres und bedeutungslofes Wirthichaftsichema 
gehalten, oder fänmtliche Staatsfaffen find gejchlofjen, bis die VBer- 
waltung auf Grund des Gtatsgejetes jie öffnen darf. BVielfache 
Berfuche find im Yaufe unfers VBerfaffungslebens angeftellt worden, 
um die Ausgaben unter verjchtedene Rubriken zu bringen und praf- 
tifch eine verfchiedenartige Behandlung daran zu fnüpfen. inmal 
bewilligte und neue, ordentliche und außerordentliche, nothwendige, 
dringliche und entbehrliche, vechtsverbindliche umd eimfeitig zu ge- 
währende Ausgaben — jede diefer Nubrifen ift fchon benutt wor- 
den, um Abänderungsvorichläge oder Erwägungen innerhalb des 
bejtehenden Gejetes daran zu Fmüpfen. Die Nubrifen ließen fich 
hier, wie bei jtatijtifchen Tabellen häufen und nad intereffanten 
Merkmalen variiren. Aber feine ijt tauglich erihienen, eine DVer- 
faffungsregel darauf zu gründen, feine ruht auf einem jo unwan- 
delbaren Fundament, daß alle Ausgaben, weldhe nad ihren äußern 
Deerfmalen hineinpafjen, eine gleiche Behandlung verdienten. Die 
Kubrif einmal bewilligter Ausgaben hat in der jüngiten Seilton 
den Gejetentwurfe „zur Ergänzung des Art. 99 der Verfaflungs- 
urfunde” den Iuhalt gegeben und in dent Commifjionsberichte des 
Abgeordnetenhaufes vom 9. Januar 1564 eine zutreffende Kritif 
erfahren. Im ordentlihen Etat fünnen Ausgaben enthalten 
fein, welche die Bolfsvertretung für überflüffig erklärt hat, wie 
dies beifpielswetje mit den Dberbergämtern jahrelang der Fall ge: 
wejen ift. Andere Bedürfniffe können ohne Gefahr für den Beftand 
des Staates umentbehrlid und doc nur im außerordentlichen Etat 
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unterzubringen fein; das bvennendite Bedürfnig von Kriegsfoften 
gehört immer zu diefer Art. Für die Grade der Dringlichkeit 
eine gemeingültige Scala aufzufuchen, wäre vergebliche Mühe; jelbft 
die Grenzjcheide zwifchen „‚nothwendig” und „entbehrlich“ ijt dem 
Ihwanfenden Urtheile des perfünlichen Ermeffens unterworfen. Die 
Anlage einer Kunftftraße kann dem Strategen oder dem Bolfswirthe 
unentbehrlich, ganze Beamtenfategorien fünnen einem talentvollen 
Verwaltungsbeamten jelbit innerhalb der bejtehenden Drganifation 
entbehrlich erfcheinen. Sogar nad) ‚„Staatsverträgen, Gejeten und 
Hlagbaren Nechtsverpflichtungen‘ Ausgaben als nothwendig auszu- 
jcheiden*), ift ein gefährliches Wagnif. Die Klagbarkfeit der 
Nechtsverpflichtung ift ein untaugliches Merkmal im preußischen 
Nechtsiyften, welches den mannichfaltigiten Anfprücen an den Fis- 
ceus Klage und richterliches Gehör verfagt. Erit feit drei Jahren 
darf der Beamte unbezahltes Gehalt, der Privatmanır zu viel ev- 
hobene Steuern und Abgaben einklagen. Noch heute fanır den ver- 
ihiedenften Arten von Erjaßanfprüchen der Nechtsweg verjperrt 
werden. Und allgemein, wer foll ohne vichterliches Erfenntnig be- 
urtheilen, ob eine Ausgabe in Staatsverträgen, Gejeten und Flag- 
baren Nechtsverpflichtungen begründet je? Doc wiederum nur die 
Sactoren, denen die Feitjtellung des Wudgets verfaffungsmäßig ob- 
liegt, und das find diefelben Factoven, welche jede andere Ausgabe 
zu bejtimmen, jede andere Nücficht mit gleicher Gewiffenhaftigfeit 
zu prüfen haben. Der einzelnen mitwirfenden PBerjon mögen bei 
verjchtedenen Boften verjchiedene Beweggründe maßgebend fein; für 
die Gefammtheit der Ausgaben gibt es immer nur dafjelbe Motiv 
und dafjelbe Ergebniß. Der ganze Ausgabenetat joll von dem 
Bedürfnifje und dem Staatswohle dietivt fein. Diefer gleichartige 
Grund macht alle Ausgaben gleichartig. Das Staatsrecht fennt 
feinen Unterfchied in der Qualität der Ausgaben, nicht nach der 
Bewilligung als mehr oder minder berechtigt, nocd vorher als 
zwingenden Grund der Bewilligung. Selbit die Nücjicht auf 
‚„Staatsverträge, Gefeße und Flagbare Berpflichtungen“ und die 

*, Commiffionsbericht vom 9. Januar 1864 über den Entwurf zur Er 
gänzung des Art. 99 der Berfaljungsurfunde, ©. 15 fa. 
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Deöglichkeit, daß ein Empfangsberechtigter in der einen oder andern 
Weife die Yeiftung zu erzwingen im Stande fei, ift nicht dringender 
als jede andere Niückiicht auf das Staatswohl. Das Bedürfnif 
des Staates ift ein Zwang, der durch fein äußerlich hinzutretendes 
Deoment gejteigert werden fann. Das ift der Standpunkt der Ber- 
faffungsurfinde, welche alle Ausgaben gleichjtellt und über deren 
Deerimale nicht eine Silbe verliert. Seder Berfuch zu fondern und 
zu vrubrieiren verdunfelt den Nechtsbegriff, ohne dem praftifchen 
Politiker einen müßslichen Leitfaden zu bieten. Die Nevifion aller 
Bedürfniffe, das Votum über Kortdauer und Entbehrlichfeit bilden 
die jährlich wiederkehrende Aufgabe der Bolksvertretung, welche fie, 
ungebunden durch das vergangene, ohne Präjudiz für ein zufünfti 
ges Jahr, immer mur nad den gegebenen VBerhältniffen Löfen muß. 


VI. 

Wie ich in den vorftehenden Abfchnitten einige der. erheblichiten 
Ichwebenden Fragen behandelt, oder in Nebenjfäten berührt habe, 
jo will ich Hier, auf die Ergebniffe der Erörterung gejtüßt, oder an 
je anlehnend, einige der oberjten Grundfäte des Sinanzrechts her- 
vorheben. 

1) Beftändige Gejete bezeichnen die Steuern, Abgaben und 
jonjtigen Yeiftungen, zu welchen fie die Bürger verpflichten. An 
dem Erlaffe derjelben wirken alle gejetgebenden Factoren. Ihr 
Zwed ift wirthichaftliche Kürforge nad zwei Richtungen. Sie be- 
Ichren den Bürger im voraus, wie er zu den Staatslaften herbei- 
gezogen und wie der Berfehr belaftet werden joll, und fie begren- 
zen den Fonds, auf welchen die vegelmäßige Wirthichaft des Staa- 
te8 fich ftüten muß. & 

2) Die aus den beftändigen Gefesen entjpringende Berpflich- 
tung der Bürger zu Steuern, Abgaben und fonftigen Yeiltungen 
dauert ohne Nückjiht auf die jährlichen Etats fort, folange das 
verpflichtende Gejet nicht durch ein anderes Gejeg aufgehoben oder 
juspendirt wird. 

3) Aus der Verpflihtung der Bürger entfpringt nicht das 
echt der Negierung, die Steuern, Abgaben und fonftigen Yeiftun- 
gen beizutreiben oder entgegenzunehmen Die Baffivlegitimation 
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des DVerpflichteten begründet noc nicht die Activlegitimation jedes 
beliebigen Einfordernden. ES gehört aber nicht zu den allgemeinen 
Befugniffen der NKegierung, aus den Einnahmequellen des Staates 
zu jchöpfen und die herbeigefchafften Einnahmen als Ausgabemittel 
zu verwenden. Um ihr die Befugnig zu verichaffen, bedarf es einer 
befondern VBollmadt. Form und Wejen der Vollmacht jchreibt die 
Berfaffung vor. Sie wird unter Hinweis auf einen fejtgeftellten 
Boranjchlag aller Einnahmen und Ausgaben als Gefek abgefaht, 
und darf immer nur auf die Dauer des bevorjtehenden Verwal- 
tungsjahres fich erjtvefen. Für daffelbe Jahr fann, wenn die Um 
jtände es erfordern, ihr Inhalt ergänzt werden, aber nur in einem 
bejondern Gefeke. 

4) Altjährlich bewilligen die Bolfsvertreter der Staatsverwal 
tung die Wirthichaftsmittel. Sie prüfen die Erträge der Ein- 
nahmequellen und die Bedürfnifje, und bejtimmen danach, was in 
dem betreffenden Berwaltungsjahre vereinnahmt und verausgabt 
werden darf. Auf Grund der feitgejtellten Voranjchläge wird das 
Etatsgefeß vereinbart. 

5) In dem tat find zwei gewichtige Momente zu unterfchei- 
den, welche in der conftitutionellen Praxis auch) ihren formell ver- 
fchiedenartigen Ausdrud gefunden Haben. Er gewährt der Negie- 
rung die Vollmacht, die Einnahmequellen zu benuten und die Ein- 
fünfte zu Ausgaben zu verwenden. Das ift die einzige Weife, in 
welcher die Executive als Finanzverwaltung in Ihätigfeit gejett 
wird. Der Etat enthält außerdem die einjchränfende Inftruetion 
zur Vollmacht, indem er die Einnahmen und Ausgaben in Ziffern 
ausdrückt und nad Titeln und Einzelpoften ordnet. Bei der Voll- 
machtsertheilung wirfen alle drei Factoren der Gefeßgebung mit. 
Die Beftimmung über die Einzelheiten der Inftruction ift ein aus- 
ichließliches Gefhäft der Abgeordneten (Art. 62, Sat 3). 

6) Man behauptet, jedoch nicht ohne Widerfpruch von anderer 
Seite, dak die Berfaffung eine Ausnahme von der Regel fenne, 
indem je im Art. 109 die Regierung ermächtige, die bejtehenden 
Steuern und Abgaben zu erheben, auc wenn die Iahrespollmacht 
noch nicht ertheilt, d. h. das Etatsgefeß noch nicht zu Stande 
gefommen it. 
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7) Unftreitig aber darf die Kegierung von jolchen Steuer- 
eingängen (Nr. 6) jo wenig wie von dem vorhandenen Staatsver- 
mögen (Staatsfchaß, angehäuften Einnahmeüberichüffen) ohne die 
Sahresvollmacht etwas verausgaben. Dem Nechte nad) ift fie ver- 
pflichtet, folche Einnahmen an eine feiner Behörde zugängliche Kaffe ab- 
zuführen. Sede Verwendung derfelben ift eine rechtswidrige. Die Nechts= 
widrigfeit kann durch nachträgliche Zuftiimmung der Gefeßgeber, welche 
rücfwärts wie eine Vollmacht wirkt, in ihren Folgen geheilt werden. 
Die Zuftimmung des Yandtages muß nach natürlichen Sefetsen, oder 
wenn man an das gejchricbene Gejet anknüpfen will, nach Analo- 
gie der Vorschriften für oetropirte Verordnungen jofort nad dejjen 
Zufammentritte nachgejucht werden. Berjagt eine Kammer ihre 
Zuftimmung, fo ift die Rechtswidrigfeit der Ausgabe auch in ihren 
civil- und ftaatsrechtlihen Folgen conftatirt. 

8) Der Charakter der fo erhobenen Einnahmen ift alfo we- 
jentlich verfchieden von dem der bewilligten Mittel. Diefe befitt 
die Negierung mit dem Nechte der Verfügung, jene hat fie nur als 
Berwahrerin inne Sie muß diefelben, wie den Staatsihat, das 
Vermögen der Seehandlung, die Beamtencautionen und andere zur 
Verwahrung anvertrauten Gelder unangegriffen erhalten. Denn 
wenn auch der Art. 109 die Erhebungsbefugniß zu einem Gefchäfte 
der ereeutiven Verwaltung gejtempelt Haben mag, jo ift doc nad) 
preußischen Nechte jeder Verwalter fremder Sachen, foweit cs da- 
bei auf deren Erhaltung oder Verwahrung ankommt, nach den für 
den VBerwahrungsvertrag (Depofitum) geltenden Grundfäten zu 
beurtheilen. 

9) Einnahmen, welche nicht aus Steuern und Abgaben ent- 
jpringen, darf die Kegterung, in Ermangelung der Jahresvollmacht, 
nicht einmal zur einftweiligen Verwahrung entgegennehmen. Cie 
it dazu nicht activ legitimirt und ift nicht befugt, durch die An 
nahme einen DWerpflichteten zu befreien oder neue Nechte zu be- 
gründen. 


vu. 


Alte finanziellen Anordnungen der Berfaffung, alle ungefchrie- 
benen Ausflüffe derfelben lafjen fi im die zum Grundgefek gewor- 
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dene dee zufammenfaflen, daß die Staatsmittel fortan nur unter 
dem Gutheißen umd der Aufjicht der Volksvertreter, und niemals 
gegen deren Anweijung verwaltet werden dürfen. Nie und nir- 
gends ift es die Abficht der Verfaffung gewefen, daß eine Negie- 
rung in den Stand gejett werde, diefe Negel zu durchbrechen, nie 
und nirgends hat die Berfaffung die Bürger verpflichtet, bei einem 
folhen Durchbruche mitzuwirken. Cine folhe Möglichfeit wäre 
Ichlehtweg die VBerneinumg der zum Grundgejets gewordenen dee; 
fie widerfpräche den gemeingültigen Negeln des conftitutionellen 
Staatsrechts, widerjpräche dem Begriffe einer Nechtsverbürgung, 
und der Art. 109 hat fie nicht gewollt. Selbjt diejenigen, welche 
mit ihm die Meinung verbanden, daR er die Regierung bevollmäch- 
tige, Steuern und Abgaben auch ohne Etat zu erheben, haben er- 
weislich die Abhängigkeit der Finanzwirthichaft von der GKontrole 
und Goncurrenz der VBolfsvertretung nicht um das mindefte locern 
wollen, fondern haben ihre Auffaffung an das Vertrauen geknüpft, 
welches man vermuthungsweife den Mitgliedern einer jeden Negie- 
rung gewähren müffe, daß fie auch unter dem ärgjten Drude der 
Noth nicht jo weit fich vergejfen werde, an die ihrer Verwahrung 
überlieferten Gelder Hand anzulegen. Die allerdings nicht zu hoch 
gefpannte VBermuthung der Nedlichkeit ift die Quelle und die bedin- 
gende Borausjetung der ertheilten Vollmacht. Dagegen darf ich 
e8 als einen Sat des natürlichen Nechtes Hinftellen, daß der um- 
zweifelhaft erwiejene Misbrauc des Vertrauens die Vollmacht ent- 
fräftet. Perfonen, welche, mit der Verwaltung betraut, dargethan 
haben, daß fie die Pflichten eines WVerwahrers nicht achten wollen 
oder nicht zu achten verjtehen, haben mit der ihnen günftigen Ber- 
muthung zugleich die darauf gegründete Vollmacht, Gelder zu erhe- 
ben und zu verwahren, verwirkt. 


4. Die Nentenconverfion. 


Herr dv. d. Heydt hat die Verwaltung feines neuen Minis 
jteriums mit einer Maßrvegel eingeweiht, für welde ev gewiß das 
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Yob der Sparfamkeit in Anfpruch nimmt Die Anleihen aus den 
Sahren 1850 und 1852 find zum 1. Detober 1362 gekündigt; die 
Släubiger follen nach dem Nennwerthe befriedigt werden. Will 
ein snhaber jolcher Staatspapiere fein Geld nicht erheben, fo muß 
er fih die Herabjeßung des Zinsfußes von vierumdeinhalb auf 
vier Procent jährlich gefallen Laffen und feinen Entfchluß, unter 
Sinreihung der Schuldjcheine, bis Ende April bei der Negierung 
anmelden. Wer willig it, empfängt eine Prämie von einem halben 
Procent; wer die Frift verfäumt, joll vom 1. Detober 1862 ab 
feine Zinfen mehr erhalten, jondern nur das Stapital erheben dür- 
fen. Die beiden Anleihen haben urjprüngli 34 Millionen be- 
tragen. Mechnet man die Summen ab, weld)e gefetlich bereits 
getilgt jein müfjen, jo bleibt ein Gewinn von 150000 Thaler 
jährlih im Aussicht, wenn alle Inhaber der beiden Jahrgänge zur 
Annahme des geringern Zinsfuges fich entjchliegen. Doch beginnt 
die Erjparung in feinem Falle vor dem 1. Detober 1365, während 
der Minifter in diefem Jahre zu einer VBorleiftung von 150000 
TIhalern fich bereit erflärt, welche jonft erjt im Yaufe des Jahres 
1563 fällig geworden wären, 

Der augenblieliche Geldmarkt jcheint einen guten Erfolg zu 
verjprechen, und man meint allgemein, dag der Minifter mit den 
eriten beiden Jahrgängen Probe macht, um mit anderen nachzu- 
folgen. DD der augenbliclihe Vortheil die Schädlichfeit der Ge- 
fahren überwiegt, welche die Mafregel der wahricheinlich anleihe- 
bedürftigen Zufunft bereitet, das mögen Bankiers und Finanz- 
männer beurtheilen. Mir Fommt es Lediglich auf die Betradhtung 
der ftaatsrehtlichen Seite der Frage an. Die Gunft oder Un- 
gunft dc8 Geldmarftes entjcheidet über die Folgen, nicht über die 
SGejeßmärigferit der Mafregel, nicht über die Verantwort- 
lichfeit des Meinifters für die Kolgen. Dt die Negierung zur 
stindigung befugt, jo hat der Staat, nicht der Miinijter den 
Nachtheil zu tragen, wenn die Auszahlung allgemein gefordert 
wird und Millionen dabei verforen gehen. Dit die Negierung zur 
Kündigung nicht befugt, jo hat der Finanzminifter zu einer unge- 
jetfichen Handlung gerathen, welche ungefetlich bleibt, jelbit wenn 
jie glückt und Gewinn bringt, Ich halte die Negierung nicht für 
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befugt, ein jeitens der Gläubiger unfündbares Anlehen einfeitig 
und ohne Mitwirkung des Yandtages zu fündigen. 

In den Gefeten und föniglichen Exlafien, durch welche die 
Anleihen der Sahre 1850 und 1852 gefchaffen worden find, ift 
eine Amortifation von mindejtens Einem Procent jährlich ver- 
Iprochen, und dem Staate ijt das Kecht vorbehalten, vom 1. Ja- 
nuar 1857 ab den Tilgungsfonds zur verjtärfen. Da der Til- 
gungsfonds alljährlic) zur fofortigen Verwendung fommen fann 
und jeit dem Jahre 1857 in der Höhe unbegrenzt ift, jo müfjen 
die Gläubiger auf eine Einlöfung der ganzen Anleihe feitens des 
Staates zu jeder Zeit gefaßt jein. Aber wer fanın mit vecht- 
(ihem Erfolg diefe Function des Staates ausüben? Unter die 
„vollziehende Gewalt‘, weldhe nah Art. 45 dem Könige allein, 
d. 5. ohne Mitwirkung des Landtags zufteht, ift jte nicht Ichlecht- 
weg unterzuordnen. Diefer Begriff ift im der Verfaflung nicht 
ohne umgrenzende Befchreibung geblieben; die beiden nachfolgenden 
Sübße des Art. 45 erläutern den Begriff dahin, dag der König die 
Minifter ernennt und entläßt, die Verkündung der Gefete befiehlt 
und die zu deren Ausführung nöthigen Verordnungen er- 
läßt. Dieje VBerordnungsbefugniß ift dem Gegenftande nach un- 
beichränftt. Sie erjtredt fih auch auf Anordnungen, welche mit 
Uebernahme von Geldverbindlichkeiten fich befallen. Der König 
darf verordnen, daß gewilfe Zahlungsverbindlichkeiten übernommen, 
daß gewilje Ausgaben bejtritten md die dazu erforderlichen Gelder 
befchafft werden. Aber nur unter der allgemeinen Borausjeßung 
des Art. 45, daß die Verordnung nothwendig jei, um ein 
Gejet auszuführen, welches ohne die Verordnung nicht 
würde zur Ausführung gelangen fünnen Die Quelle der 
Berbindlichkeit oder der zwingende Grund zur Beichaffung der 
Gelder darf nicht erjt durch die Verordnung eingeführt werden, 
jondern muß in einem frühern Gejete bereits gegeben fein. Die 
von Herren dv. d. Heydt veranlaßte Verordnung ijt ihrem Sir= 
halte nad) eine Duelle neuer Verbindlichkeiten, enthält einen zwin- 
genden Grund für den Staat, Gelder anzufchaffen, ohne durch den 
Stat oder durch ein anderes Gefeß verurfacht zu fein. Nach den 
Bedingungen, unter welchen der Staat die Anleihen der Jahre 
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1850 ımd 1852 abgefchloffen Hat, ift er im Finanzjahre 1862 nur 
verpflichtet, etwa 500000 Thaler als Tilgungsfonds abzufeten. 
Dur die Kündigung will ihm Herr v. d. Heydt die Pflicht 
auferlegen, im demfelben Jahre ungefähr 30 Millionen Thaler 
auszuzahlen. Sedes Finanzjahr muß für fi betradtet 
werden Sowenig wie ein gegemwärtiges Sinanzjahr durd) Be- 
laftung zufünftiger Jahre ohne Zuftimmung des Yandtages entlajftet 
werden fan, jo wenig darf c8 unter Entlaftung zufünftiger Jahre 
ohne Zuftimmung des Yandtages belaftet werden. Herr vd. d. 
Heydt aber nimmt eine jehr bedeutende Belaftung in der vor- 
zeitigen Nüczahlung der 30 Millionen Thaler und eine zwar 
geringere, aber gleichfalls nicht durch das Gejet gewährte Belaftung 
durch die Prämie, welde ev den willigen Släubigern verjpricht, 
für das Jahr 1562 in Ausficht. 

Die Kündigung des Herrn dv. d. Heydt hat im rechtlichen 
Simme die Bedeutung, daß er im Namen des Staates verjpridt, 
am 1. Detober 1862 den Glänbigern 30 Millionen Thaler 
aus der Staatskaffe zu zahlen. An welche Zahlungsmittel hat er 
dabei gedacht? Keinesfalls an folche Mittel, welche der Yandtag 
ihm zur Verfügung gejtellt oder zu verfchaffen geftattet Hat. Mög 
(ich ift allerdings, vielleicht fogar wahrjcheinlich, daß die Yage des 
Seldmarktes ihm zur Hilfe kommen und die Erfüllung des Ver- 
Ijprechens erjparen wird. Wenn jänmtlide Staatsgläubiger bis 
zum 30. April fi) entjchließen, eine vierprocentige Ntente dem 
Nücdempfange der Nominalfchuldbeträge vorzuziehen, und Ddiejen 
Entjhluß ausführen, jo ift Herr v. d. Heydt aus der DVerlegen- 
heit. Aber diefe Möglichkeit oder Wahrjcheinlichfeit ift eine 
geihäftliche Speculation, mit welcher die jtaatsrechtlihe Frage 
nichts zu thun hat. Wenn ein Privatmann eine folhe Speculation 
unternimmt, jo mag er in der Yage jein, für den Fall einer um- 
günftigen Wendung des Geldmarftes durch Darlehen oder ander- 
artige Nealifationen die Mittel anzufchaffen. Der Negierung jteht 
diefe Ausflucht nicht zu Gebote; es hängt nicht von ihrem Willen 
ab, Anleihen aufzunehmen, oder die bereiten Staatsmittel zu einem 
weder im Etat noch) jonft vorgejehenen Zwede zu verwenden, denn 
die nothwendige Zuftimmung des Yandtages ift von ihrem Willen 
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unabhängig. Die Negierung hat die Befuguig nicht, im Namen 
de8 Staates auf einen Gewinn mit der Möglichkeit der Zahlungs- 
unfähigfeit zu fpeeuliven. Kein Factor der Gejeßgebung 
darf für fih allein über den Credit und die Hülfs- 
mittel des Landes verfügen. Wenn man der Negierung die 
Befugnif zugefteht, künftig fällige Anleihen ohne Zuftimmung des 
Yandtages vorzeitig zu fündigen, jo räumt man ihr die Verfügung 
über den Credit und die Hülfsmittel des Yandes ein. Bei der 
günftigften Finanzlage fünnte ein Kinanzminifter durch eine vor- 
zeitige Kündigung die Gefahr der Zahlungsunfähigfeit herauf- 
befhwören, und die Nothwendigfeit, diefe Gefahr abzuwenden, artet 
in einen Zwang gegen den-Yandtag aus, Hülfsmittel anzumeijen 
oder Anleihen zu bewilligen. Gibt die jetige Kündigung des 
Herren v. d. Heydt noch nicht den augenfälligen Beweis diejes 
Sates, jo braucht man blos, um des Beifpiels willen, den Fall 
zu denken, daß der Finanzminifter nächjtens für gerathen hielte, 
den Zinsfuß auf drei Procent zu erniedrigen. Dann würde ficher 
der allergrößte Theil der Gläubiger die Nüczahlung verlangen, 
die Zahlungsmittel aber würden fehlen, und der Staatsbanfrott 
würde nur durch erzwungene Geldbewilligungen feitens des Yand- 
‚tages abzuwenden jein. SDb drei oder vier Procent it in Hinficht 
auf das Staatsreht vollitändig gleich. 

Mach der Verfaijung gibt e8 nur Einen Weg, die Speculation 
auf Gewinn durch Herabjegung des Zinsfußes zu unternehmen: 
‚elle Einnahmen und Ausgaben des Staates müfjen für jedes 
Jahr im voraus veranfchlagt und auf den Staatshaushaltsetat ge- 
bracht werden. (Art. 99.) Die Kündigung einer Anleihe 
ijt eine für das Jahr, in welches die Fälligfeit verlegt 
wird, im voraus zu veranjchlagende Ausgabe. Sie gehört 
als folche in den außerordentlichen Etat als einmalige Ausgabe. 
Shr entjpricht dann die Einnahme aus den zu convertirenden 
Schuldicheinen zufammen mit einer Anleihe, welche gleichzeitig auf 
den Neft bis zur Höhe der ganzen gefimdigten Summe zu ge 
währen ift. Dann it die Gefahr der Zahlungsunfähigfeit abge- 
wendet, dann it die neue Verbindlichkeit von den Nactoren der 
Gefeßgebung übernommen, welche über den GEredit und die Mittel 
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des Landes zu verfügen berechtigt find; dann ift das Gefek umd 
nicht die füniglihe Berordnung die Duelle der Verpflichtung ; 
dann endlich ift die Vorfchrift der Berfafjung erfüllt, welche alle 
Einnahmen und Ausgaben des Staates zum Gegenjtande gejetslicher 
Kegulirung mad!t. 

Die Gefeße vom 7. December 1849 ımd vom 7. März 1850, 
in welchen die Anleihen der Jahre 1852 und 1850 bewilligt jind, 
begründen feine Abweichung von der allgemeinen Negel. Die Feit- 
jeßung der Bedingungen für den Abjchluf der Anleihen ift aller- 
dings der Negierung ftillichweigend überlafien. *) Aber die Voll 
macht ging nur auf den Abihlug und hörte auf, jobald diejes 
Sejchäft vollzogen war. Der Staat- muRte alle Berpflichtungen 
rejpectiven, welche die Negierung beim Abichluf des Gejchäftes 
für ihn übernahm; für jpätere Veränderungen hat die Negierung 
feinen Auftrag erhalten. Im den durch Fönigliche Verordnungen 
vom 7. Mai 1850 md vom 28. November 1851: aufgeftellten 
Bedingungen ift den Staate das Net vorbehalten, vom Januar 
1857 ab den Tilgungsfonds über das verjprochene Weinimum 
hinaus zu verjtärfen. Durch diefen Vorbehalt hat der Staat 
den Gläubigen gegenüber die Befugnig fich ausbedungen, die Ans 
feihe in einer fürzern Frift, als nad) dem Ergebniß des Amortifa- 
tionsminimums, abzutvagen. Wer in Zufumft als Drgan des 
Staates die Verftärfung des Amortifationsfonds anordnen, wer die 
dazu erforderlichen Meittel anweifen foll, darüber entjcheidet der 
Vorbehalt nit. Dielmehr ift die allgemeine Tegel vollgültig ge- 
blieben, wonad) Verfügungen diefer Art mr allen actoren der 
Gefeßgebung gemeinjchaftlich zuftehen. ES haben alfo weder die 
Gefete der Negierung die Vollmacht gegeben, noch hat die Ne- 
gterung fich die Befugniß vorbehalten **), in Zufunft von den ein- 
mal feitgefegten Zahlungsbedingungen abzugeben. Eine vollgültige 
Kündigung ift eine Veränderung der Zahlungsbedingungen. Aus 


*), Das Gefeß aus dem Jahre 1849 jchreibt nur im Allgemeinen eine 
angemefjene Amortifation, das aus dem Jahre 1850 einen Amortifationsfonds 
von mindeftens Einem Procent jährlid) vor. 

=#) I den Verordnungen hat schon um deswillen iiber dieje Frage nit 
entjchteden werden fünnen, weil dieje Gefeßesftoff ift. 
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ihr folgt die vechtsverbindliche Verpflichtung für den Staat, im 
Sinanzjahre 1862 dreißig Millionen ftatt fünfmalyunderttaujend 
Thaler zu verausgaben. Die Regierung ift aber weder befugt, 
noch) ermächtigt, das gegenwärtige Finanzjahr zu einer Ausgabe 
zu verpflichten, welche weder durch ein Gefe begründet, noch im 
Stat veranjchlagt if. Die von ihr vorgenommene Kündigung 
fann aljo nicht vechtsgültig fein. 

sh Habe abftchtlich von der weiten Perfpective abgejehen, 
welche die einfeitige Nentenconverfion durch die Negterung in po- 
fitifcher Hinficht eröffnet. Sache des nächjten Landtages dürfte 
8 fein, auch die politifche Seite zu erwägen und die Finanzwirth- 
Ihaft des Staates gegen einfeitige Eingriffe der Negierung zu 
wahren. Sch habe mich um fo Lieber auf die Nechtserörterung 
befehränft, als die Frage auf einem Gebiete liegt, auf welchem 
Brivatrecht und Staatsreht hart aneinander ftoßen. 


3. Was gejcdieht, wenn das Etatsgefeß nicht zur Vereinbarung 
gelangt? 


Mit einer Geldfrage hat die Verwidelung unferer öffentlichen 
Berhältnifje begonnen, an der Finanzfrage muß die Yebensfähigfeit 
der Verfaffung und der beharrliche Sinn des Volkes fich bewähren. 
Die Finanzeontrole ift der Edftein der populären Macht, ihre ge- 
wifjenhafte Ausübung die vornehmjte Aufgabe der Volksvertretung. 
Weifes Sparen ift eine nationalöfonomifche Tugend, Leichtfertige 
Ausgaben bedrohen den Wohlitand, aber eine fahrläffige Controle 
untergräbt die Freiheit. Den örgiten Fehler der abgetretenen 
(iberalen Minifter finde ich darin, daß fie die thatfächliche Umord- 
nung des Heeres vor Bewilligung der Kräfte und Meittel durch 
die VBolfsvertretung nicht verhindert, fogar gefördert haben, Die 
(ibevale Miehrheit der vorigen Yegislaturperiode hat ihre Pflicht 
verfäumt, als fie ich die thatjächlichen Zuftände über den Kopf 
wachjen ließ, mit ihren einftweiligen Bewilligungen nachhinfte 
und die endgültige Negelung auf eine Zukunft verjchob, der fie 
doch feine bejferen Mittel der Abwehr zu überweifen wußte. Aus 
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der fchwer belafteten Erbjchaft des vorletten Haujes zieht das 
heutige feine Schwäche und feine Stärfe. Die Sinanzcontrole tft 
auf dem abjcehüfiigen Wege zur Scheinbefugnit, das Abgeordneten- 
haus muß ihm wieder Wejen geben. Alle anderen politijchen 
Forderungen und Wünfche treten vor diefem Ziele zurüd. Siegt 
hier das conftitutionelfe Princip, jo gilt e8 dann nur, den Sieg 
in richtiger Weije zu verfolgen, um unfere Berfafjung von jedem 
abjolutistichen Beifaß zu jäubern. Solange diefer Sieg nicht 
gefichert ift, Haben andere Erfolge nur den Werth fchnell wechjeln- 
dev Tagesereigniife. 

In der That, wir find an einen Wendepunkt gelangt, zu 
welchem der widerfpruchsvolle Gang unferer Berfafjungsentiwice- 
(ung führen mußte. Wie die gegemwärtigen Neinifter fi) zu ver- 
halten gedenken, ift noch unbekannt. Aber die Äufgerjte Reaction, 
die doc bisher allein ihnen die meilten Sympathten zugewendet 
hat, drängt zum Staatsjtreih. Zwar verleugnet fie das Wort, 
doc will fie das Wefen. Sreilich will fie feinen Staatsjtreich mit 
Kanonen und Bajonneten; wie follte fie im tiefen Srieden dieje 
Waffen gegen einen Gegner verwenden, deifen einzige Waffe das 
echt ift. Auch väth fie nicht zu einer offenen Verleugnung der 
Berfaffung, denn auch. je hat ihren Antheil an der vielgefhmähten 
Staatsordnnung, welche ihr das Herrenhaus eingebradt hat. Die 
eaction hat von jeher in Preugen die Fleinen Mittel und ficheren 
Wege vorgezogen, und heute räth fie zur derfelben Taktik, welche 
fih unter Weftphalen erprobt hat. Die Verfaffung felbjt joll 
ihren liberalen Theil verichlingen; die Befugnig zu einer wirffanen 
Sontrole der Finanzen joll weginterpretirt werden. Die „jurijtijche 
Streitfrage” wird aus dem Flarjten Wortlaut hervorgezaubert, und 
die Auslegung führt zu dem überrafchenden Nefultat, daR einem 
Berfaffungsgefetse die entgegengefetste Bedeutung von dem beigelegt 
wird, was fein Wortlaut verfündet. 

Das wichtigite Gefchäft, an welchen alle Factoren der Ge- 
jegebung, nur in verfchtedener Weife mitwirken, tt die VBerforgung 
des Staatshaushalts. Seit dem Jahre 1820 herricht in Preußen 
die gefetliche Negel, daß die wirklichen Bedürfniffe des Staates 
die Ausgaben jedes einzelnen Jahres und diefe wiederum-die Eins 
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nahmen dejjelben Jahres beitimmen follen. Die conftitutionelfe 
Staatsordnung hat die Negelung der Ausgaben und Einnahmen 
der gejetgebenden Gewalt übertragen. Drei gejfonderte Gejchäfte 
treten innerhalb diefer Negelung hervor, und für jedes derjelben 
hat die Berfafjungsurfunde die leitenden Grumdfäte vorgezeichnet. 
Die Finanzgewalt hat: erjtens, die Staatsbedürfniffe zu prüfen 
und gewiffe Ausgaben als nothwendig zur bezeichnen; zweitens, 
die Verwendung von Mitteln zur Befriedigung der anerfannten 
Bedürfniffe zu geftatten; drittens, die vorhandenen Einnahme- 
quellen zu unterhalten oder neite zu gewähren. Diefe drei Gejchäfte 
wirfen zwar auf einander bejtimmend ein, fallen aber nicht zu- 
fammen. Ihr Zujfammenhang bejteht darin, daR im gutgeordneten 
Haushalt alle Bedürfniffe zur Befriedigung gelangen und die Ein- 
nahmen genau nac den Ausgaben bemejjen werden follen. Das 
ift die Aufgabe des jährlich zur vereinbarenden Gtatgefetes. Für 
jedes Finanzjahr müffen die Einnahmen und Ausgaben in Korn 
eines Gejees im voraus veranfchlagt werden, und das Kefultat 
der Veranfchlagung ift, daß die bezeichneten Ausgaben aus den be- 
zeichneten Einnahmen bejtritten werden dürfen. Die Negierung ift 
mit der Verwaltung des Haushalts beauftragt, und das Etatgefet 
bildet ihre Vollmaht und Imftruction. Auf Grund defjelben ift 
fie ermächtigt umd verpflichtet, die angewiefenen Einnahmequellen 
zu benuten, und aus den gewonnenen Einnahmen, fowie aus den 
jonft zugewiejenen Mitteln die anerfannten Bedürfniffe in Höhe 
der veranfchlagten Ausgaben zu befriedigen. Wenn und folange 
das Etatsgefe nicht zu Stande gefommen ift, fehlen der Negierung 
Bollmaht und Imftruction zur Verwaltung des Haushalts. Sie 
würde im folhen Fällen zur Erhebung von Einnahmen ebenfo 
wenig, wie zur Verwendung von Staatsmitteln und Beftreitung 
von Ausgaben befugt gewejen fein, wenn nicht die Berfaffung in 
Betreff eines Theiles der Einnahmen eine Abweichung von 
der Hegel angeordnet Hätte. Im Art. 109 ift nämlich der Ne- 
gierung ein für allemal die Vollmacht ertheilt, die bejtehenden 
Steuern und Abgaben, infofern fie nicht auf Zeit bewilligt find, 
fortzuerheben, bis fie durch ein Gefeß abgeändert werdet. Aber 
diefe Vollmacht macht e8 der Regierung noch im feiner Weife mög- 
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(ih, die DVerwaltung des. Haushalts fortzujegen. In Betreff 
der Zweige der Einnahmen, weldhe aus den Einkünften 
de8 Staatsvermögens fließen, tjt ihr die beftändige Er- 
mädhtigung nicht ertheilt, und c8 fallen deshalb viele 
Titel aus, welche einen bedeutenden und umentbehr- 
fihen Theil des Einnahmeetats ausmadhen, fo die Ein- 
fünfte von den Domänen und Korjten (11,578160 Thaler), 
der Lotterie (1,340400 Thaler), dem Seehandlungsinftitut (300000 
Thaler im tat des Jahres 1561) u. f.w. Aber jelbjt aus den 
gejtatteten Erhebungen darf die Regierung fernen Pfennig veraus- 
gaben, denn für das Necht dev VBerausgabung gibt es feine andere 
Bollmacht, als das Gtatsgefeß. Ohne die Befuguiß zu Ausgaben 
ift natürlic) eine Verwaltung undenkbar. Es verjiegen nicht nur 
jofort mehrere Einnahmequellen, wie die Yotterie, für welche weder 
Sinfäße angenommen, noc Auszahlungen gemacht werden dürfen, 
das Salzmonopol, für welches das Betriebsfapital fehlt, jondern 
auch das gefammte Beamten- und Heevwejen geräth wegen Man- 
gels an Befoldungen ins Stocden. Es fan daher feine ver- 
fafjungsmäßige Negterung ein Jahr lang exiftiven, ohne ein Etat- 
gejet zur Vereinbarung gebracht zu haben. 

Das ift die finanzielle und politifche Bürgschaft für die fort- 
währende Derrjfchaft der VBerfaffung, welche den Art. 109 weder 
jeinem Wortlaute nad beeinträchtigt, noch in der ausgejprochenen 
Abfiht dev VBerfaffungsrevidenten zu beeinträchtigen beftimmt war. 
Bei der Berfafjungsvevifion ift von allen Seiten, auch von dem 
damaligen Minifterium und von den confervativen Abgeordneten 
beider Kammern, der foeben entwicelte Stun des Art. 109 zur 
Bertheidigung defjelben Far dargelegt worden. Die Yiberalen 
waren für die Streihung des Artikels, welche von der Zweiten 
Kammer bejhloffen wurde. Ihr Grund war die hohe Achtung 
vor dem Steuerbewilligungsrecht der Kammern, welches fie durch 
die bejtändige Vollmacht der Negterung, Steuern und Abgaben 
einzuziehen, bedroht glaubten. Das Meinifterium und die be- 
jonnenen Conjervativen hoben dagegen hervor, daß durch Art. 109 
nur die Art der Steuerverweigerung verhindert würde, welche einen 
Sonflict zwifchen der Volfsvertretung und der Negierung in die 
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Masje des Volkes jchleuderte und einen Zujammenfjtoß der phyit- 
jchen Kräfte unvermeidlich machte. Dagegen erlitte die Macht der 
Bolfsvertretung, eine auf Abwegen befindliche Negierung zum 
Vachgeben zu zwingen, feinerlei Einbuße. Graf Arnim-Boitenburg 
jagte wörtlih: ‚„‚Das Recht, Ausgaben zu verweigern, fanı alfer- 
dings gemisbraucht werden, und es faun zu den Abnormitäten 
führen, wie fie eben dargeftellt worden find; aber c& zeigt dies 
einerfeits nur, dar Sie das, was Sie verlangen, was Sie durd) 
die Verweigerung der Korterhebung der Steuern erreichen wollen, 
nämlich das Kecht, im äuferiten Falle zu jagen: der Staat ift in 
der Yage zur biegen oder zu brechen — die Negierung muß nad)- 
geben, gleichviel, ob e8 auch die Revolution herbeiführen follte — 
dar Sie das gerade ebenjo gut erreichen fünnen, wenn Sie das 
NKecht, die Ausgaben zu bewilligen, in crafjer Weife in 
Anwendung bringen, wie Sie jelbit die Steuern zu ver- 
weigern als ein cvaljes echt dargejtellt haben.” Das Mini- 
jterium jtimmte diefer Auffaflung bei und ging noch einen Schritt 
weiter, indem c8 jogar den Sak aufftellte, daß die Vollmacht des 
Art. 109 nur dem Bolfe gegenüber gefordert werde, vor der 
Bolfsvertretung aber feine Geltung habe, und die Negierung nicht 
von ihrer vollen Berantwortlichfeit befreie. In ähnlichen DVer- 
wahrungen ergingen jich fait alle Gonfervativen. Nur Herr von 
Bismard-Schönhaufen wagte in einem furzen Zwifchenfate feine 
Meinung dahin auszusprechen, daß der Art. 109 auch die Voll 
macht zu Ausgaben bis zur Abänderung dur) Gejeß verlängere, 
weil „wir gejetliche Beftimmungen der Etats über die Ausgaben 
haben, und diefe Gefeße ebenfo gut wie andere nur durch neue 
Sefete verändert werden fünnen”. Mean wagt nicht zu viel, wenn 
man dieje „Auffafjung‘ des Herin don Bismard damit erklärt, 
daß derfelbe zur Zeit noch fein Etatsgefeß fennen gelernt hatte und 
in dejjen zukünftige Kallung fi nicht gut Hineindenfen Fonnte. 
Seitdem find zwölf Etatsgejeße abgefaßt worden, welche vom eviten 
bis zum leßten gleichmäßig die Wirkjamfeit des Gefees auf die 
Dauer des Einen laufenden Finanzjahres bejehränften. Wenn es 
aljo in dem eriten Etatsgejete hieß: „Der Staatshaushaltsetat für 
das Jahr 1850 wird, wie folgt, feitgefett‘‘, fo fonnte man weder 
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Juristen nocd Yaien die Auslegung zummuthen, daß cs eines neuen 
Sefeises bedurft hätte, um den Inhalt des Etats für 1851 und 
die folgenden Jahre der Gefeßesfraft zu entfleiden. So ijt denn 
Herr von Bismard mit feiner zwifchenfäßlihen Auffaffung ganz 
allein geblieben. Selbjt Herr von Stleift-Nekow umging lieber die 
Srage, und begnügte fi mit der allgemeinen Andentung, daß der 
Art. 109 das Königthum retten würde, und daß es ihm als Ge- 
winn erjchtene, wenn der Einfluß der Kammern auf die Mitwirkung 
bei den Gefeßen und bei Veränderungen der Steuern bejchränft 
würde. Dagegen legten die zahlreichen Amendements, welche von 
Staatsmännern wie don dem fpätern Finanzminister von Bodel- 
Ihwingh eingingen und des Beifalls der Confervativen und des 
Minifteriums fich erfreuten, Zeugnif dafür ab, daß nach) der jekt 
beibehaltenen Fallung des Titels über die Finanzen und des Art. 
109 die Regierung, jelbjt wenn te die Abgaben und Steuern er- 
hebt, dennoch nicht eher Ausgaben machen dürfe, bis fie die Be- 
willigung der Volfsvertretung erlangt habe. Es war zu feiner 
Zeit die Abficht irgend eines legislativen Factors, der Negierung 
jene Befugnig unbedingt einzuräumen. Bei der Nevifion nahm die 
Erite Kammer einen Abänderungsvorfchlag zur vetroyirten Ver- 
fafjung an, welcher dahin ging, daß der Ausgabeetat getheilt werde 
in einen ordentlichen und außerordentlichen Theil (ordinarium und 
extraordinarium), und daß der erftere bis zur Abänderung durch 
Sefe fortdauernde Gültigkeit behalten jolle. Das Herrenhaus 
beantragte noch im Jahre 1856 bei der Negierung, daß je eine 
GSefetesvorlage zur Abänderung der Verfaffung in diefem Sinne 
mache. Freilich war und ift der Art. 109 den Berfalfungsfreunden 
anjtößig, weil er die thatfächliche Gefahr in fich birgt, dar ein 
abjolutiftifch gefinntes Meinifterium ihn zum DVBorwande für einen 
Berfaffungsbruc benuten fünne. Auch von diefer Seite ift darauf 
hingewiefen worden, wie die Erhebung von Einnahmen gegen den 
Willen der Volksvertretung die Negierung, im Falle eines Con- 
fliets, deutlich genug auf einen verfafjungswidrigen Berbrauch der- 
jelben Hinmweife. Aber den Kechtsgelehrten der „Kreuzzeitung‘ ift 
es vorbehalten geblieben, mit dem offenen Programm hervorzutreten, 
daß der König oder das Herrenhaus nur dem von dem Abgeord- 
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netenhanfe feitgefeten Etat die Genehmigung zu verfagen brauche, 
um fänmtliche Staatseinfünfte zu erheben und fie nad) dem „is 
halte des leisten Gtatsgejetes verwenden zu dürfen. 

Das ift das neuefte Programm der äußerten Neaction, zut 
deffen Annahme fie die Regierung zu drängen verfucht, das ift der lette 
Trumpf, gegen welchen der Einfluß des Abgeordnetenhaujes abjolut 
vernichtet werden joll. Denn was vermöge noc das Abgeordneten- 
haus? Neuen Gefetgen die Genehmigung verfagen? man bedürfe 
feiner neuen Gefete. Keine Steuererhöhung, feine Abgabenver- 
änderungen, feine neuen Steuern und Anleihen bewilligen? das 
laffe fi) ertragen; Beides fer cher zu erjtreben, als zu umgehen. 
Die Bedürfnifje zur Dedung der neuen Militärorganifation feien 
die einzige brennende Frage, die jich mit der Berfaflung in der 
Hand Leicht Löfen lajje. Man lege nur den Etat mit folchen PBo- 
fitionen vor, wie man fie bewilligt haben wolle. Damit habe 
man dem verfallungsmäßigen Nechte der Volfsvertretung Genüge 
gethan. Meodiftceire ihn das Abgeordnetenhaus, danır verfage das 
Herrenhaus oder der König die Zuftimmung. Dann ijt fein Ctat 
zu Stande gefommen. Der Staatshaushalt muß aber fortgeführt 
werden, aljo — darf die Negierung nach dem alten Etatgefete die 
Verwaltung fortführen. Das Yand werde das einjehen, die Ver- 
fafjung gejtatte es, und das Mittel Laffe fich jo lange anwenden, 
bis man ei bejjeres Abgeordnetenhaus zu Stande gebracht habe. 

Dies ift die Nechtsgrundlage der neuen Lehre von dem 
„zwar nicht upbejchränften, doch jelbjtändigen Königthum“‘, dies 
das Programm ihrer praftifchen Durchführung. Das gefammte 
gefhichtliche Material wird verleugnet, die Worte der Berfaffung 
werden entjtellt, ein widerjtrebender Sinn wird hineingezwängt, 
um über das Wörtchen „Staatsitreich” Hinwegzufommen, um die 
Scrupel dev Mindereinfichtigen zu befehwichtigen, um die Sache zu 
thun und das Befenntniß zu vermeiden. Nur ein einziger Sat 
it wahr; ohne die Genehmigung des Dervenhaufes oder des Königs 
fan das Ctatsgefets nicht erlaffen werden. Umwahr it, daß die 
Kegierung dann alle Einfünfte des Staates erheben darf; mur 
Abgaben und Steuern erwähnt der Wortlaut des 
Art. 109 Unwahr ift, daß die Regierung dann die Ausgaben 
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nach Suhalt des Ktats von 1561 beftreiten darf. Ueber feinen 
Pfennig hat fie ein VBerfügungsreht, das haben bis jett alle 
Sactoren der GSejetgebung der Neihe nach ftillfehweigend oder aus- 
drücklich zugejtanden. Und um noch einen Schritt weiter zu gehen 
und das Argument aus dem entgegengefetten Yager zu holen: — 
das Gefeß des Dahres 1861 fett den Etat „in Ausgabe‘ auf 
129,522000 Thaler an fortdauernden, und auf 9,505152 Thaler 
an einmaligen und aufgerordentlihen Ausgaben feft. Nur 
der zweite Poften gibt die Ausficht zum Konflict, welchen die 
echtsgelehrten der „‚Strenzzeitung‘ fühn herbeigeführt wilfen wollen. 
Diefer Posten Hat aber nod niemals in dem Drdinarimm eines 
Stats geitanden und ijt in dem letsten Gefeße eben nur als ein ein- 
maliger und augerordentlicher bewilligt. Das it eben jenes 
Srtraordinarium des Ausgabeetats, dejjen Nechtsbegriff das Herren> 
haus gleichzeitig mit dem nen projectirten Gefeße einführen wollte, 
um vermöge defjelben die nenzufchaffende Negierungsbefugniß mit 
der Einfchränfung zu verfehen, dar nur die Ausgaben des Dr- 
dinariunms nad dem alten Gtat fortgefetst werden dürfen, weni 
ein neuer nicht jollte vereinbart werden fünnen. Umwahr ift end- 
(ih, dar die Regierung, welche ohne Gtats die Finanzverwaltung 
fortführt, feinen Staatsftreich begehe, jondern verfaffungsgemäß 
vegiere. Ohne einen vereinbarten Etat ift Feine gefesmärige DVer- 
waltung denkbar. Es herriht dann der Zuftand, welchen Graf von 
Arnim-Boitenburg fo richtig befchreibt: ‚Der Staat ift in der Yage, 
zu biegen oder zu brechen.“ Das tft — ich halte mich an die Worte 
defjelben Staatsmannes — die Herausforderung der Nevolution. 

Und weifen ift die Schuld? 

Schuld, Gefahr und Verantwortlichfeit trägt, wer den ve> 
volutionären Zuftand Hevausfordert. Wenn ein Abgeordneten- 
haus dem Staate den Yebensnerv abzufchneiden verjucht und 
die Mitwirkung beim Etat verweigert, jo kann unter Umständen 
die Negierung zu den Mitteln der Nothwehr greifen. Wenn 
fie fih von Schuld frei weiß, damı braucht fie blos die Auf- 
föfung herbeizuführen, und fie darf vom mächjjten Haufe Ent- 
gegenfommen und Entlaftung erwarten. Aber wer wollte behaup- 
ten, das das Abgeordnetenhaus einem jolchen VBorwurfe fich aus- 
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jeße, wenn es nach Pflicht und Sewifjen feinen hohen und jtrengen 
Beruf ausübt und den Theil der Ausgaben aus dem Ctat entfernt, 
welchen das Gefeß von 1861 als einen einmaligen und aufer- 
ordentlichen Bedarf des vorigen Jahres bezeichnet Hat? Und wären 
auch Negierung und Herrenhaus über das Bedürfnig einig, — die 
Verfaffung verlangt die Uebereinjtimmung aller drei Factoren der 
Sefeßgebung und legt auf die Specialprüfung der einzelnen Boten 
dur das Abgeordnetenhaus das jchwerjtwiegende Gewicht. 
Nur dem Abgeordnetenhaufe jteht die Prüfung zu, ob 
eine von der Negierung verlangte Ausgabe vathjam fei, 
nicht dem Herrenhaufe. Diejes faniı nur den Etat im Ganzen 
verwerfen (Art. 62). Verworfen aber darf der Etat nicht werden, 
weil eine vathfame Ausgabe in demfelben fehlt. ur wenn mit 
dem Gtat, wie ihn das Abgeordnetenhaus fejtgejett hat, das Ite- 
gieren überhaupt unmöglic) gemacht wird, darf das Herrenhaus zu 
jeinem Berwerfungsrechte greifen. Bon dem Kortführen einer er- 
höhten Anzahl von Bataillonen im jtehenden Heere hängt aber 
noch lange nicht die Möglichkeit einer ordnungsmäßigen Negterung 
in Preußen ab. Gegen das Herrenhaus gibt e8 feine Berufung 
an einen gefchloffenen Wahlförper, wohl aber eine Berufung an 
die höhere Macht der Berfaffung und des Nechtsjinnes im ganzen 
Bolfe. Selbjt Staatsmänner, wie Herr von Binde, dem doch ge- 
wiß fein Meenfch Leichtfertige Neuerungsfucht zufchreibt, Haben dem 
Herrenhaufe die illegale Beimifchung feines jeßt wejentlichiten Be- 
Itandtheiles noch Heute nicht vergeifen. Die Umgeftaltung dejlelben 
verlangt die Mehrheit des Bolfes, welche die Summe der Yıberalen 
aller Schattirungen im Abgeordnetenhaufe ausdrüct. In gewöhnlichen 
Zeiten mag fih Schonung in der Form der Umleitung empfehlen; 
aber die Freunde des Herrenhaufes vathen ihm jchlecht, daß es den 
Zufammenftoß feiner zweifelhaften Privilegien mit dem wohl ver: 
bürgten Nechte des Volkes cher befördere, als vermeide. 

Sch Habe nicht die geringite Beforgnig, daR die Negierung den 
Etat verwerfen werde, wenn ihn das Herrenhaus anımimmt. 
Eine Regierung, welche fich jelbjt die Meittel zum Haushalt ver 
weigerte, wäre ein zu jeltfames Schaufpiel, und e8 wäre ein nod) 
jeltjameres, wenn die Regierung auf Grund der eigenen Mittel- 


364 VII Fragen des Staatsredts. 


verweigerung das Yand in Gefahr erklärte und jich mit dietatorifcher 
Sewalt ausftattete. Ebenfo jicher bin ich, daß das Herrenhaus 
nicht gegen den Widerftand der Negierung den tat verwerfen 
wird. Ein Federzug würde dann umter dem Beifall von ganz 
Deutichland den heutigen Charakter des Herrenhaujes verwijchen 
und die geftörte Ordnung wiederherjtellen. Nun unter jolidarifcher 
Mitjchuld der Negierung und des Herrenhaufes wäre, wenn tber- 
Haupt, die VBerwirflihung des angedrohten Staatsjtreiches denkbar. 

Es gehört nicht zu meiner Aufgabe, in einer Abhandlung über 
eine ftaatsrechtliche Trage meine Anficht über die Nathjamfeit der 
nenen Militärorganifation auszufprechen. Aber das tritt meinem 
echtsgefühle Klar entgegen, daß das Abgeordnetenhaus den Ctat 
nad dem Inhalt frei und unabhängig prüfen muß und darf, uns 
befümmert um Drohungen, welche bis jetst glüclicherweife in dem 
mahgebenden Streife noch feinen Widerhall gefunden Haben, welche 
aber, wenn verwirklicht, vorübergehend zwar viel Berwirrung 
stiften, doch nicht auf die Dauer den Kechtszuftand umwandeln 
würden. Die Kurdht einer Bolfsvertretung vor der that=. 
jählihen Gewaltiftdas Ende ihres Anjchens und ihres 
Berufes. 


6. Königliches und parlantentarifches Negiment. 


Auch das Königthum ift bei dem Berfaffungswerfe nicht leer 
ausgegangen. Sreilich hat der König feinen Zuwachs an Nechten 
erlangt. Früher durfte er feinen Willen zum Maßftabe feiner Be- 
fugniffe machen, md die felbftgeiteckten Grenzen waren leicht zu 
verrücen. Neben diefer Meachtfülle gab es feine Bürgschaft für 
die Volfsrechte, und das freiheitliche Streben ging dahin, mit den 
eigenen Bürgfchaften eine Einfchränfung der damit unvereinbaren 
föniglichen Befugniffe zu erlangen. Als das Königthum noch un- 
bejchränft, die Beamtenvegierung von ihm allein abhängig und ihm 
allein verantwortlich war, als das Volf gegen feine Uebermacht 
mühjam anfämpfte, wäre e8 Heuchelei gewejen, in den Nuf nad) 
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Vreiheit auch die Forderung nah Stärkung der füniglihen Macht 
einzumijchen. ° Wie die gefammte Negierungsmacht, der ganze Geift 
der Staatslenfung in der PBerfon des Königs ji concentrirte, To 
galt- auch ihr der ganze Kampf. Der König wurde dafür verant- 
wortlich gemacht, daß die Opfer der Freiheitsfriege unbelohnt, die 
vorangegangenen und nachgefolgten Berheigungen unerfüllt blieben. 
In dem Kampfe erfchienen Hier der König und feine abhängigen 
Diener, gegenüber die Anwälte der VBolfsrechte als die jtreitenden 
Parteien. Im den volfsthümlichen Beftrebungen fan fein Zwie- 
Ipalt zum Borfchein; man war nicht über die Grundlagen einer zu- 
fünftigen VBerfafjung uneinig. Der Unterfchted zwijchen Stände 
wejen und Volfsvertretung, zwiichen allgemeiner Nechtsgleichheit und 
Abjtufung von Vorrehten war aus der Weltgefchichte und der Ge- 
Ichichte des eigenen Yandes, aus der Wilfenfchaft und dem Verfaf- 
jungsleben benachbarter Staaten befannt, aber er blieb unevörtert. 
Allgemeine Yandjtände und VBolksvertretung wurden wie gleichbedeu- 
tend durcheinander gebraucht, Bevorzugte und Beeinträchtigte ftimm- 
ten in denfelben Auf ein. Das war feine zeitweiltige Verbindung 
von Parteien, wie fie in conjtitutionellen Staaten zuweilen der au- 
genblickliche Bortheil zu Stande bringt, ohne die Verfchtedenheit der 
weiteren Zwede aufzuheben. In Preußen gab es damals feinen 
andern Gegenjas, als den der Bolfsrechte und der Füniglichen 
Madhtvollfommenheit. Noch im Jahre 1346 erwiderte Friedrich 
Wilhelm IV. bei einer feierlichen Gelegenheit auf Empfangsworte, 
welche ihm auf vergangene Berheifungen umd gegenwärtige Erwar- 
tungen Hinzudeuten jchienen: Cr wilje, daß eine Partei gegen die 
Krone rührig fei im Lande, aber er habe die Macht jie niederzu- 
“Halten. So weit diefe Rede im Yande befannt wurde, nahm man 
fie fir eine Herausforderung gegen das ganze Yand, und man 
irrte nicht. Beide Auffafjungen, die fünigliche und die volfsthimz- 
liche, gaben zujfammen die Yage des Yandes richtig wieder. Es be 
jtand eine Partei im Yande, welche die fünigkiche Macht einjchrän- 
fen wollte, und diefe Partei war nahezu das ganze Volk. Freilic) 
waren nur die Wenigen vührig, denen cs troß der unvollfommenen 
Drgane des politifchen Yebens, troß des unbedeutenden Gebiets der 
periodischen Preffe, troß des unterdrücten Unterrichts in der mo- 
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dernen Gefchichte durch erhöhte Anftrengangen gelungen war, den 
öffentlichen Zuftand und die Bedürfniffe des Staates zu begreifen 
und auf ungewohnten Wegen ihren Anfchaunungen Ausdrud und 
Verbreitung zu fchaffen. Aber Hinter den wenigen Rührigen jtand 
das empfängliche Volk. Wer nicht ganz hinter den Umzäunungen 
des Hofes eingefchloffen war, fonnte merken, in welchen Schichten 
der Bevölkerung er fich auch bewegte, daß die leifefte Dindeutung 
auf eine Veränderung der Staatsverfaffung in die erregten Gemü- 
ther drang, und daß jedes offene Wort für Umgrenzung der fünig- 
lihen Macht die Sympathie der Verftändigen und der Menge für 
jih hatte. Als der König im Jahre 1846 in der jtrengen Rede 
wider feine ‚„„Keinde” fich erging, hatte dur) das ganze Wolf 
ihon die Stimmung jich verbreitet, daß es bald anders werden 
müßte. Diefer unbejtimmte und zugleich Elave Gedanfe war das 
Thema der politifchen, gefchäftlichen und gejellichaftlichen Unterhal- 
tungen; wie mit der Nothwendigfeit eines Naturgejeges neigten fic) 
alle Beziehungen zu dem einen Schwerpunfte Hin, zu dem bevor- 
jtehenden Uebergange von dem unumfchräntten Königthum zu einer 
Berfaffungsform, für welche die Meiften feinerlei Vorbild ji zu 
entwerfen wußten. WBolfsgefühle jo ausgeprägter Art find 
nie ohne innere Berechtigung und jtets von zwingender 
straft. Auch diefes mal beftätigten die vajch folgenden Creigniffe 
die Wahrheit des Sates. Im Februar 1847 erließ der König die 
Berordnungen, welche die allgemeinen Stände unter dem Namen 
des Bereinigten Yandtages ins Yeben riefen. Damit begannen die 
Unterhandlungen zwijchen Kürjt und Volf über die gejeßliche Feit- 
jtellung ihrer gegemfeitigen echte. Die Debatten auf dem DBer- 
einigten Yandtage wiejen die Natur von Unterhandlungen auf, 
der erfte Yandtagsabjchied bejtätigte diefen Charakter, Der äußere 
Anjtoß des Jahres 1848 bejchleunigte die Bewegung; Negierung 
und Yandtage einigten jich jchnell über die Grundlagen, auf denen 
man zu einem Vergleiche gelangen fünne, der König fanctionirte 
jie, und eine aus allgemeinen Wahlen hervorgegangene Nepräfenta- 
tion des Bolkes trat in Wirkjamfeit. Nach) mannichfahen Schwan- 
fungen, wie fie von großen und nicht genug vorbereiteten Krifen 
ungertrennlich find, gelangten die im Jahre 1847 begonnenen Un- 
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terhandfumgen im der vevidirten VBerfaffung zu einem vorläufigen 
Abichluffe. 

Die Berfafjung verleugnet in den Beitimmungen über den 
König ihren Urfprung nicht. Indem fie die Befugnifje der Krone 
jorgfältig aufzählt, indem fie diefelben durch die Junctionen der 
mitwirfenden Gewalten, durch die Rechte des Volkes jcharf begrenzt, 
drüct fie die Richtung der Zeit deutlicher aus. Wer nur die äu- 
Bere Ausdehnung des Machtgebiets zu überfehen vermag, und nicht 
die inneren Naturen des abjoluten und des verfajjungsmäßig ver- 
bürgten Königthums zu vergleichen und zu würdigen verfteht, dem 
tritt nur die Einbuße der Krone entgegen. Gegenüber der Macht- 
vollfommenheit, welche bis dahin durch feine feite Hegel bejchränft 
gewejen war, mußte die Krone durch eite gejetliche Negelung ihres 
Gebiets einbüßen. Doc ein ernfter Sinn, welcher in großen ge- 
Ihichtlihen Geftaltungen nicht nur die Erfcheinungen, fondern auch 
ihren zwingenden Grund aufjucht, wird dem preußifchen Königthum 
nicht zutrauen, daß es Bejtandtheile feiner Macht ohne Gewinn 
aufgegeben hätte. Dpfer diefer Art widerjprechen der menschlichen 
Natur, find felten im Privatleben und fait nie im Staatsleben 
anzutreffen, wo der individuelle Wille weder berechtigt, noch mäch- 
tig genug it, Jahrhunderte alte Gewohnheiten durch Entjagung um- 
zugejtalten. Am wenigiten war Friedrih Wilhelm IV. von folder 
Sinnesart, daß er einem Fdeale zu Yiebe befeftigten Herrfcherrechten 
entjagt hätte, und das Jahr 1849 Tchlog nicht unter einer jolchen 
Erregung, 1850 begann nicht unter einem folchen Drude, daß der 
Anftoß von 1848 als die alleinige Urfache für die vereinbarte Ein- 
Ihränfung der füniglihen Macht ausgegeben werden fünnte. Hät- 
ten nicht ein inneres Bedürfmiß und der eigene VBortheil für die 
Krone eine erneute md deutliche Berbürgung ihrer Machtjtellung 
nothwendig oder vathjam gemacht, Jo würde fie nicht zum Abjchluffe 
des VBerfafjungswerfes hingedrängt haben. Friedrich Wilhelm IV. 
würde fich nicht beeilt Haben, die Berfafjung mit feinem Eide zu 
befräftigen, als ev fie noch mangelhaft und den Yebensbedingungen 
Preußens noch nicht genug entiprechend hielt, ev würde nicht ge- 
ihworen haben, die vereinbarte Berfaffung in allen ihren Punkten 
treu zu halten in demjelben Augenblide, als ev diefen Eid entjchul- 
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digen umd die Verwahrung hinzufegen zu müfjfen glaubte, daß er 
hoffe, die Berfalfung werde fpäter auf dem im ihr vorgefchriebenen 
Lege vervollfommmet werden. Seine andere Zeit und fein anderer 
Herrfcher waren mehr geeignet, gefchichtliches Zeugnig abzulegen, 
daß das Königthum, um feiner felbjt willen, neuer Bürgfchaften 
bedurfte, daß e8 die von den Bürgfchaften unzertrennlichen Ein- 
Ihräntungen annehmen mußte, um die gejtörte Harmonie zwifchen 
föniglicher Herrfchaft und Yandeswohl wiederherzuftellen. Voll 
Geringihätung für gejchriebene Verfaffungen, voll Ehrfurcht vor 
dem jchiefjalsgleichen Berufe des KönigthHums, fundig des mächtigen 
Einfluffes hervorragender PBerfonen in der Gefchichte und der Ver- 
diente feiner eigenen Vorfahren um die Größe Preußens, unfundig 
der treibenden und tragenden Mitthätigfeit des VBolfes, feiner guten 
Borfäte ji bewußt, aber unbewußt der Unzulänglichkeit feiner 
alleinigen Kraft und der Untauglichfeit feiner Mittel, voll feiner 
Bildung, von Staatsmännern geringen Geiftes umgeben, und des- 
halb mehr dem eigenen Sinne, als einem von außen hevvortreten- 
den Einfluffe vertraunend — fo war der König. In voller Rücd- 
jrömumg gegen einen tieferregten und doc ergebnißlofen Zuftand, 
gegen vermögenzerrüttende Störungen war die Zeit begriffen. In 
einer folchen Zeit beeidete diefer König die feite Umfchreibung der 
füniglichen Gewalt und die Einfchränfung feiner Befugniffe. Das 
befumdet den Sieg gefchichtlicher Nothwendigfeit gegen individuelles 
Belieben, die Erhabenheit des gereiften Gedanfens über den Wechfel 
der Zeitverhältniffe. Das ift aber auch ein Zeugniß dafür, daß 
der Träger der Krone erfammt hatte, um wie viel der Gewinn au 
innerer SKreäftigung den Berluft an Ausdehnung der Befugniffe 
iiberwog. 

Was dem oberflächlichen Geifte Beihränfung feheint, war 
in Wahrheit Gewinn ımd Machterhöhung. Das Ledigliche Ge- 
wohnheitsrecht des unbejchränften Königthums hatte feine un- 
nahbare Gewalt verloren. oc erinnerte man fidh- der Tage, 
in welchen der Thron durch die freiwilligen und großartigften Opfer 
des DVolfes neu aufgerichtet oder befeftigt werden mußte. Die 
Sejeßgebung felbjt verwarf den unvordenflichen Befit als Nechts- 
titel, jagte jid) von der Schonumg verbriefter und verjährter Nechte 
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los und jtrebte vor allem, den Nationalwohlitand zu erhöhen und 
die unteren Stände zu heben, durch Befreiung des Befitthums und 
de8 Berfehrs von Belajtungen unvordenflichen Alters. Immer 
haltlofer wurde der Anfpruch auf abjolute Gewalt gegenüber der 
Kenntniß, welche Gefhichtsforfhung und Gefchichtsunterriht in den 
höheren Bildungsklaffen verbreitete, daß die Selbitbeitimmung des 
Volkes den germanifchen Stämmen ureigen und die deutichen Für- 
jten von Haufe aus nicht unbefchränfte Herren, jondern an wohl- 
geregelte Verträge und überall an die Mitwirfung der Stände ge- 
bunden gewejen. Und in Preußen waren überdies die Verfprechen 
der Könige aus den neueren Daten friih im Gedäcdhtniffe; jeder- 
mann wußte, daß das unbejhränfte Königthum nicht ohne Bruch) 
der feierlichiten föniglichen Berheifungen und vechtsgültiger Yan- 
desgefeße fortbeitehen fonnte. Das abjolute Königthum war be- 
droht von einer mächtigen Volfsftrömung, welche nicht blos durch) 
einen Sturm aufgeregt, jondern von treibenden Kräften der Ge- 
Ihichte, wie die Meeresjtrömung von Naturgefegen, gejchaffen war; 
die füniglichen. Beamten, der Grumdpfeiler des abjoluten König- 
thums, waren von der Strömung ergriffen. Nur eine Partei aus 
dem Fleinen Landadel bot eine zweifelhafte Hülfe an. Das Jun- 
ferthum, welches durch Anlehnung an die fönigliche Macht einiges 
Anfehen und einigen Einfluß zu gewinnen ftrebte, erbot fi), die 
Gewalt zu unterjtügen, von welcher es getragen fein wollte. Und 
weil es jih eine Stüte dünfte, wo e8 eine Yajt war, ftellte e8 
übermüthige Bedingungen, war es maRlos in Wort und That. Mit 
dem unbejchränften Königthum jtand es auf einer Stufe: Priviles 
gien hier und dort, Königthum von Gottes Gnaden und Gutsherr- 
fchaft von Gottes Gnaden. Und weil doch Herfommen und Ge- 
Ihichte die einzige Waffe gegen die andringenden Forderungen des 
Bolfes fein follten, fo rühmten ji die Junker, in ihrer Abred)- 
nung mit dem Königthume mindejtens eine ebenjo taugliche Waffe 
in Händen zu haben; Gejchichte und Herfommen für die Gutsherr: 
Ichaft reichten ja mod, viel weiter zurück, als die Entjtehung der 
unbefchränften Yandesherrjchaft. 

Sp ranfchte der Lärm der Parteien um den Thron. Der 
Abschluß der Verfaffung erhob das Königthum über jede Gefahr. 
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In der Berfaffung verjüngte fi) das Königthum, in ihr gewann 
es eine friiche Quelle für Macht und Anfehen,. Der Widerjprud) 
des Volkes hatte nur der fchrantenlofen Gewalt gegolten; die Ver- 
faffung aber jtellte die Nechte des Volfes und die Befugniffe des 
Königs auf diefelbe Yinie, verfah beide mit derjelben Bürgichaft, 
und jofort fchwand der Gegenfat zwifchen KönigthHum und Volf, 
um niemals wieder plaßzugreifen, folange die Verfaffung von oben 
her aufrichtig geachtet wird. Demm noch nie ift im den euvopät- 
ihen Monardien der erjte Angriff auf die verfaifungsmäßigen 
Bürgfchaften vom Bolfe ausgegangen. Die angemaßte Gleic)- 
berechtigung des Sunfertfums wurde zu einer finnlojen Prahleret. 
Denn das verfaffungsmäßige Königthum ift unvergleichlich erhaben 
über jeden Unterthan und braucht nicht in der Gefchichte nad) Pri- 
vilegien und erworbenen Nechten zu forfchen. Die Krone ift nicht 
mehr ein großes Fidetcommiß der Kamilie Hohenzollern und fennt 
feine Solidarität mit den herkömmlichen Borrechten und Verfaffun- 
gen der Adelsfamilien; das gemeinschaftlihe Band gejchichtlicher 
Erwerbung ift gelöjt und jede VBergleihung hat aufgehört. Ohne 
Wideriprucd mit jich felbit bekleidet diejelbe Verfaffung, welche jeden 
Standesimterfchied aufhebt und die Gleichheit aller Bürger vor dem 
Sefete ausspricht, die Perfon des Königs mit Umverletlichfeit, weil 
die Nechtsiphäre des Staatsoberhauptes mit der Nechtsiphäre der 
Bürger nichts gemein hat, weil fein anderes Landesgejeß, außer 
der DVerfaffung, zur Perfon des Staatsoberhauptes hinaufreicht. 
Der wejentlide Gewinn, welden die Krone dur den 
Abichlup der VBerfaffung davontrug, bejteht darin, daß 
ihre Attribute Elar ausgefprohen und jedem Zweifel 
jowie der Solidarität mit gefhihtlih überwundenen 
Gejtaltungen und Einrichtungen entzogen worden jind. 
Die Verfaffung hat das VBerhältniß zwifchen König und Volk 
geklärt und die Stellung des Staatsoberhauptes dem allgemeinen 
Berftändniffe zugänglich gemacht. Während früher der Idee nad) 
die Befugniffe der Krone ins Unbeftimmte fie) ausdehnten, that- 
füchlih aber das Grenzenlofe dem Volksfinne unbegreiflic) blieb, 
und deshalb die Grenze, je nach dem Interejfe der Parteien, bald 
hier bald dort gejucht wurde, bietet jett das Staatsrecht die Gele- 
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genheit, den Umfang der Befugnifje zu mejjen, und zwingt, diefe 
innerhalb ihrer Grenzen zu vefpectiven. Gegen dieje Klarheit der 
Auffaffung jträubt ji) die Partei, welche den Standpunkt geichicht- 
lich entjtandener Vorrehte und der Abjtufung von Rang. und Klaf- 
jen bis zum Throne hinauf nicht überwunden wiljen will. Das 
eigene Interejje verbirgt jich Hinter einer vorgejchüßten Hyperroya- 
tijtifchen Gefinnung, welcher die unconftitutionelle Bergangenheit als 
Hintergrund dient. Die Berfafjung habe dem Königthume nichts 
als Einfchränfungen eingebradht. Müffe man auch die Verfaffung 
gelten lajjen, jo jet es doch Pflicht, fie auf das geringite Maß zu 
beichränfen. Die Suriften der Partei haben diejen politifchen Sat 
jofort mit einer Nechtsformel befräftigt, auf deren Grundlage ein 
Syitem außerhalb der Berfaifung fich aufjtellen läßt, ohne dar man 
wörtlich von der Berfaffung fich loszufagen braudt. Da das 
Staatsgrumdgeje dem Könige einen Theil feiner früheren Nechte 
genommen habe, jo müjje es einschränfend ausgelegt werden. Dar- 
aus folge, daß die früheren, nicht ausdrüclic aufgehobenen Nechte 
des Königs noc fortbejtehen, und dag in allen Fällen des Zwei- 
felg — und wie leicht jind nicht in Hinblik auf den eriten Sat 
Zweifel anzuregen — zu Gunjten der beeinträchtigten Krone ent- 
chieden werden müfje. Diefe irreführende Meinung it ein Theil 
der allgemeinen Yehre, daß die Verfaffung in feinem Punkte mit 
der Vergangenheit gebrochen habe und fein Gefe von anderer Art 
jei, als die gewöhnlichen Yandesgejete. Falfeh wie in ihrer Allge- 
meinheit ijt die Lehre im ihrer Anwendung auf das Königthum. 
Bali) it die Vorausjesung, daß das Königthum durch die Ver- 
faffung beeinträchtigt fei;z im Widerfpruche mit der Entwicelungs- 
gefchichte ijt die Bezugnahme auf den frühern Zuftand und das 
ältere Recht. Nur die Subjtanz des Königsbegriffes hat die Ver- 
faffung aus der Gefchichte entnommen, nur die gefhichtliche Wahr- 
heit, daß das Königthum in Preugen mit dem Staatsleben unzer- 
trennlich verbunden jei. Dieje fonnte nicht angezweifelt, brauchte 
nicht ausgedrüdt zu werden umd war weder an die Zuftimmung 
der Kammern, no am die Nevifion geknüpft. Das Volk war da, 
der König war da; das brauchte man nicht weiter zu beurkunden, 
ihre Fortdauer war fein Gegenftand der Gejetgebung. Aber mit 
24* 
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der geficherten Eriftenz des Königthums erjchöpfte fich alles Ueber- 
nommene. Wie der König umd wie das Volf in der Staatsord- 
nung fich äußern, wie fie beftimmend in das Staatsleben eingreifen 
jollten, wie die Grenzen der verichiedenen Nechtsiphären gegenein- 
ander zu ziehen, dafür boten das frühere Staatsredht, die älteren 
Gefegesquellen und die bisherigen Gewohnheiten auch nicht den lei- 
jeften Anhalt. Vor der Verfaffung gab es fein Gejet über die 
Machtbefugnifie des Königs*); das Staatsgrundgefes enthält die 
erjte gefetliche Negelung derjelben. Suarez hatte es zwar für gut 
befunden, eine Art von Staatsrechtslehre in das Allgemeine Yand- 
recht aufzunehmen, aber an ihrer Spite jtand der Grundjaß, daR 
‚alle Nechte und Plihten des Staates gegen feine Bürger und 
Schusverwandten fih im dem DOberhaupte dejjelben vereinigen“. 
Was darauf folgt: die Ausfprücde über einzelne Nechte und Pflich- 
ten, die Aufzählung von Majeftätsrechten, die Begriffserläuterungen 
find nichts, als Beifpiele, welche die Machtfülle des Königs nicht 
erichöpfen. Die in Form von Gefegen gegebenen Regeln find nur 
Anweilungen für die Behörden, Abgrenzungen von Kefjortverhält- 
niffen und andere Declarationen, welche Feine den König bindende 
Kraft beanfpruchen und von dem Könige als dem alleinigen Gejeß- 
geber jederzeit abgeändert werden durften. Es wäre, um in der 
Sprache der Gefetgebung zu reden, nicht einmal vihtig, zu jagen, 
daß die VBerfaffung die alten Gejete über die füniglichen Befugniffe 
aufgehoben habe, weil folche Gejese gar nicht vorhanden waren, 
weil die abjolute Monarchie in Nücficht auf die fünigliche Gewalt 
nur die Gefetlofigfeit feınt (rex legibus est solutus). — Das alte 
Staatsredht bejtand in dem einen Saße Yudwig’s AIV.: Der 
Staat bin ih, welcher im Preugifchen Yandrecht eine gedehntere und 
umfchreibende Faflung erhalten hatte. Die Gewohnheiten aber 
entfprangen aus dev Willfin des Königs, waren jeder Stritif ent- 
zogen und dem wechjelnden Belieben anheimgegeben. Grwerb und 
Verluft einer Föniglichen Befuguig duch Gewohnheit waren in 
gleicher Weife unmöglid. Gerade die Schärfe, mit welcher in 
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*) Bon den älteren Kapitulationen jehe id) ab, da fie jeit lange fon 
unfräftig waren. 
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Preußen neben der jtaatsrechtlihen Bedeutungslofigfeit der Stände 
die abjolute Herrichaft des Königs fich entwickeln fonnte, die Unbe- 
dingtheit, mit welcher die alten Gefete alle Functionen des Staates 
ausschließlich in die Berfon des Staatsoberhauptes verlegten, die un- 
unterbrochene Gewohnheit, in welcher der König unmittelbar und durd) 
jeine Diener in der Bureaufratie die ganze Sorgeder Staatsperwaltung 
auf fich genommen umd die discretionäre Gewalt ausgeübt — dieje all- 
feitige Vollendung der Abfolutie machte e8 nothwendig, daß die Ver- 
fajjung von Uranfang am begann. Alle Befugniffe des Königs 
waren Ausflug feiner unbefchränkten Deachtvollfonmenheit gewefen. 
Als die Berfaffung die Unbefchränftheit überwand, war die Quelle 
verftopft, aus welcher die Befugnilfe gefloffen waren. Die Ber: 
faffung mußte den König mit den Befugniffen, welche das Staate- 
wohl erforderte, aufs neue ausjtatten, und auch hierin bewährt te 
ji) ihrer Verfündung gemäß als Staatsgrundgefek. 

Die Behandlung des Stoffes in der Verfaffung und die Wort- 
rvedaction entjprehen genau den entwicelten Grundfägen. Kein 
Wort ift zu finden, welches wie eine Einjeßung, Ernenerung oder 
Beftätigung des Königthums Fänge, aber die einzelnen Attribute 
des Königs find forgfältig und ohne jede Bezugnahme auf einen 
frühern Zuftand aufgezählt. Im der Nevifion lehnte man eine 
Verfündigung des Königthums, die Definition feines Wejens oder 
Zujammenfafjung jeines Inhalts gleihmärtg ab. Bene wäre über- 
flüffig gewejen, diefe gefährlich und dem Misverjtändnijfe ausge- 
jetst, als ob die einzelnen Attribute aus dem allgemeinen Sate ge- 
folgert wären, als ob etwa Fehlendes aus ihm zu ergänzen wäre. 
Die Gefetgeber waren fich Ear bewußt des großen Gegenfatßes: 
Das unbefchränfte Königthum ift ein einheitlicher Begriff, aus wel- 
chem alle feine Eigenjchaften fließen, das verfaffungsmäßige aber ift 
nur aus feinen gejetlich feitgeitellten Eigenschaften zu erkennen. 
Die Befugniffe des jeßigen verfafiungsmäßigen Königthums in 
Preußen find nicht von dem unbejchränften ererbt, nicht aus einent 
föniglichen Urrechte herzuleiten, oder vermöge einer DVergleichung 
mit anderen Staaten zu ermitteln, fondern durch Vereinbarung zwi: 
ichen König und Parlament geregelt, im Staatsgrundgefege verbürgt 
und aus diefem allein zu erforjchen. 
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Jaturgemäß haben fi aus der Vorverfafjungszeit in die heu- 
tige Periode Anfchauungen hineingefchleppt, deren Vertreter nicht fo 
feicht an den vollftändig veränderten Zuftand umd feine Komfequen- 
zen Sich gewöhnen fünnen. Bei dem vedlichiten Willen für die 
Wahrung des Nechtsbodens, bei der aufrichtigjten Achtung für die 
 Berfaffung hängen ihre Gedanken jo jehr mit den früheren NRegte- 
rungsmarimen zufanmen, daß fie vor jeder Grenzlinie der fünig- 
lichen Macht, welche fie zum eviten mal erbliden, aufs neue zurüc- 
jchreden, daR fie immer neue Gebiete Füniglicher Alleinherrichaft 
ausjondern, oder unter einzelne verfaifungsmäßige Attribute fremd- 
artige Befugniffe unterordnen. Sedem Fehlgriffe diefer Art pflegt 
ein Körnchen einer misveritandenen Wahrheit zu Grunde zu liegen, 
welches der alte Trieb nach einer weithin veichenden Königsgewalt 
zur wuchernden Entfaltung bringt. Aus diefem Triebe find die 
zahlreichen Disverftändniffe und misverftändlichen Begriffserweites 
rungen, wie der Erecutidve, der Imitiative, der Kriegsherr- 
lichkeit, der oberbifchöflihen Kirhengewalt entjprungen, 
welche gegenwärtig dem conftitutionellen Entwicelungsgange hem- 
mend entgegentreten. Aber mit vollendeter Abrumdung jind alle 
dieje Srrthümer in ein Syitem gebracht, welchen dev erfundene 
Segenjat zwifchen parlamentarifchem und füniglichen Negiment zur 
Grundlage dient. 

„Kein parlamentarifches Negiment” war von jeher das 
Kampfgefchrei der Neaction, und die Altliberalen jtimmten oft ein, 
ohne die Tragweite des Yofungswortes zu überjehen. Ob föniglich, 
ob parlamentariich war die Urtelsfrage, welche ein Veinifterium 
dem wählenden Bolfe vorlegte, um einen Wahripruch gegen eine 
loyale Kammer zu erlangen, die eine gewilfenhafte Kontrole über 
die Negterungsacte hatte ausüben wollen. Und doc fennt die Ver: 
faffung diefen Gegenfaß nicht, und doc) ift der Grundbegriff der 
verfaffungsmäßigen Regierung eine innige Verfchmelzung der fünig- 
lichen und parlamentarischen Macht. Denn die Negierung ift im 
conjtitutionellen Staate nichts Anderes, als die fortwährende Be- 
thätigung der Staatsordnung, welche auf der Harmonie zwifchen 
König und Volk beruft. Als alle echte und Pflichten des Staa- 
tes noch in dem Könige allein id vereinigten, als fein authentisch 
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ausgedrücter Wille noch Gejek war, mußte die Regierung eine 
ausschließlich fünigliche fein. Sett ift das Gefeß, welches im Kechts- 
jtaate die alleinige Grundlage jeder Regierung fein foll, der ver- 
einbarte Wille des Königs und des Parlaments. Kein Gejet fann 
ohne Webereinftimmung Beider entjtehen, fein gegebenes Gefeß fann 
zu unbejtrittenem Anfehen gelangen, wenn die gejegebenden Fac- 
toren über den Sinn jtreiten und verichiedene Anwendbarkeit for- 
dern. Unfer junges Berfafjungsleben hat oft genug zur Erfchei- 
nung gebracht, wie die Grumdgefete des Staates durch verjchieden- 
artige Auslegung der NKegterung, der einen und der andern Kam 
mer in ihrem Anfehen und im ihrer Wirkfamfeit erichüttert werden, 
wie gejetliche Berfprechen durch den veränderten Sinn eines bet der 
GSefetsgebung betheiligten Factors unausgeführt bleiben, wie bald 
die Krone, bald die Kammern gegen die Deutung und gegen die 
Praxis angerufen werden, welche die Regierung den wictigjten 
Verfaffungsbejtimmungen gibt. Ausdrüclicher Berfaffungsbruc ift 
einzelnen Minijtern bald wegen liberaler Maßregeln vom Herren- 
hauje, bald wegen veactionärer vom Haufe der Abgeordneten vor- 
geworfen worden, und die wechjelnden Negierungen haben fich in 
der Ausübung der Grundrechte jchwanfend erwiefen. Glaubt das 
Minijterium, daß es blos auf einen bejtehenden Conflict zwifchen 
den Kammern, oder zwifchen dem Könige und dem Parlament hin- 
zuweifen braucht, um jich jelbjt über jeden Einfluß zu erheben, 
daß jeder Conflict ihm den Weg frei macht, um feine eigene 
Entjcheidung an die Stelle der verfafiungsmäßigen Quelle für Gefet 
und Gefetesauslegung zu jeßen? Einzelne Minijter pflegten diefe 
an fie gerichtete Frage mit der Gegenfrage zu beantworten: Was 
fie anderes thun jollten, wenn über den Sinn der Verfaffung ges 
jtritten würde; fie fünnter doch nicht die Verfaffung wider ihre 
beffere Einficht handhaben. Aber niemals fcheint ihnen in den 
Sinn gefommen zu fein, zu prüfen, ob fie unter folchen Umftänden 
überhaupt den Beruf hätten, die Negierung des Yandes zu führen, 
und was die conjtitutionelle Negierungsweije als VBorbedingung für 
diefen Beruf erfordert. 

Die unentbehrliche VBorbedingung jeder conftitutionellen Regie 
rung ift die Fähigkeit, die Uebereinjtimmung zwifchen König und 
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Parlament herzuitellen. Unmittelbar leitet die Negterung allerdings 
von dem Könige ihre Autorität ab. Der König “ernennt die Mi- 
nifter, diefe führen die aufgetragenen Gejchäfte als jeine unmittel- 
baren Nepräfentanten aus und treten überall ein, wo der König 
jelbjt an einem Negierungsact fich betheiligt, um die volle Verant- 
wortlichfeit zu tragen. Der Zufammenhang zwifchen ihnen und 
dem Könige ift jo eng, daß nicht gut von einem wirfungsvollen 
Zwielpalte die Rede fein fan. Meinungsverfchiedenheiten mürjen 
ichnell ausgeglichen und als innere Angelegenheit erledigt werden; 
als Handlungen fünnen fie nicht zum Borjchein kommen. Deshalb 
denft man fich mit echt unter dem im der Berfaffung nicht näher 
definivten Begriffe der Negierung das Staatsminijterium, wie c8 
als Drgan des Königs in der Ausübung feiner verfaffungsmäßigen 
Befugniffe wirkt. So wurzelt die Negierung, wie jie im der 
Sprache des Staatsrechts verftanden wird, immer in dem Willen 
des Königs. Aber diefer Wille ift nicht die alleinige Yebensbedin- 
gung eines Meinifteriums; diejes erfüllt feinen Beruf noch nicht, 
wen e8 jih Eins mit dem föniglihen Willen weiß. Denn der 
Wille des Königs ift underantwortlid, die Thätigkeit des Minifte- 
rinms aber verantwortlid. Damit nicht der Wille des Königs 
unbedingt zur That werde, hat -die Verfaffung das Amt des ver: 
antwortlichen Meinifteriums gejchaffen. Der erjte Gegenjtand der 
minijteriellen VBerantwortlichkeit ift die Sorge dafür, daß eine Ne- 
gierung möglich gemacht und zu diefem Zwed die nothiwendige 
Uebereinftimmung zwijchen den Kactoren herbeigeführt werde, welche 
zufammenwirfen müffen, damit die Staatsordnung im Geifte der 
Berfaffung gejchütt und erhalten werde. Die parlamentarische Re- 
gierungsweife verlangt von dem Mlinijterium nicht mehr und nicht 
weniger, als die Erfüllung feines, in der VBerantwortlichfeit vorge- 
fchriebenen, verfaffungsmäßigen Berufs. Es darf weder an der 
einfeitigen Zujtimmung des Parlaments, noch an der eimjeitigen 
Zultimmung des Königs fich genug fein laffen. Die erjte Kegel 
braucht man in Preußen nicht zu betonen, weil ja der König einen 
Zwiefpalt mit dem Neiniftertum durch Entlaffung in jedem Augen- 
blick zu feinen Gunften befeitigen fan. Die fönigliche Befugniß, 
Minifter zu ernennen und zu entlajjen, hat fein Menfch in Preu- 
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Ben zu verfümmern gefucht. Es gehört zu den evdichteten und 
jophiftiich zufammengereimten Borwürfen, daß die Partei, welche 
von dem Minifterium eine ftete Rückjichtnahme auf die Zuftimmung 
des Parlaments fordert, das Minifterium von der Zujtimmung des 
Königs emaneipiren und diefem die freie Ernennung und Entlaf- 
jung von Miniftern entziehen wolle. Die Verfaffung verbürgt die 
Befugnig des Königs, Fraft deren er Privatperfonen zu Miniftern 
machen und ihre Handlungen mit den gejetlichen Wirkungen diefes 
Amtes befleiden fann. Ebenjo fan der König jederzeit die Mini- 
ter aus dem Amte entfernen und ihnen den Einfluß auf die Staats- 
lenfung entziehen, welchen er durch Berufung in das Amt ihnen 
gewährt hatte. Eine Einfchränfung diefer Befugnig würde zır einer 
unumfchränkten Herrichaft des Parlaments führen, wie fie in feiner 
Monarchie, nicht einmal in England angejtrebt wird. Der König 
darf von feiner Befugniß einen unverantwortlichen Gebrauch machen 
und er braucht niemand Rede zu ftehen, wenn es ihm gefällt, einen 
untauglichen Minijter zu ernennen oder beizubehalten, Aber irgend 
jemand muß für die Ernennung als für einen Kegierungsact md 
für die Beibehaltung, wie für jede andere jtaatsgefährliche Unter- 
lajjung der Erecutive verantwortlich fein, und das verantwortliche 
. Organ ijt das Minifterium. Nicht ohne vielmeinende Abficht ift 
die Anordnung im DVerfaffungstitel vom Könige getroffen. Allen 
föniglichen Befugniffen find die Säte vorangefchiet, welche den 
Beginn des Titels bilden: Der König ift unverletlid) (Art. 43). 
. Die Minifter des Königs find verantwortlich (Art. 44). Sie feh- 
ven den Gegenfat jcharf hervor, welcher die Befugniffe des Königs 
in ihrer abjtracten Bedeutung von der Würdigung ihrer Folgen in 
den concreten Fällen der Anwendung jcheidet. Die Unverleslichkeit 
Schütt den König gegen den Vorwurf des Misbrauchhes und jede 
Ihädliche Nücwirfung auf feine jtaatsrechtlihe Stellung. Die Ber- 
antwortlichfeit der Meinifter jichert dem Parlament die Kritif jedes 
Kegierungsactes und das Necht, die jchädlichen Wirkungen abzu- 
wehren. 

Wer diefe Zufammen- und Gegeneinanderwirkfung des parla- 
mentarifhen und föniglichen Rechtes für unvereinbar hält, ver- 
jteht den Geijt unferer Verfaffung nicht und nicht die Bedeutung 
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ihver pojitiven Borfchriften. Auf eine jolche Unkenntniß ift der 
Ausfpruch zurücdzuführen, auf welchen Liberale wie reactionäre Mei- 
nifter bisher, von Mantenffel bis auf Schwerin, zu pochen pflegten, 
daß fie jo lange auf ihrem Poften bleiben würden, folange es ihnen 
der fönigliche Herr befehlen würde. Aus derfelben Unfenntnig ent- 
Ipringt die Warnung an das Parlament, fich der Kritif über die 
Perfonen zu enthalten, welche der König eines Minifterpoftens ge- 
würdigt hat. Der Berfaffungstitel vom Könige zählt Hinter den 
Artifer, welche die Unverletslichfeit des Königs und die Verant- 
wortlichfeit dev Meinifter verfünden, durcheinander die verfchteden- 
artigen Befugniffe des Königs auf, unter ihnen auch die Befugniß, 
die Minister zu ernennen und zu entlaffen. Die Ausübung aller 
diefev Befugniffe ist gleichmäßig von der VBerantwortlichfeit der 
Minifter bedingt. Im praftifchen Staatsrechte ift die Ernennung 
und Gntlaffung der Meinifter bisher immer übereinftimmend mit 
dem Wortlaunte der BVerfaffung als ein Negierungsact behandelt 
worden, welcher der Gegenzeichnung eines Minijters unterworfen 
wirde. Die Berantwortlichfeit des Actes ift alfo anerfannt. Der 
Inhalt diefer Berantwortlichkeit fanır nichts anderes fein, al8 Bürg- 
ichaft dagegen, daß nicht ein Minifteriunm die Zügel in die Hand 
nehme, welches eine geordnete Negterung nicht Herzuftellen vermag. 
Sieht man von bedeutungslofen Perfonenveränderungen und von 
untergeordneten Strömungen des Hoflebens ab, fo pflegen bei jeden 
Ninifterwechjel bedeutende Hegierungsgrundfäte in Erwägung 
zu fommen und auf die Wahl der Perfonen einzumirfen. Wer 
das Amt übernimmt, bekennt fich zu den Grumdjäßen, welche er 
vertreten, fir welche ev die Beiftimmung des Königs und des Par- 
faments gewinnen muß. Weiß ein Minifterium fie nicht zu erhal- 
ten, fo fehlt ihm Bedingung und Berehtigung feiner Eriften;z. 
Derjelbe PBrobivftein gilt für den Fortbeitand eines Minifteriums, 
fobald die Gefahr eines Konflictd® begimmt. Cs ift natürlich 
nicht von Kleinen und unbedeutenden Differenzpunkten die Nede, 
deren Ausgleihung unbefchadet dev übrigen Verwaltung, ohne Wac)- 
theil für die Zufunft, zeitweilig aufgefchoben werden fann. Droht 
aber der Ausbruch eines wirklichen Konflicts, der bis an die Wur- 
zel der VBerfaffung geht oder die thatfächlichen Machtverhältnifje der 
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Krone und des Parlaments ergreift, jo darf fein Miniiterium als 
Partei in den Streit eintreten. Thut es dies, hält es die Kluft 
offen, fo ift es das Gegentheil von dem, wozu e8 verfafjungsmärig 
berufen ijt, nämlich das Drgan des mit feinem Parlament in 
Uebereinftimmung befindlichen Königs zu fein. Der Uebertritt auf 
die eine oder die andere Seite, um hier ein thatjächliches Gelingen 
und drüben Machtlofigfeit zu bewirken, it nicht mehr Aufgabe einer 
verfaffungsmäßigen Kegierung. Denn das Minijterium it be- 
jtimmt, zu vermitteln und den vermittelten Willen. lebendig umd 
wirffam zu machen, aber niemals Schiedsrichter zwijchen König und 
Parlament zu fein; hierzu fehlt ihm die Autorität, welche Höher 
fein müßte, als die beiden in Gegenjat gerathenen Gewalten. Und 
vom praftiichen Gefichtspunfte aus betrachtet, fehlt jedem Meinifte- 
vinm die Möglichkeit, verfaffungsmähig fich die Mittel zu verjchaf- 
fen, um das angemakte Schiedsrichteramt auszuführen. Wenn um 
Srijtenz und Machtjtellung geftritten wird, wenn das Parlament 
guten Glaubens um die Erhaltung der Verfaffung umd feines ge- 
jeßmäßigen Anjehens zu ftreiten meint, wer wollte ihm zumuthen, 
ein Meinifterium zu erhalten, welches fich zur Gegenpartei gemacht 
hat, ihm die Mittel zu gewähren, welche e8 zugeftandenermaßen zur 
Ueberwindung des Parlaments verwenden will? Eine folde Stär- 
fung des Gegners widerjtritte der menfchlihen Natur und wäre 
eine Berleugnung des Patriotismus, welcher zum Ausbruche der 
Differenz Beranlafjfung gegeben hat und zur Kortfeßung des Streits 
“ antreibt. So muß denn jedes Minifterinm, welches in irgend einer 
Lebensfrage den füniglichen Willen zur unbedingten Richtichnur fei- 
ner Negierungsweife macht und die Zuftimmung des Parlaments 
entbehren zu fünnen glaubt — jedes Meinifterium echt „‚Löniglichen 
Kegiments‘ ji) darauf einrichten, troß des Parlaments zu vegie- 
ven, ohne dejjen Mitwirkung alle Mittel zur Fortfegung der Re 
gierung Sich zur verfchaffen. Sobald die Ausficht auf VBermittes 
fung aufgehört hat, müfjen Misachtung und Feindfeligfeit gegen 
das Parlament beginnen, und das Ende ift immer der Verfaf: 
jungsbruc. 

An einen folhen Ausgang darf fein Minifterium gelangen, es 
darf feinen Weg betreten, der dahin führt; dafür ift es in der Ver 
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fajjung verantwortlich gemacht. Die Meinung, daß das Recht auf 
der Seite jei, für welche die Partei ergriffen wird, daR das Staats- 
wohl dahin dränge, entjchuldigt nicht. Denn nie und unter feiner 
Bedingung darf die Regierung außerhalb der DVerfaffung jtehen, 
und niemals geziemt dem Meinifterium die erhabene Stellung eines 
Nichters über König und Parlament. Es ift feine erfünftelte, feine 
von augen her im die Berfaflung Hineingetragene Yehre, fondern in 
der Natur des Verfaffungslebens tief begründet, daß ein Minifte- 
rim, welches die Uebereinftimmung zwiichen König und Parlament 
nicht zu bewirken und nicht mehr mit dem Parlament Frieden zu 
halten vermag, den verfafjungsmärigen Boden unter fic) verloren 
hat. Ein folhes Minifterium fann die Fortfegung feiner Eriftenz 
nicht mehr mit feinen verfafjungsmäßigen Pflichten vereinigen. 
Preußen bietet gegenwärtig ein leider zu lchrreiches Beifpiel. Ich 
will die Methode möglichjt genau mit den Worten der Partei be- 
zeichnen, welche das Minifterium vor Nachgeben ‘wie vor der 
Ichlinmmten Gefahr warnt und das parlamentariiche Negiment als 
Schredbid und Gegenfaß zum jtarfen Königthun zuerft in die 
öffentliche Discuffion eingeführt hat. Die Regierung foll die 
Staatsgelder ohne Nüdficht auf die verfaifungsmärige Zuftimmung 
de8 Parlaments verwenden, foll auf jede Vereinbarung und Abäns 
derung von Gefeten, auf jede Steuerreform und Steuererhöhung 
verzichten, bis — der Nachja wird nicht ausgejprochen, aber jedes 
sind fan ihn ergänzen: — bis die unabweisbare Noth zur Um- 
fehr zwingen wird. So fieht in ihren Folgen die Yehre aus, an 
deren Begründung Altliberale mitgewirkt haben. Iede Meinungs- 
verjchiedenheit, wie vedlich und in wie guter Abficht fie auch begin- 
nen mag, bricht in offene Zwietracht aus, die Zwietracht verurtheilt 
zum entfräftenden Stillftande, erichüttert die Grundgejete des Staa- 
tes und endet mit Einbuße an Macht und Anfehen auf diefer oder 
auf jener Seite. Die Berfafjung Hat zwifchen König, Parlament 
und Meinifterium die Nollen vertheilt, wie fie einem folchen Zu- 
jtande gegenüber zu wirfen haben. König und Parlament find 
unverantwortlih; jie haben die Folgen zu erwägen, aber nicht zu 
vertreten. Sie find zu bejtändiger Wirffamfeit berufen und fünen 
ihre Stellung innerhalb der Staatsordnung nicht aufgeben. Das 
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Minifterium aber ijt verantwortlich und zum nachgiebigen Wechfel 
bejtimmt. Das Amt der Minifter ijt ein Freiwilliges und ihre 
Staatshandlungen werden mit dem Mafjtabe privatperjünlicher 
Bertretungspflicht gemefjen. Sie dürfen ihre Stellung nicht länger 
behaupten, als jie mit ihrem Berufe in Uebereinjtimmung find; fie 
müfjen ihre Stellung aufgeben, fobald jie die Gefahr der Zwie- 
tracht nicht mehr abwenden fünnen. Die Controle hierüber gebührt 
dem Parlament nicht minder, als dem Könige. Diefer fann auf 
dem fürzeften Wege das Minifterium, dejfen Dandlungsweife oder 
Pflihtvernachläffigung jtaatsgefährlich jcheint, durch Entlajfung be- 
jeitigen. Das Parlament aber muß die verfaljungsmäßigen Mittel 
ergreifen, um einen gleichen Erfolg auf indirectem Wege herbeizu- 
führen. Dies und nit mehr drüdt das Erforderniß der parla- 
mentarifchen Negierungsweife aus. 

Freilich) Fanıı zuweilen der Fall eintreten, daß der König per- 
jönlich mit der unbedingten Ergebenheit des Minifteriums gegen 
jeine Perfon zufrieden wäre und am Berhalten dejjelben gegen das 
Parlament nichts zu tadeln fände, und dar das Minifterium den- 
noch, aus eigener Erfenntniß, oder durch das Parlament gezwungen, 
jeine Entlafjung forderte. Freilich füme dev König dann im die 
"Lage, eine geforderte Entlaffung wider Willen gewähren und andere 
Minifter berufen zu müjjen, als die ihm am meijten gefällig und 
willfommen waren. Aber das ift eine felbjtverjtändliche Grenze 
der füniglichen Macht, welche eben nicht Allmacht ift. Der Befehl 
des Königs beraubt feinen Bürger der individuellen Freiheit und 
Ihüßst den gejeßwidrigen Gehorfam nicht vor Berantwortlichkeit. 
Wer wollte darin die verfafjungsmähige Befugniß des Königs, die 
Minifter zu ernennen und zu entlaffen, eingefchränft fehen, daß ex 
thatfächlich niemand zwingen fann, Minifter zu bleiben oder Mini- 
jter zu werden? Das Parlament, welches den Minifter zur zeitigen 
Erfenntniß zwingt, daß ev nicht ohne Verfaffungsbruch die Negie- 
vung werde leiten können, welches den Minifter fürden erften Schritt 
zur Gefetlofigfeit verantwortlich macht, überfchreitet die Grenzen der 
ihm obliegenden Aufjicht über die VBerfaffungsmäßigfeit der Negie- 
rungsweife nicht. ES gehört zum Berufe des Parlaments, zu unter- 
juchen, in welcher Weife ein beginnendes Minifterium die Negie 
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rung leiten, oder ein bejtehendes die Negierung fortfegen, in welcher 
Weife c8 eine vorhandene Differenz ausgleichen will. Pflicht des 
Barlaments ift e8 ferner, mit allen verfaffungsmäßigen Mitteln 
auf die Befeitigung eines Mlintjteriums hinzumwirken, dejjen Negie- 
vungsweife es für ftaatsgefährlich hält. Nur auf die Art der Nit- 
tel kommt es an, mit welchen es einziwwirfen fucht. Ein Parla- 
ment, welches unmittelbar durch Decret einen Meinifter für eingefett 
oder entlaffen, eine königliche Ernennung oder Entlafjung für un- 
wirkfam erklären wollte, würde einen Angriff auf die verfafjungs- 
mäßigen Nechte des Königs fich erlauben. Hat je ein Staatsmann 
oder ein Lehrer des Staatsrehts einen foldhen Neisbraud unter 
„parlamentarifchem Negiment“ fich gedacht? 


vl. 
Der König in der Verfaffung. 


(1863.) 


Die Befugniffe des Königs find eine pofitive Schöpfung der 
Berfaffung, aber fie find nicht willkürlich zugemefjen; ihnen allen 
liegt ein leitender Gedanfe zu Grunde und die gefchichtliche Ent- 
 wicefung hat über Umfang und Maß bejtimmt. Den Vorkämpfern 
der Neaction beliebt e8, den DVerfaffungstreuen vorzumerfen, daß 
fie das gejchichtliche Necht misachten, den Buchitaben über den 
Geift und über die Lehre der Gefchichte jtellen. Im dieiem Bor- 
wurf findet fich die alte aus Unfenntnig entjprungene Phrase 
wieder von dem Blatt Papier, welches ji vermeife, wie eine 
zweite Vorjehung in das Gefchie der Völfer ih einzudrängen. 
Aber wie gering ift die Staatsweisheit, welche in den populärjten 
Gefegen, in der lang und nachhaltig erjtrebten Verfaffung das 
willfüirliche Machwerf einiger bevathender Kammermitglieder und 
nachgiebiger Staatsmänner erblict. Für alle maßgebenden Be- 
jtimmumgen der Verfafjung gilt das entgegengefeßte Zeugnig. Weil 
fie gejchichtlich vorbereitet gewejen, deshalb find fie in jtürmijchen 
Zeiten Forderungen des Volkes und im ruhigen Zeiten Grundgefet 
des Staates geworden, und eben deshalb it die gejchriebene 
Berfaffung in ihren Hauptgrundzügen lediglich als eine Nedaction 
der Wahrheiten zu betrachten, welche die Shöpferiich thätigen Träger 
des Staates jo weit durchdrungen hatten, daß fie zur gefetlichen 
Anerkennung kommen mußten. Wer wollte von der eingeernteten 
Seucht fagen, daß fie am Tage der Ernte entjtanden jet. Jahre 
vorher hatte der Keim gepflanzt, Bahre hindurch der Baum gepflegt 
werden müflen, bis am evftarkten Stamme die Blüte hervorbrad, 
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die Frucht fie entwicelte und zur Reife gedieh. Der ganze ge- 
Ihichtlihe Entwidelungsgang umnferer Nation mußte vorangehen, 
der Unterricht muRte verallgemeinert, die Erziehung verbeffert, die 
Yiteratur jo hoc gehoben werden, die Juduftrie mußte jo mächtig 
fortfchreiten, die Sitten mußten verfeinert werden, der gefammte 
Bürgerftand in jchweren Stunden der "Gefahr erprobt und in 
feiner freudigen Opferwilligfeit und Thatfraft vollwichtig befunden 
fein, che die mannigfachen Ungleichheiten der perjünlichen umd 
bürgerlichen Stellung jeden vernünftigen Anhalt in den Anfchanums- 
gen des Bolfes verloren, che in die Berfaflung des Yandes der 
von der idealen Humanität vor Jahrtaufenden erfannte Sat auf- 
genommen werden durfte und mußte, daß alle Bürger vor dem 
Sefete gleich find. So verhält es fich mit den übrigen leitenden 
Sriumdrechten, und ebenfo verhält es fi mit der Zuertheilung und 
Abgrenzung der füniglichen Befugnifje. Auch in der verfaffungs- 
mäßigen Umfchreibung der Füniglichen Macht erkennt der Forfcher 
den geichichtlich entwickelten Geift als Urheber und das im Drange 
der Zeiten bewährte Bedürfnig als Mafitab. Wie fir alle übrigen 
Berfaffungsbeftimmungen, jo erichließt jich auch hierfür das DVer- 
jtändniß nur der ernjten, nad) Wahrheit jtrebenden Prüfung, und 
- die Erflärung der ausdrüclichen Bejtimmungen, Jowie der logifc) 
nothwendigen Ergänzungen muß aus der Kenntnig der dorange- 
gangenen Zuftände Hergeholt werden. 

Das abjolute Königthum genügte nicht mehr, weil es nicht 
mehr fejt im der Veberzeugung der Bürger begründet war, weil 
es nicht mehr von dem gefellfchaftlichen Bedürfniß getragen wurde. 
Auch im Preußen befaß die Yandesherrlichkeit früher einmal den 
Sharafter des Eigenthums an Yand und VYenten, aber diefer Bes 
griff war jchon im Yaufe des vorigen Jahrhunderts gänzlich ver- 
foren gegangen und im dem Wechjel der Anfchauumngsweife war 
der Urquell des Abjolutismus verjiegt. Der Staat, die Bürger 
und ihr Vermögen waren fein Gut, über welches man mit den 
echten eines Eigenthümers frei jchalten Fonnte. Aber der Yandes- 
fürft verfmiüpfte gleichartige Befugniffe mit einem Berufe, welcher 
von Haufe aus mim jchwerwiegende Pflichten zum Suhalt zu haben 
ichien. Im dem frühern Gefchichtsabfchnitte, als die abfolute 
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Gewalt noch feiner Nechtfertigung bedurfte, pflegten die Herrfcher 
ihre Pflichten nicht als die Duelle ihrer Gewalt zu bezeichnen; die 
Sorgen der Negierung galten als läftiger Deifaß zu den Nechten 
des Yandesheren. Später jedocdy wurde die Sorge für das Staats- 
wohl zum Inhalt der Yandesherrichaft; aus diefem Berufe wurden 
die Befugniffe des Yandesheren hergeleitet. Er war für die Macht 
und das Anfehen des Staates verantwortlich; die Mittel mußten die 
Bürger beiftenern. Die Wahl der Wüttelwurdevom Könige beanfprucht 
und unbejtritten ihm zugeftanden. Aır die freie Wahl der Mittel 
(ehnte jich die Auffafjung, daR überall, wo e8 fi um die Wah- 
rung des Staatswohles handle, der Wille des Königs frei und 
ungebunden walte. Während die Wilfenjchaft, von dem erwachen- 
den Gefühle der perfünlichen Geltung angeregt, der Duelle aller 
Kechtsbildung nachforjchte und fie in dem empfangenden umd 
Ichöpferifchen Volfsbewußtfein auffand, während fie jeder Wilffir, 
auch dem individuellen Willen des Yandesfürften die Kraft: der 
Kechtserzeugung abjiprach und die Aufgabe der jchriftlichen Gefeg- 
gebung auf die Aufzeichnung des bereits gebildeten und erfannten 
echtes verwies, behielt ji) das abjolute Königthum vor, vermöge 
der ihm obliegenden Vertretung des Staatsintereffes in das Gültig- 
werden der öffentlichen Ueberzeugung vordnend einzugreifen. Die 
materielle Rechtsbildung jollte nicht gehemmt, ihre tief innen in 
der Werfftätte des Volfslebens erzeugten Grundfäße follten nicht 
verlengnet, aber das Staatswohl jollte nicht darüber vernachläffigt 
werden. Hier fnüpfte die Willfür an, hier begann der Polizei- 
itaat, welcher die fnappen Formen des Nechts nicht vertrug, mit 
ihnen in einen immer weiter fich) ausdehnenden Nanıpf gerieth und 
ihre heilfamen Seljelm gänzlich zu zeriprengen drohte. Der Zwie- 
jpalt drang zuerjt in die Gejetgebung ein und verbreitete fich von 
da in die Nechtsübung. 

Die ganze gefegebende Gewalt gebührte allein dem Könige; 
dennoch betonte man die Verfchiedenheit feiner Stellung zu Gefeten 
verjchiedener Art. sn der jhitematischen Nechtsentwidelung mußte 
man die gefchichtliche Methode gelten lallen; zu diefer Nechts 
bildung follte das Fchriftliche Sefeß Lediglich wie eine Aufzeichnung 
jih verhalten. Anders beurtheilte man aber jolhe VBorfchriften, 
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welche mit der Fürforge für das Staatswohl und fir die öffent- 
fiche Ovdnung fi) befchäftigten. Gefete diefer Art pflegte man 
mit dem befondern Namen „DVerordnungen‘ zu bezeichnen, md 
man dachte fih, daß bei ihnen die Negel nicht aus dem gejchicht- 
(ich) entwicfelten Nechte, fondern aus der von der vollziehenden 
Gewalt anerfannten Niütslichfeit des Weittels ihren Urfprung her- 
feite, und die veranfchlagte Zwecmäßigfeit als letztes Neotiv gelte, 
Die Grenzen Liegen ich freilich in der GSejetgebung, wie fie der 
König jelbit Handhabte, nicht immer genau erfennen, weil der Stoff 
nicht immer jcharf fich jondern Tieh und fein Auffeher an den 
zahlreichen UWebergängen wachte. Aber der zweifache Urjprung 
blieb befannt, war jelbjt in der höchiten Gefetgebung nicht ohne 
tief eingreifende Wirfung md erhielt feine fortwährende Bethäti- 
gung durch die Theilmahme der Berwaltungsbeamten an der Er- 
zeugung jolcher Gefeße, welche unter den Begriff dev Verordnungen 
paßten. Solchen Gejeßen lag das VBerwaltungsbedürfniß zu Grumde; 
es war daher natürlich, daß der Erlaß meijtens von den DVer- 
waltungsbeamten angeregt, daß gewöhnlich von den höchiten Ber- 
waltungsbehörden Gutachten über das Gefeß und feine Kallıng einge 
holt wurden; ihr Öutachten bedeutete ungefähr dafjelbe, was in anderen 
Staaten der ftändifche Beirath. Ihr Antheil an der gefeßgebenden 
Gewalt blieb hierbei nicht ftehen. Heder Berwaltungsbeamte ver- 
trat den König im feiner vollziehenden Gewalt; ihm war für fein 
Verwaltungsgebiet die Fürforge für das Staatswohl übertragen, 
und hier bedurfte ev der freien Wahl der Wiittel, welche meijtens 
nicht auf die Billigung der höchjten Gewalt warten konnte und 
oft nicht geeignet war, ihr unterbreitet zu werden, Galt cs num 
vorforglih einzugreifen und der Beamte fonnte feine Autorität 
hierfür nicht aus den allgemeinen Yandesgejeßen herleiten, fo mußte 
er fich mit Speeialverordnungen aushelfen. Von den einzelnen 
Fällen fteigerte fi die Befugnig zur gefegeberifchen Sraft, im 
voraus eime ganze Gattung von Fällen unter eine gemeinjame 
Pegel zu Stellen; die VBerwaltungsbeamten durften Bolizeigefete 
erlajfen. Aber hier mußte die Yinie der Befugnig genau einge 
halten werden; auf gejegesgültige Volizeiverordnungen follte wirf- 
lid) die Scheideprobe einer unmittelbaren Wahrnehmung des öffent- 
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lihen Intereffes anwendbar fein. Sp befejtigte fich die Ausjonde- 
rung des königlichen VBerordnungsrechtes als das gemeinfame Merk 
mal, auf welches die gefeßeserzeugende Kraft der Berwaltungsbe- 
amten zurücgeführt wurde. 

Aber die mit dem VBerordnungsrechte verbundene Idee ift nicht 
bei den eigentlichen PBolizei- und Berwaltungsgefegen ftehen ge> 
blieben; fie drängte fich in die Fafjung aller Gefege ein und gab 
ihnen das umfichere Gepräge, welches jo oft Abjicht und Ziel bis 
zur Unfenutlichkeit entjteltt. Mögliche Gefahren für das üffent- 
fihe Wohl find überall auszuflügeln oder in unbejtinmmter Weife 
zu befürchten; auf diefe Unbeftimmtheiten und Fraufen Fernfichten 
gingen die Gefeßesfaifer gern ein. Der Fürforge für den Staat 
durfte nichts vergeben werden, die Ausnahme zu ihren Gumften 
durfte nirgends fehlen. Hatte man im Prineip die Scheu über- 
wunden und zu einem Gefete fich entjchloffen, welches die Rechte 
der Bürger erweitern oder verbürgen jollte, fo wurde es mit aus- 
gefprochenen oder angedenteten Vorbehalten für das höhere Er- 
mejjen der Executive ausreichend verforgt und die Abfafjungs- 
funjt bewährte fic) darin, das Uebergewicht den Vorbehalten zu 
jichern. 

Klar und vücdhaltlos waren nur die Verbote und verfagenden 
Anordnungen, im gewährenden Theile vermied der Gefetsgeber den 
Befehl unbedingter Gültigkeit. Ye urfprünglicher ein Necht in 
der Natur begründet war, um fo verdächtiger war feine Gemein- 
gültigfeit, um jo fchwerer entfchloß man fi zu einer vüchaltlojen 
Anerkennung. Der Kern folcher Gefete erhielt dadurch den Klang 
eines abjtraeten Grundfages, welchem die zwingende Anwendbarkeit 
fehlte, weil ihm die Kürforge für das Staatswohl als einjchrän- 
fende Negel entgegenftand. Im jedem einzelnen Falle follte be= 
urtheilt werden, ob der Bürger zum Genuffe eines im Allge- 
meinen verbürgten Nechtes zuzilafien jet, und jeder einzelne Fall 
nahm den Charakter eines Procefjes zwifchen Bürgerreht und 
Staatswohl an, im welchen die gedachte oder auch nur mögliche 
Semeinfchädlichkeit ein umüberwindliches Plaivoyer gegen das Recht 
des Bürgers bildete. Derjelbe Wille beherrichte das GSefeß und 
das Leben; in demfelben Geilte wurde das Gefeß erlaffen umd 
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gehandhabt. Zeit und Erfahrung, jtatt die Grundfäbe feiter zu 
gejtalten, vermehrten die Schwanfung, und der Zwiefpalt trat in 
der Berwaltung des Nechtes nicht minder fcharf hervor, als in der 
Sefetgebung. | 

Mit der verbefjerten Erfenntniß über die Quelle der Nechts- 
bildung erwachte das Verlangen nach einer willfürlofen Kechtsver- 
waltung. Solange der Yandesfürft als der Schöpfer der Gefeße 
betrachtet wide, fand man an feinen perfönlichen Eingriffen in den 
Berlauf der Nechtsftreite feinen Anftoß; in- ihm glaubte man den 
Kechtsfinn des ganzen Volkes verförpert, ev durfte alfo die Wirk- 
jamfeit des Nechtes in jedem Augenblick beherrichen. Als aber die 
wahrhafte Duelle vernünftiger Gefeße und der Nechtserzeugung 
außerhalb der PBerfon des Yandesfürften aufgefunden worden war, 
verlangte man, daß Gefeg und Necht in ihrem eigenen Geifte 
verwirklicht und nicht durch misverftändliche Willensmeinungen des 
Sürften und feines Gabinets verdunfelt würden. Die Cabinets- 
juftiz wurde zum Spricworte eines fchlecht vegierten Staates, 
der abjolute König jah in Preußen fich genöthigt, durch ein fürm- 
liches Gejeß ihr zu entfagen und felbft den Schein einer indirecten 
Gewalt über einen fchwebenden Nechtstreit zu entfernen. Fir die 
eigentlichen Nechtsfprüche und deren VBollftredung fchied dev König 
einen Theil feiner jtaatlichen Allgewalt aus und übertrug fie an 
Nichterbeamte. Der von ftreitenden Barteien angerufene Nichter 
war allein der Anweifung des Gefees unterworfen und von jedem 
andern Gehorfam frei. Aber das Sefeß verfah die Richterbeamten 
mit den ausführlichiten Anmveifungen, um feine Herrfchaft zu einer 
wahrhaften zu machen, und nicht Senen ein perfönliches Gutbefinden 
einzuräumen, welches der König hatte aufgeben müffen. Eiferfüch- 
tig wachte das GSefeß, daß die aus der landesherrlichen Allgewalt 
ausgejchloffene Willkür nicht im Amte der Richter wieder auftauche; 
eiferfüchtig wachte der König, der mir in die Nothwendigfeit fid) 
Ihiekte, dev Herrfchaft des Gefetses zu weichen, aber feinem Beam- 
ten den Schein einer höhern Macht geftatten wollte. Im der über- 
einftimmenden Eiferfucht Aller, welche durdy die Ausscheidung der 
richterlichen Gewalt verloren und welche gewannen, ging man weit 
über das Ziel hinaus. Die perfönlihe Einmifchung des Richters, 
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mit jeiner freien Ueberzeugung in dev Thatfachenfrage, mit feinem 
freien Urtheile über den Nechtspunft galt für gefährlich. War die 
Thatfache zweifelhaft, follte der Richter gerade fo, wie das Gejek 
vorjchrieb, den Beweis erheben und, unabhängig von feiner imnern 
Ueberzeugung, nach gefetlich feitgeftellten Regeln den Ausfall des 
Beweijes würdigen. Wegen des ftreitigen Nechtes jollte der Kid)- 
tev in das Gefeß fjehen und die Entjcheidung gewilfermaßen aus 
dem Text dejjelben ablefen. Wo die Worte nicht genau paßten, 
jollte ev jeine Ausführung jo eng wie möglich an analoge Gejete 
anjchließen, von dem Einfluffe dev Wifjenfchaft aber und von der 
Autorität älterer Entfcheidungen möglichjt fern fich Halten. Daß er 
alle diefe Abweichungen beobachtet, mußte ev actenmäßig beurfunden 
und jelbjt vor den unfundigen Parteien fi) darüber ausweilen. 
Was eine Partei, was ein Zeuge ausgefagt, was der Richter im 
Yaufe des Procefjes veranlaßt, mußte in ein umftändliches Proto- 
foll niedergelegt, im Erfenntniffe mußte die Gefchichte des Procefjes 
jo weitläufig erzählt und die Nechtsführung fo weit ausgefponnen 
werden, als nöthig war, um an den Wortlaut der Gejete zu ge- 
langen und die Befolgung aller Borfchriften der Gefete nachzumei- 
jen. So entjtanden die jchriftliche Weitfchweifigfeit, das Enappe 
Maß vichterlicher Erwägung und, troß der übermäßig großen An- 
zahl von Kichtern, troß der erdrüdenden Arbeitslaft, der langjame 
Verlauf der Procefje, daher endlich die gleichzeitige Entfremdung 
des Nichterftandes von der Wilfenfchaft und von dem Yeben, der 
Mangel an durchdringender Tiefe des Geiftes und an gejchmeidiger 
Kraft des Urtheils. Kin folches Verfahren und folche Richter wa- 
ven natürlich nicht geeignet, der Erecutive nachzuhelfen, wenn fie 
fich berufen fühlte, den Genuß des Bürgerredhts im Interejje der 
öffentlichen Drdnung zu hemmen. Aber eben dies entjprach dem 
Zwed, welcher in dem VBerordnungsrehte und in den Vorbehalten 
zu Gunften dev Executive erjtvebt wurde. Das richterliche Amt, 
welches der König aus feiner ftaatlichen Allgewalt auszufcheiden 
jich gezwungen jah, follte auf jolche Streitfälle fic befchränfen, bei 
deren Entjcheidung das Staatswohl nicht anders intereffirt fchien, 
als daß fie überhaupt einmal in iwgend einer Weife zu Stande 
fomme. Sobald das Privatintereiffe aufhörte unvermifcht zu fein 
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und die Ereeutive als Partei eintrat, fagte fie jich von jener zwin- 
genden Norm Los, behielt fie fich den Endfpruch nach einem freien 
Ermeffen vor, welches jeder objectiven Präcifion in dem Maße fich 
entzog, daß die Mittheilung von Gründen an die betroffene Partei 
nicht thunlich Schien und deshalb gefetlich ausgejchlojjen wurde, 

Bermöge der ihm obliegenden Kürjorge für das Staatswohl 
hatte der König die Befugniß, zu gewähren und zu verfagen, aber 
er Fonnte nicht die häufigen Fälle des anfcheinenden Widerftreites 
zwijchen den privaten und öffentlichen Intereffen unmittelbar vor 
jeine Perfon ziehen. Die thatfähliche Ausübung feiner Macht- 
vollfonmenheit muRte an die DBerwaltungsbeamten übertragen 
werden, md je mehr Gejchäfte zu erledigen waren, um jo zahl- 
reicher wurde das Heer der Beamten, welche bald in größeren, 
bald in fleineren Amtsgebieten die Executive vepräfentivten und an 
ihrer arbiträren Gewalt theilmahmen. Für Niederlaffung, einft- 
weiligen Aufenthalt, Reife und Auswanderpäffe, Gewerbebetrieb, 
Bauten und Anlagen, für die Feier von Volfsfeften und für Yujt- 
barfeiten, für gottesdienftlihe Berfammlungen, Vereinigungen zu 
wohlthätigen, gemeimnüßigen umd veligiöjfen Zweden, für Schule 
und Erziehung — für die verjchiedenartigiten Berhältniffe, welche 
das Gefchie des einzelnen Bürgers beherrfchen, die Behaglichkeit 
im Haufe, die Stellung in der Gefellfehaft oder die Entfaltung der 
individuellen Kräfte am nächften berühren, war irgend ein Beamter 
betellt, im dejjen Amt der fönigliche Beruf der Executive fi) ab- 
Iptegelte. Ueberall offenbarte fic) der König, und im Eleinften Ver- 
waltungsgebiete war der Beamte, objchon räumlich beichränft und 
zuweilen der wirkfamen Aufficht feines Vorgejekten unterworfen, 
der höchjten Machtfülle injoweit theilhaftig, als ev fein Berhalten 
nicht nach einer gemeingültigen Negel, fondern nad jeinem freien 
Ermejjen ordnete und je nach Gelegenheit wechjelte. 

Die eiferfüchtig bewachten Nichter und die freigiebig ausge: 
Itatteten Verwaltungsbeamten bildeten einen fichtbaren Gegenfaß 
zwifchen den beiden widerftreitenden Principien, welche immer 
Ichroffer fi abjonderten; c8 war von der Höchjten Gefahr für 
den Staat, daß die beiden großen Zweige der Staatsgewalt feind- 
li) gegemüberjtanden, während doc) in einem wohlverwalteten 
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Staate alle öffentlichen Drgane helfend zufammenwirfen müfjen. 
Die Nichter geriethen in eine faft mechanische Abhängigkeit von 
dem Buchftaben des Gefeßes. Diefe Weife der Berufsübung für- 
derte die Gewiffenhaftigfeit und fchloß jeden perfönlichen Einfluf 
aus, Schmälerte aber zugleich die Berücfichtigung des Angemefjenen 
jelbft innerhalb der naturgemäßen und vernünftigen Grenzen, und 
der Berfuch, mit Fafuiftifchen Auslegungen des Gefeses nachzuhelfen, 
ihlug natürlich fehl; der ausgeflügelte Buchjtabe konnte die Clafti 
eität des Lebens nicht bewältigen. Die ftrenge Abgefchloffenheit 
des Richters erweckte die Jdee vom Nechtsjtaate, und eine Zeit 
- lang lebte man der aufrichtigen Meinung, daß Preußen das Wefen 
des Nechtsftaates zu verwirklichen begonnen habe. sn Wahrheit 
aber entfernte es fich immer mehr von diefer Aufgabe. Ze ftrenger 
die Rechtspflege innerhalb ihres eigenen Gebietes wurde, je unzu- 
gänglicher gegen jeden Beilas von Berwaltungstlugheit, um fo 
jorgfältiger befreite fich die Verwaltung von ihrem Einfluffe, um 
jo jelbftändiger baute die Verwaltung ihr Syftem des freien Er- 
mejfens aus. Stets wuchs das Verzeichnig der Deaterien, für 
welche der Kechtsweg ausgejchlojfen und die formloje Verfügung 
der Verwaltungsbehörden die Leiste entjcheidende Norm blieb; in 
anderen zahlreichen Fällen, im welchen ein Nichteripruch wicht zu 
umgehen, und dennocd ein freieres Ermefjen und ein biegjameres 
Berfahren nothwendig war, jhuf das Gefeß Specialgerichte, für 
welche es die Perfonen am Liebjten aus dem Streife der Verwaltungs: 
beamten entnahn. 

Die fortjchreitende Befreiung der Verwaltung von der Strenge 
des materiellen Nechts kam zunächjt ver Macht und dem Anfeheu 
der Berwaltungsbeamten zu jtatten. Sie rvegelten das tägliche 
Yeben durch gejeßesgültige Verordnungen, jie wirkten auf die höhere 
Sefeßgebung durch ihre Gutachten, aus welchen der Gejeßgeber 
jeine Erfenntniß der wahren Yandesbedürfnifie Hauptfächlich chöpfte, 
und in der Anwendung dev Gejeße waren fie es, welche bejtinm- 
ten, wann der gewährende und wann der verjagende Theil wirken 
jolle. Endlich traten die Anzeichen einer fich vollendenden Bean 
tenherrfchaft im fchlimmften Sinne darin hervor, daR die Macht 
des Beamten mit der Geringfügigkeit feiner amtlichen Stellung 
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wuchs. "Die Gefetgebung, vom Volfe zur Anerfennung dev bür- 
gerlichen Freiheit gedrängt, von der Executive beengt, meigte zur 
theoretischen Verallgemeinerung der Orundjäse und der Ausnahmen, 
um mit jenen das Volk abzufinden, mit diefen die widerftrebende 
Sreceutive zu fehlten. Den entgegengefegten Weg fchlug die Ver- 
waltung ein; fie hielt fi) an die Individualität der Perjonen und 
Umftände. Um diefe für den möglichen Gebrauch kennen zu lernen, 
mußte die Aufficht beftändig fein und bis in die Fleinften Sreife 
dringen; um eine folhe Auffiht zu ermöglichen ohne eine uner- 
ichwingliche, der Zahl der Deauffichtigten gleichfommende Zahl von 
Beamten, mußte jede befchreibbare Beränderung angezeigt, für jedes 
neue Unternehmen die Erlaubniß nachgejucht werden. So wurde 
die Sachfenntnif gefammelt, welche ihre Eindrüce zu Entjcheidungs- 
gründen bergab; jo wurde der Kleinere Beamte zum Herrn der 
Situation. Denn Entfcheidung und Eindrüce waren um fo unzu- 
gänglicher der Kritik und der Oberauffiht, je geringfügigere Umz 
ftände in Betracht famen, je näher die Anordnung einen Gegenftand 
des gewöhnlichen Berfehrs betraf. Der Nefpect des Bürgers vor 
der Verwaltung begann damit, daß er die Weberlegenheit feines 
feinen häuslichen Beamten fühlte. Aber die Decentralifation ge- 
wann nichts darımter. Die höhere Behörde war zwar bei Be- 
ichwerden gewöhnlich auf den Bericht des angegriffenen Beamten 
angewiefen und nur gegen grobe Unkenntniß oder Ungefchicklichkeit 
in der Yage abzuhelfen, aber fie ficherte ihren Einfluß über den 
Beamten durd allgemeine Inftruretionen, für welche jte, wie für ein 
Sejet, Achtung verlangte und meiftens erhielt, fand vorausberech- 
nende Folgjamkeit bei einzelnen Angelegenheiten, welche aus irgend 
einem fachlichen oder perfünlihen, amtsmäßigen oder privaten 
Grunde ihre befondere Aufmerkfamfeit erregten, und im größeren 
Dingen war fie die evjte entjcheidende Inftanz und im einer gleic) 
bequemen Yage, wie der niedere Beamte in den „Eeineren”. So 
ging cs hinauf bis zum Meinifter als der höchften Behörde, und 
diefer leitete wiederum alle jeine Macht von dem Willen des Kö- 
nigs her, deffen Wunjcdh ein fin feine Stellung beforgter Minifter 
fi) zue Regel dienen ließ, deifen Befehlen Gchorfam gebührte. 
Hier fand fi) der König in feiner vollen Unumfchränftheit wieder, 
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der innerlich erjtorbene Abfolutismus nahm den Schein eines Neu- 
(ebens an, welcher für einen nach Unbefchränftheit jehnfüchtigen 
König, wie c8 Friedrih Wilhelm IV. war, einen erfreulichen Ge: 
genfaß bildete gegen die ftarre Unbengjamfeit dev Rechtspflege. Die 
Verwaltung wınde eifrig begünftigt, bald fiel in fie dev Schwer- 
punft der Berfaffung: die VBerwaltungsbeamten erjchienen als die 
lebendigen und einzigen. Kactoren des gefammten Staatswejens; an 
ihrer Spite fühlte der König die Macht feines perfönlichen Wil- 
lens, und der Ausspruch Friedrich’s des Grofen, daß der König 
der erjte Beamte im Staate fei, gelangte in umgefehrter Wetje zur 
Geltung. Auf feine Stelle an der Spite der Verwaltung jtütste 
der König alle feine Machtbefugnifie. Weil er den Staat verwal- 
tete, deswegen beamfpruchte ex die freie Wahl der Meittel, welche 
die Verwaltung nothwendig machte; weil er in allen Zweigen der 
Verwaltung der oberjte Polizeiherr war, deswegen hatte er überali 
die Staatsnothwendigfeit zu arbitriven. Der alte Begriff der Yan- 
desherrlichfeit war gejhichtlich überwunden, das zeigte die materielle 
Kechtsentwidelung und die Nechtspflege. Wenn dennoch die Pri- 
vatrechte nicht vor Privilegien und Monopolen, das erworbene 
Vermögen nicht dor Bejtenerung und gänzlicher Entziehung, die 
Perfon nicht vor dem Drude der höhern Gewalt ficher waren, fo 
lag der einzige Borwand für alle diefe Eingriffe in der Nothwenz- 
digkeit dev Mittel, das Anfehen und das. Wohl des Staates zu 
wahren. 

Der Abjolutismus hatte fich in die Executive geflüchtet, aber 
wie verjchieden war dabei die Yage des Königs don der frühern 
des wirflih unumfchränften Yandesherın. Wenn früher ein per- 
jönlich Fräftiger Fürft unmittelbar auf das Ziel losging und feinen 
Willen zum Befehl oder zum Gejeß machte, mußte der König jekt, 
wenn ev dem Geijte der Gefege zuwiderhandeln wollte, fein Belie- 
ben hinter einem vorgejchütten Staatsbedürfniffe verbergen. Er 
trat mit den Beamten auf eine Yinie, war oft au ihre Mitwirkung 
gebunden und oft außer Stande, ihr Belieben abzuwenden. In 
diefer Wechjelbeziehung, indem ev bald ihres guten Willens bedurfte, 
bald feinen Namen zu ihren Fleinlichen Mafregeln herleihen nufte, 
war c8 fchwer, zwijchen Gewalt des Königs und Willfür dev Be- 
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amten zu umterjcheiden. Die comemrrivende Macht dev Beamten 
Ichloß thatfählich die fünigliche Gewalt in enge Grenzen ein und 
beeinträchtigte das Anjehen des Königthums, ohne dem DVolfe zu- 
gute zu fommen. Das Volk fühlte fich dev Willfür der VBerwal- 
tung unterworfen, und führte den Ausgangspunkt derjelben immer 
auf den König zurück. Tägliche Erfahrungen lehrten, wie das 
öffentliche Wohl als Borwand für Schlecht verhehlte Nebenabfichten 
diente; die Verfchiedenheit dev Entfcheidingen bei gleichen thatjäch- 
lichen Borausjetsungen verdächtigte alle Verwaltungsmaßregeln der 
Parteilichfeit, und gerade die einflußreichjten heimifchen und niedri- 
gen Beamten machten fein Geheimmig daraus, wie viel von ihrer 
Abneigung umd von ihren Wohlwollen abhing. Der höhere Be- 
amte, der im Fleineven Dingen feine Beranlafjung zu perfönlicher 
Parteilichfeit gehabt hätte, erwies ich) Häufig in einer gewiffen 
wahlverwandtjchaftlichen Gemeinschaft mit feinem Untergebenen, aud) 
war jener fern, diefer aber nahe, und, da für die gewöhnlichiten 
Bewegungen des Lebens Läjtige Kormalitäten vorgefchrieben waren, 
hatte diefer veichliche Gelegenheit, außer dem unerlaubten Ein- 
fluffe, durch erlaubte Auffiht und Wachfamfeit dem Bürger, na- 
mentlich dent Gewerbtreibenden, allerlei Beläftigungen in den Weg 
zu werfen. 

Im grelliten Widerfpruche mit diefer in Willfür fich zerfplit- 
tevnden Verwaltungsgewalt jtanden die Anfchauungen des Bolfes, 
die Grundfäße der allgemeinen "reiheit, welche die Gefeße dem 
Worte nad anerkennen mußten, die feiten Kegeln, nad) denen das 
materielle Necht ich entwicelte, und das entgegengefette Beifpiel 
vollendeter Unparteilichfeit, welches die Rechtspflege täglich den Bür- 
gern gab. Die allgemeine Meinung war, und fie fam der Wahr- 
heit nahe, daß die Macht des Königs über die Yandesgerichte nichts 
vermochte, und daß er nur auf den Ummvegen und mit den Hülfs- 
mitteln, welche ihm die Ereeutivgewalt darbot, den Nechtsgang 
hemmen konnte. Necht und Verwaltung waren zu zwei Merkzielen 
widerftrebender Strömungen geworden. Im Bolfe befejtigte fich 
die Ueberzeugung, daß das echt feine Herrichaft erweitern mülle, 
um den Staatsbegriff zu läutern. Der König aber und Alle, 
welche fic) aus der Erecutivgewalt Macht und Bedeutung -erborg- 
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ten, jtrebten nad) der entgegengejegten Richtung, das Necht einzu- 
dämmen und das Gebiet der Berwaltung möglichjt weit auszudeh- 
nen. Unter diefem Conflict litt das Anfehen der Staatsorgane, 
das Anfehen des Königs und felbjt der Gejeße. Wohin jollte der 
Zwiefpalt führen, da doch auf dem hohen Standpunkte der Givili- 
fation, auf welchem Preußen ji befand, das Königthum nur vom 
Anjehen und jede Staatsgewalt nur von der Uebereinftimmung mit 
dem DBolfe fich nähren fonnte? Auf eine vegelmäßig vorjchreitende 
Reform der Gefete und der Verwaltungsvegeln war nicht zu ved)- 
nen, da die vermittelnden Organe fehlten. Wie bei allen lebens- 
fähigen Imftituten auf dem Höhepunkte des Missbrauchs und der 
Zerflüftung irgend ein zufällig fcheinender Umstand die Heilfame 
und ıumentbehrliche Wendung herbeizuführen pflegt, jo trat dieje 
auch im lebenskräftigen Staate Preußen ein, unter gewaltjfamen 
Ericheinungen zwar, aber geleitet von den naturgemäßen und ver- 
nünftigen Bedürfniffen, in deren Wege fie jchnell einlenfte. PBreu- 
Ben erhielt eine VBerfaffung. 

Bon den beiden möglichen Methoden, eine evolution zu voll 
ziehen, wählte das preußifche Volk die fyitematifche; es ftrebte nad) 
einer Feitftellung der großen Grundjäße, welche eine einheitliche 
Kechtsentwidelung herbeiführen, das Anjehen der Gefete heben, den 
misbräudjlichen Berwaltungsunfug befeitigen, welche zur Grundlage 
für die Handhabung der bejtehenden und den Crlaß zukünftiger 
Gefege werden jollten. Die DVerfaifung that dies in wenigen 
Srundzügen, welche die zwei weitumfaffenden, zur geichichtlichen 
Neife gediehenen Ideen ausdrücten und die zufünftige Entwidelung 
des preußischen Staates zu beherrfchen bejtimmt find. Zwei Bha- 
jen hatte Preußen durchgemacht, von denen die Lleberrefte entitel- 
lend und hemmend im die neue Zeit hineinvagten. Das Stände- 
thum hatte überall Spuren der Ungleichheit zurücgelaffen; die 
Berfaffung |prach die Gleichheit aller Bürger vor dem Gefeße aus, 
Die ehemalige Yandesherrlichfeit hatte fich in eine VBerwaltungs 
gewalt des Königs verwandelt, welche, jelbjt zur Willfür entartet, 
alle Drgane des Staates entkräftend umranfte; gegen diefe Ver: 
wilderung gewährte die Verfafung Schuß, indem fie die füntgliche 
Berwaltungsgewalt begrenzte und gejetlich) ordnete. Die Yöfung 
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diefer beiden Aufgaben umfaßt den ganzen Nahmen des Staats- 
grundgejeges, im welchem jede Bejtimmung auf eine diefer Aufga- 
ben fich bezieht. Wo der Misbrauch im Leben am ftärkften auf- 
getreten war, wurde die Verwahrung dagegen in einer ausdrüc- 
lichen Borjchrift der Verfaffung niedergelegt. Aber die logischen 
Solgen der beiden leitenden Sdeen müffen in gleichem Mape, wie 
die ausgejprochenen über die Gültigfeit der alten Gejete be- 
jtinimen, umd in gleicher Weife der zufünftigen Gefegebung und 
Staatsverwaltung zur Nichtfehnur dienen, wenn der Geilt der Ver- 
jafjung im Staate lebendig walten, die Wiederfehr des gefährlichen 
Zwiejpalts verhütet ımd die Bewahrheitung des Berfaffungs- und 
Kechtsftaates auf dem continirlichen Wege der Neform erreicht wer- 
den foll. 

Bei der Abmeffung der königlichen Befugniffe lag der Inhalt 
des Königtdums zu Grumde, welchen diefes in Preußen fich an- 
geeignet hatte. Weder in der vorausgegangenen wiffenschaftlichen 
und politiichen Bewegung, noch in den Negierungsäußerungen und 
Kammerberathungen findet man eine Spur von einem Vertrags: 
handel, welcher etwa zwifchen dem einzelnen Bürger und dem Volfe, 
oder zwijchen dem DVolfe und dem Könige hätte abgejchloffen wer- 
den jollen. Nein Verzicht auf gefchichtlich bewährte Kronveshte, fein 
Anerfenntnig zweifelhaft gewordener DWerleihungen an das Volk, 
feine Auffrifchung alter Grenzen, fein Dingen, Abnehmen und Zu- 
legen wie unter zwei Vertragsparteien. So völlig verjchieden find 
die erzeugenden Urjachen und gejchichtlichen Momente der preußi- 
jhen Verfallung von den erjten Berfaffungsbewegungen in Franf- 
veich und der gejhichtlihen Griumdlage des englifchen Staatsrechts. 
Man muß diefen wefentlichen Unterfchied genan beobachten, um zu 
verftehen, wie die preußtiche Berfaftung, objchon fie der Form nad) 
einzelne Artikel aus fremden Urkunden entnommen hat, dennoch auf 
heimischen Boden erwachjen und eine eigene Srucht preußischer Ge- 
Ihichte ift. In England Hatte der Nampf um die heutige DVerfaf- 
jung begonnen, als die Strone noch unzweifelhaft einen Inbegriff 
von eigenthümlichen PBrivatrechten — ,PBrärogativen” — umfafte. 
Dem Könige jtanden die Dürger als Verpflichtete gegenüber. Ueber 
den Umfang diefer Nechte und Verpflichtungen wurde gehandelt und 
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gedungen, bei neuen Zweifeln jchlug man die älteften Urkunden 
nad, tritt über Wortbedentungen und wurde zum Schlujje durch 
Anerfenntniß, Verzicht oder Vergleich einig. Wie unter Vertrags: 
Ichliegern wurde jeder vermeintliche Uebergriff des Parlaments als 
Verlegung der Prärogative, jede Anmaßung föniglicher Nechte als 
Privilegienbrucd) gerügt. Daher Hat in England bis heute der 
Begriff der Berfaffung als einer Auseinanderfeßung zwijchen den 
Prärogativen der Krone und den Privilegien der Stände fich er: 
halten. Die Schulfprache des abjtracten Staatsrechts, welches mit 
einer Behandlung des englifchen Staatslebens als des muftergülti= 
gen Beifpiels in die Wifjenfchaft eingetreten ift, und feitvem am 
liebften an engliihe Verhältnifie fi anlehnt, hat die Ausdrücke 
übernommen und fpinnt die Borjtellungen von den Grenzen und 
Spuren der berechtigten Gewalten in ihr Syftem ein. Aber auf 
Preußen paßt diefe Anfhanung nicht. 

Als Hier der Berfaffungsfampf begann, hatte die Krone längft 
aufgehört als Inbegriff von perfünlichen Nechten des Königs be- 
trachtet zu werden, und die Verfallfungszeit, das ganze gegenwär- 
tige Jahrhundert ift von einem Geifte befeelt, welchem die Neubil- 
dung folcher perjönlichen echte fremd ist. Der geläuterte Begriff 
vom Staate hatte in diefem einen Organismus erfennen lafjen, 
dejjen Entwicelung zwar durch Pflege befördert, durch Berwahr- 
lofung gefährdet, aber nicht anders als nad) den eigenen inneren 
GSejegen betrieben werden fanır. Diefes organifch einheitliche umd 
untheilbare Wefen duldet fein Auseinanderfallen von König, Volt 
und Ständen und namentlich nicht ein Gegeneinanderwirfen feiner 
Kräfte in getheilten Gewalten. Preußen hatte jelbft in feinen ent- 
jtellten öffentlichen Verhältniifen die Folgen jenes geläuterten Be- 
griffes längft im fich aufgenommen, und es it eine troftreiche Er- 
Icheinung, wie diejes Yand, troß der anfcheinenden Theilnahnlofig- 
feit des Volkes an dem politifchen Xeben, troß der beengenden 
Polizeiverhältniffe, in Solge der deutfchen Wilfenjchaft, in Folge des 
nüchternen "Sinnes, welcher die Einwohner für die Wahrheit in 
veinfter Korn leicht empfänglich macht, in Folge der eigenthümlichen 
Weife, in welcher das Staatsgebiet fi) gebildet, in Kolge der Volt 
und König eng verfnüpfenden Schiejale, au dem Kortjchritte der 
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weltgefchichtlichen Erfenntniß ich betheiligte, fogar an feiner Spite 
itand. Hier verftand man längft die richtige Bedeutung des Kö- 
nigthums, welche dafjelbe zu einem unlöslichen Theile des Staats- 
organismus madht. Kin König als Träger feiner eigenen Nechte 
aufgefaßt, ijt mim lofe mit dem Staate verbunden; der verjagte 
Schorjam Löft das Band. Der Vertragsichluß zwifchen Fürft und 
Bolf ift feine naturnothwendige Vereinigung, Tondern eine willfiv- 
fihe und Lösliche Zufanmenfügung. Im Preußen dagegen hatte 
das Königthum eine Wirkfamfeit übernommen, welche der Staats- 
orgamismus jo wenig, wie der natürliche Körper das Athmen, ent- 
behren fonnte. Yeder Staat, ohne Unterfchied feiner Negierungs- 
form, muß irgend Einer Perfon oder einer Mehrheit von Perjo- 
nen, die Vollziehung feiner Gefete und Nechtsregeln, die Wahr- 
nehmung des Staatswohls, die Vertretung feiner Anfprüce umd 
Berbindlichfeiten anvertrauen. Im monarchiich regierten Preußen 
war diefe Perfon der König. Die Berfaffung hat den König im 
feine andere Stellung gebracht; eine Jolche verändernde Abficht tft 
weder grumpdfätlich ausgefprochen, noch in der Behandlung der 
föniglichen Macht irgendwie angedeutet. Wie hätte dies and) ge- 
ichehen jollen? Die Berfalfung it ja nicht gegeben worden, um 
einen neuen Geift zu Fchaffen, fondern um den wahren Geift gegen- 
über einer unterdrüdenden Dandlungsweife zur Geltung zu bringen. 
Der König wurde in dem Berufe erfaßt, welchen die Gefchichte 
Preußens und fein eigenes Verfahren ihm beigelegt hatten, im Be- 
rufe dev Grecutive, und es wurden ihm alle Befugniffe beigelegt, 
welche die neue Gefeßgebung für nothwendig hielt, damit ev feinen 
Beruf zu erfüllen vermöge. Dies war die Auffaffung, dies die 
Srwägung, weshalb vorweg md vorbehaltlos die vollziehende Ge- 
walt dem Könige eingeräumt, und dann die Befugnifje des Königs 
aufgezählt wurden. Die Ernennung und Entloffjung der Menifter, 
die Iheilnahme an der Gefesgebung mit unbedingtem Verhinde- 
rungsrechte, die Berfündigung der Gefete, der Oberbefeht über das 
Heer umd die Bejetung der Amtsjtellen, die Vertretung des Staa- 
tes nac) außen, die Verwaltung der Geldmittel und der Gejete im 
Imern, die Eröffnung, der Schluß und die Vertagung der Kam 
merfigungen, die Gnade und Strafmilderung, Verleihung von Orden 
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und Auszeichnungen, die Ausübung des Münzrechts — feine diejer 
Befugniffe ijt dem Könige zum Gejfchent gemacht, feine zur per- 
jünlihen Genugthuung eingeräumt. Das Königthum hat fie nicht 
wie ein everbtes oder erfpartes Gut als Mitgift in den conjtitu- 
tionellen Staat eingebracht, jondern die Berfafjung hat c$ zum 
Wohle des Staates mit diefen Befugnifjen ausgejtattet. Keine 
dDieferv Befugnifje der vollziehenden Gewalt ift von jo eigen- 
thümlicher Befchaffenheit, daR fie nicht ebenjowol dem SDber- 
haupte eines in aviftofratifcher oder anderartiger Form regierten 
Staates beigelegt werden fünnte, Db unbedingtes, ob bejchränftes 
Deto, ob Drden zu verleihen find oder nicht, ob das Dberhaupt die 
Kammern einberuft oder ob diefe zur bejtimmten Zeit von jelbjt 
zufammentreten, im allen diefen Punkten fan die Berfaffung das 
Eine oder das Andere fowol in Freiftaaten wie in Monarchien be- 
jtimmen, ohne dadurd) das Prineip der anerfannten Staatsform zu 
berühren. Die Eigenthümlichkeit der füniglichen Negierungsform 
liegt darin, daß die Perfon des Staatsoberhauptes unverleglic 
und die Bertretungspflicht in die Berjonen der Minifter verlegt ift. 

Der König ift vor jeder Rüge, auch) vor der Rüge der Will- 
für bewahrt, aber die Willfür ijt fein berechtigtes Element feiner 
Gewalt. Damit die Willfiür nie und nivgend das endgültige, jede 
Erörterung abjchneidende Motiv einer Negterungshandlung fer, tit 
jede Kegierungshandlung an die Mitwirkung der Minifter gebunden 
und im jtaatsrechtlichen Sinne zu einer von ihnen ausgehenden, 
verantwortlichen That gejtempelt. Es ijt aljo fein Befehl, für 
welchen Gehorfam, feine Anordnung, für deven Folgen Anerfen- 
nung gefordert wird, denkbar ohme gleichzeitige Pflicht der Mint- 
jter, fie vor den controlivenden Organen zu vechtfertigen. Die 
moralifche Verpflihtung, von feiner Macht nur im Interejie des 
Staates Gebrauch zu machen, hatte Jchon das abjolute Köntgthunt. 
Indem der König feine Gewalt mit der ihm obliegenden Fürforge 
für das Staatswohl vechtfertigte, würde er mit fich felbit in Wi- 
deriprucd, gerathen fein, wenn er in iwgend einem Negierungsact die 
Gewalt geübt und die Fürforge verleugnet hätte. Wenn dennod) 
das ftaatliche Yeben jo weit von diefer Grundidee abirrte und die 
DBerwaltung zum Inbegriff dev Willfüv wurde, fo lag die verfüh- 
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verifche Gelegenheit in der freien Wahl der Mittel. Diefe machte 
eine Kritif, ob die Handlung des Königs zwecentjprechend fei, un- 
möglich oder doc erfolglos. Wenn das ganze Yand über die Ge- 
fahr einer föniglichen Mafregel fich beklagte, und der König er- 
flärte fie für einen Act der Fürforge, fo brauchte ev blos fein: 
sch meine es, im die Wagfchale zu werfen, und feine Meinung 
überwog. Das war die jüngste Geftaltung des preußischen Abjo- 
Intismus umd feine gejchichtliche Verfchiedenheit von dem Abjolutig- 
mus, welcher in dem Sabe: der König will es, feinen Ausdrud 
fand. Die Verfaffung befeitigte jene verführerifche Gelegenheit zur 
Willkür, indem fie die Wahl der Mittel von anderen Bedingungen, 
als der Meinung des Königs, abhängig machte. Der König ift 
auch im Nechtsjtaate der einzige Vollftreder von Gefes und Recht; 
aber nicht mit feiner individuellen Berjon, nicht mit feinen indivi- 
duellen Hülfsmitteln vermag er den Gejeten Geltung und Achtung 
dem echte zu verjchaffen. Abgefehen von dem zufälligen Werthe 
oder Unwerthe feiner PBerjon, ift er felbit als Nepräfentant des 
Nechtszuftandes nicht mächtiger, als das Gefet. Weil das Anfehen 
des Gefetses allein noch nicht ausreicht, um überall als zwingende 
Kegel gegen Mebergriffe zu Schützen, deshalb bedarf der Staat nod) 
anderer Mittel und eines fichtbaren Oberhauptes, welches die Herr- 
Ichaft des Gefees mit den dargebotenen Mitteln unterftüße, Bon 
dem Könige wird nicht das Unmögliche verlangt, dak er die Mittel 
aus feiner eigenen Perfon entnehme; dag VBolf muß fie gewähren. 
Aber wie, und nach welchem Maße? Soweit das Wohl des Staa- 
tes erfordert, muß der Bürger zur Opfern bereit fein; wo der Be- 
Itand des Staates gebietet, muß der Bürger Berfon, Vermögen 
und echte zu Gebote ftellen. Wechjelnd wie die Verhältniffe ift 
das Maß der erforderlichen Mittel; jedoch unter allen VBerhältniffen 
gilt der unverbrüchliche Grundjaß, daß der VBerbrauc) der bürger- 
lichen Kräfte nicht über das Bedürfnig Hinausgehen darf. Der 
Adjolutismms bejtand in der Unumfchränftheit des königlichen Ur- 
theils, wie weit die Gelegenheit die Belaftıng der Bürger rechtfer- 
tige. Die unbegrenzte Vollmacht Hatte zu fortdauernden Weber- 
ichreitungen geführt, zu einem müßigen Verbrauche von Kräften, 
welche den Bürgern entzogen winden, ohne irgend einen Staats- 
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zwed zu erfüllen. Die öffentliche Sicherheit erforderte nicht den _ 
geringften Theil der polizeilichen Hemmniffe, welche die nützliche 
Kraftentfaltung ftörten und den möglichen Yebensgenuß verfünmter- 
ten. Eine Folge verfchtedenartiger Fürften, das ausländifche Bei- 
jpiel und die einfichtsvolle Erwägung belehrten, dar die Urjache des 
Uebels nicht in zufälligen Eigenfchaften des Herrichers lag, jondern 
im Prineip der freien Vollmacht über alle verfügbaren Mittel. 
Mit der Befeitigung der Urfahe murte die Heilung beginnen, und 
dies that die Verfafjung, indem fie der vollzicehenden Gewalt die 
freie Wahl entzog und die Grumdfäße vorjchrieb, nach) welchen das 
Bedürfnig erfindet und die zwedentfprechenden Mittel angewiejen 
werden follen. Nunmehr ijt der Staat nicht mit den ver- 
fügbaren, fondern mit den angewiejenen Mitteln zu ver- 
walten. Damit ift das freie Ermefjen noch nicht aus der jtaat- 
lichen Gewalt entfernt: das hat die Verfafjung nicht unternommen 
und nicht unternehmen gefonnt, wenn te nicht, einer fernen ge- 
Ichichtlihen Zukunft vorgreifend, in die gegenwärtigen Zuftände 
Berwirrung und Nathlofigkeit hineinjchleudern wollte. Aber fie 
übertrug das freie Ermeffen auf das Gefek, und fchuf für dajjelbe 
gleichzeitig folche erzeugende Nactoren, welchen jie in einem höhern 
Grade, als dem abjoluten Könige und feinem Beamtenheere, frei- 
willigen Gehorfam für die fategorifche Forderung zumuthete, daß 
fie Recht und Staatsbedürfnig genau gegeneinander wägen und das 
Berhältniß nicht überfchreiten würden. Zu diefem Vertrauen be- 
rechtigten die Vielzahl der Factoren, der durch allgemeine Wahlen 
bedingte Ursprung der VBoltsfammer und die Theilmahme der öffent- 
lichen Meinung, welche in der freien Preife, in der Yehrfreiheit, 
im Vereins-,- PBetitions- und Wahlrechte Jichtbare Organe erhielt. 

Wo nın die Staatsgewalt an das freie Ermefjen appellixt, muß 
jie die Nothwendigfeit und Zuläffigfeit in einem Gefeße beurfun- 
den; wo die Executive das Ermefjen frei üben will, muß jte 
auf ein Gejeß hinweifen umd darthun können, daß jie lediglich als 
Bertreterin des Gefeßes das Ermefjen in Anfpruc nehme. In den 
verfafjungsmäßigen Befugniffen des Königs aber liegt Feine Spur 
eines freien Ermefjens. Man darf fi von dem öfonomijchen 
Stil, in welchem die Berfaffung wie überall jo aud im Titel vom 
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Könige abgefaßt ift, nicht zu eimer falfchen Auslegung verführen 
lajfen. Ein Gefet, welches aus der Blüte der gefchiehtlichen Ent- 
wicelung gereift, aus dem durchdringendften Nampfe aller geiftigen 
Mächte hervorgegangen ift, und überall von den höchften Gefichts- 
punften geleitet wird, durfte und mußte vertrauen, daß c8 jtets in 
jeinem eigenen großartigen Geifte erfaßt werden würde. Cs durfte 
nicht nach Art der englifchen Specialgefete mit einfchränfenden oder 
erläuternden Claufeln fid) anfüllen, es brauchte nicht in dem einen 
Artikel auf den andern zu verweifen, um den Kurzfichtigen nad)- 
zuhelfen und den VBergeflichen zu erinnern. Guten Glaubens wird 
fein Staatsmann, fein VBerwaltungsbeamter, fein Nichter den Geift 
der Berfaffung misverjtehen, oder bei der Kritik des einen Grund» 
jatses den andern vergeffen, welcher nur räumlich auf dent Papier 
von jenem getrennt, doc geiftig aufs immigjte mit ihm verbunden 
ift. Niemand Tieft im Art. 47, daß der König alle Stellen des 
Staatsdienjtes bejett, ohne daran zu denfen, daß Fein bejoldetes 
Amt vergeben werden fanıı, für welches die gejetgebenden Factoren 
noch nicht das Geld bewilligt Haben, und daß jelbit ein bejtehendes 
Amt nicht neu bejett werden darf, wenn die Befoldung aus dem 
Stat geftrichen ift. Der Art. 51 erwähnt die Berufung der Kam 
mern als königliche Befugnig ohne jede Claufel. Dabei vergißt 
niemand, daß der König gezwungen ijt, jährlich und jpätejtens bis 
zum 14. Januar die Kammern zu berufen. Wer lieft in demfelben 
Artikel, daß der König ihre Situngen jchliegt, ohne daran zu dei- 
fen, daß er unter gewifjen Umftänden, wie vor der Dirchberathung 
des Budgets für das laufende Jahr, die Situng nicht fchliegen 
darf, wenn die Negierung nicht verfallungswidrig ohne Budget die 
Verwaltung führen joll? Ohne den übrigen Inhalt der Verfaffung 
geben die aufgezählten Befugnilfe jchon um deswillen fein wahres 
Bild von der füniglihen Gewalt, weil fie lediglid) den Nahmen 
für die Macht darjtellen und exit mit jubjtantiellem Inhalt ausge- 
füllt werden müffen, um zur Wirkfamtfeit zu gelangen. Die Ber- 
fündung und Ausführung der Gefete fett eine aufgerhalb der Ere- 
cutive wirfende Gewalt voraus, welde das Gejet gibt und die 
Ausübung diefer Befugniffe erforderlid) macht; die Stellenbefegung 
und der Oberbefehl über das Heer find, außer von den übrigen 
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gejeglihen Grundlagen, genau von den Geldimitteln bedingt, welche 
durch Gejet zu gewähren find und im gewährten Umfange über die 
Größe des Heeres und die Dotation der bejoldeten Amtsjtellen be- 
jtimmen. Wer an fchematifchen Eintheilungen Gefallen findet, fan 
unter den Befugniffen mehrere Arten unterfcheiden: die, wie Ver- 
fündigung der Gefeße, Berufung und Schluß der Kammern, nur 
ausführende Förmlichkeiten find; die, wie Stellenbejeßung, einen 
Gegenftand der Wirkfanfeit befommen, wenn das Gejeß die Mittel 
gewährt und die Art der Verwendung vorgefchrieben hat; endlich 
auch einige, wie das Necht der Begnadigung und Strafmilderung, 
die Verleihung von Drden und anderen Auszeichnungen ohne Bor- 
rechte, welche im fich fchon Mittel der Verwaltung und als joldhe 
ein für allemal dem Könige zugewiejen find. Aber welcher Art die 
Befugniffe auch find, fie fallen alle unter die gemeinjchaftliche Na- 
tur ihres Urfprungs; fie alle find nır Ermädtigungen, die Mittel 
zu verwenden, welche das Gejets der Executive zumeiit in der Bor- 
ausfeung des Bedürfniffes zu dem Zwed, damit der Staat den 
GSefeen gemäß regiert werde, damit das Gejet überall erzwingbare 
Achtung genieke. 

Einem Regierungsact ohne jtaatliches Bedürfnik fehlt die Be- 
rechtigung, einem Kegierumgsact ohne Achtung vor dem Gefete fehlt 
die Legalität. Deshalb fteht jeder Negierungsact unter der Ver- 
antwortlichfeit der Minijter (Art. 44). Wäre irgend einer von 
beiden Niückfichten frei, gäbe c8 irgend einen von Gefeß und Zwed- 
mäßigfeit Losgelöften Regierungsact, dann hätte es für ihn der 
Berantwortlichfeit nicht bedurft, und der Art. 44 wäre in Bezug 
auf ihn der fchlimmifte Eingriff in die Befugniffe der Krone md 
eine Berlekung ihrer Würde gewejen. Die Gegenzeihnung des 
Minifters für einen fonjt uncontrolivbaren Act wäre die Begrün- 
dung einer minijteriellen VBormumndfchaft über den König. In der 
verantwortlichen Gegenzeichnung nehmen die Minifter dem Kö- 
nige eine Zajt ab, mit welcher die Unverleglichfeit feiner Perfon 
nicht in Einflang zu bringen gewefen wäre; in der Gegenzeihnung 
ohne Berantwortlichfeit würde die Anmafung einer Erlaubniß 
liegen, gleich Lläftig und entwürdigend, wie das Imprimatur des 
Genfors. Wie jede Ausübung einer füniglihen Befugnig entweder 
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die Ausführung eines Gefees oder eine Verwendung angewiejener 
Mittel fein joll, To paht auf jeden Negierungsact die Kritik der 
Yegalität oder der Zwecmäßigfeit. Beiipielsweife die Stellen- 
bejeßung. Bedes bejoldete Amt erfordert Geld; jedes, aud) das 
unbejoldete, erfordert einen gefeglichen Schuß, welcher infofern die 
echte der Bürger einfchräntt, als ev Gehorfam für die Anordiumnts 
gen der Beamten gebietet und den Widerjtand jtrafbar macht. 
sedes Amt ift alfo von Gejete auf Kosten der Bürger ausgeitattet 
und der Ereeutive als Berufsmittel gewährt. Dede einzelne Ernenz- 
nung bildet deshalb einen Negierungsact, welchen der König in 
Perfon oder in Auftrag durch einen Beamten vollzieht. Für jeden 
Het diefer Art ift der Minifter verantwortlich), daR das Geiek 
nicht verlegt, daß 5. B. nicht etwa eine Perfon ohne die gejetslich 
vorgejchriebenen Deerfmale der Befähigung ernannt werde, verant- 
wortlich auch für den zweefmärigen Sebrauc des Mittels, daß nicht 
eine Berfon berufen werde, welche zu dem Amte untauglich, oder 
gar durch ihre Almtsgewalt dem Staatswohle und der Sejetesherr- 
ichaft gefährlich ift. 

Die Verantwortlichfeit erftreeft fi ihrer Natur nach nicht mur 
auf die vollzogenen Handlungen der Executive, fondern aud auf 
ihre Unterlafjungen. Kein angewiefenes Mittel darf durch Mis- 
brauch verfchwendet werden, ebenjo wenig darf cs zur Gefährdung 
de8 Staates umnverwendet bleiben. Die Mettel werden gewährt, 
weil ihre Berwendbarfeit für das Staatswohl notwendig erjcheint; 
die Executive wird von der Pflicht getragen, daß fie das Nothwens 
dige ausführe. Yäßt fie ein gewährtes Mittel unbenugt, To ent- 
jchuldigt entweder eine |päter fich erweilende Unangemefjenheit die 
Unterlaffung, oder fie hat ihre Gewalt gemisbraudht. Gefett, die 
-erledigten Amtsjtellen blieben jfümmtlich unausgefült; eine Desor- 
ganifation aller jtaatlichen Berhältniffe wäre unvermeidlich, und die 
Grecutive trüge die Schuld. In der Vollmaht zur Bildung der 
Erjten Kammer it dem Könige die Ernennung neuer Mitglieder 
ohne Einfchränfung in der Zahl überlaffen worden. Eine Nanınter 
nit erblichen und Lebenslänglichen Mitgliedern, wie fie gefchaffen 
werden jollte, war nicht ohne Gefahren. Ueberwiegen in ihr die 
Unabhängigen und Einflußreichen, jo ift eine dem Geifte der Ver: 
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faffung widerftrebende ariftofratifche Politik, überwiegen die Kleinen 
und Unangejehenen, jo ijt eine Furzfichtige und eigenmütßsige Politik 
zu fürdten. Steine der beiden Strömungen, wie überhaupt feine 
der volfsthümlichen feindliche Bolitif würde die Verfaffung ohne 
Mittel zur Abhülfe vertragen fünnen. Es ift befannt, daß felbjt 
die vamaligen Abgeordneten nicht zu bewegen gewejen find, eine 
Erjte Kammer ohne Wahlen mit einer gejchloffenen Mitgliederzahl 
zu gewähren, und dag in der unbejchränften Ernennungsbefugniß 
des Königs das Hülfsmittel gegen die Gefahren gefucht und ges 
funden wurde, Uebt die Executive im Moment der Noth die Be- 
fugniß nit aus, und leidet das öffentliche Wohl einen Schaden 
darunter, der dur) das angewiejene Mittel der Neuernennung hätte 
abgewehrt werden fünnen, jo hat ihr misbräuchliches Verhalten den 
Schaden verjchuldet. Selbit die vorläufige Abhülfe durch VBerord- 
nungen mit Gejetesfraft ift beim BVBorhandenfein der VBorausjetuns 
gen, unter welchen das Gejet fie gejtattet, eine dringende Bflicht 
der Ereentive und nicht blos im ihren guten Willen gelegt. Daj- 
jelbe gilt von jeder andern Befugnif. Eine Unterlaffung fann 
nicht gegengezeichnet werden, aber die Gegenzeichnung it nur eine 
ichriftlihe Beurkundung, nit die Quelle der Berantwortlichkeit. 
Durch die Namensunterfchrift tritt ein bejtimmmter Meiinifter als ihr 
Träger hervor umd leitet unter Umftänden die Berantwortlichfeit von 
den nicht unterjchreibenden Collegen ab, aber mit oder ohne Nanıens- 
unterfchrift muß für jeden verantwortlichen Fall eine verantwort- 
lihe Berfon eintreten. Entjprechend diejer Idee find die beiden 
Sübe des Art. 44 geordnet: „Die Minifter des Königs find ver- 
antwortlih. Alle Negierungsacte des Königs bedürfen der Gegen- 
zeichnung eines Minifters, welcher dadurd die Verantwortlichkeit 
übernimmt.“ 

Die Executive it auf die ihr gejetlic) angewiejenen Meittel 
bejchränft, ijt verpflichtet, diefe weder durdy) Miisbrauch noch durch 
unterlaffenen Gebraud) zu verfchwenden, und die Minifter find da- 
für verantwortli. Wie in jedem Staate irgend jemand die Erxe- 
eutive handhaben muß, jo muß im comjtitutionellen Staate 
irgend ein Organ vorhanden fein, welches eine beitändige und wirf- 
jame Aufjicht über die Handhabung der Erecutive innerhalb ihrer 
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Schranken ausübt und die Neinifter verantwortlich hält. "ehlte 
ein Jolches Drgan, jo würde die Executive wiederum ihre Selbit- 
aufjicht übernehmen, und nicht nur alle Merkmale des modernen 
Abfolntismus würden zurückehren, fondern das Brincip jelbjt würde 
wiederhergejtellt jeim.  Selbitveritändlih wie im monarchifchen 
Preugen die Ereeutive dem Könige, fiel die Aufficht der Volfsver- 
tretung zu. Das Bolk hat die Mittel zu leiften, mit welchen der 
Staat verwaltet wird, ihm follen aus denfelben Mitteln die Wohl- 
thaten aller jtaatlihen Einrichtungen zugewendet werden; die Auf: 
jiht, welche über das Berhältnif zwifchen beiden wacht, gebührt 
aljo feiner Vertretung. Der Begriff der Aufficht und ihr Umfang 
befähigen hierzu nur ein Organ, welches in jeinem Anjehen über 
den verantwortlichen Miniftern jteht und innerhalb jeines Berufs 
bis an das Anfehen des Trägers der Ereeutive hinanveicht. Auch 
in diefev Nücficht war fein anderes Organ denkbar, als die Volfe- 
vertretung. Die Berfaffung Hat fie dazır bejtinmmt und mit allen 
erforderlichen Hülfsmitteln ausgeftattet. Das Prineip hat fie 
nicht ausgefproden, wie ja in analoger Weife die Nevifionsfant- 
mern mit beveehnender Abficht davon Abjtand genommen haben, die 
Stellung des Königs principiell oder anders als in feinen Befug- 
nifjen zu umfchreiben, aber fie befundet es in den einzelnen DBe- 
timmungen don umnverkennbarer Nichtung und QTragweite. Die 
Befugnif der Minifteranflage ift jeder Kammer beigelegt, und jede 
Kammer für fich it mit den Mitteln verjfehen, von jedem Staats- 
act Kenntni zu nehmen, jede Handlung und Unterlaffung, ihre 
beitimmenden Urfachen, begleitenden Umftände und Kolgen in der 
ihr geeignet fcheinenden Weife zu unterfichen. Die Minifter müf- 
jen ihr jederzeit Rede jtehen und ER Auskunft exrtheilen, 
und e8 ift nicht nur ihren einzelnen Mitgliedern gejtattet, mit voller 
Sreiheit in der Debatte ihre Meinungen billigend oder misbilfigend 
zu äußern, jondern auch. die Kammer in ihrer Gefammtheit fan 
ihre Kritik im ein fürmliches Urtheil fleiden und in Beichlüffen, 
felbft in Adreffen an die Krone verfünden. Dies alles find poji- 
tive Vorfchriften der Verfaffung (Art. 60, Abjas 2, Art. 61, 80, 
S1, 82). Und daß in ihrem Berufe die Kammer iches andere 
itantlihe Drgan weit überragt und bis an die Krone hinanveicht, 
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driickt ihre Unverleglichfeit aus. Ihre Mitglieder fünnen wegen 
ihrer Abftimmungen niemals verantwortlich gemacht werden, umd 
jelbit ihre in der Kammer ausgefprochenen Meinungen find mv 
eine innere Angelegenheit dev Kammer, welche augerhalb niemals 
verfolgt werden dürfen (Art. S4, Abfas 1). Die Mitglieder der 
Kammer find alfo in ihrer Wirkfamfeit dem Einfluffe des Gejetes 
entzogen, eine Eigenfchaft, welche nur an dem Träger der Krone 
fich wiederfindet. Wie und in welcher Weife die Bolfsvertretung 
ihre Aufficht wirffam zu machen hat — denn daß die Anklage 
befugnißg nicht die einzige Weife ift, liegt Kar auf der Hand umd 
ift deutlich ausgefprochen —, wie namentlich die Bewilligung der 
Mittel zur Aufficht über die Verwendung fich verhält, das muß ic) 
einer jelbftändigen Betrachtung über die verfaffungsmäßige Stellung 
der Minifter und der Kammern vorbehalten. Hier genügt, daß die 
Berfaffung unzweidentig die unbefchränfte Aufficht der Volfsvertre- 
tung anvertraut, und daß fte hierin nur gethan hat, was ji von 
jelbit ergab. 

Die Aufficht über den richtigen Gebrauch der Executive muß 
jo weit gehen, wie die Bewilligung der Mittel von den Kammern 
abhängt und die Verantwortlichfeit dev Minister reicht. Yeicht er- 
fennt man daran die Begriffsverwirrung, welche viele Staatsmärt- 
ner Preußens beherrfcht, daR die Minifter gewohnhettsmäkig der 
Sontrole der Kammer ihre Verantwortlichfeit entgegenjegen. Die 
Berantwortlichkeit ift es ja, welche ihr Verhalten der Crörterung, 
der Billigung und Misbilligung dev Kammer unterwirft. Dder 
welhe Abwehr verbinden die Minifter jonft mit der vorge: 
ihütten DVerantwortlichfet? Etwa daß die Kammer anflageır 
müjje? Aber det Meiniftern it die Thatjache nicht unbekannt, daß 
der Anklage noch die gejeßlihe Form fehlt, und fie müjfen vechtlich 
wiffen, daß die Anklage der ftärkite, aber nicht der einzige Ausdrud 
der Auffichtsbefugnig it; nicht jede tadelnswerthe Negierungshand: 
fung macht den Minifter anflagereif, der Kammer aber ftehen 
verfchiedenartige umd werfchiedengradige Formen des Nathes, der 
Warnung, der Misbilfigung und des Tadels zu, und nicht 
allein die ftrengfte der Anklage. Ungeachtet diefer einfachen, fait 
elementaren Erörterung haben in jeder Seffton die Minifter aller 
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Barteirichtungen, oft unter Billigung liberaler Abgeordneten, die 
Berantwortlichfeit als Schild vorgehalten, um die Aufficht der 
Bolfsvertretung abziivehren. Yon der umberechtigten Abwehr zum 
ungerechtfertigten Angriffe ift mr ein Schritt, die Staatsmänner 
haben ihn gethan; von der Vertheidigung der Weinifter mit der 
Berantwortlichfeit gingen fie zum Angriffe auf die Nammer über, 
mit den Borwirfe des Eingriffs in die Erecutive Wie viel 
iind diefe Worte abfichtlich misbraucht, wie viel aus Unklarheit 
misverjtanden worden. Graf Schwerin war ein über jeden Vers 
dacht der böfen Abficht erhabener Neinifter, aber er machte den hält 
figften Gebrauch von diefen Worten. Als die Untauglichkeit eines 
in der öffentlichen Meinung verunglimpften Bolizeipräfidenten zum 
polizeilichen Yeiter der Hauptjtadt erörtert wırde, war Graf Schwe- 
vin fofort mit der VBertheidigung und dem DVorwurfe zur Hand, 
daß der Gegenjtand unter feine Werantwortlichkeit fiele und nicht 
vor die Kammer gehörte, daß die Einmifchung der Kammer in die 
ESreeutive eingriffe. Gleiches geichah, als der Schaden erörtert 
wurde, welchen der Staat durch die Ichlechte Befetsung hoher Aent- 
tev erlitte. Wie jedoch hätte in diefen Füllen die Kammer mit 
ihrer Aufficht das Gebiet der eigenen Befugnig überfchreiten und 
in das der Ereentive eingreifen fünnen? Das Gefeß hat die Stelle 
des Polizeipräfidenten gefchaffen, um die bürgerliche Nuhe der 
Stadt zu überwachen, und mit vielen Machtvollfonmmenheiten be- 
fleidet, welche alle zum Wohle der Stadt benutt werden follen. 
Zu demjelben Zwee hat die Kammer den entfprechenden Yusgabes 
poften im tat als nütslich und nothwendig bewilligt. Sie ermit- 
telt, oder glaubt zuverläffig ermittelt zu haben, daR die ernannte 
Berfon nicht nur die Nuhe nicht bewacht, Tondern bewirkt oder fahr- 
Läffig die Umvuhe befördert; fie hält das gejetstich gewährte Amt 
und die in ihm liegende Möglichkeit des Schutses chlecht verwen- 
det, die Befoldung Fchlimmer als weggeworfen umd den vorgefchrie- 
benen Sehorfam für die zwechvidrigen Anordnungen eines jolchen 
Beamten ungerechtfertigt. Wenn fie darüber den Meinifter, der 
ruhig zuzufehen fcheint, zur Nede ftellt und von ihm fordert, irgend 
eine gefetslich geftattete Miakvegel zur Abwehr des Uebels zu er- 
greifen, was anders ift dies, als ein legaler Act ihrer Anfficht? 
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Dder die Befeung anderer hoher Aemter. Nur von jolden war 
die Rede, deren Inhaber von der Executive gejeslich zur Dispo- 
fition gejtellt werden dürfen. Die Vollmacht, welche das Gejet 
hierin der Executive eingeräumt hat, muß gebraucht werden, wenn 
c8 moththut; ob es moththue, muß die Regierung beurtheilen, 
aber die Volfsvertretung beauffichtigt das Urtheil. Herr von Binde, 
der beide Fragen angeregt und in beiden den richtigen Gejtchtspunft 
eingehalten hat, erklärt dagegen in einer darauf folgenden Seljion 
den Rath an die Krone, die Minifter zu entlaffen, für einen Ein- 
griff in die Executive, objhon die Ernennung und die Entlajjung 
der Minifter mit der Bejeung der Amtsjtellen gleichwiegende Be- 
fugnifje des Königs, beide Hülfsmittel dev Verwaltung und beide 
des Misbrauchs gleih fähig find. Der Yuftizminifter Simons 
pflegte eine große Anzahl erledigter Aichterjtellen eine Zeit lang 
unbefetst und dur) commifjarifche Vertreter verwalten zu lafien, 
welche nad feinem Willen jpäter den erledigten PBojten erhielten 
oder an ihre frühere Amtsjtelle zurückfehrten und die zeitweilig 
aus der Bertretung ihnen erwachienen WVortheile wieder einbükten. 
Er erreichte Zweierlei, welches zufammten einen jcheinbaren Yor- 
theil und eine wirkliche Verlegung dev Berfaifung daritellte. Er 
gewährte für die Vertretung weniger als die an fich Fchon Färglichen 
Bejoldungen und jparte dadurd an etatmäßig bewilligten Geldern, 
objchon er ohnehin in feinem Departement Ueberichüife evzickte, 
und er erhielt in den etatmäßigen Stellen Richter auf Probe, was 
die Verfaffung pojitiv verbietet. So Har der Misbrauch zu Tage 
(ag, jo warf er doch der mahnenden Kammer einen Eingriff in 
die Executive vor. Das Minijterium Manteuffel erklärt Nefolu: 
tionen in auswärtigen Angelegenheiten für einen Eingriff; Devr 
von der Heydt will mit demfelben VBorwurfe die Kritik über die 
Auflöfung der Kammer troß des fehlenden Budgets ausfchliegen, 
das Meinifterium Auerswald jede Andentung auf eine Beichieung 
des Herrenhaufes verwehren. 

Die Kammerverhandlungen find vollgepfropft mit Beifpielen, 
in denen das Berfchiedenartigite für einen Eingriff erklärt wird, 
und belehrend ift die oft wiederkehrende Erjcheinung, daß derfelbe 
Staatsmann heute einen Antrag mit den Kriterien eines Gin: 
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ariffes befämpft, und morgen eine von ihm jelbjt angeregte Maf- 
vegel vertheidigt, auf welche jene Striterien ‘genau pafjen. Denn 
mv die jeweiligen Deinifter find ftetS bereit, Alles und Jedes, was 
wie SKritif einer Negierungshandlung und Anvathen einer be- 
jtimmten Mafregel Elingt und nicht zu ihren augenbliclichen Ab- 
jichten jtinmt, unter den „Eingriff zu bringen, während jeder 
andere Staatsmann irgend einmal erfährt, daß die Aufficht der 
Kammer an d»iefer Klippe zu Grunde gehen müßte, und irgend 
einmal feine eigenen Gründe widerlegt. Selbjt Stahl muRte fchon 
unter dem Neinifterium Meanteuffel einen Beitrag liefern. 

Allen diefen Widerfprüchen Tiegt dafjelbe Misverjtändnig zu 
Srumde, als ob es in der Staatsgewalt ein Gebiet gäbe, welches 
mm der Greeutive umd nicht zugleich der Aufficht der Volfsver- 
tretung zugängli wäre Innerhalb diefes Gebietes würde das 
Königthum in derjelben Weife abfolut fein, wie e8 vor der Herr- 
ichaft der Verfaffung war; die Verfaffung hat aber den Abjolutis- 
mus gänzlich aufgehoben und fenmt auch nicht feinen theilweifen 
Fortbejtand. Nie und nirgends joll die Executive anders als mit 
den ihr angewiefenen Mitteln die Angelegenheiten des Staates 
verwalten, wie darf fie die angewiefenen Mittel unangewendet 
laffen, wenn das Staatswohl die Verwendung erfordert, und über- 
all find die Minifter verantwortlich. Wie mit der Verantwort- 
lichkeit der Minifter, jo it jede Handlung und Unterlaffung der 
Sreeutive auch mit der Aufficht der DVolksvertretung vermwoben. 
Feder Gegenftand, mit welchem die Executive ji) bejchäftigt Hat, 
oder fich hätte befchäftigen dürfen, ift der Aufficht unterworfen; dies tit 
eine Umfcreibung des Verfaffungsartifels, welcher die Grundfäße 
über die Verantwortlichfeitt der Minijter niederlegt und zugleich 
die Befugniffe der Krone einleitet (Art. 44). Denen aber, welchen 
die Ausfonderung irgend eines unverantwortlichen Vorbehaltes für 
die Erecutive beliebt, fchtweben verschiedene Gefichtspunkte und Ziele 
vor, ‚fie werden deshalb nie zu einer gemeinjamen Kegel, und 
feiner von ihnen wird je in ich felbft zu einem Flaren Begriffe 
gelangen, weil die Verfaffung und die leitende Idee des modernen 
preufifchen Staatsrechts feinen greifbaren Anhalt dazu bietet. 
Müpig ift die Furcht, als ob eine Kammer je unter dem Scheine 
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der Aufficht unvermerft in die Executive eingreifen werde. Beauf- 
jichtigen läßt fi eben nur das, was zu vollbringen das Amt 
eines andern ift. Die beiden Begriffe jchliegem jich wechjelfeitig 
aus, und es ijt undenkbar, wie diejelbe Handlung unter beide 
zugleich) fallen, oder wie bei irgend einem Aecte der Stanımer die 
Merkmale jchwanfend oder undeutlich fein jollten. Die Ktanımer 
greift in die Executive ein, wenn fie die Vollziehung ihrer Mei- 
nung felbjt in die Hand nimmt. Wenn fie, in den angeführten 
Beifpielen, den Polizeipräfidenten des Amtes entjeßt umd einen 
andern ernannt, an die von ihr getadelten Beamten einen Befehl 
zur Nachadhtung gerichtet, das Weinifterium für entlajfen erklärt 
oder als entlaffen behandelt, den Gejandten mjtructionen zuge 
ihiet hätte, jo würde niemand einen jolchen angemaßten Negie- 
rungsact mit dem Borwande der Aufficht Haben umhüllen fünnen. 
Eine Kammer, welche in diefer Weife zur Vollziehung von Negie- 
rungsacten fchreitet, verfucht, in ih Aufficht und Crecutive zu 
vereinigen und ji) jo abjolut zu machen, wie das KNönigthun vor 
der Verfafjung gewejen ift. Ganz ebenjo fehrt die Regierung, 
welche irgendwo die Aufficht der Kammer als unberedtigt zurüc- 
weift, zum verfaliungswidrigen Abjolutisinus zurüd. Die Bes 
willigung der Mittel geht voran, die Aufficht folgt der Erecutive 
als bejtändige Begleiterin; alle dvei find unzertrennlich und ver- 
halten jich zu jeden einzelnen Negierungsacte wie drei Merkmale 
dejfelben Begriffes. Wer dies für eine [hädlihe Schwächung des 
föniglichen Anfehens, für eine dem Staatswohle unförderliche Ein- 
dämmung des Föniglichen Negimentes ausgibt, der jteht mit feinen 
Urtheile außerhalb der Berfaffung. Das Anfehen des Königs fann 
in eimem Nechtsjtaate, in welchem Willfüv und Ueberhebung zu 
den jchlimmften bürgerlichen Untugenden gezählt werden, durch die 
Adhtung vor dem Gefete feinen Schaden leiden. Hier fteigt das 
Anfehen des Königthums, je feiter die Bürgichaft dagegen it, je 
ferner der Gedanke vüct, daß die Unverleglichkeit der Perfon zur 
umrügbaren Misachtung des Gefetses führen könnte. Die Erecutive, 
welche jtets mit ihren Wünfchen und Meinungen gehört wird, alle 
verfügbaren Mittel, deren Bedürfnig für das Staatswohl fie nad)- 
zumweifen vermag, angewiejen erhält, über alle Hülfsmittel verfügt, 
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ans denen der überzeugende Nachweis eines vorhandenen Bedürf- 
niljes zu jchöpfen ift, und in der erlaubten Verwendung der ans 
gewiefenen Meittel den freieften Spielraum hat, Teidet nicht an 
lähmender VBerfümmerung des Berufes. Zwifchen dem Guten und 
dem Bejten gibt es ein weites Feld für die Weisheit der Erecus- 
tive; vedlicher Sinn und wachjame Kähigfeit machen die Verant- 
wortlichfeit der Miinifter gefahrlos. Kine Kammer, welche. aus 
allgemeinen Wahlen hervorgegangen tft, wird fich nicht leicht von 
einem fähigen, dem Geifte der Verfaffung treuen Minifterium [o8- 
jagen oder gar grumdlos in eine fhyjtematische Oppofition ji) ver- 
irren. Wenn ein Zufall fie auf folche Abwege führt, wird fie 
niemals die Billigung des wählenden Volkes erhalten, und die 
gehemmte Crecutive braucht blos an das wählende DBolf zu 
appelliven. 

Der Teste Vorwinf einer unmöglichen Negierung ift immer 
gegen das Wolf gerichtet. Weit feinen Vertretern nicht regieren 
fünnen heißt, es lafje jich unter der Theilnahme des Volkes nicht 
regieren. Im abjolut vegierten Staate ift dies eine Nechtfertigung 
der Selbitherrfchaft; im conftitutionellen wird das Befenntniß zur 
Anklage der Unfähigkeit gegen die Regierung. Die Sicherheit, daR 
das theilmehmende Volf niemals den Staat in Gefahr des Unter- 
ganges bringen fanı, daß die vom Volke getragene und von feiner 
Bertretung beaufjichtigte Erecutive das Wohl und die Sicherheit 
des Staates beffer bewacht, als eine abjolute Negterung, bildet 
die Bafis der Verfaflung. Eine Kegierung, welde in irgend einem 
Salle ein verfaffungsmäßiges Necht der Bolfsvertretung misachtet und 
vechtfertigend vorfchütt, daß die Thätigfeit derfelben den Staat 
bedrohe, rüttelt an der Bafis der Verfaffung und mur bis zum 
Berfuiche des Umfturzes vorfchreiten. Denn vor willfürlich gezoge- 
nen und umbefeftigten Grenzen zieht jich weder der Angriff, noc 
die Vertheidigung zurüd. 
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